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Schreiben des Bundeskanzlers — 14 (311) — 25002 - Bi 24/78 — 

vom 22. Februar 1978: 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos-
senen Bericht über die strukturellen Probleme des föderativen 
Bildungssystems. 

Die Vorlage des Berichts ist in der Regierungserklärung vom 
16. Dezember 1976 angekündigt worden. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft. 

Der Bericht enthält eine Übersicht über Strukturfragen im Bil-
dungswesen der Bundesrepublik Deutschland und über Pro-
bleme des Entscheidungssystems im föderativen Bildungs-
wesen. In einer gemeinsamen Besprechung der Regierungschefs 
von Bund und Ländern am 17. Februar 1978 haben die Minister-
präsidenten angekündigt, daß sie beabsichtigen, zu dem Inhalt 
des Berichts Stellung zu nehmen. Die Bundesregierung begrüßt 
diese Absicht. Einem Vorschlag der Regierungschefs der Länder 
entsprechend ist ein weiteres Gespräch über den Bericht für den 
12. Mai 1978 vereinbart worden. 

Die Bundesregierung wird nach der Besprechung mit den Regie-
rungschefs der Länder im Mai über ihre Schlußfolgerungen 
aus der im Bericht dargelegten verfassungspolitischen Bewer-
tung der bundesstaatlichen Aufgabenverteilung im Bildungs-
wesen beschließen und den Deutschen Bundestag sowie den 
Bundesrat darüber unterrichten. 
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Im Hinblick auf das weitere Gespräch mit den Regierungschefs 
der Länder bitte ich, eine Sachberatung über den Bericht im 
Deutschen Bundestag nicht vor der zweiten Hälfte des Monats 
Mai vorzusehen. 

Der Bericht über die strukturellen Probleme des föderativen 
Bildungssystems sowie Bleichlautendes Schreiben sind dem 
Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet worden. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551  

Bericht der Bundesregierung 
über die strukturellen Probleme des föderativen Bildungssystems 

Inhaltsverzeichnis 
Seite 

Einleitung  	5 

Aufgabe des Berichts  	5 

Aufbau des Berichts  	6 

Überblick über das Bildungswesen  	6 

1 Grundzüge  	6 

2 Übergänge, Abschlüsse und Berechtigungen im Bildungswesen  	10 

3 Kompetenzverteilung des Grundgesetzes  	10 

4 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	11 

A. Strukturfragen im Bildungswesen  	12 

Kapitel 1: Bildungspflicht  	12 

1 Zusammenfassung  	12 

2 Zuständigkeiten  	12 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	12 

4 Vorhandene Bildungspflichtregelungen  	13 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	14 

Kapitel 2: Übergang von der Grundschule  	15 

1 Zusammenfassung  	15 

2 Zuständigkeiten  	16 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	16 

4 Vorhandene Regelungen des Übergangs von der Grundschule  	18 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	21 

Kapitel 3: Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbereichs I (Mittelstufe) 	23 

1 Zusammenfassung 	  23 

2 Zuständigkeiten  	23 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	24 

4 Vorhandene Regelungen der Übergänge und Abschlüsse des Sekundar
-bereichs I  	25 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	27 

Kapitel 4: Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbereichs II (Oberstufe) 	28 

1 Zusammenfassung 	  28 

2 Zuständigkeiten  	29 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	30 

4 Vorhandene Regelungen der Übergänge und Abschlüsse des Sekundar

-

bereichs II  	32 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	36 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Seite 

Kapitel 5: Übergänge und Abschlüsse in den übrigen Bildungsbereichen 	 39 

1 Hochschulbereich  	39 

2 Weiterbildung 	  40 

Kapitel 6: Abstimmung der Ausbildungsinhalte in der beruflichen Bildung 	41 

1 Zusammenfassung 	  41 

2 Zuständigkeiten  	41 

3 Vorhandene Regelungen 	  41 

4 Vereinbarungen zur Abstimmung der Ausbildungsinhalte  	44 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	47 

Kapitel 7: Lehrerausbildung  	48 

1 Zusammenfassung 	  48 

2 Zuständigkeiten  	49 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit  	49 

4 Vorhandene Regelungen der Lehrerausbildung  	50 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen  	53 

B. Bundesstaatliche Aufgabenverteilung im Bildungswesen und Vorschläge 
für eine Neuordnung 	  55 

1 Strukturfragen im Bildungswesen und Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse  	55 

2 Parlamentarische Entscheidung und Kontrolle im Bildungswesen  	58 

3 Föderale Gewaltenteilung und Neuordnung der Aufgabenverteilung  	64 

Materialien-Anhang  	67 

A. Vereinbarungen der Länder  	69 

B. Bund-Länder-Vereinbarungen 	  110 

C. Forderungen politischer Parteien und Vereinigungen 	  113 

D. Bildungspolitische Zwischenbilanz des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft, Februar 1976 	  116 

E. Stellungnahmen einzelner Politker 	  118 

F. Gutachten 	  130 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551 

Einleitung 

Aufgabe des Berichts 

1. In der Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 hat die Bundesregierung auf die Notwendig-
keit hingewiesen, die gesamtstaatliche Verantwor-
tung für die Strukturen des Bildungswesens zu stär-
ken. Sie hat dabei auf die Sorgen vieler Bürger auf-
merksam gemacht, die nicht verstehen, daß ihre Kin-
der schulisch und beruflich benachteiligt werden, 
weil es keine gesamtstaatlich gleichen Bedingungen 
im Bildungswesen unseres Landes gibt. 

2. Die Bundesregierung hat in der Regierungs-
erklärung angekündigt, daß sie dem Deutschen 
Bundestag einen Bericht über die strukturellen 
Probleme unseres föderativen Bildungssystems vor-
legen und dabei prüfen werde, ob und wie die Not-
wendigkeit einheitlicher Lebensverhältnisse im gan-
zen Bundesgebiet bundesgesetzliche Regelungen 
sinnvoll erscheinen läßt. Sie hat darauf hingewiesen, 
daß Besorgnisse hinsichtlich der Aufrechterhaltung 
einheitlicher Lebensverhältnisse gegenwärtig vor al-
lem auf den folgenden Gebieten bestehen: 

— Bei der Regelung der Dauer der Bildungsgänge 
und insbesondere der Schulpflicht, 

— bei der Gestaltung des Zugangs zu den einzel-
nen Stufen des Bildungssystems, 

— bei der Bewertung und Anerkennung von Ab-
schlüssen, 

— bei der inhaltlichen Ordnung der beruflichen Bil-
dung, insbesondere bei der Abstimmung von 
Rahmenlehrplänen für Berufsschulen und Ausbil-
dungsordnungen für die Betriebe, 
und 

— bei der Lehrerausbildung. 

Diese in der Regierungserklärung gegebene Über-
sicht bestimmt den Aufbau und die inhaltlichen 
Schwerpunkte des Berichts. 

3. Die Diskussion über die gesamtstaatliche Ver-
antwortung im Bildungswesen und über die Funk-
tionsfähigkeit unseres föderativen Bildungssystems 
ist in den letzten Jahren durch Gerichtsurteile zum 
Parlaments- und Gesetzesvorbehalt für wesentliche 
Entscheidungen im Schulbereich vertieft worden. 
Kritisiert wurde insbesondere, daß für den Bürger 
wichtige Entscheidungen im Bildungswesen in vielen 
Fällen nicht von den Parlamenten, sondern von den 
Regierungen, deren Verwaltungen und den von ih-
nen geschaffenen Koordinationsgremien getroffen 
werden. Auch die Landesparlamente fordern zuneh-
mend eindeutige und konkrete gesetzliche Regelun-
gen anstelle der bisher geübten Vereinbarungspra-
xis der Landesregierungen. 

4. Der Bericht muß sich deshalb auch der Frage 
stellen, ob das Grundproblem, einerseits vergleich-
bare Bedingungen in den Bildungsangeboten als 
Voraussetzung für Chancengleichheit, Freizügigkeit 
und Mobilität und andererseits eine ausreichende 
parlamentarische Kontrolle und Legitimation zu 
sichern, bei der gegenwärtig geltenden Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Bundesländern be-
friedigend gelöst werden kann. Nach dieser Kompe-
tenzverteilung sind für das Bildungswesen überwie-
gend die Länder zuständig. Wenn alle Landesparla-
mente, um eine Auseinanderentwicklung im Bil-
dungswesen zu verhindern, einer von den Regierun-
gen ausgehandelten einheitlichen Regelung durch 
Gesetzesbeschluß zustimmen oder sie jedenfalls hin-
nehmen müssen, können ihr Entscheidungsspiel-
raum und ihre Verantwortung vielfach aber kaum 
mehr als formale Bedeutung haben. Andererseits ist 
erfahrungsgemäß eine abgestimmte Meinungsbil-
dung zwischen den Regierungen oft nur möglich, 
wenn in die ausgehandelten Vereinbarungen dehn-
bare und auslegungsbedürftige Kompromißformeln 
aufgenommen werden. Dies führt wiederum häufig 
zu einer von Land zu Land verschiedenen und ins-
gesamt unübersichtlichen Durchführung der gemein-
samen Beschlüsse. Auch der Bürger und Wähler 
kann die komplizierte Vereinbarungspraxis mit not-
wendigerweise einstimmigen Kompromißentschei-
dungen nicht mehr durchschauen und kontrollieren. 
Die Vereinbarungen lassen in der Regel nicht er-
kennen, in welchem Umfang jede einzelne Regie-
rung und Verwaltung für eine gemeinsame Entschei

-

dung tatsächlich Verantwortung trägt. 

5. Die von diesen Entscheidungen in erster Linie 
Betroffenen — die Schüler, Auszubildenden und Stu-
denten, die Eltern und Lehrer — erwarten zu Recht, 
daß auch in einem Bundesstaat ein Mindestmaß an 
notwendiger Einheitlichkeit im Bildungswesen als 
Voraussetzung für Freizügigkeit, Mobilität und 
Chancengleichheit im Bildungswesen und Beschäfti-
gungssystem gesichert wird. Auch eine besser ab-
gestimmte Beziehung zwischen dem Bildungs- und 
dem Beschäftigungssystem ist ohne gesamtstaatliche 
Entscheidungen über die Bildungsabschlüsse, über 
den Zugang zu Bildungsgängen und die inhaltliche 
Ordnung der beruflichen Bildung nicht möglich, die 
das „Angebot" des Bildungswesens entscheidend be-
einflussen. 

6. In einem föderativen Bildungssystem sind Enga-
gement und Wettbewerb der Länder um Verbesse-
rungen im Bildungswesen ebenso erforderlich wie 
einheitlich zu gestaltende, gesamtstaatliche Rahmen-
bedingungen. Einheitliche Strukturentscheidungen 
können dabei nicht zum Ziel haben, eine bestimmte 
Bildungspolitik einseitig mit zentralstaatlichen Mit-
teln durchzusetzen oder zu verhindern. Überlegun- 
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gen zur bundesstaatlichen Zuständigkeitsordnung 
müssen vielmehr in erster Linie dazu dienen, die 
Funktionsfähigkeit der föderativen Ordnung durch 
eine Entflechtung der Verantwortungsbereiche und 
durch eine vernünftige Aufgabenverteilung zwischen 
Bund und Ländern mit durchschaubaren Entschei-
dungsprozessen zu stärken. Es kommt darauf an, 
daß die Volksvertretungen und Gesetzgebungskör-
perschaften im Bundesstaat wieder selbständige Ent-
scheidungen treffen können und in wichtigen Fragen 
nicht lediglich bildungspolitische Vollzugsorgane der 
überregionalen Regierungs- und Verwaltungsgre-
mien darstellen. 

7. Der hiermit vorgelegte Bericht gibt einen Über-
blick über Strukturprobleme in den von der Regie-
rungserklärung genannten Gebieten des Bildungs-
wesens. Er wägt zwischen den Forderungen nach 
notwendiger Einheitlichkeit im Bundesgebiet, nach 
Wettbewerb und Vielfalt im Bildungswesen und 
nach parlamentarischer Kontrolle ab und zeigt Be-
urteilungskriterien für eine Neuordnung der Kom-
petenzverteilung auf. 

Aufbau des Berichts 

8. Der Bericht ist in zwei Hauptteile (Teil A und B) 
gegliedert, denen in der Einleitung ein Überblick 
über das Bildungswesen vorangestellt wird. 

9. Der Abschnitt „überblick über das Bildungswe-
sen" der Einleitung (S. 6 bis 11) enthält eine Über-
sicht 
— zur Gliederung des Bildungswesens, 

— zur Schulpflicht, 

— zu den Einrichtungen des Bildungswesens, 

— zu den Übergängen, Abschlüssen und Berechti-
gungen im Bildungswesen, 

— zur Kompetenzverteilung des Grundgesetzes und 

— zu den Vereinbarungen der Länder und von 
Bund und Ländern zur Sicherung der Einheitlich-
keit. 

10. Teil A „Strukturfragen im Bildungswesen" 
(S. 12 bis 54) ist entsprechend der Ankündigung der 
Regierungserklärung 1976 in die folgenden sieben 
Kapitel gegliedert: 

Kapitel 1: Bildungspflicht (S. 12 bis 15) 

Kapitel 2: Übergang von der Grundschule (S. 15 
bis 23) 

Kapitel 3: Übergänge und Abschlüsse des Sekun-
darbereichs I (Mittelstufe) (S. 23 bis 28) 

Kapitel 4: Übergänge und Abschlüsse des Sekun-
darbereichs II (Oberstufe) (S. 28 bis 39) 

Kapitel 5: Übergänge und Abschlüsse in den übri-
gen Bildungsbereichen (S. 39 bis 41) 

Kapitel 6: Abstimmung der Ausbildungsinhalte in 
der beruflichen Bildung (S. 41 bis 48) 

Kapitel 7: Lehrerausbildung (S. 48 bis 54) 

Die Darstellung der Einzelkapitel in Teil A folgt in 
der Regel einem einheitlichen Aufbau: 

1. Zusammenfassung der Ergebnisse 

2. Zuständigkeiten von Bund und Ländern 

3. Vereinbarungen der Länder und von Bund und 
Ländern zur Sicherung der Einheitlichkeit 

4. Vorhandene Regelungen im jeweiligen Sach-
gebiet 

5. Entwicklungstendenzen und offene Fragen (not-
wendige gesamtstaatliche Entscheidungen) 

11. Die Angaben zu den in den einzelnen Bundes-
ländern geltenden Regelungen wurden allgemein 
zugänglichen Quellen (Gesetzes-, Verordnungs-, Er-
laß-, Vereinbarungssammlungen usw.), einigen Do-
kumentationen und Gutachten entnommen, soweit 
sich aus besonderen Quellenangaben nichts anderes 
ergibt. Änderungen bei den Regelungen der Länder, 
die nach dem Herbst 1977 getroffen wurden, sind 
nur im Ausnahmefall berücksichtigt worden. Da 
nicht in jedem Fall allgemein zugängliche Veröffent-
lichungen der Regelungen vorliegen, sind Lücken 
und möglicherweise auch inzwischen überholte An-
gaben nicht auszuschließen. 

12. In Teil B „Bundesstaatliche Aufgabenvertei-
lung im Bildungswesen und Vorschläge für eine 
Neuordnung" (S. 55 bis 66) wird, ausgehend von den 
Gesamtergebnissen des Teils A, die Bedeutung eines 
Mindestmaßes an Einheitlichkeit in den in diesem 
Bericht behandelten Sachgebieten für die Freizügig-
keit, Mobilität und Chancengleichheit im Bundes-
gebiet sowie für die Beziehungen zwischen Bildungs- 
und Beschäftigungssystem hervorgehoben. Außer-
dem wird die Problematik der geltenden Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und Ländern und der 
auf sie zurückzuführenden, weitgehend parlaments-
freien Vereinbarungspraxis der Regierungen, auch 
auf dem Hintergrund der neueren Rechtsprechung 
zum Parlamentsvorbehalt, aufgezeigt. 

13. Der Bericht wird durch einen Materialien

-

Anhang ergänzt (S. 67 bis 195). Der Materialien

-

Anhang enthält u. a. Vereinbarungen der Länder, 
Bund-Länder-Vereinbarungen, Forderungen politi-
scher Parteien und Vereinigungen zur Neuordnung 
der Aufgabenverteilung im Bildungswesen sowie 
Stellungnahmen einzelner Politiker. 

Überblick über das Bildungswesen 

1 Grundzüge 

1.1 Gliederung des Bildungswesens 

14. Das Bildungswesen der Bundesrepublik um-
faßt, nach Stufen und Einrichtungen gegliedert, 

— die Kindergärten und vorschulischen Einrichtun-
gen (Elementarbereich), 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551 

— die allgemeinbildenden Schulen im Primar-
bereich (Grundschulen) sowie im Sekundarbe-
reich I — Mittelstufe — (Hauptschulen, Real-
schulen, Gymnasien und Gesamtschulen) und im 
Sekundarbereich II — Oberstufe — (Gymnasien), 

— die beruflichen Schulen sowie die Einrichtungen 
der beruflichen Ausbildung in Betrieben und 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten (Sekundar-
bereich II), 

— die Hochschulen und 

— die Einrichtungen der Weiterbildung. 

15. Einen stark vereinfachten Überblick über die 
Struktur des Bildungswesens gibt die nachstehende 
Grafik. Darin werden einzelne, zum Teil nur von 
einigen Ländern angebotene Sonderformen des Bil-
dungswesens nicht dargestellt. Die Grafik enthält 
außerdem keine Darstellung der Einrichtungen des 
Sonderschulwesens. 

Überblick  über die Struktur des Bildungswesens 
in der Bundesrepublik Deutschland 

A = allgemeine Hochschulreife 
F = fachgebundene Hochschulreife 
Z = Fachhochschulreife 

*) nicht in allen Bundesländern; z.T. Schulversuche 
**) für einen Teil der Schüler bzw. der Auszubildenden; z.T. Schulversuche 
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1.2 Schulpflicht 

16. Die allgemeine Schulpflicht beginnt in der Re-
gel nach Vollendung des sechsten Lebensjahres. Die 
Vollzeitschulpflicht endet in der Regel nach neun 
Jahren. In einigen Ländern wird eine Verlängerung 
der Vollzeitschulpflicht auf zehn Jahre angestrebt. 
Für Schüler, die nach dem neunjährigen Schulbe-
such keine Vollzeitschule besuchen, besteht eine 
Teilzeitschulpflicht in der Berufsschule, die in der 
Regel mindestens bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres dauert. Für den Unterricht in der Berufs-
schule sind in der Regel zwischen acht und zwölf 
Stunden wöchentlich vorgesehen. Der Unterricht 
wird zum Teil auch in der Form des Blockunterrichts 
erteilt, in dem mehrere Unterrichtsabschnitte und 
-stunden zusammengefaßt sind 1 ). 

1.3 Einrichtungen des Bildungswesens 

Kindergärten und vorschulische Einrichtungen 
(Elementarbereich) 

17. Zum Elementarbereich gehören alle Einrichtungen 
familienergänzender Erziehung und Bildung nach Voll-
endung des dritten Lebensjahres bis zum Beginn der 
Schule. Zu ihnen zählen vor allem die Kindergärten. 

18. Einen gleitenden Übergang vom Kindergarten in die 
Grundschule sollen verschiedene Formen eines Bildungs-
angebots für Fünfjährige sichern. Diese Bildungsangebote 
für Fünfjährige sind organisatorisch entweder dem Kin-
dergarten oder der Grundschule (einjährige Eingangsstufe 
für Fünfjährige oder zweijährige Eingangsstufe für Fünf- 
und Sechsjährige) zugeordnet. Daneben besteht in einigen 
Ländern als weitere Form die Vorklasse, die der Grund-
schule zugeordnet ist und daher zum Teil auch dem Pri-
marbereich zugerechnet wird. Die Vorklasse wird in der 
Regel von Kindern besucht, die zwar zum Einschulungs-
zeitpunkt noch nicht das Schulpflichtalter erreicht ha-
ben, in der zweiten Jahreshälfte des folgenden Schuljah-
res jedoch das sechste Lebensjahr vollenden. 

19. Eine Sonderstellung zwischen dem Elementar- und 
dem Primarbereich nehmen auch die Schulkindergärten 
ein. In Schulkindergärten werden in der Regel Kinder 
aufgenommen, die dem Alter nach zwar schulpflichtig, 
aber noch nicht schulreif sind. In einigen Ländern be-
suchen diese Kinder auch Vorklassen. 

20. Abgesehen vom Besuch der Vorklassen und der 
Schulkindergärten, zu dem unter bestimmten Vorausset-
zungen in einigen Ländern eine Pflicht besteht, ist der 
Besuch der Einrichtungen des Elementarbereichs frei-
willig. 

1) Die Schulpflicht umfaßt sowohl die Vollzeitschulpflicht in der 
Grundschule und in den weiterführenden Schulen als auch die 
Teilzeitschulpflicht in der Berufsschule. Bildungspflicht" ist 
demgegenüber der weitere Begriff, der auch eine Pflicht zum 
Besuch einer nichtschulischen Bildungseinrichtung, z. B. einer 
Einrichtung der vorschulischen Bildung oder der betrieblichen 
Ausbildung, einschließen kann. Entsprechend der Unterschei-
dung bei der Schulpflicht könnte auch bei einer möglichen 
künftigen Regelung der Bildungspflicht zwischen einer Voll-
zeit- und einer Teilzeitbildungspflicht unterschieden werden. 

Grundschulen (Primarbereich) 

21. Die für alle Kinder gemeinsame Grundschule dauert 
in zehn Ländern 4 Jahre, in Berlin 6 Jahre. 

Weiterführende Schulen im Sekundarbereich I 
(Mittelstufe) 

22. Weiterführende allgemeinbildende Schulen sind die 
Hauptschule, die Realschule, das Gymnasium und die Ge-
samtschule. Der Sekundarbereich I (Mittelstufe) umfaßt 
die Schulklassen 5 bis 10 (in Berlin die Klassen 7 bis 10). 

23. Die Klassen 5 und 6 bilden in einigen Ländern eine 
Orientierungsstufe, die in den einzelnen Ländern mit 
unterschiedlicher Ausgestaltung und Bezeichnung ge-
führt wird (z. B.: Beobachtungs-, Förder- und Orientie-
rungsstufe). Aufgabe der Orientierungsstufe ist es, den 
Eltern, Schülern und Lehrern eine bessere Grundlage für 
die Entscheidung über den Besuch einer weiterführenden 
Schule nach dem 6. Schuljahr zu geben. Es gibt — teil-
weise auch nebeneinander in einem einzelnen Land  — 
die  schulformunabhängige und die schulformabhängige 
Orientierungsstufe. Die schulformabhängige Orientie-
rungsstufe ist den bestehenden Schulformen des Sekun-
darbereichs I — der Hauptschule, der Realschule und dem 
Gymnasium — zugeordnet. 

Die Funktion der Orientierungsstufe wird in Berlin durch 
die Klassen 5 und 6 der Grundschule erfüllt. 

24. Die Hauptschule ist Pflichtschule für alle Schüler, 
die nach dem Besuch der Grundschule nicht auf eine 
andere weiterführende Schule gehen. Sie endet mit der 
9. Klasse. In den meisten Ländern wird ein freiwilliges 
10. Hauptschuljahr angeboten. 

25. Die Realschule baut auf der Grundschule auf und 
umfaßt die Klassen 5 bis 10 (in Bayern, Berlin und Bre-
men die Klassen 7 bis 10). Der Realschulabschuß ist Vor-
aussetzung für eine Reihe beruflicher Bildungsgänge und 
für den Besuch der Fachoberschule sowie für weitere 
Sonderformen der schulischen Berufsbildung. Unter be-
stimmten, in den Ländern unterschiedlich ausgestalte-
ten Voraussetzungen können Realschulabsolventen in die 
Oberstufe des Gymnasiums aufgenommen werden und 
dort die Hochschulreife erlangen. 

26. Das Gymnasium führt als in sich geschlossene 
Schulform über die Sekundarbereiche I und II von der 5. 
bis zur 13. Klasse (in Berlin und Bremen von der 7. bis 
zur 13. Klasse). Die Mittelstufe des Gymnasiums umfaßt 
die Klassen 5 bis 10 (in Berlin und Bremen die Klassen 7 
bis 10). Das nach Klasse 10 erteilte Versetzungszeugnis 
entspricht dem Realschulabschluß.. 

27. Die Gesamtschulen umfassen im Sekundarbereich I 
die Klassen 5 bis 10 (in Berlin und Bremen die Klassen 7 
bis 10), in denen die Bildungsgänge aller Schularten des 
Sekundarbereichs I — der Haupt- und Realschule sowie 
des Gymnasiums — in unterschiedlicher organisatorischer 
und inhaltlicher Ausgestaltung zusammengefaßt sind 
(integrierte und kooperative Gesamtschule; Differenzie-
rung nach Fachleistungskursen, die im Niveau unter-
schiedliche Anforderungen stellen). Gesamtschulen be-
stehen als Regelschulen, neben den anderen Schulformen, 
in Berlin und (in der kooperativen Form) in Hessen. In 
den anderen Ländern werden Modellversuche mit Ge- 
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samtschulen durchgeführt. In Hamburg gewährt das 
Schulgesetz einen Rechtsanspruch auf Aufnahme in die 
Klassenstufe 5 eines Gesamtschulversuchs. 

Sekundarbereich II (Oberstufe) 

28. Bei den vollzeitschulischen Angeboten umfaßt die 
Oberstufe die Klassen 11 bis 13 und die — in der Regel 
beruflichen — Bildungsgänge, die nach Klasse 9 der Voll-
zeitschulpflicht beginnen. 

29. Die Oberstufe des Gymnasiums und die studien-
qualifizierenden Bildungsgänge in der Oberstufe der Ge-
samtschule führen zur Hochschulreife. Nach einer Ver-
einbarung der Kultusministerkonferenz der Länder vom 
Juli 1972 zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe 
wird die Oberstufe nicht mehr nach den bisher bestehen-
den Gymnasialtypen — vor allem neusprachliche, alt-
sprachliche und mathematisch-naturwissenschaftliche 
Gymnasien — gegliedert. Dem Schüler soll vielmehr ein 
an Aufgabenfeldern ausgerichtetes Unterrichtsangebot in 
Grund -und Leistungskursen gemacht werden, das eine 
stärkere Schwerpunktbildung erlaubt. Die neugestaltete 
gymnasiale Oberstufe ist, in zum Teil unterschiedlicher 
Ausformung, ab dem Schuljahr 1976/77 von zehn Bun-
desländern und in Baden-Württemberg ab dem Schuljahr 
1977/78 eingeführt worden. 

Neben der neugestalteten gymnasialen Oberstufe gibt es 
in einigen Ländern verschiedene gymnasiale Sonderfor-
men, die in Verbindung mit berufsbezogenen Inhalten 
zum Teil zur allgemeinen Hochschulreife (z. B.: Wirt-
schaftsgymnasium, Technisches Gymnasium, Höhere 
Handelsschule mit gymnasialem Zweig), zum Teil zur 
fachgebundenen Hochschulreife führen (Hauswirtschaft-
liche, Landwirtschaftliche Gymnasien u. a.). 

30. Das berufliche Bildungswesen umfaßt die Ausbil-
dung im dualen System — im Betrieb im Rahmen eines 
Ausbildungsverhältnisses und in der Berufschule — und 
verschiedene Formen schulischer Einrichtungen (Berufs-
fachschulen, Berufsaufbauschulen, Fachschulen, Fach-
oberschulen u. a.). 

Die betriebliche Ausbildung im dualen System wird ins-
besondere in Betrieben der Industrie, des Handels, des 
Handwerks und der Landwirtschaft und in der Verwal-
tung durchgeführt. Teile der Ausbildung können auch 
in betrieblichen oder überbetrieblichen Ausbildungsstät-
ten durchgeführt werden. 1976 befanden sich etwa 1,3 Mil-
lionen Jugendliche im dualen System. Das sind etwa 
54 % aller Schüler der Oberstufe. 

31. Berufsschulen werden von den Schülern besucht, 
die nach dem Ende der neunjährigen Vollzeitschul-
pflicht nicht auf eine Vollzeitschule gehen. Zu ihnen ge-
hören die im dualen System auszubildenden Jugend-
lichen, die Jugendlichen ohne Ausbildungsverhältnis, die 
ein Arbeitsverhältnis begonnen haben („Jungarbeiter"), 
und die arbeitslosen Jugendlichen. 

32. Alle Länder führen zur Zeit ein in der Regel freiwil-
liges Berufsgrundbildungsjahr ein, das nach der Haupt-
schule besucht werden kann. Das Berufsgrundbildungs-
jahr ist — in einzelnen Ländern auch nebeneinander — 
als vollzeitschulisches Angebot (Berufsgrundschuljahr) 
oder als kooperatives Berufsgrundbildungsjahr von Be-
trieb und Schule ausgestaltet. Das Berufsgrundbildungs-
jahr vermittelt eine berufliche Grundbildung in einem Be-
rufsfeld, an die eine in der Regel zweijährige Fachbildung 
im dualen System anschließt. 

33. Berufsfachschulen bauen in der Regel auf dem er-
folgreichen Besuch der 9. oder 10. Klasse einer weiter-
führenden Schule auf. Sie sehen einen Vollzeitunter-
richt von bis zu drei Jahren vor. Die Berufsfachschulen 
führen zu einem ei genständigen Abschluß, einem Ab-
schluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder ver-
mitteln einen Teil der Berufsbildung, die im dualen Sy-
stem fortgesetzt wird. 

34. Berufsaufbauschulen werden neben der Berufsschule 
oder nach der Ausbildung im dualen System besucht. Die 
Berufsaufbauschule dauert in der Regel in der Vollzeit-
form ein Jahr und in der Teilzeitform drei Jahre. Sie ver-
mittelt eine allgemeine und fachtheoretische Bildung und 
führt zu einem Abschluß, der dem Realschulabschluß ent-
spricht. Berufsaufbauschulen bestehen in allen Ländern 
außer in Berlin und in Nordrhein-Westfalen. 

35. Fachoberschulen bauen in der Regel auf dem Real

-

schulabschluß auf und führen in einem zumeist zwei-
jährigen Bildungsgang zur Fachhochschulreife. Es gibt 
u. a. Fachoberschulen für Technik, Wirtschaft, Ernäh-
rungs- und Hauswirtschaft. Alle Länder außer Baden-
Württemberg haben Fachoberschulen eingeführt (Schles-
wig-Holstein lediglich in der einjährigen Form in 
Klasse 12). 

36. Einige Länder bieten neben diesen Formen der be-
ruflichen Schulen weitere Sonderformen der schulichen 
Berufsbildung an (Berufsoberschule, Fachakademie, Be-
rufskolleg). Diese bauen in der Regel auf dem Realschul-
abschluß oder einem dem Realschulabschluß vergleich-
baren Abschluß auf und können in einem zwei- bis drei-
jährigen Bildungsgang auch zur fachgebundenen Hoch-
schulreife oder zur Fachhochschulreife führen. 

37. Eine organisatorische Verbindung allgemeinbilden-
der und berufsbildender Einrichtungen der Oberstufe so-
wie eine inhaltliche Annäherung studien- und berufsqua-
lifizierender Bildungsgänge haben Modellversuche zum 
Ziel, die in den meisten Ländern in verschiedener Form 
vorbereitet werden oder bereits eingeleitet sind (Kolleg-
schulen, Oberstufenzentren usw.). 

38. Fachschulen setzen in der Regel eine Berufsausbil-
dung oder eine entsprechende praktische Berufstätigkeit 
voraus. (Fachschulen werden daher zum Teil auch zu 
den Einrichtungen der Weiterbildung gerechnet.) Die 
Fachschule dauert als Vollzeitschule in der Regel minde-
stens ein Jahr. Sie vermittelt eine Fortbildung und führt 
zu Abschlüssen für Fach- oder Führungskräfte (staatlich 
anerkannte Erzieher, staatlich geprüfte Techniker und 
Betriebswirte usw.). 

Sonderschulen 

39. Lernbehinderte Kinder sowie physisch oder psy-
chisch behinderte oder geschädigte Kinder besuchen, so-
weit sie nicht in den übrigen Schulformen unterrichtet 
werden, Sonderschulen verschiedener Art. 

Hochschulen 

40. Zu den Hochschulen gehören vor allem die Univer-
sitäten, Technischen Hochschulen, die Pädagogischen 
Hochschulen, Kunst-, Musik- und Sporthochschulen, die 
Fachhochschulen sowie die in einigen Ländern beste-
henden Gesamthochschulen. 
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Zweiter Bildungsweg 

41. Der Zweite Bildungsweg eröffnet die Möglichkeit, 
Schulabschlüsse nachzuholen. Zur Hochschulreife führen 
u. a. Abendgymnasien und Kollegs. Der Realschulab-
schluß kann z. B. in Abendrealschulen und Berufsaufbau-
schulen erlangt werden. Zu den Angeboten des Zweiten 
Bildungsweges sind auch eine Reihe von Veranstaltun-
gen des Fernunterrichts und der Volkshochschulen zu 
rechnen. 

Weiterbildung 

42. Weiterbildungsmaßnahmen werden von verschiede-
nen Trägern mit unterschiedlichen Zielsetzungen (z. B. be-
rufliche, allgemeine, politische oder musische Weiterbil-
dung) angeboten. Zu den Trägern der Weiterbildungs-
maßnahmen gehören z. B. Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berorganisationen, Volkshochschulen, Kirchen, Kammern, 
Verbände, Betriebe sowie Schulen, insbesondere Fach-
schulen, und Hochschulen. 

2 Übergänge, Abschlüsse und Berechtigungen Im 
Bildungswesen 

43. Das Bildungswesen der Bundesrepublik 
Deutschland ist im Gegensatz zum Bildungssystem 
einiger anderer Länder, in denen der Zugang zu 
Bildungseinrichtungen und Berufen in geringerem 
Umfang vom Nachweis von Bildungs- und Ausbil-
dungsqualifikationen abhängt, durch die Bedeutung 
und Funktion von Qualifikationsbescheinigungen 
geprägt; Nachweise über Bildungsabschlüsse stellen 
dabei die häufigste Form dieser Qualifikations-
bescheinigungen dar. 

Ein bestimmter Bildungsabschluß ist im deutschen 
Bildungswesen häufig Voraussetzung für die Auf-
nahme in eine Bildungseinrichtung mit einem wei-
terführenden oder — im weitesten Sinne — be-
rufsqualifizierenden Bildungsangebot. In vielen Fäl-
len ist mit dem Abschluß auch das Recht auf Zu-
gang zu dieser Bildungseinrichtung verbunden, je-
denfalls soweit eine öffentlich-rechtliche Träger-
schaft besteht. Dieses Recht wird im Sprachgebrauch 
und zum Teil auch in den staatlichen Regelungen 
„Berechtigung" genannt. 

44. In einigen Fällen verleiht der Abschluß nur das 
Recht, an einer Aufnahmeprüfung teilzunehmen, in 
der weitere Qualifikationen nachgewiesen werden 
sollen. In anderen Fällen — wie z. B. beim Zugang 
zur Fachoberschule oder zur Hochschule — besteht 
aufgrund des Abschlusses zwar ein Zugangsrecht; 
dessen Verwirklichung kann aber, wenn die Auf-
nahmekapazität der Bildungseinrichtung kleiner ist 
als die Bewerbernachfrage und damit eine Auswahl 
unter den „Berechtigten" notwendig wird, wiederum 
vom Qualifikationsniveau (Notendurchschnitt) des 
Abschlusses oder von einer zusätzlichen Aufnahme-
prüfung abhängen. 

45. Nur in wenigen Bereichen setzt der Zugang zu 
Bildungseinrichtungen und -gängen im Sekundar-
oder im Hochschulbereich nicht einen bestimmten 
Bildungsabschluß, sondern lediglich eine Qualifika- 

tionsüberprüfung der aufnehmenden Bildungsein-
richtung, entweder durch eine Aufnahmeprüfung 
oder in einer Probezeit, voraus; begrenzt ist eben-
so die Zahl derjenigen Fälle, in denen der Zugang 
zu einem Bildungsgang oder unmittelbar zu einer 
Abschlußprüfung ohne jeden Qualifikationsnachweis 
möglich ist. Zu diesen, quantitativ allerdings sehr 
bedeutsamen, „Ausnahmen" gehören auch die be-
rufliche Bildung in Betrieben oder überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten und in erheblichem Umfang die 
berufliche Weiterbildung. Diese Ausbildung setzt 
— rechtlich — keinen Bildungsabschluß voraus. Auf 
der anderen Seite gibt es auch kein Recht auf Be-
gründung eines Ausbildungsverhältnisses mit einem 
Betrieb. 

46. Ein Recht auf einen bestimmten Arbeitsplatz 
oder eine bestimmte Art der Beschäftigung ist in 
der Bundesrepublik, wie in den Bildungs- und Be-
schäftigungssystemen nahezu aller anderen Länder, 
mit einem Bildungsabschluß in der Regel nicht ver-
bunden. In einigen Fällen bildet der Nachweis eines 
bestimmten Bildungsabschlusses jedoch eine Vor-
aussetzung für die Aufnahme einer beruflichen Tä-
tigkeit. Auch der Zugang zu Berufen im öffentlichen 
Dienst setzt in der Regel einen bestimmten Bil-
dungsabschluß voraus. 

47. Weil Abschlüsse im deutschen Bildungswesen 
in vielen Fällen Zugangsvoraussetzungen für andere 
Bildungsgänge bilden und häufig auch Zugangsrechte 
begründen, hat in der Bundesrepublik Deutschland 
die Forderung nach gegenseitiger Anerkennung, 
Vergleichbarkeit oder Einheitlichkeit der Abschlüsse 
zur Sicherung von Mobilität und Chancengleichheit 
eine größere Bedeutung als in anderen — vor allem 
angelsächsischen — Bundesstaaten, in denen weder 
die Freizügigkeit noch der Zugang zu Bildungsein-
richtungen in gleichem Maße von der Vergleichbar-
keit der Bildungsabschlüsse abhängen. 

3 Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 

48. Nach Artikel 30 des Grundgesetzes ist die Aus-
übung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben Sache der Bundesländer, 
soweit das Grundgesetz keine andere Regelung 
trifft oder zuläßt. Da das Grundgesetz dem Bund nur 
wenige Kompetenzen im Bildungswesen zuweist, 
sind die Länder auf diesem Gebiet dementsprechend 
für den überwiegenden Teil der Aufgaben in der 
Gesetzgebung, Verwaltung und Finanzierung sowie 
für die Planung in diesen Bereichen zuständig. 

49. Zum Zuständigkeitsbereich der Länder gehört 
z. B. nahezu das gesamte Schulwesen, insbesondere 
die Regelung der Gliederung und Organisation, der 
Übergänge und Abschlüsse und der Verwaltung so-
wie der Finanzierung. Auch für die Gestaltung der 
Bildungsinhalte sind, abgesehen von wenigen Aus-
nahmen (z. B. bei der betrieblichen Berufsausbil-
dung), die Länder zuständig; dies gilt auch für den 
ganz überwiegenden Teil der Verwaltung und Fi-
nanzierung im gesamten Bildungswesen. 
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50. Zu den für das Bildungswesen bedeutsamen 
Bundeskompetenzen gehören vor allem die Gesetz-
gebungsbefugnisse des Bundes für die außerschuli-
sche Berufsbildung nach Artikel 74 Nr. 11 (Recht 
der Wirtschaft) und Nummer 12 (Arbeitsrecht) des 
Grundgesetzes, für die Regelung der Ausbildungs-
beihilfen nach Artikel 74 Nr. 13 des Grundgesetzes 
und für Rahmenvorschriften über die allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens nach Artikel 75 
Nr. 1 a des Grundgesetzes. Nach Artikel 75 Nr. 1 
des Grundgesetzes kann der Bund Rahmenvorschrif-
ten über die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienst der Länder, Gemeinden und anderen Körper-
schaften des öffentlichen Rechtes stehenden Perso-
nen erlassen und damit auch den Zugang zu Lauf-
bahnen und zum Vorbereitungsdienst für Beamte 
sowie dessen Dauer regeln. 

51. Nach Artikel 91 a des Grundgesetzes wirkt der 
Bund außerdem durch eine gemeinsame Rahmenpla-
nung und Finanzierung bei den Länderaufgaben auf 
dem Gebiet des Ausbaus und Neubaus von Hoch-
schulen einschließlich der Hochschulkliniken mit. 
Nach Artikel 91 b des Grundgesetzes können Bund 
und Länder aufgrund von Verwaltungsvereinbarun-
gen bei der Bildungsplanung und der Forschungs-
förderung zusammenwirken. 

4 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

4.1 Vereinbarungen der Länder 

52. Um auf bestimmten Gebieten des Bildungswe-
sens eine einheitliche oder wenigstens abgestimmte 
Entwicklung sicherzustellen, haben die Landesregie-
rungen eine Reihe von Vereinbarungen getroffen, 
die von der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
(KMK) vorbereitet wurden. Die Kultusministerkon-
ferenz hat außerdem eine Vielzahl von Empfehlun-
gen zur Vereinheitlichung des Bildungswesens be-
schlossen. Im Rahmen dieses Berichts sind insbe-
sondere hervorzuheben: 

— die Abkommen von Düsseldorf (1955) und Ham-
burg (1964) zur Vereinheitlichung auf dem Ge-
biet des Schulwesens, 

— der Beschluß über die „Übergänge von einer 
Schulart in die andere" von 1960 (geändert 1966), 

— die Rahmenvereinbarung über die Fachoberschule 
(1969), 

— die Vereinbarung zur Neugestaltung der gym-
nasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (1972), 

— der Staatsvertrag der Länder über die Vergabe 
von Studienplätzen, der 1973 in Kraft getreten 
ist, 

— die Rahmenvereinbarung über das Berufsgrund-
bildungsjahr (1973), 

— die Vereinbarung über die Orientierungsstufe 
(Klassen 5 und 6) von 1974 
sowie 

— die Vereinbarung über die gegenseitige Aner-
kennung der Hochschulzugangsberechtigungen 
von 1976. 

Der Staatsvertrag der Länder über die Vergabe von 
Studienplätzen, dem auch die Landesparlamente zu-
gestimmt haben, bindet die Regierungen und die 
Parlamente. Das von den Regierungen getroffene 
Abkommen von Hamburg bindet die Regierungen 
der Länder; zum Teil haben diesem Abkommen die 
Parlamente durch Gesetzesbeschluß zugestimmt. Das 
Abkommen kann mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr gekündigt werden. Die Beschlüsse der 
Kultusministerkonferenz geben eine gemeinsame 
politische Willensbildung der beteiligten Minister 
wieder. 

4.2 Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern 

53. Die Regierungen der Länder und die Bundes-
regierung haben auf der Grundlage des Artikels 91 b 
des Grundgesetzes im Jahre 1970 durch Verwal-
tungsabkommen die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) er-
richtet. Der von der Kommission erarbeitete Bil-
dungsgesamtplan wurde 1973 von den Regierungs-
chefs von Bund und Ländern beschlossen. Der Bil-
dungsgesamtplan sowie weitere von den Regie-
rungschefs getroffene gemeinsame Beschlüsse zur 
Bildungsplanung binden lediglich die Regierungen, 
nicht die Parlamente. 

54. Für die schulische Berufsbildung sind die Län-
der zuständig, für die Regelung der außerschulischen 
beruflichen Bildung der Bund. Um eine Abstimmung 
zu sichern, haben Beauftragte der Bundesregierung 
und der Kultusministerkonferenz 1972 das „Gemein-
same Ergebnisprotokoll betr. das Verfahren bei der 
Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah-
menlehrplänen im Bereich der beruflichen Bildung 
zwischen der Bundesregierung und den Kultusmini-
stern (-senatoren) der Länder" unterzeichnet. 
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A. Strukturfragen im Bildungswesen 

Kapitel 1: Bildungspflicht 

1 Zusammenfassung 

55. Die zur Zeit geltenden Schulpflichtregelungen 
der Länder sind durch eine Vielzahl von unterschied-
lichen Einzelbestimmungen, aber auch durch ein ho-
hes Maß an Übereinstimmung in den Grundzügen 
gekennzeichnet. Die Vollzeitschulpflicht dauert ge-
genwärtig in allen Ländern im Regelfall neun Jahre 
und die Teilzeitschulpflicht in allen Ländern in der 
Regeln mindestens bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres. 

56. Unterschiedliche Vorstellungen bestehen in 
den Ländern zur Einführung eines 10. Bildungs-
pflichtjahres. Ungeklärt ist dabei nicht nur, ob und 
gegebenenfalls wann die Bildungspflichtdauer ver-
längert werden soll, sondern auch die inhaltliche 
Ausgestaltung eines 10. Pflichtjahres. Zum Teil wird 
ein 10. allgemeinbildendes Schuljahr in der Haupt-
schule, zum Teil ein vollzeitschulisches oder ein 
kooperatives, von Betrieb und Schule durchzuführen-
des Berufsgrundbildungsjahr vorgeschlagen. Derar-
tige Unterschiede in der inhaltlichen Gestaltung 
müßten sich auch auf die Berufsausbildung auswir-
ken, die an die Erfüllung der Vollzeitbildungspflicht 
anschließt. 

57. Wenn ein Mindestmaß an Chancengleichheit 
im Bildungswesen und an Freizügigkeitsvorausset-
zungen gewahrt werden soll, müssen die Bildungs-
pflichtdauer und die Ausgestaltung dies 10. Bildungs-
jahres — jedenfalls auf längere Sicht — im Bundes-
gebiet in den Grundzügen übereinstimmend geregelt 
werden. 

2 Zuständigkeiten 

58. Für die Regelung der Schulpflicht sind nach 
der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes die 
Länder zuständig. Auch eine Regelung über eine all-
gemeine Bildungspflicht, die auch durch den Besuch 
nicht-schulischer Bildungseinrichtungen erfüllt wer-
den kann, könnte nach der geltenden Kompetenzver-
teilung nur von den Ländern getroffen werden. 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

3.1 Vereinbarungen der Länder 

59. Das Hamburger Abkommen der Regierungen 
der Länder zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet 
des Schulwesens (1964) enthält auch eine Vereinba-
rung zur Schulpflicht. Die Vollzeitschulpflicht soll da- 

nach nach neun Schuljahren enden. Die Ausdehnung 
auf ein 10. Schuljahr ist zulässig. 

60. Zur Ergänzung des Hamburger Abkommens haben 
die Kultusminister Beschlüsse über die Anrechnung der 
Zurückstellung vom Pflichtschulbesuch auf die Dauer 
der Schulpflicht (1967) und über die vorzeitige Einschu-
lung von noch nicht schulpflichtigen Kindern (1968) ge-
faßt. Im ersten Beschluß, mit dem die zur Zeit geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen der Länder in der Regel über-
einstimmen, ist im wesentlichen vorgesehen, daß das 
erste Jahr einer Zurückstellung grundsätzlich nicht auf 
die Schulpflichtzeit angerechnet werden soll. Im zweiten 
Beschluß der Kultusministerkonferenz, dem die gegen-
wärtig geltenden gesetzlichen Regelungen aller Länder 
entsprechen, ist eine Einigung darüber erzielt worden, 
daß schulreife Kinder vorzeitig eingeschult werden kön-
nen, die das sechste Lebensjahr erst innerhalb eines hal-
ben Jahres nach dem für die Schulpflicht maßgeblichen 
Stichtag (30. Juni) vollenden. 

3.2 Gemeinsame Bildungsplanung 

61. Im Bildungsgesamtplan haben die Regierungen 
von Bund und Ländern erklärt, daß es zunächst 
offenbleibe, ob der Besuch der Einrichtungen für 
Fünfjährige im Planungszeitraum (bis 1985) zur 
Pflicht gemacht werden soll und ob, in welchem Um-
fang und unter welchen Voraussetzungen das Ende 
der Grundschule entsprechend ein Lebensjahr früher 
erreicht wird. Unabhängig davon wurde eine Eini-
gung über den Ausbau der Einrichtungen erzielt, 
durch den ein Bildungsangebot für alle Fünfjährigen 
gesichert werden soll. 

62. Im Bildungsgesamtplan wurde außerdem beschlossen, 
gemeinsame Modellversuche durchzuführen, die klären 
sollen, wie diese Einrichtungen dem Kindergarten und 
der Grundschule organisatorisch zuzuordnen sind. Eine 
gemeinsame Auswertung dieser Modellversuche hat er-
geben daß eine Zuordnung sowohl zum Kindergarten als 
auch zur Grundschule einen gleitenden Übergang von 
der Spiel- in die Lernphase sichern kann. Über die 
organisatorische Zuordnung der Einrichtungen für Fünf

-jährige zum Kindergarten oder zur Grundschule muß 
danach — jedenfalls zur Zeit — weder innerhalb eines 
Landes noch im Bundesgebiet einheitlich entschieden 
werden. In den meisten Ländern zeichnet sich als Ent-
scheidung ab, daß an der Zuordnung zum Kindergarten 
festgehalten wird. 

63. Bereits zu Beginn der 80er Jahre wird — auch auf-
grund der demographischen Entwicklung — allen Fünf-
jährigen ein ausreichendes Bildungsangebot gemacht wer-
den können. 

64. Die Einführung eines 10. Schuljahres, das auch 
als Berufsgrundschuljahr eingerichtet werden kann, 
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soweit und solange die berufliche Grundbildung nach 
dem 9. Schuljahr einsetzt, wird nach dem Bildungs-
gesamtplan langfristig angestrebt. Der Bildungsge-
samtplan geht dabei für die Zeit bis 1985 von zwei 
Alternativen aus. Nach der Alternative I werden bis 
dahin alle Schüler ein 10. Schuljahr besuchen, nach 
der Alternative II 80 % der gleichaltrigen Bevölke-
rung. Gegenwärtig besuchen rund 65 % der 15- bis 
16jährigen Jugendlichen (einschließlich der Real-
schüler und Gymnasiasten) ein allgemeinbildendes 
oder berufliches 10. Schuljahr. 

65. Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über 
den Ausbaustand beim 10. Bildungsjahr einschließlich der 
bisher vorliegenden Planungen bis 1980. 

Schüler in der 10. Klasse allgemeinbildender und 
beruflicher Schulen 

Anteil am 
Allgemein- 	Berufliche durch- 
bildende 	Schulen schnitt- 
Schulen lichen 

Altersj ahr- 
gang der 

in Tausend 15- bis 
17 jährigen 

 (%) 

1975 364 144 53 

1977 445 196 64 

1980 461 243 67 

4 Vorhandene Bildungspflichtregelungen 

66. Nach den zur Zeit geltenden gesetzlichen Regelun-
gen der Länder werden alle Kinder, die bis zum 30. Juni 
das sechste Lebensjahr vollenden, mit Beginn des fol-
genden Schuljahres (1. August) schulpflichtig. Der Be-
such von Kindergärten für die Drei- bis Fünfjährigen ist 
freiwillig. Dasselbe gilt in der Regel für den Besuch von 
Vorklassen oder einer einjährigen Eingangsstufe für 
Fünfjährige sowie des ersten Jahres einer zweijährigen 
Eingangsstufe, die ein Bildungsangebot für Fünfjährige 
mit dem ersten Grundschuljahr verbindet. 

67. Abweichend von diesem Grundsatz sieht das Nie-
dersächsische Schulgesetz von 1975 vor, daß alle Kinder, 
die bis zum 30. Juni das 5. Lebensjahr vollenden, bereits 
mit dem Beginn des folgenden Schuljahres schulpflichtig 
werden, soweit an der Grundschule verbindliche Vorklas-
sen bestehen. Nach dem Niedersächsischen Schulgesetz 
sollen die Vorklassen an Grundschulen verbindlich ein-
geführt werden, sobald die personellen, räumlichen und 
schulorganisatorischen Voraussetzungen dafür geschaf-
fen sind. Bislang sind in Niedersachen verbindliche Vor-
klassen noch nicht eingerichtet worden. 

68. Kinder, die nach dem 30. Juni und bis zum 31. De-
zember des Aufnahmejahres das 6. Lebensjahr vollenden, 
können unter bestimmten, in den einzelnen Ländern teil-
weise unterschiedlich gestalteten Verfahrensvorausset-
zungen auf Antrag der Eltern vorzeitig in die Schule 
aufgenommen werden, wenn sie die für den Schulbe- 

such erforderliche Reife besitzen. Kinder ;  die das Schul

-

pflichtalter erreicht haben, aber als noch nicht schul-
r eif gelten, können vom Schulbesuch zurückgestellt wer-
den. Die Verfahrensbestimmungen für eine Zurückstel-
lung sind in den einzelnen Landesgesetzen zum Teil 
unterschiedlich geregelt. In einigen Ländern besteht bei 
Zurückstellungen eine Pflicht zum Besuch eines Schul-
kindergartens oder einer Vorklasse, in anderen Ländern 
ist der Besuch dieser Einrichtungen freiwillig. 

69. Die Vollzeitschulpflicht endet in den meisten Län-
dern in der Regel nach 9 Schuljahren. 

Für diejenigen Jugendlichen, die nach den neun Jahren 
der Vollzeitschulpflicht keine Vollzeitschule besuchen, 
besteht nach den Landesgesetzen in der Regel eine Teil-
zeitschulpflicht, die in der Berufsschule zu erfüllen ist. 
Die Dauer der Teilzeitschulpflicht und der zeitliche Um-
fang an Unterrichtsstunden in der Woche und im Block-
unterrichtet sind in den einzelnen Ländern zum Teil un-
terschiedlich geregelt. Die Teilzeitschulpflicht besteht in 
der Regel jedoch mindestens bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres. Die Berufsschulpflicht wird nach allen 
Landesgesetzen über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum 
Abschluß eines bereits begonnenen Ausbildungsverhält-
nisses verlängert. 

70. Das Niedersächsiche Schulgesetz eröffnet, abwei-
chend von der in den meisten anderen Ländern gelten-
den Regelung, die Möglichkeit, ein Berufsgrundbildungs-
jahr in vollzeitschulicher Form verbindlich einzuführen, 
das an die Zeit der Vollzeitschulpflicht in allgemeinbil-
denden Schulen anschließt. Die verbindliche Einführung 
erfolgt dabei unter denselben Voraussetzungen wie die 
Einführung der Vorklassen. In verschiedenen Regionen 
Niedersachsens ist das Berufsgrundbildungsjahr für 
einige Berufsfelder bereits verbindlich eingeführt wor-
den; eine verbindliche Einführung in weiteren Berufsfel-
dern und Regionen ist vorgesehen. Soweit ein verbind-
liches Berufsgrundbildungsjahr besteht, ist der Besuch 
der Berufsschule in Teilzeitform in der Regel erst nach 
dem Berufsgrundbildungsjahr zulässig. Eine vergleich-
bare Bestimmung zur Einführung eines vollzeitschu-
lischen Berufsgrundbildungsjahres enthält auch das 
Bremische Schulgesetz von 1975. Von der Ermächtigung 
des Gesetzes zur Einführung eines verbindlichen Berufs-
grundbildungsjahres ist allerdings noch nicht Gebrauch 
gemacht worden. 

71. Das Niedersächsische Schulgesetz weicht auch inso-
fern von den Gesetzen der anderen Länder ab, als es die 
Möglichkeit eröffnet, die Pflicht zum Besuch einer allge-
meinbildenden Schule für alle Schüler um ein Jahr, von 
der 9. auf die 10. Klasse, zu verlängern. Von dieser Mög-
lichkeit ist in Niedersachsen bislang noch nicht Gebrauch 
gemacht worden. Wird das 10. allgemeinbildende Schul-
jahr in Niedersachsen verbindlich eingeführt, so ent-
spricht das Berufsgrundbildungsjahr der Klasse 11 (die 
Zeit des Besuchs einer Vorklasse jeweils nicht mitge-
rechnet). 

72. Durch Gesetz ist 1977 in Nordrhein-Westfalen eine 
Vollzeitschulpflicht in der Berufsschule (berufsvorberei-
tendes 10. Schuljahr) für diejenigen Jugendlichen einge-
führt worden, die nach Beendigung der neunjährigen all-
gemeinen Schulpflichtzeit kein Berufsausbildungsverhält-
nis begründen. Diese Regelung trägt in besonderer Weise 
den aktuellen Erfordernissen beim Ausbildungsplatzange-
bot und auf dem Arbeitsmarkt Rechnung. 

73. Die übrigen Landesgesetze enthalten keine Regelun-
gen zur allgemeinen Einführung eines 10. Schuljahres, 
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sehen jedoch zum Teil vor, daß nach dem Ablauf der 
neunjährigen Schulpflichtzeit die Hauptschule ein wei-
teres Jahr besucht werden kann. Einige Landesgesetze 
eröffnen dabei die Möglichkeit, ein 10. Hauptschuljahr 
freiwillig zu besuchen. Die Gesetze anderer Länder sehen 
darüber hinaus vor, daß die Pflicht zum Besuch der 
Hauptschule verlängert werden kann, wenn der Haupt-
schulabschluß. nicht erreicht wurde. Ein Teil der Landes-
gesetze enthält eine Regelung, nach der die Verlänge-
rung der Schulpflichtzeit um ein Jahr von der Schulauf-
sichtsbehörde vorgenommen werden kann. Andere Lan-
desgesetze lassen eine Verlängerung bis zur Dauer von 
zwei Jahren auf Antrag der Erziehungsberechtigten zu. 

74. In allen Ländern wird gegenwärtig — als Alter-
native zum weiteren Besuch der Hauptschule oder als 
Ergänzung — für einen Teil der Jugendlichen ein freiwil-
liges Berufsgrundbildungsjahr in vollzeitschulischer oder 
in kooperativer Form und in verschiedenen Sonderformen 
angeboten oder vorbereitet. 

75. Bei den Ausnahmebestimmungen über eine Verkür-
zung der Voll- und der Teilzeitschulpflicht enthalten die 
Landesgesetze zum Teil voneinander abweichende Vor-
schriften. Einige Landesgesetze sehen eine Verkürzung 
der Vollzeitschulpflicht nicht vor. Die Gesetze anderer 
Länder lassen eine Verkürzung der Vollzeitschulpflicht 
ausnahmsweise zu, z. B. wenn der Schüler vor dem Ab-
lauf von neun Schuljahren das Bildungsziel der Haupt-
schule erreicht und die 9. Hauptschulklasse besucht hat. 
Die Möglichkeit, in Ausnahmefällen die Teilzeitschul-
pflicht in der Berufsschule zu verkürzen, ist in allen 
Landesgesetzen, unter zum Teil unterschiedlich geregel-
ten Voraussetzungen, vorgesehen. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

76. Soweit bei den gesetzlichen Bestimmungen der 
einzelnen Bundesländer zur vorzeitigen Einschulung, 
zur Zurückstellung von der Schulpflicht sowie zur 
Verlängerung und Verkürzung der Voll- und Teil-
zeitschulpflicht in Ausnahmefällen Unterschiede be-
stehen, lassen diese gegenwärtig in der Regel keine 
ins Gewicht fallenden Nachteile für die Wahrung 
der notwendigen Freizügigkeits- und Mobilitätsvor-
aussetzungen sowie gleicher Chancen für alle Bun-
desbürger erkennen. 

77. Ausgenommen werden muß von dieser Fest-
stellung allerdings die Regelung des Übergangs von 
der Vollzeitschulpflicht in die Teilzeitschulpflicht der 
Berufsschule. Die Ländergesetze enthalten dazu eine 
Vielfalt voneinander abweichender Bestimmungen, 
die von einer Verlängerung der Pflicht zum Besuch 
der Hauptschule oder einer anderen Vollzeitschule 
um ein Jahr, auch gegen den Willen der Erziehungs-
berechtigten, bis zum Angebot eines weiteren, frei-
willigen Schulbesuchs für die Dauer von bis zu zwei 
Jahren reichen. Auch die Bildungsinhalte sind dabei 
unterschiedlich gestaltet. Ein Teil der Länder bietet 
neben einem 10. Hauptschuljahr oder anstelle eines 
Hauptschuljahres (Wiederholung der Klasse 9 oder 
selbständiges Bildungsangbot in Klasse 10) ein Be-
rufsgrundbildungsjahr an. Das Berufsgrundbildungs-
jahr wird wiederum in verschiedenen Formen, ko-
operativ, vollzeitschulisch oder in berufsvorberei-
tenden Sonderformen, geführt. 

78. Der Prozentsatz von Hauptschulabgängern 
ohne Abschluß und ihr Anteil an der Zahl der ar-
beitslosen Jugendlichen und der Jungarbeiter sind 
immer noch hoch. Hauptschüler ohne Abschluß wer-
den vor allem in den kommenden Jahren, in denen 
die Schüler der geburtenstarken Jahrgänge die Schu-
le verlassen, nach den bisher vorliegenden Erfahrun-
gen häufig schwerer als Jugendliche mit einem 
Schulabschluß einen geeigneten Ausbildungsplatz 
finden. Bereits vor der grundsätzlichen Neuordnung 
des 10. Bildungsjahres muß diesen Schülern ein er-
weitertes Bildungsangebot zur Verfügung gestellt 
werden. Dieses Angebot kann verschiedene Bil-
dungsgänge, darunter auch ein — freiwilliges-  
10. Hauptschuljahr oder ein Berufsgrundbildungsjahr, 
umfassen. Zur Wahrung der erforderlichen Freizü-
gigkeits- und Mobilitätsvoraussetzungen und glei-
cher Bildungschancen für die betroffenen Jugend-
lichen sind jedoch auch für diese Übergangszeit Rah-
menbedingungen erforderlich, die in allen Ländern 
ein Mindestangebot an Bildungsmöglichkeiten si-
chern und eine regionale Benachteiligung, insbeson-
dere bei der Bewertung der vermittelten Abschlüsse, 
möglichst ausschließen. 

79. In Niedersachsen ist die Entscheidung über die 
allgemeine Einführung eines 10. Schulpflichtjahres 
für alle Schüler bereits grundsätzlich vom Gesetz-
geber getroffen worden. Offen ist nach dem Nieder-
sächsischen Schulgesetz lediglich der Zeitpunkt der 
verbindlichen Einführung sowie die Frage, in wel-
cher Reihenfolge und mit welcher zeitlichen, regio-
nalen und bildungspolitischen Priorität das Berufs-
grundbildungsjahr und das 10. Hauptschuljahr einge-
führt werden sollen. 

80. Auch in anderen Bundesländern gibt es Bestre-
bungen, die Vollzeitschulpflicht von neun auf zehn 
Jahre zu verlängern. Gerade in der letzten Zeit ha-
ben politische Parteien, Gewerkschaften und andere 
Verbände mit Nachdruck gefordert, ein 10. Bildungs-
jahr einzuführen. Den Jugendlichen soll mit dem 10. 
Bildungsjahr ein qualifiziertes Bildungsangebot ge-
macht werden, das ihre Chancen erhöht, einen ge-
eigneten Ausbildungsplatz und nach Abschluß der 
Ausbildung einen Arbeitsplatz zu finden. 

81. Zur Funktion und Ausgestaltung eines 10. Voll -
zeitschulpflichtjahres bestehen dabei allerdings un-
terschiedliche Vorstellungen. Zum Teil wird ein 10. 
allgemeinbildendes Schuljahr, zum Teil ein schuli-
sches Berufsvorbereitungsjahr oder ein Berufsgrund-
schuljahr vorgeschlagen. Einige Vorschläge und die 
in Nordrhein-Westfalen 1977 beschlossene Regelung 
gehen davon aus, eine Vollzeitschulpflicht, jedenfalls 
für eine Übergangszeit, nur für diejenigen Jugend-
lichen einzuführen, die nach Beendigung der allge-
meinen Schulpflicht kein Berufsausbildungsverhält-
nis beginnen. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

82. Die Ausgestaltung der Bildungspflicht im 10. Bil-
dungsjahr kann auf längere Sicht in den einzelnen 
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Ländern nicht nach voneinander abweichenden 
Grundsätzen geregelt werden. 

Allein schon eine unterschiedliche Dauer der Voll-
zeitschulpflicht in den einzelnen Ländern könnte, je-
denfalls wenn die Unterschiede für längere Zeit be-
stehen, zu wenig verständlichen und nachteiligen Er-
gebnissen führen. Sie würden sich insbesondere auch 
auf den Übergang von der Schule in die Berufsaus-
bildung auswirken. In einem Land mit einer zehn-
jährigen Vollzeitschulpflicht für alle Jugendlichen 
könnte ein Schüler im 10. Bildungsjahr z. B. noch 
kein Ausbildungsverhältnis eingehen. Zieht der 
Schüler während dieses Jahres in ein anderes Bun-
desland mit einer nur neunjährigen Vollzeitschul-
pflicht um, so besteht dort eine Teilzeitschulpflicht in 
der Berufsschule. Seine gleichaltrigen Mitschüler in 
der Berufsschule werden häufig bereits ein Ausbil-
dungsverhältnis begründet haben. 

83. Im umgekehrten Fall wären die Ergebnisse 
noch weniger erträglich: Der Jugendliche würde bei 
einem Umzug nach dem Besuch der Teilzeitberufs-
schule wieder vollzeitschulpflichtig. Ein Ausbildungs-
verhältnis mit einem Betrieb, der Ausbildungsmög-
lichkeiten in beiden Bundesländern anbietet, könnte 
— im Gegensatz zur Lage nach geltendem Recht  — 
in  dem Bundesland mit einer zehnjährigen Vollzeit-
schulpflicht nicht weitergeführt werden. Auch Aus-
nahmeregelungen für frühere „Nicht-Landeskinder" 
würden diese Fragen, jedenfalls auf Dauer, nicht be-
friedigend lösen, da sie zu unterschiedlichem Recht 
für Angehörige eines Altersjahrgangs führen müß-
ten, die alle ihren Wohnsitz in demselben Bundes-
land haben. 

84. Noch deutlicher werden die Probleme, wenn 
davon ausgegangen wird, daß mit der unterschied-
lichen Dauer der Vollzeitschulpflicht auch unter-
schiedliche Ausgestaltungen des 10. und des 11. Bil-
dungsjahres in den einzelnen Ländern verbunden 
sein können. Dies wäre z. B. der Fall, wenn einige 
Länder das 10. Vollzeitbildungsjahr als allgemein

-

bildendes Schuljahr mit einer im 11. Jahr folgenden 
Teilzeitschulpflicht im Berufsgrundbildungsjahr ein-
führen, andere Länder aber die neunjährige Voll-
zeitschulpflicht beibehalten und das Berufsgrund- 

bildungsjahr im 10. Bildungsjahr durchführen wür-
den. Vergleichbare Probleme stellen sich auch dann, 
wenn zwar alle Länder ein 10. Vollzeitschuljahr ein-
führen, einige Länder das Berufsgrundbildungsjahr 
aber in vollzeitschulischer Form dem 10. Bildungs-
jahr zuordnen, andere Länder jedoch, nach einem 
10. allgemeinbildenden Schuljahr, ein kooperatives 
Berufsgrundbildungsjahr von Betrieb und Schule im 
11. Jahr durchführen. 

85. Auch die Bildungsgänge müßten bei derartigen 
voneinander abweichenden Regelungen unterschied-
lich gestaltet werden. Der Bildungsgang in der fünf 
Jahrgangsklassen umfassenden Hauptschule (Klasse 
5 bis 9) kann im Fächerangebot, in den Anforderun-
gen und im Abschluß, der u. a. für eine spätere Wei-
terbildung (z. B. zum Meister) wichtig sein kann, 
nicht demjenigen in einer sechsjährigen Hauptschule 
mit einem 10. allgemeinbildenden Schuljahr entspre-
chen. Der gesamte Bildungsgang müßte auch in der 
zeitlichen Gliederung verschiedene Ausprägungen 
erhalten, je nachdem, ob die Hauptschule fünf oder 
sechs Jahre umfaßt. Es liegt auf der Hand, daß solche 
Unterschiede nicht nur bei einem Schulwechsel, son-
dern auch in ihren langfristigen Auswirkungen auf 
die Bildungschancen der Bürger, auf die Gestaltung 
des Verhältnisses von allgemeiner und beruflicher 
Bildung sowie auf den Übergang von der Schule in 
die Berufsausbildung zu Schwierigkeiten führen 
müßten. 

86. Eine Neuordnung der Mittelstufenabschlüsse 
und deren Gleichstellung und gegenseitige Aner-
kennung, wie sie auch der Bildungsgesamtplan for-
dert, wären bei derartigen Unterschieden im übrigen 
kaum zu verwirklichen. 

87. Wenn nicht eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Freizügigkeit und Mobilität sowie der Chancen-
gleichheit für alle Bürger in Kauf genommen werden 
soll, muß die Entscheidung über die Ausdehnung der 
Vollzeitbildungspflicht und über die Ausgestaltung 
des 10. Bildungspflichtjahres auf längere Sicht für 
das gesamte Bundesgebiet nach einheitlichen Grund-
zügen getroffen werden. 

Kapitel 2: Übergang von der Grundschule 

1 Zusammenfassung 

88. Der Übergang von der Grundschule in die wei-
terführenden Schulen des gegliederten Schulwesens 
(Gymnasium, Realschule, Hauptschule) und aus der 
Orientierungsstufe der Klassen 5 und 6 ist in den 
Ländern unterschiedlich geregelt. Unterschiede be-
stehen sowohl hinsichtlich des Zeitpunktes der Über-
gangsentscheidung und bei der Gestaltung des Über-
gangsverfahrens als auch bei der Berücksichtigung 
des Elternwillens im Übergangsverfahren. 

89. In den meisten Ländern ist die Übergangsent-
scheidung am Ende der Klasse 4 der Grundschule 
zu treffen. Zum Teil hängt der Übergang im we-
sentlichen davon ab, welche Schulart ein von der 
Grundschule zu erstellendes Gutachten empfiehlt 
und ob, falls die Erziehungsberechtigten mit dieser 
Empfehlung nicht einverstanden sind, eine Auf-
nahmeprüfung bestanden wird. In einem anderen 
Teil dieser Länder sind nebeneinander schriftliche 
Probearbeiten für alle Schüler der Klasse 4, ein 
Schulgutachten und, im Regelfall, eine schriftliche 
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und mündliche Aufnahmeprüfung für das Gymna-
sium oder die Realschule vorgesehen. In zwei Län-
dern entscheiden demgegenüber in erster Linie die 
Erziehungsberechtigten über die Wahl einer be-
stimmten Schulart nach der Klasse 4 der Grund-
schule. 

90. In anderen Ländern wird eine Entscheidung 
über die Wahl einer bestimmten weiterführenden 
Schulart des gegliederten Schulwesens (Gymnasium, 
Realschule, Hauptschule) erst am Ende der Klasse 6 
oder nach der Klasse 6 gefällt. In diesen Ländern be-
steht entweder die gemeinsame Grundschule für alle 
Schüler in den Klassen 1 bis 6 oder die schulform-
unabhängige Orientierungsstufe in den Klassen 5 
und 6 als Regelschule. Auch das Übergangsverfah-
ren nach Abschluß der Klasse 6 ist in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich geregelt. Zum Teil ist eine 
Schulartempfehlung und, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten dieser Empfehlung nicht folgen wollen, 
ein Prüfungsverfahren für die Aufnahme in das 
Gymnasium oder in die Realschule vorgesehen. Teil-
weise entscheiden auch hier zunächst die Erzie-
hungsberechtigten über die Wahl einer weiterfüh-
renden Schule; nach einer unterschiedlich langen 
Erprobungszeit kann der Schüler in diesen Fällen 
einer anderen als der gewählten Schulart zugewie-
sen werden. 

91. Ein Teil der Länder, die einen Übergang in die 
weiterführenden Schulen nach der Klasse 4 der 
Grundschule vorsehen, hat eine schulformabhän-
gige Orientierungsstufe am Gymnasium, an der Re-
alschule oder an der Hauptschule eingeführt. Wäh-
rend dieser Zeit wird die Eignung des Schülers für 
die gewählte Schulart überprüft. Das Überprüfungs-
verfahren ist in den einzelnen Ländern unterschied-
lich geregelt. Ein Teil der Länder sieht vor, daß der 
Schüler bereits in oder nach der Klasse 5 des Gym-
nasiums oder der Realschule einer anderen Schul-
art, auch gegen den Willen der Erziehungsberechtig-
ten, zugewiesen werden kann. In einem Land ist dies 
erst am Ende der Klasse 6 oder bei der Versetzungs-
entscheidung nach Abschluß der Klasse 7 möglich. 

92. Zur Wahrung eines Mindestmaßes an Chancen-
gleichheit und Vergleichbarkeit im Bildungsangebot 
und an Freizügigkeitsvoraussetzungen müssen die 
folgenden Fragen, jedenfalls auf längere Sicht, für 
das gesamte Bundesgebiet in den Grundzügen ein-
heitlich geregelt werden: 

— die Entscheidung über den Zeitpunkt (Abschluß 
der Klasse 4, der Klasse 6 oder 7), bis zu dem in 
erster Linie die Erziehungsberechtigten über die 
Schulartwahl entscheiden; 

— die Ausgestaltung des nach diesem Zeitpunkt not-
wendigen Überprüfungsverfahrens (Schulgutach-
ten, Auswahlprüfung, Erprobungszeit) ; 

— die Anerkennung dieser Überprüfungsentschei-
dung in allen Ländern. 

Diese Regelung kann — muß aber nicht — auch mit 
der Entscheidung verbunden sein, wie lange die für 
alle Schüler gemeinsame Schulzeit, in der Grund-
schule und in der Orientierungsstufe, dauern soll. 

2 Zuständigkeiten 

93. Nach der Kompetenzverteilung des Grund-
gesetzes sind die Länder für die Regelung des Über-
gangs von der Grundschule in die weiterführenden 
Schulen, einschließlich des Übergangsverfahrens in 
der Orientierungsstufe, zuständig. 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

3.1 Vereinbarungen der Länder 

94. Das Hamburger Abkommen von 1964 enthält 
zum Übergang in die weiterführenden Schulen ledig-
lich die Vereinbarung, daß die Übergänge in die 
Realschule und das Gymnasium durch „Aufnahme-
verfahren zu regeln" sind. 

95. Die Kultusministerkonferenz hat 1960 einen 
Beschluß über die „Übergänge von einer Schulart 
in die andere" gefaßt, der 1966 geändert wurde. 
Dieser Beschluß enthält vor allem eine Vereinba-
rung zum Übergang von der Grundschule. Er sieht 
ein Grundschulgutachten vor dem Übergang in wei-
terführende Schulen vor, das sich zur Eignung des 
Schülers „für die von den Eltern gewünschte Schul-
art äußert". Darüber hinaus ist u. a. über die folgen-
den Grundsätze eine Vereinbarung getroffen wor-
den: 

„Alljährlich findet eine Überprüfung von Eignung und 
Leistung der zum Übertritt heranstehenden Schüler 
statt. Dieser Teil des Verfahrens stützt sich im allge-
meinen auf schriftliche Arbeiten und Probeunterricht. 
An beiden Vorgängen nehmen alle Schüler teil, die 
sich für den Übertritt gemeldet haben. Es steht den 
Ländern frei, Schüler, die sich bereits in der Grund-
schule einwandfrei als geeignet gezeigt haben, von die-
sem Teil des Verfahrens zu befreien. 

Auf die Altersstufe des Kindes muß während des gan-
zen Verfahrens Rücksicht genommen werden: Kleine 
Gruppen, genügend Arbeitszeit, Ruhe und Güte in der 
Behandlung der Kinder sind gebotene Voraussetzun-
gen. Die schriftlichen Arbeiten dürfen nicht auf einen 
Tag zusammengedrängt werden; ebenso ist für den 
Probeunterricht ausreichend Zeit zu geben. 

Zur Durchführung des Verfahrens wird ein Ausschuß 
gebildet, in dem abgebende und weiterführende Schul-
art vertreten sind. 

Der Ausschuß beschließt die probeweise Aufnahme in 
die weiterführende Schule. Der Beschluß soll das Er-
gebnis eines sorgfältigen Vergleichs von Grundschul-
gutachten, Leistungsnachweisen, Beurteilung aufgrund 
der schriftlichen Arbeiten und persönlichem Eindruck 
im Probeunterricht sein. Der Ausschuß entscheidet nach 
Wertung des Gesamteindrucks und hält sich frei von 
Notenarithmetik. 

Das Verfahren wird in der weiterführenden Schule in 
der Regel nach einem Jahr abgeschlossen. Schüler, bei 
denen sich während dieser Probezeit schon frühzeitig 
herausstellt, daß sie den Anforderungen nicht gewach-
sen sind, sollen nach einem wohl erwogenen Beschluß 
der Klassenkonferenz ohne Übereilung, aber sobald 
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wie möglich, der für sie geeigneten Schulart zugeführt 
werden, damit sie den Anschluß an den ihnen gemäße-
ren Bildungsgang nicht verlieren." 

„D. Schulversuche und Verzicht auf Überprüfungen 

Die Entscheidung über den richtigen Bildungsweg wird 
im Kindes- und Jugendalter immer schwierig sein. Es 
wird den Ländern deshalb freigestellt, andere Verfah-
ren in einzelnen Versuchen zu erproben oder auf den 
Überprüfungsteil des Verfahrens ... ganz zu verzich-
ten. 

Bei Schulwechsel in ein anderes Land sollen einem 
Schüler aus der Möglichkeit, nach Abschnitt D beson

-

dere Verfahren anzuwenden, keine Nachteile entstehen. 

Die Kultusminister der Länder vereinbaren deshalb: 

(1) Die Ergebnisse der Aufnahmeprüfung in das Gym-
nasium und die Realschule werden von den Kul-
tusministerien der Länder gegenseitig anerkannt. 

(2) Sofern auf den Überprüfungsteil des Verfahrens 
verzichtet worden ist, werden die Bescheinigungen 
der zuständigen Schulbehörden oder Schulen über 
die Genehmigung der Aufnahme in ein Gymnasium 
oder in eine Realschule gegenseitig anerkannt." 

96. Ergänzt und nach dem Inhalt der neuen Ver-
einbarung zum Teil auch geändert wurde dieser 
Beschluß durch die „Vereinbarung über die Orien-
tierungsstufe (Klassen 5 und 6)", die die Kultus-
ministerkonferenz im Jahre 1974 getroffen hat. Nach 
dieser Vereinbarung bilden die Klassen 5 und 6 
eine „Stufe der Orientierung", die sowohl schul

-

formunabhängig als auch schulformabhängig einge-
richtet und auch in der Unterrichtsorganisation un-
terschiedlich ausgestaltet sein kann. Für die Auf-
nahme der Schüler in die Klassen 5 und 6 der wei-
terführenden Schulformen des bestehenden Schul-
wesens sind nach der Vereinbarung „der Wille der 
Erziehungsberechtigten und das Gutachten der 
Grundschule maßgebend". „In bestimmten Fällen 
wird ein besonderes Aufnahmeverfahren, das auch 
eine Aufnahmeprüfung enthalten kann, durchge-
führt". Bei der schulformabhängigen Orientierungs-
stufe kann nach der Vereinbarung ein Aufnahme-
verfahren „zur vorläufigen Lenkung der Schüler in 
eine der Schulformen" stattfinden, „das auch den 
Willen der Erziehungsberechtigten berücksichtigt". 
Bei der Wahl der Schullaufbahn für den einzelnen 
Schüler kommen in diesen Fällen „dem Gutachten 
der Grundschule und der Beratung in der Schule eine 
entscheidende Bedeutung zu". Am Ende der Orien-
tierungsstufe soll die Schule feststellen, „für welche 
weiterführenden Bildungsgänge der Schüler geeig-
net ist". Sie soll dabei einen bestimmten Bildungs-
gang besonders empfehlen. Die Länder können nach 
der Vereinbarung „Regelungen treffen für den Fall, 
daß die Erziehungsberechtigten mit der Feststellung 
der Schule nicht einverstanden sind". 

97. Die Vereinbarung von 1974 nimmt nicht aus-
drücklich auf den früheren Beschluß von 1960 bzw. 
1966 Bezug und läßt daher nicht genau erkennen, in-
wieweit dieser neben der neuen Vereinbarung fort-
gelten soll oder aufgehoben ist. Der Beschlußtext 
von 1960/1966 sowie die Vereinbarung von 1974 
lassen erheblichen Spielraum für unterschiedliche 

Regelungen. Trotz dieses weiten Rahmens stellt sich 
jedoch die Frage, ob bestimmte Regelungen einzel-
ner Länder noch mit diesen Beschlüssen zu verein-
baren sind. 

3.2 Gemeinsame Bildungsplanung 

98. Die im Bildungsgesamtplan erklärten Auffas-
sungen der Regierungen des Bundes und der Länder 
zur Gestaltung des Übergangs von der Grundschule 
und der Orientierungsstufe gehen auseinander. 

99. Die Regierungen der Länder Berlin, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen und die Bundesregierung haben sich 1973 im 
Bildungsgesamtplan für eine „Zusammenfassung der 
beiden ersten Schuljahre des Sekundarbereichs I 
zur Orientierungsstufe" ausgesprochen. In Stadt-
staaten mit sechsjähriger Grundschule sollen der 
Orientierungsstufe die beiden letzten Klassen der 
Grundschule entsprechen. Die Orientierungsstufe ist 
nach der Auffassung dieser Regierungen schulform-
unabhängig zu organisieren. „Eine Auslese der Schü-
ler bei der Aufnahme findet nicht statt." 

100. Die Regierungen der Länder Baden-Württem-
berg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schles-
wig-Holstein haben ihre Auffassung in einem be-
sonderen Votum dargelegt. Danach sollen die Klas-
sen 5 und 6 zur Orientierungsstufe entwickelt wer-
den, die sowohl den verschiedenen Schulformen zu-
geordnet als auch schulformunabhängig gestaltet 
werden kann. 

101. Gemeinsam haben die Regierungen aller Län-
der und die Bundesregierung beschlossen, daß „die 
Länder — soweit es noch nicht geschehen ist — die 
Orientierungsstufe erproben und ihre Einführung 
zeitlich so planen werden, daß bis 1976 mit der Ein-
führung der Orientierungsstufe — möglichst für alle 
betreffenden Altersjahrgänge — begonnen wird". 

102. In vier Ländern ist die zeitliche Zielsetzung 
des Bildungsgesamtplans verwirklicht worden. In 
Berlin umfaßt die für alle Schüler gemeinsame 
Grundschule die Klassen 1 bis 6. Organisatorische 
Maßnahmen waren aufgrund der im Bildungsge-
samtplan gefaßten Beschlüsse nicht zu treffen. Die 
schulformabhängige Orientierungsstufe war in 
Schleswig-Holstein bereits 1971 in allen weiterfüh-
renden Schulen eingeführt worden. In Hamburg gibt 
es die schulformabhängige Orientierungsstufe als 
Regelschule bereits seit 1968 und die schulformun-
abhängige Orientierungsstufe als Schulversuch (auf 
den Besuch der schulformunabhängigen Orientie-
rungsstufe gewährt das Hamburger Schulgesetz 
einen Rechtsanspruch). In Rheinland-Pfalz sind 1975 
beide Formen als Regelschule eingeführt worden. 

103. In Hessen und in Niedersachsen besuchten 
1977 bereits mehr als die Hälfte der Schüler der 
Klassen 5 und 6 die schulformunabhängige Orien-
tierungsstufe; in Bremen ist diese Form 1977 einge-
führt worden, und zwar beginnend mit der Jahr-
gangsstufe 5. 
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104. In allen anderen Ländern ist der gemeinsam 
gefaßte Beschluß des Bildungsgesamtplans nicht ver-
wirklicht worden. 

4 Vorhandene Regelungen des Übergangs von der 
Grundschule 

4.1 Regelungen durch Gesetz 

105. Der Übergang der Schüler in weiterführende Schu-
len nach dem 4. — oder in Berlin nach dem 6. — Grund-
schuljahr und nach der zweijährigen Orientierungsstufe 
in den Klassen 5 und 6 ist nur in einem Teil der Länder 
durch Gesetz geregelt worden. 

106. Soweit gesetzliche Regelungen für das Übergangs-
verfahren bestehen, stellen diese vor allem auf das Recht 
der Erziehungsberechtigten ab, den weiteren Bildungs-
weg des Schülers zu wählen. Die Gestaltung des Verfah-
rens, in dem die Eignung des Kindes festgestellt und 
damit über die Aufnahme in die gewählte Schulart ent-
schieden werden soll, ist in diesen Ländern der näheren 
Bestimmung durch Rechtsverordnung, Erlaß oder ähnliche 
Regelungen des Kultusministers überlassen. 

107. Im übrigen werden der Übergang und das Über-
gangsverfahren in der Regel durch Erlasse des Kultus-
ministers oder vergleichbare Anordnungen (Schulordnun-
gen, Rundschreiben, Bekanntmachungen u. a.) näher be-
stimmt. Die Landesgesetze enthalten zu diesen Fragen 
häufig keine oder jedenfalls keine konkreten Regelun-
gen. 

108. Die Orientierungsstufe als Regelschule auf gesetz-
licher Grundlage gibt es 

— in Bremen in schulformunabhängiger Form, 

— in Hamburg in schulformabhängiger Form („Beobach-
tungsstufen"), 

— in Hessen in schulformunabhängiger Form („Förder-
stufe") für einen Teil der Schulaufsichtsbereiche, 

— in Niedersachsen in schulformunabhängiger Form für 
einen Teil der Schulaufsichtsbereiche und 

— in Rheinland-Pfalz für einen Teil der Schulaufsichts-
bereiche in schulformunabhängiger und im übrigen in 
schulformabhängiger Form 2). 

109. In Berlin entsprechen die von allen Schülern be-
suchten Klassen 5 und 6 der Grundschule in ihrer Auf-
gabenstellung nach dem Berliner Schulgesetz der schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe. 

In Nordrhein-Westfalen wurde 1977 durch gesetzliche 
Regelung die Möglichkeit eröffnet, für einen Teil der 
Schulen die schulformunabhängige Orientierungsstufe (im 
Rahmen der sogenannten „Kooperativen Schule") als 
Regelschule einzuführen. 

Nach dem 1974 geänderten Schulordnungsgesetz des 
Saarlandes ist die Einführung einer schulformunabhängi-
gen Orientierungsstufe als Regelschule vorgesehen. Der 
Kultusminister ist ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
den Zeitpunkt der Einführung zu bestimmen. Die Ein-
führung der Orientierungsstufe ist allerdings nicht vor 
1980 vorgesehen. 

2) Die schulformabhängigen Orientierungsstufen überwiegen 
gegenüber den schulformunabhängigen. 

110. In Schleswig-Holstein ist die schulformabhängige 
Orientierungsstufe an allen weiterführenden Schulen 
durch Erlaß des Kultusministers eingeführt worden. 

4.2 Überblick über das Übergangsverfahren nach der 4. 
Grundschulklasse 

111. In allen Ländern außer Berlin (gemeinsame Grund-
schule bis Klasse 6) und Bremen (schulformunabhängige 
Orientierungsstufe für alle Schüler) gibt es Bestimmun-
gen über das Übergangsverfahren nach Klasse 4 der 
Grundschule. Diese Bestimmungen gelten jedoch für die-
jenigen Schüler nicht, die in die schulformunabhängige 
Orientierungsstufe eintreten, die in einigen dieser Län-
der für einen Teil der Schulaufsichtsbereiche oder Schu-
len eingeführt worden ist. In der schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe wird über den Besuch einer weiter-
führenden Schulart (Gymnasium, Realschule, Hauptschule) 
erst am Ende der Klasse 6 entschieden. Die Regelungen 
für das Übergangsverfahren gelten auch für die Schüler 
nicht, die eine integrierte Gesamtschule (Modellversuch 
oder, in Berlin, Regelschule) besuchen, in der die Schul-
arten des gegliederten Schulwesens zusammengefaßt sind 
und die Schüler erst am Ende der Mittelstufe im Niveau 
differenzierte Fachleistungskurse belegen. 

Bei der schulformabhängigen Orientierungsstufe wird da-
gegen bereits nach der Klasse 4 eine Vorentscheidung 
über die Wahl einer weiterführenden Schule getroffen, 
und dementsprechend gelten die Regelungen für den 
Übergang auch für den Eintritt in diese Form der Orien-
tierungsstufe an Hauptschulen, Realschulen oder Gym-
nasien. 

Schulgutachten 

112. Fast alle Länder mit einem Übergangsverfahren 
nach der Grundschulklasse 4 für alle oder einen Teil der 
Schüler (alle Länder außer Berlin und Bremen) sehen vor, 
daß die Grundschule, jedenfalls wenn die Erziehungs-
berechtigten einen Übergang in die Realschule oder das 
Gymnasium wünschen, ein Gutachten über die Eignung 
des Schülers abgibt. In Hamburg erfolgt die Aufnahme 
in die zweijährige „Beobachtungsstufe" des Gymnasiums 
oder der Real- und Hauptschule (schulformabhängige 
Orientierungsstufe) entsprechend dem Wunsch der Erzie-
hungsberechtigten ohne Eignungsprüfung; die Erziehungs-
berechtigten werden dabei von der Grundschule beraten. 

In den meisten Ländern ist die Empfehlung des Gutach-
tens für eine bestimmte weiterführende Schulart (Haupt-
schule, Realschule, Gymnasium) auszusprechen. In Nie-
dersachsen soll das Eignungsgutachten demgegenüber 
lediglich aussagen, ob der Schüler für die beiden weiter-
führenden Schularten der Realschule und des Gymna-
siums geeignet ist. Die Empfehlung darf sich nicht auf 
eine der beiden Schularten beziehen. Eine ähnliche Be-
stimmung kennt auch die entsprechende nordrhein-west-
fälische Vorschrift, nach der im Regelfall die Eignungs-
aussage nicht gesondert auf eine der beiden Schularten 
zu beziehen ist. 

113. Einige Länder (z. B. Nordrhein-Westfalen) stellen 
auf eine pädagogische Gesamtbeurteilung ab, andere Län-
der (z. B. Bayern) sehen daneben ausdrücklich vor, daß 
bei dem Gutachten die Noten in bestimmten Unterrichts-
fächern (z. B. in Deutsch und Mathematik) besonders zu 
berücksichtigen sind. Nach dem entsprechenden rhein-
land-pfälzischen Erlaß ist demgegenüber die Eignungs-
empfehlung für das Gymnasium oder die Realschule nur 
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auszusprechen, wenn die Leistungen in der zuletzt be-
suchten Klasse überwiegend „befriedigend" oder besser 
sind. In Baden-Württemberg soll das Grundschulgutach-
ten neben einer zusammenfassenden pädagogischen Beur-
teilung auch die Angabe enthalten, ob der Schüler zum 
ersten, zweiten oder letzten Drittel der Klasse gehört. 

Probearbeiten 

114. Zur Vorbereitung oder Ergänzung des Grundschul-
gutachtens sehen die Länder Baden-Württemberg und 
Bayern Probearbeiten für alle Schüler der Klasse 4 der 
Grundschule vor. Die Ergebnisse der Probearbeiten wer-
den in Baden-Württemberg bei der Beratung der Erzie-
hungsberechtigten berücksichtigt; in Bayern sind sie in 
das Gesamturteil des Grundschulgutachtens einzubezie-
hen. 

Aufnahmeprüfung 

115. Abweichend von der Regelung in allen anderen 
Ländern haben darüber hinaus in Baden-Württemberg 
und Bayern Schüler, die das Gymnasium (in Baden-Würt-
temberg auch die Realschule) besuchen wollen, Auf-
nahmeprüfungen abzulegen, wenn nicht in den Probe-
arbeiten sowie im Abschlußzeugnis der Klasse 4 jeweils 
bestimmte, im einzelnen festgelegte Mindestnoten er-
reicht werden und im Schulgutachten zusätzlich eine aus-
drückliche Eignungsfeststellung für die gewählte Schul-
art getroffen wird. 

116. In Baden-Württemberg wird für eine Befreiung von 
der Aufnahmeprüfung als Mindestleistung ein Noten-
durchschnitt in Deutsch und Mathematik von 2,5 für die 
Aufnahme in das Gymnasium und von 3,0 für die Auf-
nahme in die Realschule verlangt; das Grundschulgut-
achten muß zudem die Empfehlung „vorbehaltlos geeig-
net" für die gewählte Schulart enthalten. 

Die Aufnahmeprüfung wird in Baden-Württemberg nach 
einer im ganzen Land einheitlichen Aufgabenstellung und 
für die beiden Schularten Gymnasium und Realschule ge-
meinsam durchgeführt. Für die schriftliche Prüfung in 
Deutsch und Mathematik sind zwei Tage, für die münd-
liche Prüfung in Gruppen in beiden Fächern ein weiterer 
Tag vorgesehen. 

117. In Bayern werden Schüler, die nach dem Grund-
schulgutachten als „geeignet" für das Gymnasium beur-
teilt werden, ohne Aufnahmeprüfung in diese Schulart 
aufgenommen; diese Eignungsfeststellung kann nur ge-
troffen werden, wenn der Schüler in den Fächern Deutsch 
und Mathematik mindestens einen aus der Jahresfort-
gangsnote und dem Ergebnis der Probearbeiten gebilde-
ten Notendurchschnitt von 2,5 und dabei im Abschluß-
zeugnis der Klasse 4 in beiden Fächern mindestens 
einen Notendurchschnitt von 3,0 erreicht hat. 

Voraussetzung ist außerdem, daß der Schüler nach dem 
pädagogischen „Wortgutachten" für das Gymnasium ge-
eignet ist. 

Diejenigen Schüler, die nicht als „geeignet" beurteilt 
werden, müssen, falls sie das Gymnasium besuchen wol-
len, an einer Aufnahmeprüfung teilnehmen. Diese Prü-
fung erfolgt in der Form eines dreitägigen Probeunter-
richts, der schriftliche Arbeiten in Deutsch und Mathema-
tik einschließt. 

Für die Realschule, die in Bayern erst mit der Klasse 7 
beginnt, findet das Aufnahmeverfahren am Ende der 
Klasse 6 statt. 

Eignungsempfehlung und Übergangsentscheidung 

118. In allen anderen Ländern mit einem Übergangs-
verfahren nach der 4. Grundschulklasse und einem Grund-
schulgutachten (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein) 
wird der Schüler in die von den Erziehungsberechtigten 
gewählte Schulart aufgenommen, wenn er nach dem Gut-
achten für die Schulart „geeignet" ist. Kommt das Schul-
gutachten demgegenüber zur Empfehlung „nicht geeignet" 
und bestehen die Erziehungsberechtigten trotzdem auf 
ihrer Schulartwahl, so sind in diesen Ländern folgende 
Verfahren vorgesehen: 

— In Schleswig-Holstein wird der Schüler auch gegen 
die Eignungsempfehlung in die von den Erziehungs-
berechtigten gewählte Schulart aufgenommen. Über 
den Verbleib in dieser Schulart wird während oder 
nach der zweijährigen schulformabhängigen Orientie-
rungsstufe entschieden. 

— In den anderen Ländern findet in diesen Fällen ein 
besonderes Überprüfungsverfahren („Ausleseverfah-
ren", „Überprüfung", „Probeunterricht", „Aufnahme-
prüfung") statt, das in den einzelnen Ländern jeweils 
unterschiedlich gestaltet ist. In Rheinland-Pfalz ist 
lediglich eine schriftliche Aufnahmeprüfung vorge-
sehen, die an einem Vormittag durchgeführt wird. 
Im Saarland erfolgt zunächst eine zweitägige schrift-
liche Aufnahmeprüfung und, falls das Ergebnis nicht 
zu einer Klärung führt, eine mündliche Prüfung. In 
den anderen Ländern sind sowohl schriftliche Arbei-
ten als auch ein Probeunterricht oder eine mündliche 
Prüfung in einem Überprüfungsverfahren mit unter-
schiedlicher Dauer vorgesehen (Hessen sechs Tage, 
Nordrhein-Westfalen drei Tage, Niedersachsen zwei 
Tage). Schriftliche Arbeiten werden in allen Ländern 
in den Fächern Deutsch und Mathematik verlangt (in 
Hessen insgesamt vier, in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz drei, in Niedersachsen und im Saar-
land zwei Arbeiten). 

119. Alle Länder mit einem Übergangsverfahren nach 
der 4. Grundschulklasse, d. h. alle Länder außer Berlin 
und Bremen, sehen nach der Klasse 4 eine Erprobungs-
zeit im Gymnasium und, falls die Realschule nicht erst 
mit der 7. Klasse beginnt, auch in der Realschule vor. Die 
Erprobungszeit wird in diesen Ländern teilweise in der 
schulformabhängigen Orientierungsstufe durchgeführt. 

4.3 Überblick über die Schulartentscheidung nach der 
Orientierungsstufe und in den Klassen 5 und 6 

120. In Nordrhein-Westfalen (unberücksichtigt bleibt hier 
die 1977 beschlossene, aber in der Praxis noch nicht zur 
Anwendung gekommene Gesetzesänderung) und im Saar-
land wird die Funktion der in anderen Ländern einge-
führten schulformabhängigen Orientierungsstufe in ge-
wissem Umfang durch die Erprobungszeit in den Klassen 
5 und 6 des Gymnasiums und der Realschule erfülllt. Das 
gleiche gilt für die zweijährige Erprobungszeit am Gym-
nasium und an der Realschule in denjenigen Ländern, 
die zwar die schulformunabhängige Orientierungsstufe 
als Regelschule, aber noch nicht flächendeckend einge-
führt haben (Hessen und Niedersachsen). 
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121. Ein Überblick über die Regelungen der Länder 
zum Übergang von der Orientierungsstufe und in den 
Klassen 5 und 6 ergibt folgendes Bild (Übergang in Re-
gelschulen, ohne Schulversuche und Gesamtschule sowie 
ohne die 1977 beschlossene Gesetzesänderung in Nord-
rhein-Westfalen): 

— In Baden-Württemberg und Bayern ist die Probezeit 
an den weiterführenden Regelschulen nach dem ersten 

halben Jahr der Klasse 5 abgeschlossen. Schüler, die 
diese Probezeit (in Baden-Württemberg im Gymna-
sium und in der Realschule, in Bayern im Gymnasium) 
nicht bestanden haben, müssen die Schule verlassen. 

— In Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saar-
land und in Schleswig-Holstein besuchen alle Schüler 
nach der 4. Grundschulklasse eine der weiterführen-
den Schularten. In Nordrhein-Wesfalen wird der Schü- 

Entscheidungsrecht der Erziehungsberechtigten beim Übergang 
in das gegliederte Schulwesen der Mittelstufe 

Übersicht über die Länderregelungen zum Zeitpunkt der ersten möglichen Zuwei

-

sung in eine Schulart des gegliederten Schulwesens auch gegen den Willen der 
Erziehungsberechtigten 
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ler nach der zweijährigen „Erprobungsstufe" des Gym-
nasiums oder der Realschule einer anderen Schulart 
zugewiesen, falls er nach der Beurteilung der Schule 
für die gewählte Schulart nicht geeignet ist. Ähnlich 
ist auch die Regelung für die schulformunabhängige 
Orientierungsstufe in Rheinland-Pfalz. In der schul-
formabhängigen Orientierungsstufe dieses Landes 
kann der Schüler bereits nach einem halben Jahr der 
Klasse 5 vom Gymnasium oder von der Realschule 
einer anderen Schulart zugewiesen werden; im übri-
gen entscheidet die Schule nach Beendigung der 
Klasse 6 über den weiteren Verbleib des Schülers in 
der gewählten Schulart. Im Saarland besteht an den 
einzelnen Schularten eine zweijährige „Eingangs-
stufe". Der Schüler kann nach der Klasse 5 vom Gym-
nasium oder von der Realschule einer anderen Schul-
art zugewiesen werden; dies ist außerdem vorgesehen, 
wenn der Schüler nach der Klasse 6 nicht versetzt 
werden kann (und er bereits einmal diese oder die 
5. Klasse wiederholt hat). In der schulformabhängigen 
Orientierungsstufe Schlewig-Holsteins ist eine Über-
leitung in eine andere Schulart bereits nach einem 
halben Jahr mit Zustimmung der Erziehungsberech-
tigten und ohne diese Zustimmung nach dem Ende 
der Klasse 5 möglich; nach der Klasse 6 entscheidet 
im übrigen die Schule über den Verbleib in der ge-
wählten Schulart. 

– In Hessen und in Niedersachsen besteht jeweils in 
einem Teil der Schulaufsichtsbereiche die schulform-
unabhängige Orientierungsstufe (Hessen: „Förder-
stufe"). Für den Übergang in weiterführende Schulen 
nach der Orientierungsstufe gibt die Schule eine Emp-
fehlung ab. Wenn der Schüler nach dem Wunsch der 
Erziehungsberechtigten entgegen dieser Empfehlung 
das Gymnasium oder die Realschule besuchen soll, 
findet — wie beim Übergang von der 4. Grundschul-
klasse in das Gymnasium oder die Realschule — ein 
Überprüfungsverfahren statt. Wenn der Schüler nicht 
die Orientierungsstufe besucht hat, sondern nach der 
4. Grundschulklasse bereits in das Gymnasium oder 
die Realschule aufgenommen wurde, wird nach einer 
zweijährigen Erprobungszeit in den Klassen 5 und 6 
im Zusammenhang mit der Versetzungsentscheidung 
nach Klasse 7 über den Verbleib in der gewählten 
Schulart entschieden. 

– In Hamburg (schulformabhängige Orientierungsstufe 
als Regelschule) wird von der Schule am Ende der 
Klasse 6 eine Eignungsfeststellung getroffen. Die 
Schüler können jedoch auch entgegen der Eignungs-
feststellung entsprechend dem Wunsch der Erziehungs-
berechtigten die von diesen gewählte Schulart be-
suchen. Dies ist z. B. dann möglich, wenn ein Schüler 
nach Abschluß der Klasse 6 der Orientierungsstufe 
eines „neunstufigen Gymnasiums" nicht in die Klasse 7 
dieser Schule versetzt wird. Der Schüler kann in die-
sem Fall in die Klasse 7 eines „siebenstufigen Gym-
nasiums" (oder der Realschule) eintreten. Die Klasse 7 
dieser Schule kann einmal wiederholt werden; falls 
der Schüler erneut das Klassenziel nicht erreicht, muß 
er auf die Realschule oder Hauptschule übergehen. 
Der Schüler kann aber auch, wenn er das Ziel der 
Klasse 6 des neunstufigen Gymnasiums nicht erreicht 
hat, zunächst diese Klasse wiederholen; erreicht der 
Schüler das Ziel der Klasse 6 zweimal nicht, ist der 
Übergang auf die Realschule oder die Hauptschule 
erforderlich. 

– In Berlin erstellt die Schule nach der Klasse 6 der ge-
meinsamen Grundschule ein Gutachten mit einer Emp-
fehlung für eine weiterführende Schulart. Der Schüler 
wird jedoch auch dann, wenn das Gutachten z. B. vom 
Besuch des Gymnasiums abrät, die Erziehungsberech-
tigten aber auf der Wahl dieser Schulart bestehen, 

zunächst in die Klasse 7 des Gymnasiums aufgenom-
men. Über. den Verbleib am Gymnasium oder an der 
Realschule wird für alle Schüler nach einer Probezeit 
von einem halben Jahr entschieden. In Bremen (schul

-

formunabhängige Orientierungsstufe als Regelschule) 

hat, wie in Berlin, zunächst der Elternwille Vorrang 
gegenüber der Empfehlung der Schule nach Klasse 6. 
Das 7. Schuljahr an Realschule und Gymnasium ist 
Probejahr. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

122. Die Vereinbarung der Kultusministerkonfe-
renz, die Ergebnisse der Aufnahmeprüfung oder, so-
weit in den einzelnen Ländern auf eine Aufnahme-
prüfung verzichtet wird, die Bescheinigungen über 
die Genehmigung der Aufnahme in ein Gymnasium 
oder in eine Realschule gegenseitig anzuerkennen, 
wurde 1966 getroffen. Seitdem haben sich die Vor-
aussetzungen grundlegend geändert, unter denen 
dieser Beschluß gefaßt worden war. 

123. Die Kultusministerkonferenz konnte 1966 noch 
davon ausgehen, daß die Wahl der weiterführenden 
Schularten grundsätzlich nach der 4. Grundschul-
klasse stattfindet. Die Berliner Regelung, nach der 
der Übergang von der Grundschule nach der Klasse 6 
erfolgt, stellte eine Ausnahme dar, die in einer 
überschaubaren und begrenzten Anzahl von Schul-
wechselfällen zu Schwierigkeiten führen konnte und 
eine im Einzelfall zu treffende flexible Entscheidung 
erforderlich machte. Inzwischen haben jedoch meh-
rere Länder — wie dargestellt — die Übergangs-
entscheidung für alle oder für einen Teil der Schüler 
auf die Zeit nach der Klasse 6 (schulformunabhän-
gige Orientierungsstufe) verlegt und die Verfahren 
sehr unterschiedlich gestaltet. Damit stellen sich 
neue und schwer zu lösende Probleme. 

124. Schüler, die in Baden-Württemberg und 
Bayern die Aufnahmeprüfung bestanden haben, 
können z. B. nach der Vereinbarung von 1966 zwar 
davon ausgehen, daß ihre Aufnahmeprüfung in an-
deren Ländern „anerkannt" wird. Wenn sie in Ber-
lin in die Klasse 5 oder 6 der Grundschule, in Bre-
men, Hessen oder Niedersachsen in die entspre-
chende Klasse der Orientierungsstufe eintreten, wird 
nach der Klasse 6 (oder später) ihre Schularteignung 
allerdings erneut — und in einer im Verfahren und 
in den Anforderungen anders gestalteten Überprü-
fung — beurteilt. Im umgekehrten Fall — wenn z. B. 
ein Schüler aus Berlin, Bremen oder Hamburg in 
Baden-Württemberg oder Bayern in die Klassen 5 
oder 6 des Gymnasiums eintreten will — reicht eine 
gegenseitige Anerkennung der Bescheinigung der 
Schulbehörde oder Schulen entsprechend dem Be-
schluß der Kultusministerkonferenz von 1966 für 
eine Schulartzuweisung nicht aus. In Berlin, Bremen 
oder Hamburg wird keine „Genehmigung für die 
Aufnahme in ein Gymnasium oder in eine Real-
schule" nach der Klasse 4 erteilt. Auch eine Aner-
kennung einer Empfehlung der abgebenden Schule 
könnte im übrigen die Probleme nicht lösen, die sich 
bei einem Umzug in ein anderes Bundesland daraus 
ergeben, daß die Entscheidung über die Schularteig- 
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nung — mit allen Folgewirkungen für die Gestal-
tung des Auswahlverfahrens und des Bildungsgan-
ges — in den beiden Ländern zu ganz verschiedenen 
Zeitpunkten und nach unterschiedlichen Bedingun-
gen getroffen wird. 

125. Dabei wird jeweils unterstellt, daß der Be-
schluß der Kultusministerkonferenz in den Ländern 
noch als gültig angesehen wird. Aus den Regelun-
gen der Länder zum Übergang in weiterführende 
Schulen läßt sich nicht erkennen, ob und inwieweit 
diese Annahme zutrifft. Bekanntgewordene Ent-
scheidungen in Schulwechselfällen lassen den Ein-
druck entstehen, daß teilweise auch dann, wenn eine 
Empfehlung oder Entscheidung anderer Länder für 
eine bestimmte Schulart vorliegt, im Einzelfall ge-
prüft wird, ob und inwieweit diese Bescheinigung 
anerkannt oder eine zusätzliche Überprüfung nach 
den Vorschriften des „Aufnahmelandes" verlangt 
wird. 

126. Eine derartige Auseinanderentwicklung hat 
ihren Grund auch darin, daß die Übergangsverfahren 
in zunehmendem Umfang an verschiedenen und 
teilweise entgegengesetzten Kriterien ausgerichtet 
werden. Dabei geht es nicht nur um die Entscheidung 
zwischen der schulformunabhängigen und -abhängi-
gen Orientierungsstufe, die im Vordergrund der 
bildungspolitischen Auseinandersetzung über das 
Mehrheits- und das Sondervotum im Bildungsge-
samtplan gestanden hat. Mindestens ebenso wichtig 
sind die weitgehend unabhängig von dieser Schul-
formfrage zu treffenden Entscheidungen, welcher 
Stellenwert dem Wahlrecht der Erziehungsberechtig -
ten eingeräumt wird und wann und unter welchen 
Voraussetzungen eine Schulartentscheidung auch 
gegen deren Willen getroffen werden kann. 

127. Die Schulartwahl wird z. B. in Berlin, Bremen 
und Hamburg, trotz jeweils unterschiedlicher Schul-
organisation, in erster Linie von den Erziehungsbe-
rechtigten getroffen; erst nach dem Abschluß der 
Klasse 6 ist eine Schulartentscheidung auch gegen 
ihren Willen möglich (in Hamburg — im sieben-
stufigen Gymnasium — und in Bremen am Ende der 
Klasse 7, in Berlin nach einem halben Jahr Probe-
zeit in der Klasse 7). In Baden-Württemberg und in 
Bayern kommt demgegenüber bei der Aufnahme in 
das Gymnasium nach der 4. Grundschulklasse dem 
Überprüfungsverfahren (Probearbeiten, Gutachten, 
Aufnahmeprüfung) eine entscheidende Bedeutung 
zu. 

128. Im Hinblick auf das Wahlrecht der Erzie-
hungsberechtigten nehmen auf der anderen Seite 
z. B. die Übergangsverfahren in der schulformunab-
hängigen Orientierungsstufe in Hessen und Nieder-
sachsen und in der schulformabhängigen Orientie-
rungsstufe in Schleswig-Holstein eine Position zwi-
schen diesen beiden grundsätzlichen Gestaltungs-
möglichkeiten —in den Stadtstaaten und in Baden-
Württemberg und Bayern — ein. Eine Entscheidung 
über die Zuweisung in eine der weiterführenden 
Schularten ist in diesen Ländern erst nach dem Über-
gang in die Klasse 5 möglich. Eine Auslese auch  

gegen den Wunsch der Erziehungsberechtigten fin-
det nicht bereits am Ende der Grundschulklasse 4 
statt. Eine Schulartentscheidung auch gegen den 
Willen der Erziehungsberechtigten kann in der 
schulformunabhängigen Orientierungsstufe in Hes-
sen und in Niedersachsen grundsätzlich, in Schles-
wig-Holstein in der Regel erst nach Abschluß der 
Klasse 6 getroffen werden. 

129. Eine Annäherung der unterschiedlichen Auf-
fassungen der Länder zur Gestaltung des Übergangs-
verfahrens nach der Grundschule ist nicht zu erken-
nen. Vielmehr deuten die Anzeichen darauf hin, daß 
sich die Schulsysteme in dieser Frage, wie in ande-
ren Bereichen auch (Gesamtschule oder gegliedertes 
Schulwesen), noch weiter auseinanderentwickeln und 
daß durch Vereinbarungen zwischen den Regierun-
gen diese Entwicklung nicht entscheidend beeinflußt 
werden kann. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

130. Würden die Unterschiede in der Ausgestaltung und 
Orientierung des Übergangsverfahrens nur für eine be-
grenzte Zeit bestehen, nach der in den Ländern eine in 
den Grundzügen übereinstimmende und bundeseinheit-
liche Regelung eingeführt wird, so könnten sie unter der 
Voraussetzung hingenommen werden, daß die für den 
Schüler bei einem Schulwechsel entstehenden Nachteile 
auch in der Übergangszeit soweit wie möglich einge-
schränkt werden. Erforderlich wäre dafür zumindest eine 
im gesamten Bundesgebiet geltende Regelung, nach der 
bei einem Schulwechsel in ein anderes Bundesland in je-
dem Fall eine von allen anderen Ländern anzuerken-
nende Schulartempfehlung ausgesprochen oder allein 
auf den Willen der Erziehungsberechtigten abgestellt 
wird und in beiden Fällen der Verbleib in der gewählten 
Schulart von einer späteren Versetzungsentscheidung ab-
hängt. Auch dieses Verfahren würde allerdings Nachteile 
bei einem Schulwechsel in ein anderes Bundesland nicht 
ausschließen. 

131. Bei unterschiedlichen Regelungen zum Übergang in 
die weiterführenden Schulen in einem Bundesland ist 
demgegenüber davon auszugehen, daß die unterschied

-

lichen Modelle in der Regel vor allem der Erprobung 
dienen, auch in dieser Phase aufeinander abgestimmt 
sind und, jedenfalls auf längere Sicht, in ein einheit-
liches System zusammengeführt werden sollen. Häufig 
können die Erziehungsberechtigten zudem zwischen den 
verschiedenen Bildungsangeboten in einem Land wählen 
und sich in jedem Fall frühzeitig auf die einmal getrof-
fene Bildungswegentscheidung ausrichten. Auch die In-
formation der Eltern und der Lehrer ist bei unterschied-
lichen Regelungen in einem Land wesentlich besser als 
bei den zwischen den Ländern bestehenden, zum Teil nur 
schwer zu übersehenden und in ihrer Vielfalt verwirren-
den Unterschieden. 

132. Nach der sich zur Zeit abzeichnenden Ten-
denz muß erwartet werden, daß die aufgezeigten 
Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern 
nicht nur für eine Übergangszeit bestehen. Die Ge-
staltung des Übergangs in die weiterführenden 
Schulen muß jedoch, wenn die Freizügigkeit und 
Mobilität im Bundesgebiet und das notwendige Maß 
an Chancengleichheit und Vergleichbarkeit im Bil-
dungsangebot nicht gefährdet werden sollen, auf 
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längere Sicht in den Grundzügen nach bundesein-
heitlichen Maßstäben erfolgen. 

133. Eine im Bundesgebiet einheitliche Regelung 
des Übergangsverfahrens kann dabei unter bestimm-
ten Voraussetzungen die Frage offenlassen, ob und 
inwieweit die Orientierungsstufe schulformunab-
hängig oder -abhängig ausgestaltet werden soll. Ein 
Mindestmaß an Einheitlichkeit und Freizügigkeit 
könnte, unabhängig von dieser Organisationsfrage, 
z. B. auch dann gewährleistet werden, wenn in allen 
Ländern, in den Grundzügen einheitlich, dem Recht 
der Erziehungsberechtigten Vorrang eingeräumt 
würde, in den ersten sechs Klassen die Wahl zwi-
schen verschiedenen Bildungsangeboten zu treffen 
(soweit in den Ländern unterschiedliche Schulange-
bote für die Klassen 5 und 6 bestehen), und wenn 
im übrigen eine Schulartentscheidung auch gegen 
den Willen der Erziehungsberechtigten in allen Län-
dern erst nach einer Probezeit in der Klasse 7 mög-
lich wäre. 

134. In jedem Fall setzt die notwendige gesamt-
staatliche Regelung des Übergangsverfahrens vor-
aus, daß 

— ein nach Altersjahrgang und Klassenzuordnung 
im Bundesgebiet in der Regel einheitlicher Zeit-
punkt festgesetzt wird, zu dem zum ersten Mal 
auch gegen den Willen der Erziehungsberech-
tigten eine Schulartentscheidung getroffen wer-
den kann, 

— das nach diesem Zeitpunkt notwendige Über-
prüfungsverfahren in seiner inhaltlichen Ausge-
staltung und der Dauer vergleichbaren Maßstä-
ben unterliegt (Schulgutachten, Auswahlprüfung, 
Erprobungszeit) 

und 

— die auf diesem Überprüfungsverfahren beru-
hende Schulartentscheidung in allen Ländern an-
erkannt wird. 

Kapitel 3: Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbereichs I (Mittelstufe) 

1 Zusammenfassung 

135. In den letzten zehn Jahren haben sich die 
Übergangs- und Abschlußsysteme des Sekundarbe-
reichs I in den einzelnen Ländern in zunehmendem 
Umfang auseinanderentwickelt. 

Auch Abschlüsse und Übergangsentscheidungen, die 
— wie z. B. der Realschulabschluß und der Abschluß 
von Klasse 10 des Gymnasiums — auf einem ver-
gleichbaren Bildungsgang beruhen, führen häufig zu 
unterschiedlichen Berechtigungen. 

136. In einigen Ländern sind bestimmte Qualifika-
tionsschwellen am Ende des Sekundarbereichs I, 
z. B. bei der Versetzungsentscheidung nach Klasse 10 
des Gymnasiums, eingeführt worden. Dabei dienen 
einzelne Abschlüsse unter anderem auch dazu, die 
Verteilung der Schüler auf die Bildungsgänge der 
Oberstufe auch unter Berücksichtigung der Hoch-
schulkapazität und erwarteten Berufschancen im Be-
schäftigungssystem zu lenken. 

137. Zwischen den Regierungen der Länder und 
der Bundesregierung besteht zwar im Grundsatz 
darüber Übereinstimmung, daß ein in den Grundzü-
gen einheitliches Abschluß- und Berechtigungs-
system notwendig ist. Die Auffassungen der Länder 
über diese Grundzüge gehen jedoch auseinander. 

Das gilt sowohl für die Frage, wie ein übereinstim-
mendes System im einzelnen zu gestalten ist, als 
auch für die Frage, ob und inwieweit ein solches 
System Steuerungsfunktionen für die Verteilung auf 
die Bildungsgänge der Oberstufe übernehmen soll. 

138. Die notwendige gesamtstaatliche Entschei-
dung über ein in den Grundzügen einheitliches Über-
gangs- und Abschlußsystem setzt voraus, daß die 

nach ihrem Bildungsziel vergleichbaren Abschlüsse 
in allen Ländern anerkannt werden und zu ver-
gleichbaren Übergangsberechtigungen führen. Sie 
setzt auch voraus, daß die wichtigsten Abschluß

-

arten in der Regel in allen Ländern angeboten wer-
den. Nicht erforderlich ist demgegenüber, daß auch 
die Bildungsgänge, die zu den Abschlüssen führen, 
im einzelnen einheitlich gestaltet werden. Unter-
schiedlich geregelt werden kann auch die organisa

-

torische Zuordnung zu bestimmten Schularten und 
Bildungseinrichtungen. 

2 Zuständigkeiten 3) 

139. Nach der Kompetenzverteilung des Grund-
gesetzes sind die Länder für die Regelung der Über-
gänge und Abschlüsse des Schulwesens im Sekun-
darbereich I zuständig. 

Die Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes des 
Bundes für die außerschulische berufliche Bildung 
haben zum Teil einen mittelbaren Einfluß auf die 

3) Im Schulwesen umfaßt der Sekundarbereich I (Mittelstufe) die 
Klassen 5 bis 10. Weiterführende Schulen im Sekundarbe-
reich I sind die Hauptschule, die Realschule, das Gymnasium 
und die Gesamtschule, in der die Bildungsgänge der drei 
Schularten des gegliederten Schulwesens zusammengefaßt 
sind. 
Die berufliche Bildung in schulischen Einrichtungen und im 
dualen System wird überwiegend dem Sekundarbereich II 
(Oberstufe) zugerechnet, auch wenn der Ausbildungsgang be-
reits nach 9 Schuljahren beginnt; vgl. Kapitel 4 „Übergänge 
und Abschlüsse des Sekundarbereichs II (Oberstufe)". S. 28 
bis 39. 
Strukturfragen beim Übergang von der Grundschule, nach der 
Orientierungsstufe oder nach einer Erprobungszeit in den 
Klassen 5 und 6 sind im Kapitel 2 „Übergang von der Grund-
schule" (S. 15 bis 23) dargestellt worden und bleiben hier 
ausgeklammert. 
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Regelung der Übergänge und Abschlüsse des Se-
kundarbereichs I. In gewissem Umfang wirken auch 
die Hochschulzulassungsbestimmungen im Hoch-
schulrahmengesetz und die Vorschriften des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes, insbesondere die Bestim-
mungen über Zugangsvoraussetzungen für Lauf-
bahnen im öffentlichen Dienst, auf die Gestaltung 
der Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbe-
reichs I zurück. 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

3.1 Vereinbarungen der Länder 

140. Im Hamburger Abkommen von 1964 haben die 
Regierungen der Länder vereinbart, daß „die in den Län-
dern ausgestellten Reifezeugnisse und sonstigen Ab-
schlußzeugnisse von Schulen, die Gegenstand dieses Ab-
kommens sind, anerkannt" werden. Die Erteilung der 
Zeugnisse erfolgt nach diesem Abkommen „nach Richt-
linien der Kultusministerkonferenz". 

141. Bereits im Jahre 1953 hatte die Kultusministerkon-
ferenz einen Beschluß über die „Stellung der Mittelschu-
len im Schulaufbau" gefaßt, der vorsah, daß die Ab-
schlußzeugnisse der damals vorwiegend „Mittelschulen" 
genannten Realschulen gegenseitig anerkannt werden, 
soweit die Schulen nach den in den Richtlinien fest-
gelegten Grundsätzen aufgebaut und ausgestaltet sind. 
Auch der Beschluß der Kultusministerkonferenz von 1960 
und 1966 über die „Übergänge von einer Schulart in die 
andere" enthält allgemeine Grundsätze über den Über-
gang im Sekundarbereich I. Dazu wird u. a. ausgeführt, 
daß „verhütet werden soll, daß der einmal gewählte Bil-
dungsweg in eine Sackgasse führt". Die Hauptschule kann 
nach dem Beschluß „Züge vorsehen, die wie die Mittel-
schule" (Realschule) „einen mittleren Abschluß erlauben", 
der wiederum Gelegenheit zum Übergang in die Oberstufe 
des Gymnasiums bieten kann. Daneben bestehen noch 
andere Beschlüsse der Kultusministerkonferenz, die sich 
mit Einzelfragen einer Vereinheitlichung und der gegen-
seitigen Anerkennung von Abschlüssen und Übergangs-
entscheidungen des Sekundarbereichs I befassen. Bei die-
sen Beschlüssen ist zum Teil unklar, ob und inwieweit 
sie noch heute gelten sollen, da spätere Beschlüsse zwar 
inhaltliche Änderungen enthalten, die Fortgeltung frühe-
rer Vereinbarungen aber häufig nicht regeln. 

Die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz bezie-
hen sich jeweils auf Teilbereiche. Sie enthalten häu-
fig -nur „Grundsätze" und lassen eine Vielzahl von-
einander abweichender Regelungen zu. Auch zusam-
mengefaßt ergeben sie keine geschlossene Verein-
barung über ein im ganzen Bundesgebiet ange-
wandtes Gesamtsystem der Mittelstufenabschlüsse 
und -übergänge. 

Die Kultusministerkonferenz hat dementsprechend 
bereits 1969 beschlossen, sich mit den Fragen der 
Sekundarstufe I und ihrer Abschlüsse zu befassen 
und „dabei zu einer Planung zu gelangen, in der ge-
meinsame Vorstellungen über die inhaltliche und 
organisatorische Abstimmung der beteiligten Schul-
gattungen entwickelt werden". Auf dem Beschluß 
von 1969 beruht auch die Absichtserklärung in der 
Orientierungsstufenvereinbarung der Kultusminister-
konferenz von 1974, eine „umfassende Vereinbarung 
über den Sekundarbereich I" zu entwickeln, die auch 

die „inhaltliche Gestaltung des Sekundarbereichs I" 
einbezieht. Entsprechende Vorarbeiten sind in der 
Kultusministerkonferenz aufgenommen worden. 

Zwischen den Ländern besteht jedoch bislang noch 
keine Übereinstimmung darüber, ob — ähnlich wie 
bei der 1976 vereinbarten Anerkennung der Hoch-
schulzugangsberechtigungen — die Abschlüsse und 
Berechtigungen des Sekundarbereichs I ohne eine 
weitgehende oder vollständige Angleichung der in-
haltlichen Gestaltung aller zu ihnen hinführenden 
Bildungsgänge, soweit diese im Bildungsziel ver-
gleichbar sind, gegenseitig anerkannt werden sollen 
oder ob die gegenseitige Anerkennung eine umfas-
sende inhaltliche Abstimmung voraussetzt. Soweit 
eine inhaltliche Abstimmung gefordert wird, ist ins-
besondere noch zu klären und zwischen den Ländern 
offen, wie weit die Angleichung der Bildungsgänge 
gehen soll (Bestimmung und Gewichtung der Pflicht-
fächer; Bandbreiten für die wöchentliche Stunden-
zahl; Angleichung der Leistungsbewertung, etwa 
durch Normenbücher, wie beim Abitur). 

142. Eine Einigung ist auch darüber noch nicht er-
zielt worden, wie das Verhältnis der verschiedenen 
Abschlüsse und Berechtigungen zueinander im ein-
zelnen geregelt werden soll. Dabei ist nicht nur 
offen, wie die für eine Gleichstellung jeweils vor-
geschriebenen Notenanforderungen oder sonstigen 
Leistungsnachweise zu gestalten sind, sondern ins-
gesamt auch ungeklärt, welche Übergangsberechti-
gungen bestimmte Abschlüsse, unabhängig vom 
Qualifikationsniveau, überhaupt vermitteln und in 
welchen Fällen beim Übergang in die Oberstufe be-
sondere Qualifikationsanforderungen an den Ab-
schluß gestellt werden sollen. Zu diesen ungeklärten 
Fragen gehört z. B. auch, ob und inwieweit der Mit-
telstufenabschluß des Gymnasiums nur dann zum 
Übergang in die Oberstufe des Gymnasiums führen 
soll, wenn in einigen Fächern bestimmte Notenstufen 
erreicht wurden. 

3.2 Gemeinsame Bildungsplanung 

143. Im Bildungsgesamtplan wird gefordert, daß in 
allen Ländern ein „Angebot eines qualifizierenden 
Abschlusses am Ende des Sekundarbereichs I" zügig 
ausgebaut wird. Für die qualifizierenden Abschlüsse, 
die vom Abschluß der 10. Klasse des Gymnasiums 
bis zum Abschluß „bestimmter Formen des 10. Schul-
jahres an Hauptschulen" reichen und den „Zugang zu 
entsprechenden Bildungsgängen des Sekundarbe-
reichs II" eröffnen, müssen nach dem Bildungsge-
samtplan „Profile des Sekundarabschlusses I ent-
wickelt werden, die schulformübergreifend sind". Der 
Sekundarabschluß I „soll möglichst bald erprobt und 
als Angebot für alle Schüler ab 1976 eingeführt wer-
den". 

Dieser einstimmig gefaßte Beschluß ist in fast allen 
Ländern nicht verwirklicht worden. 

144. 1973 hat die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung beschlossen, mit besonderer Dring-
lichkeit einen Stufenplan für die Sekundarabschlüsse 
I und II zu erarbeiten. 1974 leitete die Bund-Länder- 
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Kommission einen ersten Vorschlag zum Sekundar-
abschluß I der Kultusministerkonferenz zu, die um 
eine Stellungnahme gebeten wurde. Diese Stellung-
nahme lag Ende 1977 noch nicht vor. Der Vorschlag 
der Bund-Länder-Kommission sieht, wie dies bereits 
im Bildungsgesamtplan vereinbart worden war, über-
einstimmende Grundanforderungen für alle Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs I vor und legt die 
wesentlichen Unterscheidungsmerkmale der Ab-
schlußprofile für alle Schulformen gemeinsam inhalt-
lich fest. Die Profile werden dabei nach den Bil-
dungszielen, dem Anteil bestimmter Lernbereiche 
und nach dem Leistungsanspruch unterschieden. Die 
mit den Abschlüssen verbundenen Berechtigungen 
werden jedoch nicht im einzelnen aufgeführt und 
den vorhandenen Abschlüssen zugeordnet. 

4 Vorhandene Regelungen der Übergänge und Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs I  

4.1 Regelungen durch Gesetz 

145. Gesetzliche Bestimmungen, die sich ausdrücklich 
auf die Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbereichs I 
beziehen und diese im einzelnen regeln, bestehen nur in 
wenigen Bundesländern. 4) 

146. In den meisten Ländern werden die Übergänge und 
Abschlüsse des Sekundarbereichs I durch Rechtsverord-
nungen oder Verwaltungsvorschriften des Kultusministers 
geregelt. Die Landesgesetze enthalten zu diesen Fragen 
keine oder jedenfalls keine konkreten Regelungen. 

4.2 Übersicht über die geltenden Landesvorschriften 

Entwicklungsstand 

147. Die Übergangs- und Abschlußsysteme des Se-
kundarbereichs I haben sich von Land zu Land unter-
schiedlich entwickelt. Kennzeichnend sind dafür die 
verschiedenen Arten und das unterschiedliche Quali-
fikationsniveau der Abschlüsse sowie vor allem die 
mit ihnen verbundenen unterschiedlichen Berechti-
gungen zum Übergang in die Schularten der Ober-
stufe. Dabei werden in den einzelnen Ländern auch 
an Abschlüsse eines vergleichbaren oder in den 
Grundzügen übereinstimmenden Bildungsganges un-
terschiedliche Berechtigungen geknüpft. Auch das 

4) Das Schulgesetz von Rheinland-Pfalz enthält z. B .  eine Vor-
schrift zu den Aufgaben der verschiedenen Schularten auf den 
einzelnen Stufen des Bildungswesens. Nach dieser Vorschrift 
führt die Hauptschule zur Qualifikation der Berufsreife und 
ermöglicht die Fortführung des Bildungsweges auf berufsbe-
zogenen Bildungsgängen. Mit dem Erwerb einer zusätzlichen 
Qualifikation kann die Hauptschule auch auf studienbezogene 
Bildungsgänge vorbereiten. Der Realschulabschluß berechtigt 
demgegenüber allgemein „zum Eintritt in berufsbezogene und 
auch in studienbezogene Bildungsgänge". Das Gymnasium 
vermittelt „einen qualifizierten Sekundarabschluß I", der zum 
Eintritt in studienbezogene und berufsbezogene Bildungsgän-
ge berechtigt. Die Einzelheiten werden nach dem Gesetz in 
Schulordnungen näher bestimmt, die vom Kultusminister zu 
erlassen sind. 
Eine in der Anlage vergleichbare, in der inhaltlichen Gestal-
tung aber zum Teil abweichende Regelung enthält auch das 
Berliner Schulgesetz. 

Angebot an Bildungsgängen ist in  einigen Ländern 
nach verschiedenen Grundsätzen gestaltet worden. 
Der erweiterte Hauptschulabschluß nach Klasse 10 
besteht z. B. nur in einem Teil der Länder; die ande-
ren Länder bieten nach Klasse 9 der Hauptschule kei-
nen im Zeitrahmen, in der Qualifikation und in den 
vermittelten Berechtigungen vergleichbaren Bil-
dungsgang an. 

148. Den Unterschieden bei der Gestaltung der 
Übergangs - und Abschlußsysteme entsprechen zum 
Teil unterschiedliche Gewichtungen der Unterrichts-
fächer, vor allem des Lernbereichs Arbeitslehre/Poly-
technik in der Hauptschule, und die verschiedenen 
Formen der Schwerpunktbildung in den Schularten 
des Sekundarbereichs I, bei der in einigen Ländern 
die Schüler zwischen bestimmten Fächern und in der 
Anspruchshöhe unterschiedlichen Angeboten im glei-
chen Fach wählen können. 

149. Ausgeklammert bleiben bei diesem Überblick 
die in einem Teil der Länder entwickelten Sonder-
formen berufsbildender Angebote im Sekundarbe-
reich I, z. B. die nur in Bayern bestehende Wirt-
schaftsschule, die mit dem 7. Schuljahr beginnt. Auch 
wenn diese Sonderformen, wie z. B. die teilweise (in 
Hessen) bereits vor der Klasse 10 beginnende Be-
rufsfachschule, nicht nur in einem Land bestehen, 
haben sie häufig in den Voraussetzungen, die an den 
Zugang gestellt werden, in ihrem fachlichen Angebot 
und in den Abschlüssen verschiedene Ausprägungen 
erhalten. 

Übergang während der Hauptschul - und Realschulzeit 

150. Der Übergang von einer Schulart in die andere 
nach dem allgemeinen Übergangsverfahren (nach Klasse 4 
oder 6) und vor dem Abschluß des Bildungsganges im Se-
kundarbereich I ist in den Ländern unterschiedlich gere-
gelt worden. Alle Länder sehen vor, daß der Schüler in 
der Zeit nach dem Übergang von der Grundschule oder 
der Orientierungsstufe bis zur Klasse 9 vom Besuch des 
Gymnasiums oder der Realschule ausgeschlossen werden 
kann. Voraussetzung dafür kann z. B. sein, daß der Schü-
ler eine Klasse zweimal erfolglos wiederholt hat. In Hes-
sen ist demgegenüber auch der Übergang von der Haupt-
schule in die Realschule oder in das Gymnasium sowie 
von der Realschule in das Gymnasium jeweils vor dem 
Abschluß des Bildungsgangs der bisher besuchten Schul-
art auf Empfehlung der abgebenden Schule möglich. In 
Berlin und Bremen kann ein Wechsel von der Haupt-
schule zur Realschule und zum Gymnasium erfolgen, wenn 
besonders gute Leistungen in der Hauptschule erbracht 
wurden. Auch in anderen Ländern ist ein entsprechender 
Übergang, unter zum Teil unterschiedlichen besonderen 
Voraussetzungen (Aufnahmeprüfung usw.), bereits vor 
dem Abschluß der Hauptschule oder der Realschule mög-
lich; im Regelfall wird jedoch der Übergang erst nach dem 
9. Schuljahr der Hauptschule oder nach Klasse 10 der 
Realschule eröffnet. 

Hauptschulabschluß 

151. Kennzeichnend für die unterschiedliche Ausprägung 
der Übergangs- und Abschlußsysteme der Hauptschule sind 
die verschiedenen Abschlußarten der Hauptschule. 
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Alle Länder unterscheiden zwischen dem Hauptschulab-
schluß nach erfolgreichem Besuch der Klasse 9 und dem 
Abgangszeugnis, das ausgestellt wird, wenn der Schüler 
das Ziel der Klasse 9 nicht erreicht hat. In einigen Län-
dern gibt es neben dem Abgangszeugnis nach der Klasse 9 
und dem „einfachen" Hauptschulabschluß auch einen 
„qualifizierten" oder „erweiterten Hauptschulabschluß", 
der nach Klasse 9 z. B. durch eine Prüfung oder aufgrund 
besonderer Leistungen erworben werden kann (z. B. in 
Bayern und im Saarland). 

152. Darüber hinaus können in einigen Ländern (Berlin, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz) 
nach einem freiwilligen 10. Hauptschuljahr weitere Quali-
fikationen erlangt werden; dabei kann in Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz die 10. Klasse nur besuchen, 
wer im Zeugnis der Klasse 9 einen bestimmten Noten-
durchschnitt in einigen Fächern erreicht hat. 

153. In allen Ländern kann ein Teil der jeweils ange-
botenen Hauptschulabschlüsse durch eine Prüfung nach-
geholt werden. Beim Hauptschulabschluß nach Klasse 9 
ist dies in allen Ländern in der Berufsfachschule möglich, 
in einigen Ländern auch in einem freiwilligen 10. Haupt-
schuljahr (Wiederholung der Klasse 9 oder besonderes 
Bildungsangebot in einer 10. Klasse) und in bestimmten 
Formen des Berufsgrundbildungsjahres. 

154. Die verschiedenen Abschlußarten der Hauptschule 
führen zu jeweils unterschiedlichen Ü bergangsberechti-
gungen. 

155. Der Übergang in die Realschule ist z. B. in den mei-
sten, aber nicht in allen Ländern möglich, wenn der Haupt-
schulabschluß nach Klasse 9 bestimmte, in den Ländern 
unterschiedlich geregelte Leistungsanforderungen (Noten-
niveau) erfüllt. 

156. In Nordrhein-Westfalen verleiht der erweiterte 
Hauptschulabschluß nach Klasse 10 die Fachoberschulreife 
und eröffnet damit den Zugang über die zweijährige Fach-
oberschule zur Fachhochschule. 

In Berlin, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz ist derselbe 
Übergang mit einem besonderen Leistungsnachweis im 
Abschlußzeugnis nach der 10. Hauptschulklasse möglich. 
In den übrigen Bundesländern, die die Fachoberschule 
eingeführt haben (alle Länder außer Baden-Württemberg), 
besteht keine Möglichkeit, ohne einen weiteren Bildungs-
gang allein durch einen Hauptschulabschluß die Berechti-
gung zum Besuch dieser Schulform zu erhalten. 

157. Der erweiterte Hauptschulabschluß nach Klasse 10 
berechtigt in Berlin, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz zum Besuch der Oberstufe des Gym-
nasiums, soweit in diesem Abschluß besondere Leistun-
gen in bestimmten Fächern nachgewiesen werden. 

Realschulabschluß 

158. Der nach Klasse 10 der Realschule oder in einer in 
allen Ländern vorgesehenen Externenprüfung erworbene 
Realschulabschluß berechtigt in allen Ländern (außer in 
Baden-Württemberg, das diese Schulform nicht eingeführt 
hat, und in Schleswig-Holstein, wo es lediglich die ein-
jährige Form dieser Schule in Klasse 12 gibt) zum Besuch 
der Fachoberschule. Die Bewerberzahl für die Fachober-
schule übersteigt allerdings die Zahl der zur Verfügung 
stehenden Plätze. Die Auswahl der Bewerber erfolgt in 

Prüfungsverfahren, die in der Regel auch innerhalb eines 
Landes unterschiedlich geregelt sind. 

159. In allen Ländern ist der Übergang von der Real-
schule in die Oberstufe des Gymnasiums grundsätzlich 
möglich. Die meisten Länder setzen besondere und in den 
einzelnen Ländern unterschiedlich gestaltete Leistungs-
nachweise im Abschlußzeugnis voraus. In einem Teil die-
ser Länder sind außerdem Kenntnisse in einer zweiten 
Fremdsprache erforderlich. In einigen Ländern ist dem-
gegenüber der Zugang nur möglich, wenn vor dem Ein-
tritt in die gymnasiale Oberstufe ein vorbereitender Bil-
dungsgang besucht wird. 

Mittelstufenabschluß des Gymnasiums 

160. In fast allen Ländern setzt der Übergang von der 
Mittelstufe (Klasse 10) in die Oberstufe des Gymnasiums 
lediglich die Versetzung in die Klasse 11, vergleichbar 
der Versetzungsentscheidung bei den vorangehenden Jahr-
gangsklassen, voraus. In einzelnen Ländern werden dem-
gegenüber besondere — und von dem Versetzungsver-
fahren in den früheren Klassen abweichende — Qualifi-
kationsanforderungen an den Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe gestellt. Diese Qualifikationsanforderungen be-
stehen z. B. darin, daß für bestimmte Hauptfächer, etwa 
für Deutsch, Mathematik und die Fremdsprachen, ein Min-
destnotendurchschnitt verlangt wird. In einem Teil dieser 
Länder wird dabei auch zwischen dem „einfachen" Ab-
schluß der Mittelstufe und einem qualifizierten oder er-
weiterten Abschluß unterschieden, der allein zum Über-
gang in die gymnasiale Oberstufe berechtigt. Der „ein-
fache" Sekundarabschluß I erreicht zwar nicht das für den 
Besuch der Oberstufe des Gymnasiums erforderliche Min-
destnotenniveau, berechtigt aber zum Besuch anderer wei-
terführender, zumeist berufsbildender, Schulen. In den-
jenigen Ländern, die, wie z. B. Niedersachsen im Jahre 
1976, diese Unterscheidung eingeführt haben, sind — als 
Folge der Erhöhung der Qualifikationsanforderung beim 
Mittelstufenabschluß des Gymnasiums — auch die An-
forderungen an den Realschulabschluß und die Haupt-
schulabschlüsse erhöht worden, soweit diese Abschlüsse 
auch zum Übergang in die Oberstufe des Gymnasiums 
berechtigen und mit dem Mittelstufenabschluß des Gym-
nasiums gleichgestellt werden. 

Mittelstufenabschlüsse der Gesamtschule 

161. Die in Berlin und in Hessen (in der kooperativen 
Form) als Regelschulen und in den übrigen Ländern als 
Schulversuche bestehenden Gesamtschulen vermitteln Ab-
schlüsse, die denjenigen im gegliederten Schulwesen des 
jeweiligen Landes entsprechen. Abgesehen von den auch 
bei den Abschlüssen des gegliederten Schulwesens vor-
handenen Unterschieden ist vor allem der Übergang von 
der Gesamtschule in die studienqualifizierenden Bildungs-
gänge der Oberstufe in einem Teil der Länder unterschied-
lich geregelt. In Bayern setzt der Übergang z. B. Kennt-
nisse in zwei Fremdsprachen voraus. In Hessen ist dem-
gegenüber der Übergang zum Teil auch dann möglich, 
wenn der Schüler in der Mittelstufe der integrierten Ge-
samtschule nur in einer Fremdsprache unterrichtet wurde. 
Diese Übergangsberechtigung wird allerdings in anderen 
Bundesländern nicht anerkannt. 

Abgestuftes Abschluß- und Berechtigungssystem 

162. Die in Niedersachsen seit 1976 geltende Regelung 
sieht ein System von abgestuften Abschlüssen und Be- 
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rechtigungen (Übergang von der Hauptschule zur Real-
schule, von der Realschule zum Gymnasium usw.) mit 
jeweils unterschiedlichen Anforder un gen  an  die  Not en  in 
bestimmten Fächern und entsprechenden „Gleichstellun-
gen" zwischen den Abschlüssen vor. Dieses Übergangs-
und Abschlußsystem reicht vom Hauptschulabschluß n a ch 
Klasse 9 über den „einfachen" Sekundarabschluß I nach 
Klasse 10 der Hauptschule oder der Realschule bis zum 
erweiterten Sekundarabschluß I des Gymnasiums. Dem 
jeweils „höheren" Abschluß (z. B. dem erweiterten Sekun-
darabschluß I des Gymnasiums, der zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe berechtigt) werden Abschlüsse an-
derer Schularten (hier: der Realschulabschluß oder der 
Hauptschulabschluß nach Klasse 10) gleichgestellt, wenn 
sie besondere Qualifikationsanforderungen erfüllen. Die 
an das Notenniveau gestellten Anforderungen sind dabei 
bei jeder Abschlußart verschieden gestaltet; sie sind um 
so höher, je „tiefer" der Abschluß in der Berechtigungs-
hierarchie eingeordnet ist. Umgekehrt schließt z. B. der 
erweiterte Sekundarabschluß I alle anderen Mittelstufen-
abschlüsse ein. 

Ein entsprechendes, bei den Einzelregelungen aber von 
den in Niedersachsen geltenden Bestimmungen abweichen-
des Abschluß- und Berechtigungssystem besteht in Berlin 
und Rheinland-Pfalz. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

163. Die Mittelstufenabschlüsse und -berechtigun-
gen der einzelnen Länder werden, da eine alle Län-
der umfassende Anerkennungsvereinbarung über 
den Sekundarabschluß I nicht abgeschlossen wurde, 
in unterschiedlichem Umfang gegenseitig anerkannt. 
Beim Hauptschulabschluß prüfen die meisten Län-
der im Einzelfall, ob der Abschluß eines anderen 
Bundeslandes dem eigenen Abschluß in den Qualifi-
kationsanforderungen entspricht. Vergleichbar ist 
die Lage bei den Realschulabschlüssen, die zwar 
nach der entsprechenden Vereinbarung der Kultus-
ministerkonferenz von 1953 gegenseitig anzuerken-
nen, in den einzelnen Ländern jedoch zum Teil mit 
unterschiedlichen Berechtigungsfolgen verbunden 
sind. Bei den Mittelstufenabschlüssen und den Ver-
setzungsentscheidungen des Gymnasiums nach Ab-
schluß der Klasse 10 sowie den entsprechenden Ab-
schlüssen der Gesamtschule ist u. a. ungeklärt und 
nicht durch eine Vereinbarung geregelt, wie in den-
jenigen Fällen verfahren wird, in denen eine Über-
gangsentscheidung ein bestimmtes Notenniveau ver-
langt, das in anderen Ländern nicht vorausgesetzt 
wird. 

164. Die zwischen den einzelnen Ländern bestehen-
den Auffassungsunterschiede beruhen nicht allein — 
und auch nicht überwiegend - auf den verschiede-
nen Bildungsinhalten der zu den Abschlüssen füh-
renden Bildungsgänge. Die unterschiedlichen Über-
gangsberechtigungen, die mit dem Realschulab-
schluß verbunden sind, oder die unterschiedlichen 
Anforderungen an das Qualifikationsniveau des 
Realschulabschlusses (z. B. beim Übergang in das 
Gymnasium) und an das Notenniveau des Mittel-
stufenabschlusses des Gymnasiums beim Übergang 
in die gymnasiale Oberstufe zeigen nämlich, daß 
Abschlüsse in vielen Fällen auch dann in die Be-
rechtigungs- und Übergangssysteme unterschiedlich  

eingeordnet werden, wenn sie auf einem jedenfalls 
in den Grundzügen übereinstimmenden Bildungs-
gang beruhen. 

165. Füi die  Einordnung der Abschlüsse sind offen-
sichtlich in vielen Fällen die unterschiedlichen Vor-
stellungen zur Steuerungsfunktion der Mittelstufen-
abschlüsse mindestens ebenso wichtig wie Unter-
schiede bei der inhaltlichen Gestaltung der Bil-
dungsgänge. Von diesen Vorstellungen hängt es ab, 
ob und inwieweit das Abschlußsystem eine Auslese 
und Lenkung der Schüler in bestimmte Bildungs-
gänge des Sekundarbereichs II zum Ziel haben soll, 
die auch Bedarfsgesichtspunkte des Beschäftigungs-
systems und Kapazitätsfragen im Sekundarbereich II 
oder im Hochschulbereich berücksichtigt. Noten- und 
andere Qualifikationsschwellen sowie eine Ein-
schränkung der Übergangsberechtigungen der Mit-
telstufenabschlüsse bestimmter Schularten und Bil-
dungsgänge werden dabei als geeignet angesehen, 
eine Lenkung und Auslese am wirksamsten zu ge-
währleisten. 

166. Eine derartige Steuerung über die Gestaltung 
der Übergänge und Abschlüsse ist grundsätzlich, 
auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten, 
problematisch. Die Eignung eines Schülers kann 
nämlich — objektiv — nicht vom „Bedarf" abhängen, 
auch wenn dieser, was nicht der Fall ist, zuverlässig 
vorausgeschätzt werden könnte. 

Im übrigen wäre aber ein derartiges Verfahren auch in 
sich nicht stimmig. Soweit eine Entscheidung für eine 
stärkere Lenkung und Auslese darauf abzielt, die Hoch-
schulen zu entlasten, könnte nämlich dieses Ziel von 
einem Land allein oder von einem Teil der Länder gar 
nicht erreicht werden. Eine Begrenzung der Zahl der 
Schüler in studienqualifizierenden Bildungsgängen und 
damit letztlich der Studienbewerber verringert die Ge-
samtzahl der Studienanfänger in den Numerus-clausus-
Studiengängen solange nicht, wie diese Begrenzung 
nicht in allen Ländern gilt und durch andere Länder 
ausgeglichen wird, die den Zugang zu den zur Hoch-
schulreife führenden Schularten nicht einschränken. 
Durch eine Senkung des Anteils von Studienanfängern 
aus einem Land erhöht sich lediglich der Anteil anderer 
Länder, wird aber die Gesamtzahl der Studienanfänger 
nicht verringert (dies gilt auch für die neue Landesquo-
tenregelung des Hochschulrahmengesetzes). 

Zu einem vergleichbaren Ergebnis führt auch eine Be-
wertung der mit einer Steuerung notwendigerweise ver-
bundenen Lenkung der Jugendlichen in nicht-studien-
qualifizierende Bildungsgänge. Falls die Absolventenzah-
len dieser Bildungsgänge — zu Lasten der Zahl der Hoch-
schulabsolventen — nur von einem Teil der Länder er-
höht würden, müssen die Maßnahmen der Länder sich 
gegenseitig aufheben oder in ihren Auswirkungen auf 
das Beschäftigungssystem unausgeglichene und unge-
plante Steuerungsergebnisse zur Folge haben. 

167. Vielfalt und Differenzierung der Bildungsan-
gebote sind notwendig, um eine zu frühe und end-
gültige Festlegung auf einen bestimmten Bildungs- 
und Berufsweg zu vermeiden, den Übergang in an-
dere Bildungsgänge zu erleichtern und verschiedenen 
Begabungs- und Entwicklungsrichtungen gerecht zu 
werden. Sie verfehlen jedoch ihren Zweck, wenn sie 
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für den einzelnen Bürger nicht mehr überschaubar 
sind und in den Bundesländern so verschiedene Aus-
prägungen erhalten, daß diese Unterschiede entwe-
der die Freizügigkeit im Bundesgebiet oder die 
Chancengleichheit beim Zugang zu verschiedenen 
Bildungsgängen und damit auch zu entsprechenden 
beruflichen Möglichkeiten beeinträchtigen müssen. 

168. Für den Bürger ist es überdies schwer ver-
ständlich, weshalb ein, trotz verschiedener Abwei-
chungen in den Bildungszielen im wesentlichen ein-
heitlicher Abschluß, wie z. B. der erweiterte Haupt-
schulabschluß nach Klasse 10 oder der Realschul-
abschluß, in den einzelnen Ländern zu unter-
schiedlichen Berechtigungen beim Zugang zu der 
gleichen weiterführenden Schulart führen kann. Das 
gleiche gilt auch für die in den einzelnen Ländern 
unterschiedlichen Anforderungen an das Notenni-
veau bei der Versetzung von der Klasse 10 in die 
Klasse 11 des Gymnasiums. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

169. Die Regierungen der Länder und die Bundes-
regierung stimmen, wie die Beschlüsse der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung zeigen, darin überein, daß — in 
absehbarer Zeit — für den Sekundarbereich I ein in 
den Grundzügen übereinstimmendes Übergangs- und 
Abschlußsystem entwickelt werden muß. 

170. Als Übergangslösung könnte eine gegenseitige An-
erkennung die Nachteile für die betroffenen Jugend-
lichen wenigstens verringern, wenn auch nicht aufhe-
ben, wenn die Anerkennung nicht nur die Abschlüsse, 
sondern vor allem auch die an sie geknüpften Berechti-
gungen einbezieht. Eine derartige Übergangsregelung 
müßte zum Ziel haben, daß die vergleichbaren Abschlüs-
se, auch ohne eine inhaltliche Angleichung, und die mit 
ihnen verbundenen Berechtigungen und Übergangsent-
scheidungen in allen Ländern anerkannt werden. Die Un-
terschiede von Land zu Land und damit die Unterschiede 
in den Bildungs- und Berufschancen für die Jugend-
lichen in den einzelnen Ländern würden danach aller-
dings weiter fortbestehen. Eine derartige Regelung 
könnte daher allenfalls für eine Übergangszeit und unter 
der Voraussetzung hingenommen werden, daß eine Eini- 

gung über eine Gesamtkonzeption in absehbarer Zeit zu 
erwarten ist ,die allen Jugendlichen mit einem vergleich-
baren Abschluß in den Grundzügen übereinstimmende Be-
rechtigungen einräumt. 

171. Wenn ein Mindestmaß an Freizügigkeitsvor-
aussetzungen und an Chancengleichheit für alle Ju-
gendlichen gesichert werden soll, sind längerfristig 
gesamtstaatliche Regelungen nach den folgenden 
Grundsätzen erforderlich: 

— Es muß ein in den Grundzügen übereinstimmen-
des, schulformübergreifendes Übergangs- und 
Abschlußsystem des Sekundarbereichs I geschaf-
fen werden. 

— Die in ihrem Bildungsziel vergleichbaren Ab-
schlüsse und Übergangsentscheidungen sind in al-
len Ländern anzuerkennen und führen zu jeweils 
vergleichbaren Berechtigungen. Die für die Be-
rechtigung verlangten Qualifikationsanforderun-
gen (Notenniveau des Abschlusses u. a.) müssen 
deshalb in den Grundzügen übereinstimmen. 

— Erforderlich ist ferner, daß wenigstens die wich-
tigsten Abschlußarten in der Regel in allen Län-
dern angeboten werden. So ist z. B. eine gesamt-
staatliche Entscheidung darüber notwendig, zu 
welchen Berechtigungen die Bildungsgänge im 
10. Schuljahr nach der Klasse 9 der Hauptschule 
führen und ob der erweiterte Hauptschulabschluß 
nach Klasse 10 oder ein entsprechendes Angebot, 
mit unter Umständen anderer organisatorischer 
Zuordnung und inhaltlicher Ausgestaltung, in al-
len Ländern mit vergleichbaren Berechtigungs-
folgen eingeführt werden soll. 

— Diese Angleichung setzt nicht unbedingt voraus, 
daß die zu den Übergängen und Abschlüssen 
führenden Bildungsgänge im einzelnen einheit-
lich gestaltet und bestimmten Schularten und Bil-
dungseinrichtungen zugeordnet werden müssen. 
Eine einheitliche Gestaltung ist aber bei den Zu-
gangsvoraussetzungen für den Eintritt in die 
verschiedenen Bildungseinrichtungen, für den 
zeitlichen Rahmen der im Bildungsziel vergleich-
baren Bildungsgänge und vor allem für die Be-
rechtigungen notwendig, zu denen diese Ange-
bote jeweils führen. 

Kapitel 4: Übergänge und Abschlüsse des Sekundarbereichs II (Oberstufe) 

1 Zusammenfassung 

172. Bei den Übergängen und Abschlüssen des 
Sekundarbereichs II sind vor allem in zwei Bereichen 
problematische Entwicklungen zu erkennen: 

— bei der Gestaltung des Gesamtsystems der Über-
gänge und Abschlüsse der Oberstufe nach ein-
heitlichen oder wenigstens vergleichbaren Maß-
stäben und 

— bei der dafür notwendigen Einbeziehung von 
Abschlüssen der beruflichen Bildung in dieses 
Übergangs- und Abschlußsystem. 

Die Abschlüsse der beruflichen Bildung im dualen 
System sind nur in sehr geringem Umfang und in 
den einzelnen Ländern unterschiedlich in das Ab-
schluß- und Berechtigungssystems der Schulen ein-
bezogen worden; eine Anrechnung oder Gleichstel-
lung dieser Abschlüsse erfolgt dementsprechend nur 
in wenigen Fällen und dann nach zum Teil vonein-
ander abweichenden Maßstäben. Berufsqualifizie-
rende Abschlüsse der Schulen führen in der Regel 
zu mehr Berechtigungen innerhalb des Bildungssy-
stems als Abschlüsse des dualen Systems, die nach 
fachlicher Ausrichtung und Anspruchshöhe vergleich-
bar sind. Auch schulische berufsqualifizierende Ab- 
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schlüsse, die nach Fachrichtung und Qualifikations-
anforderungen übereinstimmen, können in verschie-
denen Ländern zu unterschiedlichen Berechtigungen 
führen (Fachhochschulreife, Hochschulreife). Unter-
schiede bestehen ebenso bei den zur Hochschulreife 
führenden allgemeinbildenden Bildungsgängen. Die 
Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe hat z. B. 
bei der Gestaltung des Pflicht- und Wahlbereichs 
oder bei der Einbeziehung berufsbildender Angebote 
unterschiedliche Ausprägungen erfahren. 

173. Die Regierungen des Bundes und der Länder 
stimmen darin überein, daß ein einheitliches Ab-
schluß- und Übergangssystem für den Sekundar-
bereich II geschaffen und dabei die Gleichwertigkeit 
von allgemeiner und beruflicher Bildung hergestellt 
werden muß. Die Auffassungen gehen jedoch dar-
über auseinander, wie und mit welchen Zielsetzun-
gen ein derartiges System im einzelnen zu gestalten 
ist. Die für die nichtschulische berufliche Bildung 
und für Rahmenvorschriften über die allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens bestehenden Ge-
setzgebungszuständigkeiten des Bundes reichen nicht 
aus, um die notwendigen Entscheidungen zu treffen 
oder ausreichende Vorgaben für eine derartige Ent-
scheidung zu geben. 

174. Im Interesse der Freizügigkeit und Chancen-
gleichheit und für die notwendige Neuordnung der 
Hochschulzulassung ist eine gesamtstaatliche Ent-
scheidung über ein in den Grundzügen einheitliches 
Übergangs- und Abschlußsystem des Sekundarbe-
reichs II notwendig, das alle berufs- und studien-
qualifizierenden Bildungsgänge einbezieht. Ein 
abgestimmtes Übergangs- und Abschlußsystem setzt 
voraus, daß die in ihrem Bildungsziel vergleichbaren 
Abschlüsse im gesamten Bundesgebiet anerkannt 
werden, zu vergleichbaren Übergangsberechtigungen 
führen und die berufliche Bildung als gleichwertigen 
Bestandteil des Bildungswesens der Oberstufe einbe-
ziehen. Eine derartige Entscheidung bildet auch eine 
wesentliche Voraussetzung für die Minderung von 
Spannungen zwischen Bildungs- und Beschäftigungs-
system. 

Die wichtigsten Abschlußarten müssen in der Regel 
in allen Ländern angeboten werden. 

Nicht erforderlich ist demgegenüber, daß die zu den 
Übergängen und Abschlüssen führenden Bildungs-
gänge im einzelnen einheitlich gestaltet werden. Un-
terschiedlich geregelt werden kann auch die organi-
satorische Zuordnung zu bestimmten Schularten oder 
zu Bildungsgängen im dualen System. 

2 Zuständigkeiten 5) 

175. Nach der Kompetenzverteilung des Grundge-
setzes sind die Länder, abgesehen von wenigen Aus- 

5) Der Sekundarbereich II (Oberstufe) umfaßt die allgemeinbil-
denden Schulen ab Klasse 11 sowie die berufsbildenden An-
gebote im Schulwesen und im dualen System, die überwie-
gend bereits nach Klasse 9 der weiterführenden Schularten 
des gegliederten Schulwesens beginnen. In die Darstellung 
dieses Abschnittes sind auch Fragen des Übergangs von der 
Oberstufe in die Hochschule (Hochschulzugang und Hoch-
schulzulassung) einbezogen. 

nahmefällen, für die Rechtsetzung und Verwaltung, 
einschließlich der Finanzierung, im allgemeinbilden-
den und berufsbildenden Schulwesen des Sekundar-
bereichs II und damit auch für die Regelung der 
schulischen Abschlüsse und Übergänge zuständig. 

176. Zu den Ausnahmefällen, in denen dem Bund 
eine Gesetzgebungszuständigkeit zusteht, gehört 
z. B. die Regelungskompetenz für die Zulassung zu 
Heilberufen und zum Heilgewerbe nach Artikel 74 
Nr. 19 des Grundgesetzes, die auch die Rechtsetzung 
für die schulischen Bildungsgänge und Abschlüsse 
umfaßt, die zu diesen Berufen hinführen. 

177. Die Abschlüsse der beruflichen Bildung im 
dualen System sind durch Bundesrecht, vor allem 
durch Berufsbildungsgesetz und die Handwerksord-
nung und die aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsverordnungen, geregelt. Die Rechtsetzungs-
kompetenz des Bundes auf diesem Gebiet beruht 
auf Artikel 74 Nr. 11 (Recht der Wirtschaft) und 
Nummer 12 (Arbeitsrecht) des Grundgesetzes. Für 
die Berufsschule sind demgegenüber die Länder zu-
ständig. Dies gilt auch für das schulische Berufs-
grundbildungsjahr und für die schulischen Teile 
eines Berufsgrundbildungsjahres, das im dualen 
System durchgeführt wird. 

178. Zum Hochschulzugang und zur Hochschulzu-
gangsberechtigung enthält auch das Hochschulrah-
mengesetz des Bundes Regelungen (§ 27 des Hoch-
schulrahmengesetzes). Diese Bestimmungen sehen 
vor, daß jeder Deutsche zu dem von ihm gewählten 
Hochschulstudium berechtigt ist, wenn er die für das 
Studium erforderliche Qualifikation nachweist. Die-
ser Nachweis wird nach dem Hochschulrahmengesetz 
„für den Zugang zu einem Studium, das zu dem er-
sten berufsqualifizierenden Abschluß führt, grund-
sätzlich durch den erfolgreichen Abschluß einer auf 
das Studium vorbereitenden Schulbildung" erbracht. 
Das Hochschulrahmengesetz enthält außerdem Vor-
schriften zur Feststellung der Ausbildungskapazität 
der Hochschulen und zur Regelung des Auswahlver-
fahrens in Numerus-clausus-Studiengängen (Hoch-
schulzulassung; §§ 29 ff. des Hochschulrahmengeset-
zes). Die Kompetenz des Bundes, derartige Bestim-
mungen zu treffen, beruht auf Artikel 75 Nr. 1 a des 
Grundgesetzes, nach dem ihm das Recht zusteht, 
über „die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwe-
sens" Rahmenvorschriften zu erlassen 6 ). 

6) Im Gesetzgebungsverfahren gingen die Auffassungen des 
Deutschen Bundestages sowie der Bundesregierung einerseits 
und des Bundesrates andererseits zum Teil auseinander, wie 
weit die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes in diesen 
Fragen im einzelnen reicht. Im Bundesrat wurde dabei teil-
weise der Standpunkt vertreten, daß der Bund zur Regelung 
der Hochschulzulassung und vor allem des Hochschulzugangs, 
insbesondere der Hochschulzugangsberechtigungen, nicht zu-
ständig sei. Für die geltenden Bestimmungen des Hochschul-
rahmengesetzes ist diese Frage im wesentlichen durch die 
neuere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geklärt, 
das auch die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß dieser Vor-
schriften zu überprüfen hatte (BVerfGE 43, 291 ff.). Für die 
weitergehende Frage, ob und inwieweit durch Bundesrecht 
über die Bestimmungen des Hochschulrahmengesetzes hinaus-
gehende Regelungen, insbesondere zum Hochschulzugang, ge-
troffen werden können, gilt dies allerdings nicht. 
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179. Der Bundesgesetzgeber verfügt — im Bereich 
der nichtschulischen Bildungsgänge — außerdem 
über die Kompetenz, nach Artikel 75 Nr. 1 des 
Grundgesetzes Rahmenvorschriften über die Rechts-
verhältnisse der im öffentlichen Dienst der Länder, 
Gemeinden und anderer öffentlich- rechtlicher Kör-
perschaften stehenden Personen zu erlassen. Mit die-
ser Rahmengesetzgebungszuständigkeit kann der 
Bund auch die Zugangsvoraussetzungen für die Vor-
bereitungsdienste der Laufbahnen im öffentlichen 
Dienst sowie die Dauer, die Art und die Prüfungen 
der Vorbereitungsdienste regeln. 

 
3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

3.1 Vereinbarungen der Länder 

Hamburger Abkommen 

180. Das Hamburger Abkommen von 1964 enthält 
Bestimmungen zu den Übergängen und Abschlüssen 
des Sekundarbereichs II, vor allem zur allgemeinen 
oder fachgebundenen Hochschulreife, zur Organisa-
tionsform des Gymnasiums und zu seiner Gliederung 
in verschiedene Typen, zur Sprachenfolge in Gymna-
sien, die zur allgemeinen Hochschulreife führen, und 
zur einheitlichen Notengebung in den „Zeugnissen 
aller Schulen". Zur Sprachenfolge enthält das Ab-
kommen z. B. folgende, durch ein Änderungsabkom-
men von 1971 neugefaßte Regelung: 

„Der Unterricht in der ersten Fremdsprache beginnt in 
der 5. Klasse. Die erste Fremdsprache ist eine lebende 
Fremdsprache oder Latein. Die Erfordernisse der Ein-
heitlichkeit des Schulwesens in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Durchlässigkeit zwischen den 
Schulformen sind zu berücksichtigen. 

Der Unterricht in der zweiten Fremdsprache beginnt in 
der 7. Klasse. Zweite Fremdsprache können sein: Latein, 
Französisch und Englisch." 

181. Für den Wechsel der Schule enthält das Ham-
burger Abkommen die folgenden Bestimmungen: 

„Soweit ungeachtet dieser Vereinheitlichung beim 
Schulwechsel Härtefälle eintreten, sind nach näherer 
Weisung der Unterrichtsverwaltungen Übergangshilfen 
zu geben. Dabei kann auch auf ein Prüfungsfach ver-
zichtet werden, wenn gleichzeitig die Anforderungen 
in einem anderen Fach erhöht werden." 

182. Das Abkommen bestimmt außerdem, daß „die 
in den Ländern ausgestellten Reifezeugnisse und 
sonstigen Abschlußzeugnisse von Schulen, die Ge-
genstand dieses Abkommens sind, anerkannt wer-
den". „Die Erteilung der Zeugnisse" hat nach dem 
Abkommen „nach Richtlinien der Kultusminister-
konferenz zu erfolgen". 

183. Durch ein Ergänzungsabkommen sind in das 
Hamburger Abkommen im Jahre 1968 Bestimmungen 
über die Fachoberschule aufgenommen worden. 

Zu den übrigen beruflichen Schulen enthält das Ham-
burger Abkommen keine Bestimmungen. 

Berufsqualifizierende Abschlüsse 

Die Kultusministerkonferenz hat eine Reihe von Be-
schlüssen zu beruflichen Schulen und berufsqualifi-
zierenden Abschlüssen gefaßt. Hervorzuheben ist im 
Rahmen dieses Berichts u. a. der Beschluß über Be-
zeichnungen zur Gliederung des beruflichen Schul-
wesens von 1975. Die Beschlüsse enthalten häufig 
nur einen weiten Rahmen setzende Vereinbarungen 
oder Einzelregelungen für bestimmte Schul- und 
Abschlußarten. Die bei der Gestaltung der Über-
gänge und Abschlüsse in beruflichen Schulen vor-
handenen Unterschiede zwischen den einzelnen 
Landesbestimmungen sind dementsprechend mit die-
sen Beschlüssen vereinbar. 

Allgemeine und fachgebundene Hochschulreife 

185. Nach dem Hamburger Abkommen soll die all-
gemeine oder fachgebundene Hochschulreife in der 
Regel am Gymnasium erworben werden. Von den 
neueren Vereinbarungen und Empfehlungen der Kul-
tusministerkonferenz zu den studienqualifizierenden 
Bildungsgängen sind insbesondere 

— die Vereinbarung zur Neugestaltung der gym-
nasialen Oberstufe von 1972, 

— die Vereinbarung über die Abiturprüfung der 
neugestalteten gymnasialen Oberstufe von 1973, 

— die Vereinbarung über die Anwendung einheit-
licher Prüfungsanforderungen in der Abiturprü-
fung der neugestalteten gymnasialen Oberstufe 
(Erprobung der Normenbücher) von 1975, 

— die Vereinbarungen „über bisher nicht gegensei-
tig anerkannte Hochschulzugangsberechtigungen" 
von 1976, die auch — mit befristeter Geltung — 
die  fachgebundene Hochschulreife mit einbe-
ziehen, 

sowie 

— die „Übereinkünfte" zur einheitlichen Durchfüh-
rung der Vereinbarung zur Neugestaltung der 
gymnasialen Oberstufe von 1977 

zu erwähnen. 

186. Diese Vereinbarungen haben ein Grund-
muster für die Durchführung der Neugestaltung der 
gymnasialen Oberstufe und in Teilbereichen (Lei-
stungsbewertung auf der Grundlage von sogenann-
ten Normenbüchern) sehr detaillierte Vorgaben ge-
schaffen. Die Vereinbarungen lassen andererseits 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Gestaltungen in 
den einzelnen Ländern zu. Dies beruht einmal dar-
auf, daß die Vereinbarung von 1972 zur Neugestal-
tung der gymnasialen Oberstufe von den in einigen 
Ländern bereits bestehenden unterschiedlichen Mo-
dellen ausging, diese Modelle, soweit möglich, um-
fassen und daher auch eine unterschiedliche Durch-
führung der Vereinbarung erlauben sollte. Auch in 
den späteren Zusatzvereinbarungen sind aber einige 
grundlegende Fragen nicht geklärt worden: 

— Über die Regelung des Übergangs aus dem Se-
kundarbereich I in die neugestaltete gymnasiale 
Oberstufe konnte keine Einigung erzielt werden. 
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— Das gleiche gilt für die Frage, ob für die schrift-
liche Reifeprüfung eine landeszentrale Aufgaben-
stellung (Zentralabitur) vorgesehen werden soll. 

— Unterschiedliche Auffassungen bestehen u. a. zur 
Belegungspflicht in vier Halbjahren für Deutsch 
und Fremdsprachenkurse. Auch die neue Verein-
barung von 1977 über eine einheitliche Durch-
führung läßt offen, ob der Unterricht der Jahr-
gangsstufe 11 in der Organisationsform des Klas-
senverbandes oder kursgegliedert durchzuführen 
ist und zu welchem Zeitpunkt sich der Schüler auf 
seine Fächerkombination in der Qualifikations-
phase für das Abitur festzulegen hat. Keine Eini-
gung wurde auch über den organisatorischen Zu-
sammenhang von selbständigen gymnasialen 
Oberstufenzentren mit dem Schulwesen im Se-
darbereich I erzielt. 

— Die Normenbücher, die die Leistungsbewertung in 
Kursen und Prüfungen vereinheitlichen sollen, 
sind nach der Vereinbarung von 1975 zu erpro-
ben. Eine Entscheidung über eine verbindliche 
Einführung würde Auswirkungen auf die Gestal-
tung des Hochschulzulassungsverfahrens in Nu-
merus-clausus-Studiengängen haben (Vergleich-
barkeit der Hochschulzugangsberechtigungen). 

— Die Vereinbarungen regeln lediglich, daß die 
neugestaltete gymnasiale Oberstufe „offen ist für 
die Aufnahme von berufsbezogenen Kurs- oder 
Fachrichtungen, sofern die Bedingungen der all-
gemeinen Hochschulreife erfüllt werden". „Der 
Erwerb anderer Hochschulzugangsberechtigungen 
über den Besuch der neugestalteten gymnasialen 
Oberstufe und die Neugestaltung des beruflichen 
Schulwesens" bleibt nach einem Beschluß der 
Kultusministerkonferenz von 1977 ausdrücklich 
weiteren Vereinbarungen vorbehalten. Dem ent-
spricht auch die befristete gegenseitige Anerken-
nung der fachgebundenen Hochschulreife in der 
Vereinbarung von 1976. 

187. Grundsätzlich ungeklärt ist das Verhältnis 
dieser Vereinbarungen und Empfehlungen der Kul-
tusministerkonferenz zum Hamburger Abkommen 
der Regierungen der Länder. Das Hamburger Ab-
kommen sieht zwar ausdrücklich vor, daß „pädago-
gische Versuche, die von der in diesem Abkommen 
vereinbarten Grundstruktur des Schulwesens abwei-
chen", zulässig sein sollen, wenn sie zuvor von der 
Kultusministerkonferenz „empfohlen" wurden. Bei 
der Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe han-
delt es sich jedoch nicht mehr um „Schulversuche". 
In einigen Fragen, z. B. bei der durch das Kurssystem 
bedingten Auflösung der Jahrgangsklassen, sind 
die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz kaum 
mit dem Inhalt einiger Bestimmungen des Hambur-
ger Abkommens zu vereinbaren. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß das Hamburger Abkommen, wie dies 
aus dem Gesamtinhalt des Abkommens und einigen 
Einzelbestimmungen erkennbar ist, den Erforder-
nissen der Einheitlichkeit des Schulwesens und der 
Durchlässigkeit zwischen den Schulformen, selbst in 
Einzelfragen, wie der Folge des Sprachunterrichts 
und der Regelung von Schulwechselfällen, eine hohe 
Bedeutung zumißt. 

Fachhochschulreife 

188. Über die zur Fachhochschulreife führenden 
Fachoberschulen hat die Kultusministerkonferenz 
1969 eine Rahmenvereinbarung getroffen, die im we-
sentlichen den Bestimmungen des Hamburger Ab-
kommens entspricht und sie ergänzt. Weitere Ver-
einbarungen der Kultusministerkonferenz enthalten 
Bestimmungen zur Abschlußprüfung der Fachober-
schule und zur Abschlußprüfung für Nichtschüler. 
Der Beschluß von 1971 über eine Rahmenordnung 
für die Abschlußprüfung enthält auch eine — dem 
Hamburger Abkommen und dem Abkommen der 
Landesregierungen über das Fachhochschulwesen 
von 1968 entsprechende — Bestimmung, nach der 
das auf Grund der Abschlußprüfung ausgestellte 
Zeugnis der Fachhochschulreife „in allen Ländern 
der Bundesrepublik zum Studium an einer Fach-
hochschule" berechtigt. Die Bestimmungen einiger 
Länder entsprechen nicht in allen Teilen den Verein-
barungen der Kultusministerkonferenz und dem 
Hamburger Abkommen. 

In der Vereinbarung der Kultusministerkonferenz 
zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe von 
1972 war bestimmt worden, daß „die Möglichkeit, 
über den Besuch der gymnasialen Oberstufe die 
Fachhochschulreife zu erwerben", durch einen beson-
deren Beschluß geregelt werden soll. Eine derartige 
Vereinbarung hat die Kultusministerkonferenz bis-
lang noch nicht getroffen. 

Hochschulzulassung 

189. Die Hochschulzulassung in Numerus-clausus-
Studiengängen ist durch den Staatsvertrag der Län-
der von 1972 einheitlich geregelt worden, dem auch 
die Parlamente zugestimmt hatten und über dessen 
nach dem Hochschulrahmengesetz erforderliche Neu-
fassung zur Zeit zwischen den Ländern verhandelt 
wird. 

3.2 Gemeinsame Bildungsplanung 

190. Der 1973 beschlossene Bildungsgesamtplan 
fordert für den Sekundarbereich II eine Neuordnung 
der Abschlüsse und der mit ihnen verbundenen Qua-
lifikationen. Der so gestaltete Sekundarabschluß II 
soll die berufsqualifizierenden Abschlüsse, die all-
gemeine Hochschulreife, die fachgebundene Hoch-
schulreife sowie Fachhochschulreife einschließen. 
Der Bildungsgesamtplan führt u. a. dazu aus: 

„Durch diese Ordnung des Sekundarbereichs II wird 
die Voraussetzung dafür geschaffen, daß in beruflichen 
Bildungsgängen ein hohes Leistungsniveau erworben 
und nachgewiesen werden kann, das in bestimmten 
Fächern oder Fächergruppen je nach Inhalt und Lei-
stungsgrad neben einer beruflichen Qualifikation auch 
einen Zugang zum Studium eröffnet oder durch entspre-
chende aufbauende und ergänzende Kurse hierzu aus-
gebaut werden kann ... 

Die Schule ist für die Verleihung der Studienberechti-
gung zuständig. 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Die Veränderungen des bestehenden Systems auf die 
zukünftige Struktur des Sekundarbereichs II hin dürfen 
nur allmählich und ohne Benachteiligung der betroffe-
nen Jahrgänge erfolgen." 

Um diese Ziele zu erreichen, fordert der Bildungs-
gesamtplan u. a.: 

„Herstellung der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung als vordringliche bildungspoli-
tische Aufgabe im Sekundarbereich II ... 

Gleichstellung von gleichwertigen Bildungsinhalten, 
die gegenwärtig im allgemeinen und beruflichen Bil-
dungswesen getrennt bewertet werden und zu unter-
schiedlichen Berechtigungen führen." 

191. Die beruflichen Vollzeitschulen im Sekundar-
bereich II sollen nach dem Bildungsgesamtplan aus-
gebaut und reformiert werden: 

„Dabei muß für diese Schulformen 

— eine ausreichende Übersichtlichkeit geschaffen, 

— ein regional hinreichendes Angebot beruflich orien-
tierter oder berufsqualifizierender Bildungsgänge ge-
sichert und 

— die Verbindung allgemeiner und beruflicher Bil-
dungsinhalte und -ziele gefordert werden." 

4 Vorhandene Regelungen der Übergänge und Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs II 

192. Die Darstellung zu den vorhandenen Regelun-
gen ist aus Gründen der Übersichtlichkeit in fol-
gende Abschnitte gegliedert: 

— berufsqualifizierende (und doppeltqualifizieren-
de) Abschlüsse, 

— Hochschulreife und Hochschulzulassung. 

4.1 Berufsqualiflzlerende und doppeltqualifizierende 
Abschlüsse 

Regelungen durch Gesetz 

193. Bundesgesetzliche Bestimmungen bestehen für die 
Regelung 

— eines Teils der schulischen Ausbildungsgänge für 
Heilhilfsberufe, 

— der nichtschulischen beruflichen Bildung und 

— des Vorbereitungsdienstes für den öffentlichen Dienst. 

Die Bundesgesetze enthalten zum Teil Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen, in denen die Bil-
dungsgänge und ihre Abschlüsse im einzelnen geregelt 
sind. 

194. Die nicht-studienqualifizierenden Abschlüsse der 
zum Zuständigkeitsbereich der Länder gehörenden beruf-
lichen Schulen des Sekundarbereichs II sind in den mei-
sten Ländern nicht durch Gesetz, sondern durch Verwal-
tungsvorschriften geregelt. Die Landesgesetze enthalten 
zu diesen Fragen keine oder jedenfalls keine konkreten 
Regelungen. 

Berufsqualifizierende Abschlüsse 

195. Eine Ubersicht über die im Sekundarbereich II zu 
erwerbenden Berufsqualifikationen kann nach den fol-
genden Abschlußarten und Bildungsgängen gegliedert 
werden: 

— Die Bildungsgänge im dualen System in Betrieben, 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten und Berufsschu-
len führen in den anerkannten Ausbildungsberufen zu 
Abschlüssen, für die die Ausbildungsordnungen oder 
entsprechende Regelungen aus der Zeit vor dem In-
krafttreten des Berufsbildungsgesetzes einen bundes-
einheitlichen Rahmen setzen. Das Prüfungsverfahren 
wird im einzelnen durch Prüfungsordnungen geregelt, 
die nach dem Berufsbildungsgesetz von den „zustän-
digen Stellen" (Kammern usw.) zu erlassen sind. 

— Neben der Ausbildung im dualen System gibt es 
öffentliche oder staatlich anerkannte Vollzeitschulen, 
vor allem Berufsfachschulen, die in einem in der 
Regel zwei- oder dreijährigen Bildungsgang zu einem 
ersten berufsqualifizierenden Abschluß führen können. 
Die Abschlüsse der Berufsfachschulen entsprechen in 
ihrer beruflichen Ausrichtung überwiegend denjenigen 
des dualen Systems und können diesen gleichgestellt 
werden. Ein Teil der Berufsfachschulen führt — in 
einem ein- oder zweijährigen Bildungsgang — ledig-
lich zu einer ersten beruflichen Teilqualifikation; der 
durch das Berufsbildungsgesetz geregelte Abschluß 
kann in diesen Fällen nur erlangt werden, wenn nach 
dem schulischen Bildungsgang ein weiterer Ausbil-
dungsabschnittt im dualen System mit einer entspre-
chenden Prüfung absolviert wird. Einige der Berufs-
fachschulen führen zu berufsqualifizierenden Ab-
schlüssen, die nur in Schulen erworben werden kön-
nen (z. B. Berufsfachschulen für Kinderpflege, für 
Technische und für Medizinisch-Technische Assisten-
ten) . 

— Die Ausbildung in Fachschulen baut in der Regel auf 
einer abgeschlossenen beruflichen Erstausbildung auf, 
entspricht also im gewissen Umfang der auch in der 
betrieblichen Ausbildung möglichen Fortbildung (etwa 
zum Meister). Die in Fachschulen angebotene Ausbil-
dung führt jedoch gant überwiegend zu Berufsqualifi-
kationen, die nur in Schulen (teilweise mit einem 
zusätzlichen Berufspraktikum) und nicht im dualen 
System erworben werden können. Zu den Fachschulen 
gehören z. B. Technikerschulen, Fachschulen für So-
zialpädagogik und Fachschulen für Textil- und Be-
kleidungsgewerbe. 

— Den in der Regel nur in öffentlichen Einrichtungen zu 
absolvierenden Ausbildungsgängen ist auch der Vor-
bereitungsdienst für einfache, mittlere und gehobene 
Laufbahnen im öffentlichen Dienst zuzurechnen, der 
in den Verwaltungen durchgeführt wird. Bei der Zu-
ordnung zum Sekundarbereich II oder zum tertiären 
Bereich nehmen diese Bildungsgänge, vor allem die 
Ausbildung zum gehobenen Dienst, zum Teil eine 
Zwischenstellung ein. 

196. Bei den Abschlüssen und Übergängen des dualen 
Systems 7) gibt es bislang — abgesehen von wenigen 
Ausnahmefällen — keine im gesamten Bundesgebiet an-
gewandte und abgestimmte Regelung für die Gleichstel-
lung und Anrechnung gegenüber schulischen Abschlüs-
sen und Qualifikationen. 

7 ) Die mit der Abstimmung der Ausbildungsinhalte in Schule 
und Betrieb im dualen System zusammenhängenden Probleme 
werden in Kapitel 6 „Abstimmung der Ausbildungsinhalte in 
der beruflichen Bildung" dargestellt; vgl. S. 41 bis 48. 
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Nach der Berufsfachschul-Anrechnungs-Verordnung des 
Bundes von 1972 kann zwar eine bestimmte Zeit der 
Ausbildung in Berufsfachschulen auf die Ausbildung in 
Betrieben und überbetrieblichen Ausbildungsstätten an-
gerechnet werden, wenn der Schüler  in  der Berufsfach-
schule einen dem Realabschluß gleichgestellten Abschluß 
erworben und eine Mindestzahl von fachbezogenen Un-
terrichtsstunden erhalten hat. Der dieser Regelung zu-
grundeliegende Gedanke der Gleichwertigkeit bestimmter 
Qualifikationselemente, die sowohl durch einen schuli-
schen Abschluß (Realschulabschluß oder gleichwertiger 
Abschluß) als auch in der Ausbildung im dualen System 
nachgewiesen werden können, findet jedoch in den schu-
lischen Abschlüssen und Berechtigungen der Länder in 
der Regel bislang keine Entsprechung. Die Abschlüsse 
des dualen Systems werden in den einzelnen Ländern in 
unterschiedlichem Umfang in das System der schulischen 
Abschlüsse einbezogen und mit diesen häufig nur dann 
gleichgestellt, wenn weitere, zumeist schulische Qualifi-
kationen nachgewiesen werden. Die schulischen Ab-
schlüsse und die Abschlüsse anderer öffentlicher Bil-
dungseinrichtungen verleihen in der Regel weitaus mehr 
Berechtigungen zum Eintritt in weitere Bildungsgänge 
als die Abschlüsse des dualen Systems. 

197. Die schulischen Angebote in Berufsfachschulen 
oder vergleichbaren Einrichtungen haben in den einzel-
nen Ländern unterschiedliche Ausprägungen erhalten. 

Die Bildungsgänge in Berufsfachschulen der gleichen 
Fachrichtung unterscheiden sich z. B. in der Dauer und 
hinsichtlich der Möglichkeiten einer Anrechnung auf 
eine Ausbildung im dualen System. 

Unterschiedlich ist in den einzelnen Ländern auch das 
Angebot gestaltet, in der Berufsfachschule einen dem 
Realschulabschluß gleichgestellten Abschluß zu erwerben. 
In einigen Ländern kann der Realschulabschluß z. B. in 
zweijährigen Berufsfachschulen, zum Teil nur in be-
stimmten Formen dieser Schulen, erreicht werden, in 
anderen Ländern demgegenüber nicht. 

198. Die in Berufsfachschulen durchgeführte Ausbildung 
für Heilhilfsberufe ist, soweit sie durch Bundesrecht ge-
regelt ist, für das gesamte Bundesgebiet in den Zugangs-
voraussetzungen, den Abschlußprüfungen und Qualifika-
tionen einheitlich gestaltet. 

199. Die Fachschulen haben dagegen in den einzelnen 
Ländern eine voneinander abweichende Ausprägung er-
halten. Dies betrifft zunächst die Auswahl der verschiede-
nen Fachschularten, die in einem Land angeboten wer-
den. Auch bei Fachschulen der gleichen Fachrichtungen 
bestehen jedoch Unterschiede. So wird z. B. in einer 
ihrem Wortlaut und Sinn nach verbindlichen Rahmen-
vereinbarung der Kultusministerkonferenz von 1967 (ge-
ändert 1969) für die Aufnahme in die Fachschule für 
Sozialpädagogik u. a. der „Abschluß der Realschule oder 
ein diesem gleichwertiger Bildungsabschluß" sowie eine 
„mindestens einjährige geeignete praktische Tätigkeit" 
vorausgesetzt. Die Zugangsvoraussetzungen sind jedoch 
in den Ländern zum Teil unterschiedlich gestaltet und 
ergänzt worden. 

So ist in Berlin, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein die Aufnahme in die Fachschule für Sozial-
pädagogik möglich, wenn der Bewerber einen nach 
Klasse 9 erworbenen Hauptschulabschluß besitzt und 
eine Abschlußprüfung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf bestanden hat; Voraussetzung dafür ist jedoch in 
Berlin, Niedersachsen und Schleswig-Holstein außerdem, 
daß der Bewerber jeweils unterschiedliche zusätzliche 
Anforderungen erfüllt, (Praktika, Aufnahmeprüfung usw.). 
In Rheinland-Pfalz kann zur Fachschule auch zugelassen 

werden, wer entweder einen erweiterten Hauptschulab-
schluß nach Klasse 10 erworben oder eine zweijährige 
Berufsfachschule nach Klasse 9 der Hauptschule erfolg-
reich abgeschlossen hat. In Nordrhein-Westfalen ist dies 
ebenfalls mit einem erweiterten Hauptschulabschluß nach 
Klasse 10 (oder einem entsprechenden Abschluß) mög-
lich; erforderlich ist jedoch außerdem der erfolgreiche 
Besuch einer einjährigen Berufsfachschule oder eine min-
destens einjährige geeignete praktische Tätigkeit. In 
Baden-Württemberg ist der Realschulabschluß eine Zu-
gangsvoraussetzung; zusätzlich zu diesem Abschluß muß 
entweder ein einjähriges Praktikum nachgewiesen wer-
den oder eine einschlägige ein- bzw. zweijährige Berufs-
fachschule erfolgreich abgeschlossen sein. Auch in Bre-
men und Hamburg setzt der Zugang den Realschulab-
schluß (oder einen entsprechenden Abschluß) voraus. 

200. Unterschiedlich geregelt sind in den einzelnen Län-
dern auch die mit dem Abschluß der Fachschule für 
Sozialpädagogik verliehenen Berechtigungen zum Besuch 
weiterer Bildungseinrichtungen. In einigen Ländern kann 
z. B. die Fachhochschulreife erworben werden, wenn ein 
Zusatzkurs in der Fachschule besucht und durch eine 
Prüfung abgeschlossen wird. In Hamburg berechtigt der 
Abschluß der Fachschule ohne weitere Anforderungen 
zum Besuch einer Fachhochschule. 

201. Die Zugangsvoraussetzungen in die Vorbereitungs-
dienste der einfachen, mittleren und gehobenen Laufbah-
nen des öffentlichen Dienstes des Bundes und der Länder 
sind demgegenüber zwar unterschiedlich für die einzelnen 
fachlichen Richtungen, z. B. für die technischen und die 
nicht-technischen Dienste, im übrigen aber einheitlich 
durch das Bundesbeamtengesetz und nach den Rahmen-
vorschriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes geregelt 
worden. 8) In der Regel wird z. B. für den nicht-techni-
schen einfachen Dienst der Hauptschulabschluß oder ein 
als gleichwertig anerkannter Bildungsstand, für den nicht-
technischen mittleren Dienst der Hauptschulabschluß und 
eine Berufsausbildung oder der Realschlußabschluß sowie 
für den nicht-technischen gehobenen Dienst ein zu einem 
Hochschulstudium berechtigender Abschluß oder ein als 
gleichwertig anerkannter Bildungsstand gefordert. 9 ) 

Doppeltqualifizierende Abschlüsse 

202. Eine Reihe von Abschlüssen des Sekundarbe-
reichs II führt sowohl zu einer Berufs- als auch zu einer 
Studienqualifikation. Zu diesen Abschlüssen gehören z. B. 
— in einem Teil der Länder — auch die Abschlüsse der 
Fachschule für Sozialpädagogik, die, teilweise unter be-
stimmten zusätzlichen Voraussetzungen, zur Fachhoch-
schulreife führen können. Entsprechende Doppelqualifika-
tionen können auch andere Fachschulen oder höhere 
Berufsfachschulen vermitteln. Die Angebote sind dabei 
in den einzelnen Ländern — in der Auswahl der Bildungs-
einrichtungen, in den verlangten Qualifikations- und son-
stigen zusätzlichen Anforderungen — zum Teil unter-
schiedlich gestaltet. 

203. In einigen Ländern werden zur Zeit neue Modelle 
erprobt. In Baden-Württemberg führt z. B. das „Berufs-
kolleg" zu einer beruflichen Qualifikation (Assistenten 

8) Diese Feststellung gilt allerdings nicht für die Regelung der 
Lehrerausbildung; vgl. Kapitel 7 „Lehrerausbildung", S. 48 
bis 54. 

9) Bis zum 31. Dezember 1979 kann nach dem Zweiten Gesetz 
zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften vom 18. August 
1976 allerdings noch der erfolgreiche Besuch einer Realschule 
oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungsstand voraus-
gesetzt werden. 
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in technischen oder anderen Fachrichtungen) und, über 
ein zusätzliches Angebot, zur Fachhochschulreife. Das 
gleiche gilt für die Bayerische Fachakademie. In be-
stimmten Formen der hessischen Fachoberschule wird 
nach zwei Jahren eine berufliche Qualifikation und nach 
einem weiteren Ausbildungsgang die Fachhochschulreife 
erworben. Vergleichbare Möglichkeiten bietet auch ein in 
Rheinland-Pfalz entwickeltes Fachoberschulmodell. 

Andere Modelle führen gleichzeitig zu berufsqualifizie-
renden Abschlüssen und zu einer allgemeinen oder einer 
fachgebundenen Hochschulreife. In einigen beruflichen 
Gymnasien Baden-Württembergs kann z. B. mit der Qua-
lifikation zum Industriekaufmann auch die fachgebundene 
Hochschulreife erworben werden. In einem Modellver-
such, der in Nordrhein-Westfalen durchgeführt wird 
(„Neusser Modell"), wird mit der allgemeinen Hochschul-
reife zugleich die Qualifikation als chemisch-technischer 
Assistent erworben. Auch die in Nordrhein-Westfalen 
eingerichtete „Kollegschule" bietet, neben anderen Bil-
dungsgängen, studien- und zugleich berufsqualifizierende 
Bildungsgänge an. 

204. Soweit die beruflichen Angebote bei diesen Model-
len Bildungsgängen im dualen System entsprechen, die 
durch Ausbildungsordnungen des Bundes geregelt sind, 
werden entweder die berufsqualifizierenden Schulab-
schlüsse als gleichwertig anerkannt oder die Schüler zur 
Abschlußprüfung der nach dem Berufsbildungsgesetz zu-
ständigen Stellen zugelassen. 

4.2 Hochschulreife und Hochschulzulassung 

Regelungen durch Gesetz 

205. Bestimmungen der Länder über die zur Hochschul-
reife führenden Abschlüsse sind zum Teil in den Hoch-
schulgesetzen, zum Teil in den Schulgesetzen enthalten. 
Über die durch den Abschluß des Gymnasiums („Abitur") 
erworbene allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene 
Hochschulreife und die Fachhochschulreife bestehen in 
den meisten Ländern gesetzliche Bestimmungen. Die Re-
gelung der näheren Einzelheiten für die verschiedenen 
Abschluß- und Schularten sowie für das jeweils erforder-
liche Qualifikationsniveau erfolgt zum Teil durch Rechts-
verordnungen oder Verwaltungsvorschriften. 

206. In allen Ländern außer in Baden-Württemberg und 
Berlin ist die Einführung der neugestalteten Oberstufe 
des Gymnasiums nach der Vereinbarung der Kultus-
ministerkonferenz von 1972 weder ausdrücklich durch 
Gesetz noch auf der Grundlage konkreter gesetzlicher 
Regelungen, sondern durch Verwaltungsvorschriften er-
folgt. Gegen diese Einführung ohne ausreichende gesetz-
liche Regelung haben Eltern und Schüler, zum Teil mit 
Erfolg, vor Verwaltungsgerichten geklagt. In den bis-
lang ergangenen Gerichtsentscheidungen wurde insbeson-
dere für die Einführung des Kurssystems mit einem Wahl-
und Pflichtbereich, die damit zusammenhängende Auf-
lösung der Jahrgangsklassen und für das Bewertungs-
system durch Punkte eine gesetzliche Grundlage gefor-
dert. Die Gerichte haben zum Teil eine Übergangsfrist für 
die Schaffung dieser Grundlagen eingeräumt. In Ham-
burg, Hessen und Nordrhein-Westfalen sind entspre-
chende Gesetze verabschiedet worden, in anderen Län-
dern werden derartige Gesetze vorbereitet. 

207. Die auf dem Gebiet der Hochschulzulassung beste-
hende, vom Bundesverfassungsgericht durch das Nume-
rus-clausus-Urteil vom 18. Juli 1972 beanstandete Unein- 

heitlichkeit der früher zumeist durch Hochschulsatzun-
gen geregelten Vorschriften ist durch den Staatsvertrag 
der Länder und die diesem entsprechenden landesgesetz-
lichen Bestimmungen über die Vergabe von Studien-
plätzen vom 20. Oktober 1972 aufgehoben worden. Mit 
dem Hochschulrahmengesetz, das im Januar 1976 in 
Kraft trat, hat der Bundesgesetzgeber einen bundesgesetz-
lichen Rahmen für die Weiterentwicklung des Zulas-
sungsrechts gesetzt. Die Landesgesetzgeber sind nach 
dem Hochschulrahmengesetz verpflichtet, innerhalb einer 
dreijährigen Frist übereinstimmende Vorschriften zu er-
lassen, die diesem Rahmen entsprechen. Notwendig ist 
dafür die Neufassung des Staatsvertrages der Länder 
vom 20. Oktober 1972 sowie der Erlaß ergänzender Ver-
ordnungsbestimmungen. Falls bis zum 30. Juni 1979 über-
einstimmende landesrechtliche Regelungen nicht zu-
stande kommen, werden — für einen Teil der neuzufas-
senden Bestimmungen („soweit dies für die zentrale 
Vergabe der Studienplätze notwendig ist") — die ent-
sprechenden Vorschriften durch Rechtsverordnung des 
zuständigen Bundesministers mit Zustimmung des Bun-
desrates erlassen (§ 72 Abs. 2 Satz 4 des Hochschulrah-
mengesetzes). Bestimmte Vorschriften des Hochschulrah-
mengesetzes sind bereits für die Zulassung zum Winter-
semester 1977/78 anzuwenden (§ 72 Abs. 2 Satz 1 des 
Hochschulrahmengesetzes), so auch die Bestimmungen 
über die Bildung von Landesquoten, die sich, mit Ab-
weichungen bei den Stadtstaaten, zu einem Drittel am 
Anteil des Landes an der Gesamtzahl der Bewerber und 
zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl 
der 18- bis unter 21jährigen bemessen und die hisher 
nach dem Staatsvertrag der Länder geltende Bonus-
Malus-Regelung ersetzen (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 Satz 4 bis 6 
des Hochschulrahmengesetzes). 

208. Der Staatsvertrag der Länder zur Vergabe von 
Studienplätzen enthält neben Bestimmungen zur Hoch-
schulzulassung (im engeren Sinne) auch Vorschriften zur 
Bemessung und Feststellung der Ausbildungskapazität 
an den einzelnen Hochschulen. Auch diese Vorschriften 
sollen entsprechend den Bestimmungen des Hochschul-
rahmengesetzes geändert werden, vor allem um die Aus-
bildungskapazitäten, wie dies vom Bundesverfassungs-
gericht gefordert wurde, insbesondere in einer Zeit er-
schöpfend zu nutzen, in der die geburtenstarken Jahr-
gänge die Hochschulen besuchen, und damit die Zahl der 
Fächer mit Zulassungsbeschränkungen soweit wie mög-
lich zu begrenzen. Über die dazu erforderlichen Rege-
lungen (und weitere Maßnahmen) haben sich die Regie-
rungschefs von Bund und Ländern am 4. November 1977 
in einer Reihe von gemeinsamen Beschlüssen geeinigt. 

Hochschulzugangsberechtigung und Hochschul-
zulassung 

209. Durch mehrere Vereinbarungen der Kultusminister-
konferenz ist für einen großen Teil der Abschlüsse, die 
die allgemeine oder eine fachgebundene Hochschulreife 
verleihen, eine gegenseitige Anerkennung in den Län-
dern gesichert worden. Diese gegenseitige Anerken-
nung ist zum Teil befristet und mit Auflagen verbunden. 
Über die damit erforderlichen zusätzlichen Vereinbarun-
gen besteht zwischen den einzelnen Ländern zum Teil 
noch keine Übereinstimmung. Die Anerkennungsverein-
barungen sind notwendig, da bei der Berechnung der 
Landesquoten für die Zulassung zu Numerus-clausus-Stu-
diengängen nach dem Hochschulrahmengesetz in be-
stimmten Auswahlverfahrensarten nur Hochschulzugangs-
berechtigungen berücksichtigt werden können, die in al-
len Ländern anerkannt sind (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 Satz 6 des 
Hochschulrahmengesetzes) . 
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210. Die Länder sind, soweit in bestimmten Studiengän-
gen ein Numerus -clausus besteht und eine Auswahl unter 
den Bewerbern erforderlich macht, die sich auch an den 
Noten der Hochschulzugangsberechtigung orientiert, nach 
dem Hochschulrahmengesetz verpflichtet, „dafür Sorge zu 
tragen, daß die  Nachweise”  (der  Hochschulzugangsbe

-

rechtigungen) „innerhalb eines Landes und im Verhältnis 
untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforderungen 
und Bewertungen vergleichbar sind" (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 

 Satz 3 des Hochschulrahmengesetzes). Dieser — über eine 
gegenseitige Anerkennung hinausgehende — Auftrag ist 
bislang nur zum Teil erfüllt worden. 

211. Auch zu der nach dem Hochschulrahmengesetz und 
nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 8. Februar 1977 erforderlichen grundlegenden Neu-
ordnung des Zulassungsverfahrens in Numerus -clausus-
Studiengängen, über die zur Zeit zwischen den Ländern 
verhandelt wird, bestehen in den Ländern zum Teil 
unterschiedliche Auffassungen. 

Allgemeine Hochschulreife  

212. Die allgemeine Hochschulreife wird in der Regel 
mit dem Abschluß der Oberstufe des Gymnasiums er-
worben. Daneben besteht in allen Ländern die Möglich-
keit, über ein Abendgymnasium oder Kolleg sowie 
durch eine Sonderprüfung für Nichtschüler oder für be-
sonders befähigte Berufstätige die allgemeine Hochschul-
reife zu erlangen. 

213. Die Ausbildungsgänge in der Oberstufe des Gym-
nasiums sind aufgrund der Vereinbarung der Kultusmini-
sterkonferenz von 1972 neu gestaltet worden. Die we-
sentlichen Merkmale der Neugestaltung sind 

— die Auflösung des Klassenverbandes zugunsten eines 
Kurssystems, 

— die Einführung von Grund- und Leistungskursen in 
drei Aufgabenfeldern (sprachlich-literarisch-künstle-
risch, gesellschaftswissenschaftlich, mathematisch-na-
turwissenschaftlich-technisch) 

— die Bewertung der in Kursen und in der Abiturprü-
fung nachgewiesenen Leistungen durch ein Punktsy-
stem. 

In der neugestalteten gymnasialen Oberstufe sind die 
verschiedenen herkömmlichen Formen des Gymnasiums 
— vor allem die altsprachlichen, neusprachlichen und die 
naturwissenschaftlich-mathematischen Gymnasien - so

-

wie ein Teil der verschiedenen Sonderformen des Gymna-
siums zusammengefaßt, die mit einem unterschiedlichen 
Fächerangebot und einer stärkeren Betonung beruflicher 
Inhalte bislang nur zur fachgebundenen Hochschulreife 
führten. Ein Teil dieser Sonderformen ist zwar in der 
Oberstufe grundsätzlich nach der Vereinbarung von 1972 
neugeordnet worden, besteht aber weiterhin neben den 
Gymnasialformen mit einer stärkeren „allgemeinbilden-
den" Ausrichtung. 

214. Die Wahlmöglichkeit bei Grund- und Leistungs-
kursen, die Einbeziehung beruflicher Inhalte und die Aus-
gestaltung des Prüfungsverfahrens ist in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich geregelt. Eine Vereinheitlichung 
der Leistungsbewertung soll durch die seit 1973/1974 in 
den Ländern eingeführte einheitliche Rahmenprüfungs-
ordnung und die seit 1975 eingeleitete Erprobung von 
Normenbüchern gesichert werden, die den im Niveau be-
schriebenen Leistungen in einzelnen Fachkursen jeweils 
bestimmte Punktzahlen zuordnen. Eine weitere Verein- 

heitlichung, vor allem bei der Festlegung des Umfangs 
von Wahl- und Pflichtfächern, wird durch eine Verein-
barung der Kultusministerkonferenz von 1977 angestrebt. 
Die bislang geschlossenen Vereinbarungen zur Neuge-
staltung der gymnasialen Oberstufe gehen davon aus, daß 
zur Erlangung der allgemeinen Hochschulreife nach wie  
vor vertiefte Kenntnisse in einer zweiten Fremdsprache  
zu fordern sind.  

Fachgebundene Hochschulreife  

215. .  Neben der neugestalteten gymnasialen Oberstufe  
bestehen in den meisten Ländern Sonderformen der Gym-
nasien, zumeist mit beruflicher Ausrichtung und ohne  
eine zweite Fremdsprache als Pflichtfach. Die Sonderfor-
men der Gymnasien, zu denen u. a. die Technischen,  
Naturwissenschaftlich-Technischen, Sozialwissenschaft-
lichen und Frauenberuflichen Gymnasien gehören, ver-
leihen eine fachgebundene Hochschulreife, die zum Stu-
dium in Fächern berechtigt, die der fachlichen Aus-
richtung der Schulen entspricht. Über die gegenseitige  
Anerkennung der Abschlüsse mit fachgebundener Hoch-
schulreife haben sich die Länder 1976 in einer Verein-
barung geeinigt. Diese Vereinbarung gilt allerdings nur  
bis 1980. Über ein weitergehendes Abkommen wird zur  
Zeit zwischen den Ländern verhandelt.  

Die allgemeine Hochschulreife kann bei einem Teil der  
Sonderformen des Gymnasiums durch eine Ergänzungs-
prüfung, vor allem in der zweiten Fremdsprache, nachge-
holt werden. Die an den Schulen erworbenen Abschlüsse  
führen in einigen Ländern auch ohne Ergänzungsprüfung  
in einer zweiten Fremdsprache zur allgemeinen Hoch-
schulreife, die allerdings nicht in allen Bundesländern an-
erkannt wird. Über die Anerkennung der durch die Ab-
schlüsse erworbenen allgemeinen Hochschulreife wur-
den zum Teil Gegenseitigkeitsabkommen zwischen ein-
zelnen Ländern abgeschlossen.  

Fachhochschulreife  

216. Der Erwerb der Fachhochschulreife ist in den Län-
dern teilweise unterschiedlich geregelt. In allen Län-
dern, die diese Schulart (auch in ihrer zweijährigen 
Form) eingeführt haben (alle Länder außer Baden-Würt-
temberg und Schleswig-Holstein), führt die Fachober-
schule in der Regel in einem zweijährigen Bildungsgang 
(Klasse 11 und 12) zur Fachhochschulreife 10). Abwei-
chend davon wird in Rheinland-Pfalz zusätzlich zum Ab-
schluß des Bildungsganges in der Fachoberschule eine 
abgeschlossene Berufsausbildung verlangt. In Schleswig

-

Holstein ist 1977 die Fachoberschule in einjähriger Form 
(Klasse 12) eingeführt worden. 

217. Die Fachoberschule ist in verschiedene, an be-
stimmten Fachrichtungen orientierte Typen gegliedert. 
Für die Aufnahme in die Klasse 11 der Fachoberschule 
wird in der Regel der Realschulabschluß oder ein gleich-
wertiger Abschluß vorausgesetzt. 

218. Der Eintritt in das zweite Jahr der Fachoberschule 
(Klasse 12) ist in den meisten Ländern möglich, wenn der 
Bewerber den Realschul- oder einen gleichwertigen Ab-
schluß besitzt und eine einschlägige Berufsausbildung im 

10) Die Fachhochschulen wurden aufgrund eines Abkommens der 
Regierungen der Länder aus dem Jahre 1968 errichtet; in 
ihnen sind die ehemaligen Ingenieurschulen und andere hö-
here Fachschulen (z. B. für Wirtschaft, Sozialpädagogik, Textil-
und Bekleidungsgewerbe) aufgegangen. 
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dualen System abgeschlossen hat oder eine hinreichende 
einschlägige Berufserfahrung nachweisen kann. In einigen 
Ländern wird der Zugang auch durch den Besuch eines 
vollzeitschulischen Berufsgrundbildungsjahres eröffnet. 

219. In fast allen Ländern mit einem Fachoberschulan-
gebot kann die zur Fachhochschulreife führende Ab-
schlußprüfung auch von Nichtschülern abgelegt werden, 
wenn diese zuvor eine einschlägige Berufsausbildung ab-
geschlossen haben oder eine hinreichende einschlägige 
Berufserfahrung nachweisen können. 

220. In Baden-Württemberg, das die Fachoberschule 
nicht, und in Schleswig-Holstein, das die Fachoberschule 
nur in der einjährigen Form eingeführt hat, kann die 
Fachhochschulreife auch mit dem nach Klasse 12 erteil-
ten Versetzungszeugnis eines beruflichen bzw. Fachgym-
nasiums erworben werden. In einigen Ländern (auch in 
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein) ist dies 
außerdem auch mit dem nach Klasse 12 erteilten Ver-
setzungszeugnis eines allgemeinbildenden Gymnasiums 
möglich. 

221. In einigen Ländern kann die Fachhochschulreife 
auch durch den Besuch von Berufsfachschulen, Fachschu-
len und anderen beruflichen Vollzeitschulen erlangt wer-
den. Zum Teil müssen dabei besondere Qualifikations-
anforderungen (Notenniveau) und in der Regel weitere 
Voraussetzungen (abgeschlossene Berufsausbildung, Prak-
tikum, Berufstätigkeit usw.) erfüllt werden. Teilweise mit 
jeweils zusätzlichen Voraussetzungen können so z. B. in 
Baden-Württemberg oder in Bremen der Abschluß der 
Höheren Handelsschule, in Bayern ein Abschluß der Fach-
akademie, in Hamburg die Abschlüsse der höheren Be-
rufsfachschule oder der zweijährigen Fachschulen z. B. 
für Ernährung und Hauswirtschaft oder für Sozialpäd-
agogik und in Hessen die Abschlüsse der Fachschule- für 
Wirtschaft und Technik sowie für Sozialpädagogik die 
Fachhochschulreife verleihen. 

222. In einem Teil der Länder, z. B. in Baden-Württem-
berg, sind dabei durch Festlegung einheitlicher Prüfungs-
bedingungen für die Schulen einer bestimmten beruflichen 
Richtung (kaufmännische, gewerbliche, technische oder 
naturwissenschaftlich orientierte Schulen) abgestimmte 
Abschluß- und Berechtigungssysteme für den Fachhoch-
schulzugang entwickelt worden. 

Die Anforderungen an die Qualifikation und an die zum 
Teil erforderlichen zusätzlichen Voraussetzungen sind in 
den einzelnen Ländern jeweils unterschiedlich gestaltet. 
Die Länderregelungen weichen aber auch bei der grund-
sätzlichen Entscheidung voneinander ab, welche Bildungs-
gänge und Abschlüsse, neben der Fachoberschule, über-
haupt zur Fachhochschulreife führen können. Dies gilt 
zum Teil auch für solche Bildungsgänge und Abschlüsse 
der einzelnen Länder, die in ihrer beruflichen Ausrich-
tung und in ihrem Niveau vergleichbar sind. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

Berufsqualifizierende Abschlüsse 

223. Die vom Bildungsgesamtplan als „vordringlich" 
bezeichnete Aufgabe, die Gleichwertigkeit von be-
ruflicher und allgemeiner Bildung herzustellen, ist 
bislang noch nicht erfüllt worden. Besonders deut-
lich wird dies bei den Abschlüssen des dualen Sy- 

stems, die nur in sehr geringem Umfang und in den 
einzelnen Ländern unterschiedlich in das Abschluß-
und Berechtigungssystem der Schulen einbezogen 
wurden. Eine Einigung zwischen den Ländern ist in 
dieser Frage nicht abzusehen. 

Allgemeine Hochschulreife 

224. Die Unterschiede bei der Ausgestaltung der 
gymnasialen Oberstufe sind, auch bei der Festle-
gung des Wahl- und Pflichtbereiches, in den einzel-
nen Ländern nach wie vor groß. Dies führt nicht nur 
zu Nachteilen beim Schulwechsel, sondern auch zu 
einer problematischen Abhängigkeit der Bildungs-
und Berufsmöglichkeiten für den einzelnen vom je-
weiligen Wohnort. 

Diese Unterschiede gehen zum Teil auch auf die 
verschieden hohen Schüler-Lehrer-Relationen und 
die unterschiedliche Ausstattung mit Räumen und 
Arbeitsmitteln zurück. Alle Länder stimmten beim 
Abschluß der Vereinbarung von 1972 darin über-
ein, daß für die Neugestaltung die Personal- und 
Sachmittelausstattung erhöht werden muß. Da die-
ser Bedarf jedoch in unterschiedlichem Umfang ge-
deckt werden kann, wird in den einzelnen Ländern 
auch das Kursangebot unterschiedlich gestaltet. 

225. Von einigen Elternverbänden und anderen 
Organisationen, u. a. von der Westdeutschen Rek-
torenkonferenz, ist auch nach den neuen Verein-
barungen über eine einheitlichere Durchführung der 
neugestalteten gymnasialen Oberstufe die unter-
schiedliche Schwerpunktsetzung in den Abschlüssen 
kritisiert worden, die zu einer Vernachlässigung 
einer breiten Allgemeinbildung, zu einer zu frühen 
Spezialisierung und damit zu einer Verringerung 
der Studierfähigkeit sowie der Möglichkeiten führe, 
verschiedene Studiengänge zu wählen. Gegen eine 
Schwerpunktsetzung durch die Schüler wurde auch 
eingewandt, daß die Fächerkombinationen vielfach 
nicht nach den individuellen Begabungen und Nei-
gungen, sondern nur unter dem Gesichtspunkt aus-
gewählt würden, einen möglichst günstigen Noten-
durchschnitt im Abitur zu erhalten, um die Chancen 
bei der Hochschulzulassung zu verbessern. Die 
Vergleichbarkeit der Abschlüsse und der durch sie 
nachgewiesenen Leistungen leide unter den nicht 
nur von Land zu Land, sondern auch von Schule zu 
Schule unterschiedlichen Voraussetzungen; ein 
Schulwechsel führe dementsprechend häufig zu 
Schwierigkeiten bei der Fortsetzung des Bildungs-
ganges. 

Auch im Ausland, vor allem in der Schweiz, sind 
Bedenken gegen die Hochschulzugangsberechti-
gung, auch im Hinblick auf die in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedliche Durchführung der 
Oberstufenreform und auf Zweifel an der Vergleich-
barkeit der Abschlüsse, erhoben worden. 

Über die damit aufgeworfenen Fragen einer gegen-
seitigen Anerkennung der Hochschulzugangsberech-
tigung wird zur Zeit zwischen der Schweiz und der 
Bundesrepublik Deutschland verhandelt. 
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Fachgebundene Hochschulreife und Fachhochschul-
reife 

226. Von der Entscheidung über die weitere Aus-
gestaltung der zur allgemeinen Hochschulreife füh-
renden Gymnasien hängt auch die von der Kultus-
ministerkonferenz für den Mai 1977 vorgesehene, 
aber noch ausstehende Vereinbarung über die An-
erkennung und Gestaltung der zur fachgebundenen 
Hochschulreife führenden Bildungsgänge ab, die 
die Übergangsvereinbarung von 1976 ablösen soll. 
Die Auffassungen der Länder gehen nach wie vor 
in der Frage auseinander, ob, wie im Hamburger 
Abkommen vorgesehen, der Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife in jedem Fall eine zweite 
Fremdsprache voraussetzen soll. 

227. Diese Frage erhält ihre besondere Bedeutung 
auch dadurch, daß in allen Ländern durch den Ab-
schluß der Fachhochschule und in einem Teil der 
Länder auch durch den Abschluß des Grundstu-
diums an der Fachhochschule die allgemeine Hoch-
schulreife erworben werden kann, ohne daß dabei 
Kenntnisse in einer zweiten Fremdsprache verlangt 
werden. Wenn sich die Länder über die Abgrenzung 
zwischen allgemeiner und fachgebundener Hoch-
schulreife nicht in absehbarer Zeit einigen können, 
entstehen vor allem in Numerus-clausus-Studien-
gängen Probleme, da in dem zentralen Vergabever-
fahren nur Hochschulzugangsberechtigungen auf die 
Landesquoten angerechnet werden können, die von 
allen Ländern anerkannt sind. 

228. Noch deutlicher als bei der Abgrenzung zwi-
schen der allgemeinen und fachgebundenen Hoch-
schulreife zeichnet sich eine Auseinanderentwick-
lung auch bei der Regelung der Fachhochschulreife 
durch die einzelnen Länder ab. 

Hochschulzulassung 

229. Unabhängig von den zur Zeit zwischen den 
Ländern geführten Verhandlungen über die nach 
dem Hochschulrahmengesetz notwendige Neufassung 
des Staatsvertrages der Länder von 1972 über die 
Hochschulzulassung in Numerus-clausus-Studien-
gängen, muß jedenfalls auf längere Sicht auch ent-
schieden werden, ob und wann anstelle der Landes-
quotenregelung andere Auswahlverfahren einge-
führt werden sollen, die auf einheitlicher gestalteten 
Hochschulzugangsberechtigungen beruhen. Die im 
Hochschulrahmengesetz vorgesehene Landesquoten-
regelung gilt nämlich nur, „solange die Vergleichbar-
keit" (der Hochschulzugangsberechtigungen) „im 
Verhältnis der Länder nicht gewährleistet ist" und 
der entsprechende gesetzliche Auftrag zur Siche-
rung der Vergleichbarkeit noch nicht erfüllt wurde. 

230. Zu entscheiden ist außerdem, ob und inwie-
weit besondere Auswahlverfahren für Studiengänge 
mit einem hohen „Bewerberüberhang" auf Dauer ein-
geführt werden sollen. In beiden Fällen ist überdies 
zu klären, ob und mit welcher Ausgestaltung Tests  

und ein, auch vom Bundesverfassungsgericht in Er-
wägung gezogenes, sogenanntes leistungsgesteuer-
tes Losverfahren in die Auswahlverfahren einzube-
ziehen sind. 

231. Zu den damit zusammenhängenden Fragen 
gehen die Auffassungen der Länder teilweise ausein-
ander. 

Entwicklung eines abgestimmten Abschlußsystems 
des Sekundarbereichs II 

232. Die Entwicklung eines abgestimmten Ab-
schluß- und Berechtigungssystems des Sekundarbe-
reichs II hängt in vielen Fällen weniger von einer 
Gestaltung der Inhalte der Bildungsgänge und ihrer 
Vergleichbarkeit als von der Entscheidung darüber 
ab, welches Ausmaß an Durchlässigkeit die im Se-
kundarbereich II angebotenen, differenzierten Bil-
dungsgänge aufweisen sollen. Wie bereits bei den 
Übergängen und Abschlüssen des Sekundarbe-
reichs I erkennbar war, spielen bei dieser Entschei-
dung auch die unterschiedlichen Vorstellungen da-
zu eine Rolle, ob, zu welchem Zeitpunkt und inwie-
weit die Übergangs- und Abschlußsysteme eine für 
das Bildungssystem im tertiären Bereich und für das 
Beschäftigungssystem steuernde und nicht lediglich 
orientierende Funktion erfüllen sollen. Im Sekundar-
bereich II wird dies besonders deutlich bei den in 
den einzelnen Ländern unterschiedlichen Bewertun-
gen und Berechtigungen, die 

— den im gesamten Bundesgebiet durch Bundes-
recht in den einzelnen Berufen einheitlich gestal-
teten Abschlüssen des dualen Systems, 

— den Versetzungszeugnissen .der zur allgemeinen 
Hochschulreife führenden Gymnasien nach Ab-
schluß der Klasse 12 (Fachhochschulreife) oder 
auch 

— den Abschlüssen der gymnasialen Sonderformen 
ohne zweite Fremdsprache 

jeweils zugeordnet werden. 

233. Die Regierungen aller Länder und die Bundes-
regierung stimmen zwar, wie bei der entsprechen-
den Fragestellung zum Sekundarbereich I, grund-
sätzlich darin überein, daß ein im gesamten Bundes-
gebiet angewandtes, abgestimmtes Übergangs- und 
Abschlußsystem des Sekundarbereichs II unter Ein-
beziehung der Hochschulzulassung geschaffen wer-
den muß. 

Auch die — im Grundsatz von allen Beteiligten ge-
forderte — bessere Abstimmung des Bildungs- und 
des Beschäftigungssystems setzt, falls sie nicht eine 
unverbindliche Absichtserklärung bleiben soll, eine 
Einigung über die wichtigsten Übergänge und Ab-
schlüsse im Bildungswesen voraus. Wenn bereits im 
Bildungswesen die Freizügigkeits- und beruflichen 
Mobilitätsbedingungen, vor allem die Übergänge und 
Abschlüsse, deren Regelung das „Angebot" des 
Bildungswesens entscheidend beeinflußt, nicht im 
gesamten Bundesgebiet in den Grundzügen einheit- 
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lich gestaltet werden können, muß dies die Gefahr 
von vermeidbaren Spannungen zwischen Bildungssy-
stem und Beschäftigungssystem erhöhen. 11) 

Nach der zur Zeit erkennbaren Entwicklung ist je-
doch nicht zu erwarten, daß sich die Regierungen der 
Länder darüber einig werden, wie und nach wel-
chen Zielsetzungen das im Grundsatz von allen 
staatlichen Abstimmungspartnern geforderte einheit-
liche Übergangs- und Abschlußsystem im einzelnen 
gestaltet werden soll. 

234. Besondere Schwierigkeiten entstehen dabei 
auch durch die Verteilung der Zuständigkeiten auf 
Bund und Länder. Durch Bundesrecht kann z. B. die 
Gleichstellung von schulischen Abschlüssen und Teil-
qualifikationen mit den Abschlüssen und Bildungs-
gängen des dualen Systems geregelt werden. Eine 
derartige Gleichstellung kann sich jedoch immer 
nur auf die vorhandenen Schulabschlüsse beziehen 
und diese selbst nicht gestalten. Eine Gleichstellung 
der Abschlüsse des dualen Systems und ihre Einbe-
ziehung in das Abschlußsystem der Schulen ist wie-
derum Aufgabe der elf Bundesländer. Es liegt auf 
der Hand, daß die beiden Gleichstellungsschritte nur 
dann sinnvoll und — auch im Hinblick auf die For-
derung nach Gleichwertigkeit der beruflichen Bil-
dung — wirksam sein können, wenn sie — von den 
zwölf beteiligten Regierungen (und Parlamenten) — 
aufeinander abgestimmt werden. 

235. Eine vergleichbare Problemstellung liegt auch 
bei der Regelung des Hochschulzugangs und der 
Hochschulzulassung vor. Durch Bundesrecht, im 
Hochschulrahmengesetz, sind Grundzüge der Hoch-
schulzulassung festgelegt worden. Die nähere Ausge-
staltung des Zulassungsverfahrens und vor allem 
die Hochschulzulassungsberechtigungen werden von 
den Ländern geregelt (falls und soweit der Bund 
nicht nach dem 30. Juni 1979 Teile des Zulassungs-
verfahrens selbst regeln kann, vgl. oben S. 34). Un-
terschiedliche Auffassungen bestehen zu der Frage, 
ob und inwieweit dem Bundesgesetzgeber nach Arti-
kel 75 Nr. 1 a des Grundgesetzes über die Bestim-
mungen des Hochschulrahmengesetzes hinausgehen-
de Regelungskompetenzen, vor allem zur Regelung 
der Hochschulzugangsberechtigung, zustehen. Diese 
Meinungsunterschiede sind überwiegend nicht auf 
die verschiedenen Vorstellungen zur sachlichen Ge-
staltung einer (künftigen) Regelung, sondern vor al-
lem auf die noch immer unterschiedliche Auslegung 
des Artikels 75 Nr. 1 a des Grundgesetzes zurückzu-
führen („allgemeine Grundsätze des Hochschulwe-
sens"). Die Frage nach dem Umfang der Bundeskom-
petenzen in diesem Bereich und nach ihrer prakti-
schen Anwendbarkeit gewinnt insbesondere dann an 
Bedeutung, wenn der Hochschulzugang grundlegend 
neugeordnet werden soll. Eine derartige Neuord-
nung kann nur nach im gesamten Bundesgebiet ein-
heitlich angewandten Grundsätzen durchgeführt 
werden. 

11) Vgl. Kapitel 3 „Übergänge und Abschlüsse des Sekundar-
bereichs I (Mittelstufe)", S. 27. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

236. Im Interesse der Freizügigkeit im Bundesge-
biet und der Chancengleichheit für alle Jugendlichen 
sind die folgenden gesamtstaatlichen Regelungen zu 
den Abschlüssen und Übergängen des Sekundarbe-
reichs II erforderlich: 

— Es muß ein in den Grundzügen einheitliches Über-
gangs- und Abschlußsystem geschaffen werden, 
das alle studien- und berufsqualifizierenden Bil-
dungsgänge im Sekundarbereich II einbezieht 
und einander zuordnet. Der Hochschulzugang 
und die Hochschulzulassung bilden einen Teil 
dieses Systems. 

— Die nach ihrem Bildungsziel vergleichbaren Ab-
schlüsse sind im gesamten Bundesgebiet anzuer-
kennen und müssen zu jeweils vergleichbaren Be-
rechtigungen führen. Dies bedeutet insbesondere, 
daß die Abschlüsse im dualen System und die 
entsprechenden Abschlüsse der berufsbildenden 
Schulen jeweils als gleichwertig anerkannt wer-
den müssen. 

Die Forderungen an die Qualifikation eines Ab-
schlusses (Notenniveau o. ä.) oder nach besonde-
ren zusätzlichen Leistungen müssen wenigstens 
vergleichbar sein oder in den Grundzügen über-
einstimmen. Bei den studienqualifizierenden Ab-
schlüssen setzt dies insbesondere eine Neuord-
nung des Verhältnisses von allgemeiner und fach-
gebundener Hochschulreife voraus, das zur Zeit 
im wesentlichen davon bestimmt wird, ob in der 
Oberstufe in einer zweiten Fremdsprache unter-
richtet wird. 

Das gleiche gilt für die Einbeziehung der berufli-
chen Bildung in das System der studienqualifi-
zierenden Abschlüsse. Nachdem in die neugestal-
tete gymnasiale Oberstufe auch beruflich orien-
tierte, bislang in Sonderformen des Gymnasiums 
geführte Ausbildungsgänge einbezogen worden 
sind und damit die Gleichwertigkeit bestimmter 
berufsbildender und allgemeinbildender Qualifi-
kationen anerkannt worden ist, muß diese Ent-
scheidung jetzt auf die berufsqualifizierenden Ab-
schlüsse der Schule und des dualen Systems über-
tragen werden. Ohne eine derartige Einbeziehung 
der berufsqualifizierenden Abschlüsse kann das 
erforderliche Mindestmaß an Vergleichbarkeit 
in einem einheitlichen Abschlußsystem nicht ge-
wahrt und eine Auseinanderentwicklung bei den 
Länderregelungen nicht verhindert werden. Die 
Qualifikation durch diese Abschlüsse muß dem-
entsprechend grundsätzlich auch zur Hoch-
schulreife führen können und, soweit sie nicht 
unmittelbar eine Hochschulzugangsberechtigung 
verleiht, zumindest auf die dafür erforderlichen 
Leistungsnachweise angerechnet werden; soweit 
dabei ein bestimmtes Qualifikationsniveau der 
berufsqualifizierenden Abschlüsse oder Zusatz-
kurse verlangt werden, müssen auch diese Anfor-
derungen in den Grundzügen im gesamten Bun-
desgebiet einheitlich gestaltet werden. 

— Die wichtigsten Abschlußarten müssen in der Re-
gel in allen Bundesländern angeboten werden. 
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Die erforderliche Differenzierung der Bildungs-
gänge, auch in derselben Schulart, darf nicht zu 
einem unübersichtlichen, von Land zu Land ver-
schiedenen und nicht mehr vergleichbaren Bil-
dungsangebot führen. Dies setzt auch eine grund-
sätzlich übereinstimmende Gestaltung der Anfor-
derungen bei den Abschlüssen der neugestalte-
ten Oberstufe des Gymnasiums voraus. Erforder-
lich ist dazu außerdem eine, jedenfalls langfristig, 
für das Bundesgebiet einheitlich zu treffende Ent-
scheidung über eine Neuordnung der Abschlüsse 

des beruflichen Schulwesens und der doppeltqua-
lifizierenden Abschlüsse. 

Die Entwicklung eines in den Grundzügen einheit-
lichen Übergan gs- und Abschlußsystems setzt dem-
gegenüber nicht voraus, daß die zu den Übergängen 
und Abschlüssen führenden Bildungsgänge im ein-
zelnen einheitlich gestaltet werden und in ihrer or-
ganisatorischen Zuordnung zu bestimmten Schular-
ten oder anderen Bildungseinrichtungen übereinstim-
men. 

Kapitel 5: Übergänge und Abschlüsse in den übrigen Bildungsbereichen 

237. Auch bei den in den Kapitel 2 bis 4 nicht be-
handelten Gebieten — im Hochschulbereich und in 
der Weiterbildung — sind Anzeichen für eine Aus-
einanderentwicklung bei den Regelungen der ein-
zelnen Bundesländer zu den Übergängen und Ab-
schlüssen zu erkennen. Im Hochschulbereich handelt 
es sich dabei allerdings in erster Linie um Fragen, 
die vor allem in der künftigen Entwicklung an Be-
deutung zunehmen werden. In der Weiterbildung 
entspricht die heute zu erkennende Problematik im 
wesentlichen der Fragestellung bei den entsprechen-
den Abschlüssen der Erstausbildung; eine grund-
sätzliche Neuordnung des Verhältnisses zwischen 
Erst- und Weiterbildung wird im übrigen vor allem 
in der Zukunft die Notwendigkeit gesamtstaatlicher 
Entscheidungen verstärken. Zu beiden Bereichen 
wird im Rahmen dieses Berichts daher nur ein kurzer 
Überblick gegeben. 

1 Hochschulbereich 

1.1 Übergang von der Fachhochschule 

238. Übergangsregelungen innerhalb des Hochschul-
bereichs, und damit auch die Regelung des Über-
gangs von Fachhochschulen an die wissenschaftlichen 
Hochschulen, gehören zum Hochschulrecht, für des-
sen allgemeine Grundsätze der Bund nach Artikel 75 
Nr. 1 a des Grundgesetzes eine Rahmengesetz-
gebungszuständigkeit hat. Das Hochschulrahmen-
gesetz des Bundes enthält für Studiengänge mit bun-
desweiten Zulassungsbeschränkungen eine Regelung 
zum Übergang nach dem Grundstudium an der Fach-
hochschule. Die Zulassung ist danach auf einen be-
stimmten Teil der Studienplätze beschränkt (§ 32 
Abs. 2 Nr. 4 des Hochschulrahmengesetzes). Der 
Übergang von der Fachhochschule ist im übrigen 
durch Landesrecht geregelt. 

Nach einem Beschluß der Kultusministerkonferenz 
vom 12. März 1970 soll nach dem Grundstudium an 
einer Fachhochschule ein Weiterstudium an einem 
„verwandten" Studienfach an einer wissenschaftli-
chen Hochschule möglich sein. Einige Länder (Baden-
Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Saarland) haben diese Übergangsmöglichkeit 

bislang noch nicht eröffnet. 12) Andere Länder (Ham-
burg, Hessen und Schleswig-Holstein) sehen eine 
Übergangsmöglichkeit nur bei zusätzlichen — von-
einander abweichenden — Leistungsanforderungen 
(Durchschnittsnote) vor. In zwei Ländern (Berlin und 
Bremen) wird über den Beschluß der Kultusminister-
konferenz hinaus mit dem Abschluß des Grundstu-
diums die allgemeine Hochschulreife erworben. Un-
terschiedlich geregelt ist in den einzelnen Ländern, 
die einen Übergang nach dem Grundstudium an der 
Fachhochschule in bestimmte Studiengänge an wis-
senschaftlichen Hochschulen vorsehen, welche Stu-
diengänge als „fachverwandt" gelten. Soweit die Re-
gelungen der einzelnen Länder in der Gestaltung 
des fachlichen Umfangs der durch das Grundstudium 
erworbenen „wissenschaftlichen" Hochschulreife oder 
darin voneinander abweichen, ob überhaupt der 
Übergang nach dem Grundstudium eröffnet wird, 
werden die „Berechtigungen" aus anderen Bundes-
ländern in der Regel nicht im gesamten Bundesgebiet 
anerkannt. Dies wirkt sich auch auf das zentrale 
Studienplatzvergabeverfahren in Numerus-clausus-
Fächern aus. Nach der Sonderquotenregelung des 
Hochschulrahmengesetzes, die den Übergang von 
der Fachhochschule nur im Rahmen eines begrenz-
ten Studienplatzanteils zuläßt, ist diese Frage — was 
die Zahl der betroffenen Fälle anbelangt — jedoch 
nicht mehr bedeutsam. Die qualitative und quantita-
tive Bedeutung des Problems nimmt jedoch in dem 
Maße zu, in dem es gelingt, Zulassungsbeschränkun-
gen zu vermeiden oder abzubauen. 

239. Da die Rahmengesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes für die allgemeinen Grundsätze des 
Hochschulwesens, wenn es sich um tatsächlich und 
rechtlich hinreichend gewichtige Fragen handelt und 
ein Bedürfnis für eine bundeseinheitliche Regelung 
besteht, auch einzelne Vollregelungen erlaubt, 
wäre der Bund gegebenenfalls zu weiteren, über 
das Hochschulrahmengesetz hinausgehenden Rege-
lungen in diesen Gebieten berechtigt. Dabei ist aller-
dings — wie bei der Regelung des Hochschulzu-
gangs  und der Hochschulzulassung 13) — zu berück-
sichtigen, daß über den Umfang und die Reichweite 
dieser Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern 

12) Eine besondere Regelung besteht allerdings in Nordrhein

-

Westfalen für Absolventen des Grundstudiums in den inte-
grierten Studiengängen der Gesamthochschulen. 
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zum Teil unterschiedliche Auffassungen bestanden 
und bestehen; insoweit sind, zumindest im Hinblick 
auf die praktische Durchsetzbarkeit, Zweifel begrün-
det, ob die gegenwärtig dem Bundesgesetzgeber zu-
stehenden Kompetenzen für eine wirksame und vor 
allem bei einem Abbau von Zulassungsbeschränkun-
gen notwendige Regelung ausreichen. 

Langfristig ist eine in den Grundzügen bundesein-
heitliche Regelung erforderlich. 

1.2 Hochschulabschlüsse 

240. Bei den nach einem Hochschulstudium zu er-
reichenden Abschlüssen haben sich ins Gewicht fal-
lende Probleme bei der gegenseitigen Anerkennung 
der Gleichwertigkeit der Abschlüsse bislang nur bei 
den Lehramtsabschlüssen ergeben 1 4). Für eine ein-
heitlichere Regelung dieses Bereichs bestehen, wie 
für den Zugang zum öffentlichen Dienst allgemein, 
dienstrechtliche Zuständigkeiten des Bundes. Für 
einige (zum Teil auch für den Zugang zum öffent-
lichen Dienst) wichtige Bereiche des Berufszulas-
sungsrechts (z. B. für die Juristenausbildung 15) und 
für die Heilberufe 16)) verfügt der Bund außerdem 
über besondere Regelungszuständigkeiten. Für die 
Anerkennung von Hochschulabschlüssen (außerhalb 
des öffentlichen Dienstes) sind außerdem die Bestim-
mungen des Hochschulrahmengesetzes 17) zur Stu-
dienreform von Bedeutung, die u. a. zum Ziel haben, 
daß „die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die Möglich-
keit des Hochschulwechsels erhalten bleiben soll". 
Für die gegenseitige Anerkennung ist dabei, wie 
bei den Abschlüssen allgemeinbildender schulischer 
Abschlüsse, in der Regel nicht erforderlich und auch 
nicht sinnvoll, daß die Ausbildungsinhalte im einzel-
nen im gesamten Bundesgebiet einheitlich gestaltet 
werden. Ob und inwieweit die vorhandenen Bestim-
mungen und Gesetzgebungszuständigkeiten des Bun-
des für die Regelung der außerhalb des öffentlichen 
Dienstes zu verwendenden Abschlüsse ausreichen, 
um die bei anhaltenden oder sich verschärfenden 
Arbeitsmarktproblemen auftretenden Schwierigkei-
ten zu lösen, ist zur Zeit noch nicht abzusehen. 

Eine im gesamten Bundesgebiet geltende Gleich-
wertigkeit der Abschlüsse bildet — nicht nur für den 
Zugang zum Vorbereitungsdienst oder zu Ämtern 
im öffentlichen Dienst — eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, daß unter verschärften Wettbewerbs-
bedingungen um Arbeitsplätze ein Mindestmaß an 
Chancengleichheit und Mobilität gewahrt und das 
vorhandene Arbeitsplatzangebot — auch im über-
regionalen Ausgleich — genutzt werden kann. 

2 Weiterbildung 

241. Die in der Weiterbildung (einschließlich des 
Zweiten Bildungsweges) zu erlangenden Abschlüsse 

13) Vgl. Kapitel 4 „Übergänge und Abschlüsse des Sekundar-
bereichs II (Oberstufe)", S. 38. 

14) Vgl. Kapitel 7 „Lehrerausbildung", S. 48 bis 54. 
15) Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes. 
16) Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. 
17) § 8 Abs. 1 Nr. 4 des Hochschulrahmengesetzes.  

sind — unter dem Gesichtspunkt der Chancengleich-
heit, Freizügigkeit und Mobilität — vor allem in 
zwei Bereichen von Bedeutung: 

— beim Erwerb allgemeinbildender Abschlüsse im 
Zweiten Bildungsweg (z. B. der allgemeinen 
Hochschulreife), die den Zugang zu weiteren Bil-
dungsgängen eröffnen, 

— beim Erwerb von Abschlüssen mit, im weitesten 
Sinne, berufsqualifizierendem Charakter. 

In beiden Bereichen steht die Regelungskompetenz 
für die Abschlüsse (abgesehen von wenigen Aus-
nahmen 18)) demjenigen Gesetzgeber — des Bundes 
oder der Länder — zu, der auch für die Ordnung 
der Erstausbildung zuständig ist. Der im Bereich der 
Erstausbildung zu beobachtenden Auseinanderent-
wicklung im Bildungswesen der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht infolgedessen in der Regel 
auch die Entwicklung bei den berufsqualifizierenden 
oder zum Zugang zu weiteren Bildungsgängen be-
rechtigenden allgemeinbildenden Abschlüssen in der 
Weiterbildung. 

242. Die Notwendigkeit, ein Mindestmaß an Ver-
gleichbarkeit zu wahren und die gegenseitige An-
erkennung der Abschlüsse zu sichern, besteht dem-
entsprechend auch bei den weiterführenden und be-
rufsqualifizierenden Abschlüssen der Weiterbildung. 
Auf der anderen Seite ist eine Vereinheitlichung 
bei den Weiterbildungsangeboten, die nicht zum 
Erwerb allgemeinbildender weiterführender Ab-
schlüsse führen oder Berufsqualifikationen vermit-
teln, weder notwendig noch sinnvoll. Die Vielfalt 
dieser Angebote, z. B. in der politischen oder musi-
schen Bildung, entspricht den unterschiedlichen in-
dividuellen und regionalen Bedürfnissen sowie der 
Funktion und dem Selbstverständnis der verschie-
denen Weiterbildungsträger. 

243. Die nach der geltenden Kompetenzverteilung 
dem Bunde zustehenden Gesetzgebungszuständig-
keiten reichen, wie im Bereich der Erstausbildung, 
nicht aus, um die für das erforderliche Mindest-
maß an Einheitlichkeit notwendigen Regelungen für 
die weiterführenden und berufsqualifizierenden 
Weiterbildungsabschlüsse zu treffen. 

244. Erhöhte Bedeutung wird der Gestaltung der 
weiterführenden und berufsqualifizierenden Weiter-
bildungsabschlüsse und der damit verbundenen Be-
rechtigungen — langfristig — dann zukommen müs-
sen, wenn das Verhältnis von Erst- und Weiteraus-
bildung grundlegend neugeordnet werden soll. 
Langfristige Neuordnungsvorschläge sehen vor 
allem vor, daß die Erstausbildung zeitlich befristet 
und nach einer Berufstätigkeit weitere Qualifi-
kationen erlangt werden können („Lebenslanges 
Lernen"). Diese Vorschläge haben u. a. zum Ziel, 
die Festlegung der Berufslaufbahnen, die heute 
weitgehend von den Abschlüssen der Erstausbil-
dung bestimmt wird, aufzulockern, Leistungen und 

18) Z. B. bei der Facharztausbildung, die — als Weiterbildung — 
von  den Ländern zu regeln ist, während Fragen der Erstaus-
bildung nach Maßgabe des Artikels 74 Nr. 19 des Grund-
gesetzes vom Bund geregelt werden können (BVerFGE 33, 
125 ff.). 
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Erfahrungen im Berufsleben auch für den weiteren 
Bildungsgang nutzbar zu machen und dem schnel-
len Wandel der für eine moderne Industriegesell-
schaft erforderlichen Berufsqualifikationen durch 
eine Weiterbildung auch nach der Aufnahme einer 
Berufstätigkeit zu entsprechen; „Lebenslanges Ler-
nen" soll allgemein die berufliche Mobilität 
— durch eine Qualifikationserweiterung oder eine 
zusätzliche Qualifikation in einem anderen Beruf —
erhöhen. 

245. In welchem Umfang und in welchen Zeitpha

-

sen eine derartige Neuordnung der Aufgaben von 

Erstausbildung und Weiterbildung erfolgen wird, 
ist zur Zeit noch nicht abzusehen. Diese Neu-
ordnung kann auf die Dauer nur nach für das 
gesamte Bundesgebiet einheitlichen Grundsätzen 
durchgeführt werden, da sie das Angebot und das 
Qualifikationsniveau der Abschlüsse der Erstaus-
bildung und der Weiterbildung verändert und eine 
in den einzelnen Bundesländern unterschiedliche 
Gestaltung infolgedessen zum Entstehen von ver-
schiedenen, gegeneinander weitgehend abgeschlos-
senen Bildungs- und Beschäftigungsregionen in der 
Bundesrepublik Deutschland führen müßte. 

Kapitel 6: Abstimmung der Ausbildungsinhalte in der beruflichen Bildung 

1 Zusammenfassung 

246. Die Berufsausbildung in Betrieben und über-
betrieblichen Ausbildungsstätten ist durch Bundes-
recht einheitlich geregelt. Die schulische Ausbil-
dung in Berufsschulen, im vollzeitschulischen Be-
rufsgrundbildungsjahr und in den Berufsfachschu-
len hat demgegenüber in den einzelnen Bundeslän-
dern unterschiedliche Ausprägungen erhalten. 

247. Die Regierungen des Bundes und der Länder 
stimmen darin überein, daß die Inhalte der Bildungs-
gänge in der Berufsausbildung in den Grundzügen 
einheitlich gestaltet werden und zu im gesamten 
Bundesgebiet anerkannten Abschlüssen führen müs-
sen. Zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
für die betriebliche Ausbildung und Rahmenlehrplä-
nen für die Berufsschulen haben die Bundesregie-
rung und die Kultusministerkonferenz eine Abspra-
che getroffen. Zur Zeit wird über ein Abkommen 
verhandelt, das das Abstimmungsverfahren verbes-
sern soll. Eine Einigung steht gegenwärtig noch aus. 

248. Auch ein neues Abstimmungsabkommen der 
Regierungen muß grundsätzlich davon ausgehen, 
daß 

— möglichst einstimmige Beschlüsse erzielt wer-
den, da eine Regierung nicht gegen ihren Willen 
an einen Mehrheitsbeschluß anderer Regierun-
gen gebunden und andererseits das Ziel der Ab-
stimmung, eine im gesamten Bundesgebiet gel-
tende einheitliche Gestaltung der Ausbildungs-
inhalte, nur erreicht werden kann, wenn eine 
in allen Ländern angewandte Regelung verein-
bart wird, 

— eine wirksame Kontrolle und Mitgestaltung der 
Abstimmung durch die Parlamente bei der gel-
tenden Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern in der Vereinbarungspraxis nicht mög-
lich ist. 

249. Berufliche Mobilität und Chancengleichheit 
auf dem Arbeitsmarkt setzen einheitliche und mit 
einem vertretbaren Zeit- und Koordinationsaufwand 
zustande gekommene Entscheidungen über die Ge- 

staltung der Ausbildungsinhalte voraus. Notwendig 
ist dafür vor allem, daß 

— die Ausbildungsinhalte im dualen System (Aus-
bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne) und 
die Aufgabenverteilung zwischen den verschie-
denen Lernorten (Betrieb, überbetriebliche Aus-
bildungsstätte und Schule) einheitlich geregelt 
werden; 

— die Inhalte des vollzeitschulischen Berufsgrund-
bildungsjahres (sowie der entsprechenden Ange-
bote in Berufsfachschulen) und der beruflichen 
Grundbildung im dualen System so weit über-
einstimmen, daß ein vergleichbarer Ausbildungs-
stand erreicht wird; die organisatorische Zuord-
nung der Grundbildung zum dualen System oder 
zur Vollzeitschule kann demgegenüber unter-
schiedlich, vor allem nach den jeweiligen Anfor-
derungen des Berufsfeldes, gestaltet werden; 

— vergleichbare berufsqualifizierende Bildungsgän-
ge unabhängig von den Lernorten (im dualen Sy-
stem oder in Vollzeitschulen) zu gleichwertigen, 
im gesamten Bundesgebiet anerkannten Ab-
schlüssen führen. 

2 Zuständigkeiten 

250. Nach Artikel 74 Nr. 11 (Recht der Wirtschaft) 
und Nummer 12 (Arbeitsrecht) des Grundgesetzes 
steht dem Bund die Gesetzgebung für die außerschu-
lische berufliche Bildung (in Betrieben einschließ-
lich überbetrieblicher Ausbildungsstätten) zu. 

Das Berufsschulwesen steht, wie in der Regel das 
Schulwesen allgemein, unter der Rechtsetzungskom-
petenz der Länder. 

3 Vorhandene Regelungen 

3.1 Regelungen durch Gesetz und Verwaltungsvorschriften 

251. Mit dem Berufsbildungsgesetz von 1969 hat 
der Bund erstmals eine umfassende gesetzliche Re-
gelung für die außerschulische 
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— Berufsausbildung, 

— berufliche Fortbildung und 

— berufliche Umschulung 

geschaffen. Für Teilbereiche bestehen weitere ge-
setzliche Grundlagen (z. B. in der Handwerksord-
nung). Das Berufsbildungsgesetz enthält Ermäch-
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen. In 
den Rechtsverordnungen (z. B. in den Ausbildungs-
ordnungen) werden bestimmte Gebiete der außer-
schulischen Berufsausbildung näher geregelt. 

252. Durch zwei aufgrund des Berufsbildungsge-
setzes und der Handwerksordnung erlassene Ver-
ordnungen der zuständigen Bundesminister aus 
dem Jahre 1972 (Berufsgrundbildungsjahr-Anrech-
nungs-Verordnung; Berufsfachschul-Anrechnungs-
Verordnung) wurde bestimmt, daß der erfolgreiche 
Besuch sowohl eines schulischen Berufsgrundbil-
dungsjahres als auch einer Berufsfachschule (z. B. 
einer Handelsschule) unter bestimmten Vorausset-
zungen auf eine nachfolgende Ausbildung in einem 
Ausbildungsberuf der gewerblichen Wirtschaft und 
der wirtschafts- und steuerberatenden Berufe an-
zurechnen ist. Die — im Rahmen der Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen — für die Regelung des 
außerschulischen Teils der Berufsausbildung zustän-
digen Stellen (Kammern usw.) können darüber hin-
aus eine individuelle Verkürzung der Ausbildungs-
zeiten zulassen und dabei weitere Schulqualifika-
tionen und -zeiten berücksichtigen. 

253. Der Unterricht an Berufsschulen ist für einen 
Teil der Ausbildungsberufe durch Rahmenlehrpläne 
oder vergleichbare Vorschriften geregelt, die von 
den Kultusministern der einzelnen Länder erlassen 
werden. Außerdem bestehen in verschiedenen Län-
dern zur Durchführung des Berufsschulunterrichts 
von den Schulen getroffene Regelungen. In einigen 
Ländern (Niedersachsen, Bayern, Hessen) gibt es 
gesetzliche Vorschriften zur Einführung eines schu-
lischen Berufsgrundbildungsjahres 19). Die inhalt-
liche Gestaltung der Berufsausbildung in Berufs-
schulen ist im übrigen in allen Ländern nicht durch 
Gesetz geregelt. 

3.2 Übersicht über die Ausbildung im dualen System 

254. Nach der Beendigung der Vollzeitschulpflicht (in 
der Regel nach Klasse 9) sind diejenigen Schüler, die 
nicht ihren Bildungsgang in einer Vollzeitschule (z. B. in 
der Hauptschule, Realschule oder im Gymnasium) fort-
setzen oder in eine Vollzeitschule (z. B. in eine Beruf sf ach-
schule) eintreten, verpflichtet, die Berufsschule zu besu-
chen. Die Berufsschule wird — abgesehen von wenigen 
Ausnahmefällen — im Rahmen einer Teilzeitschulpflicht 
besucht; zwischen Schüler und Schule besteht dabei ein 
öffentlich-rechtliches Verhältnis. 

Die meisten berufsschulpflichtigen Jugendlichen schlie

-

ßen einen privatrechtlichen Ausbildungsvertrag mit 

19) In Niedersachsen und in Bremen kann das schulische Berufs-
grundbildungsjahr nach den gesetzlichen Bestimmungen ver-
bindlich eingeführt werden. In einigen Schulaufsichtsbereichen 
Niedersachsens ist dies für einen Teil der Berufsfelder auch 
bereits erfolgt; vgl. Kapitel 1 „Bildungspflicht", S. 13. 

einem Betrieb ab. Die Betriebe sind nicht verpflichtet, 
derartige Verträge abzuschließen; ebensowenig besteht 
eine Pflicht der Jugendlichen, ein Ausbildungsverhältnis 
zu begründen. 

Die betriebliche Ausbildung und der Unterricht in der 
Berufsschule sollen aufeinander bezogen sein und einan-
der ergänzen (Ausbildung im dualen System). 

255. Von den 15- bis 19jährigen (Schüler in der 
Oberstufe) werden gegenwärtig rund 54 % im dua-
len System, rund 18 % in beruflichen Vollzeitschu-
len ausgebildet; rund 19 % besuchen die gymna-
siale Oberstufe und rund 9 % sind berufsschulpflich-
tige Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag (z. B. 
Jungarbeiter, mithelfende Familienangehörige, Be-
rufs- und Arbeitslose). 

Die Berufsausbildung im dualen System wird für zur 
Zeit rund 1,3 Millionen Jugendliche in rund 330 000 
Ausbildungsbetrieben und in ergänzenden überbe-
trieblichen Ausbildungsstätten sowie in rund 1 400 
Berufsschulen durchgeführt. Dabei werden die Ju-
gendlichen in der Regel an ein bis zwei Tagen wö-
chentlich (vorgesehen durchschnittlich rund acht bis 
zwölf Unterrichtsstunden) in der Berufsschule (zum 
Teil auch durch mehrwöchige Zusammenfassung in 
Form des Blockunterrichts), an den übrigen Wochen-
tagen in den Betrieben von Industrie und Handel, 
Handwerk, Landwirtschaft, des öffentlichen Dienstes 
und sonstiger Bereiche ausgebildet. 

Die betriebliche Ausbildung umfaßt zur Zeit rund 
460 staatlich anerkannte Ausbildungsberufe. In der 
Berufsausbildung werden nach den Bestimmungen 
des Berufsbildungsgesetzes eine berufliche Grund-
bildung und die für eine qualifizierte Berufstätig-
keit erforderlichen fachlichen Fertigkeiten und 
Kenntnisse (berufliche Fachbildung) vermittelt. 

Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 

256. Grundlage für die Durchführung der außer-
schulischen Berufsausbildung sind die staatlich an-
erkannten Ausbildungsberufe und die dazu vom zu-
ständigen Fachminister im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft erlas-
senen Ausbildungsordnungen. Eine Ausbildungs-
ordnung enthält mindestens Angaben über 

— die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, 

- die Ausbildungsdauer, 

— die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand 
der Berufsausbildung sind (Ausbildungsberufs-
bild), 

— eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen 
Gliederung der Berufsausbildung (Ausbildungs-
rahmenplan) 

und 

— die Prüfungsanforderungen. 

257. Für einen anerkannten Ausbildungsberuf darf 
nur nach der dazu erlassenen Ausbildungsordnung 
oder entsprechenden fortgeltenden Regelungen aus 
der Zeit vor dem Inkrafttreten des Berufsbildungs-
gesetzes ausgebildet werden. Jugendliche unter 
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18 Jahren dürfen nach dem Berufsbildungsgesetz 
grundsätzlich nur in staatlich anerkannten Ausbil-
dungsberufen ausgebildet werden. 

258. Die in den einzelnen Ländern gegenwärtig 
vorhandenen Rahmenlehrpläne für den Berufsschul-
unterricht weichen teilweise erheblich voneinander 
ab. Eine Auszählung in zwei Ländern ergab, daß bei 
rund 460 Ausbildungsberufen nur für höchstens 200 
Ausbildungsberufe überhaupt Rahmenlehrpläne (ein-
zelner Länder) vorhanden sind. Nur zum Teil ist 
dies darauf zurückzuführen, daß nicht alle Ausbil-
dungsberufe in den einzelnen Bundesländern ange-
boten werden. Hier wird auch deutlich, daß Rahmen-
lehrpläne für die Berufsschulen in vielen Fällen erst 
in den letzten Jahren ausgearbeitet worden sind 
oder entwickelt werden. 

259. Das Verhältnis der Ausbildungsanteile von 
Berufsschulen, Betrieben und überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten ist sowohl quantitativ als auch quali-
tativ in den einzelnen Ausbildungsberufen und in 
den Bundesländern unterschiedlich geregelt. Dies 
ist zum Teil auf die unterschiedlichen fachlichen An-
forderungen in den verschiedenen Ausbildungsberu-
fen und Berufsfeldern zurückzuführen. In den fertig-
keitsbezogenen Berufsfeldern, wie in den Berufsfel-
dern Bau und Holz, Metall sowie Elektrotechnik, hat 
die Ausbildung in überbetrieblichen Ausbildungs-
stätten z. B. eine besondere Bedeutung, im Berufs-
feld Wirtschaft und Verwaltung — in zum Teil 
unterschiedlichem Umfang — die schulische Ausbil-
dung. Auf der anderen Seite weichen aber auch die 
Vorstellungen der einzelnen Länder zur Funktion 
des Berufsschulunterrichts in Fachpraxis, Fachtheo-
rie und Allgemeinbildung voneinander ab. 

Berufsgrundbildungsjahr 

260. Besonders deutlich werden die — nicht nur in den 
fachlichen Anforderungen der einzelnen Berufsfelder be-
gründeten — Unterschiede bei der Gestaltung und beim 
Ausbau des zur Zeit in allen Ländern für einen noch 
kleinen, aber zunehmenden Teil der berufsschulpflichti-
gen Jugendlichen angebotenen Berufsgrundbildungsjah-
res. Diese Unterschiede waren in der Vergangenheit zum 
Teil auch darauf zurückzuführen, daß in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedliche Modellversuchsansätze 
zum Berufsgrundbildungsjahr entwickelt und erprobt wur-
den. Auch in der Modellversuchsphase sollte jedoch — 
nach einer Vereinbarung der Kultusministerkonferenz 
von 1973 — ein Mindestmaß an Einheitlichkeit gewahrt 
werden. Die zwischen den Ländern bestehenden Unter-
schiede beruhen außerdem, wie u. a. voneinander abwei-
chende gesetzliche Regelungen zeigen, zumindest teil-
weise nicht nur auf einer unterschiedlichen Modellver-
suchspolitik, sondern auch auf verschiedenen konzeptio-
nellen Ansätzen. In der Kultusministerkonferenz wird 
dementsprechend zur Zeit eine neue Vereinbarung vor-
bereitet, die die Auseinanderentwicklung bei der Gestal-
tung des Berufsgrundbildungsjahres aufhalten und zu grö-
ßerer Einheitlichkeit führen soll. 

261. Das Berufsgrundbildungsjahr wird in den einzelnen 
Ländern — zum Teil auch in einem Bundesland — in ver-
schiedenen organisatorischen Formen, in Vollzeitschulen 
oder in kooperativer Form im dualen System durchge- 

führt. In zwei Ländern (in Bayern und Niedersachsen) be-
steht das Berufsgrundbildungsjahr aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften nur in schulischer Form 20) 

262. Eine im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung durchgeführte 
Auswertung 21) ergab, daß die Gestaltung der schuli-
schen Ausbildung, z. B. in der Fächerbezeichnung und 
-aufgliederung, bei den Stundenanteilen und der Abgren-
zung von berufsfeldübergreifenden und berufsfeldbezoge-
nen Lernbereichen in den einzelnen Ländern zum Teil 
stark voneinander abweicht. 

263. Die Abgrenzung der Anteile von fachpraktischen 
und fachtheoretischen Unterrichtsstunden zeigt bei den 
einzelnen Berufsfeldern und zwischen den Ländern er-
hebliche Schwankungen (beim Vergleich verschiedener 
Berufsfelder z. B. maximal 10 Wochenstunden). Diese Dif-
ferenzen können teilweise aus den fachspezifischen Be-
sonderheiten der Berufsfelder erklärt werden; für die 
Unterschiede in dem gleichen Berufsfeld gilt dies jedoch 
nicht. Im Berufsfeld Metall schwankt der Anteil der Fach-
praxis z. B. zwischen 22 Wochenstunden (Baden-Württem-
berg) und 10 Wochenstunden (Nordrhein-Westfalen). Dem 
entspricht die — umgekehrte — Gewichtung der Stunden-
zahl für Fachtheorie (in Baden-Württemberg 8, in Nord-
rhein-Westfalen 16 Wochenstunden). 

264. Es liegt auf der Hand, daß diese Differenzen in den 
einzelnen Ländern auch einen unterschiedlichen Ausbil-
dungsstand nach dem Abschluß des Berufsgrundbildungs-
jahres zur Folge haben. Das Berufsgrundbildungsjahr 
soll jedoch in allen Ländern zur beruflichen Fachbildung 
führen, deren betrieblicher Teil nach dem Berufsbildungs-
gesetz und nach den Ausbildungsordnungen des Bundes 
für das gesamte Bundesgebiet einheitlich geregelt worden 
ist. 

265. Auch die Voraussetzungen für die Aufnahme in 
das Berufsgrundbildungsjahr sind in den einzelnen Län-
dern zum Teil unterschiedlich gestaltet worden. In der 
Regel wird lediglich die Erfüllung der Vollzeitschulpflicht 
und keine weitere Qualifikation vorausgesetzt. Dies ent-
spricht der Regelung für die außerschulische Berufsaus-
bildung nach dem Berufsbildungsgesetz, die für den Ab-
schluß eines Ausbildungsvertrages keinen Bildungsab-
schluß verlangt (wenn auch die Betriebe, in den einzel-
nen Ausbildungsberufen in unterschiedlichem Umfang, 
beim Abschluß der Ausbildungsverträge zum Teil Bewer-
ber mit bestimmten Schulabschlüssen bevorzugen). 

Für bestimmte Formen des Berufsgrundbildungsjahres se-
hen einige Länder jedoch, abweichend von diesem Grund-
satz, besondere und in den einzelnen Ländern unter-
schiedlich gestaltete Eingangsvoraussetzungen vor. So 
wird in Bayern für den „Zug A" des vollzeitschulischen 
Berufsgrundbildungsjahres, der den Zugang zur Fachober-
schule eröffnen kann, ein qualifizierter Hauptschulab-
schluß vorausgesetzt. 

266. Auch die Möglichkeit, im Berufsgrundbildungsjahr 
Berechtigungen zum Eintritt in schulische Bildungsgänge 
zu erlangen, ist in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
geregelt. So können in einigen Ländern (z. B. in Bayern 
— Zug A —, in Hamburg, im Saarland und in Schleswig-
Holstein), unter von Land zu Land jeweils verschiedenen, 
zusätzlichen Leistungsvoraussetzungen im vollzeitschuli- 

20) In Bayern soll allerdings künftig auch die kooperative Form 
eingeführt werden. 

21)Modellversuche zum Berufsgrundbildungsjahr, Abschlußbericht 
der Projektgruppe — BLK-Drs. I 31/77 vom 15. Juni 1977. 
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sehen Berufsgrundbildungsjahr Zugangsberechtigungen 
z. B. zu Berufsfachschulen oder Fachoberschulen erworben 
werden. 

267. Unterschiedlich gestaltet ist auch der Übergang in 
die Fachstufe der Berufsausbildung. Jugendliche, die das 
Berufsgrundbildungsjahr in kooperativer Form besuchen, 
schließen zuvor, da dieses Jahr im dualen System von 
Betrieb und Schule durchgeführt wird, einen Ausbildungs-
vertrag ab, der sich auf die gesamte Ausbildungszeit, also 
auch auf die Fachausbildung, bezieht. Schüler im vollzeit-
schulischen Berufsgrundbildungsjahr schließen teilweise 
Vorverträge zum Ausbildungsvertrag ab; zum Teil geben 
auch die Betriebe Ausbildungszusagen. Die Zeit der schu-
lischen Ausbildung ist im übrigen auch in denjenigen 
Fällen, in denen weder Vorverträge abgeschlossen noch 
Ausbildungszusagen gegeben wurden, nach der Berufs-
grundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung auf die Be-
rufsausbildung im dualen System anzurechnen, wenn nach 
dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr ein Ausbil-
dungsvertrag mit einem Betrieb abgeschlossen wird. 

268. In den meisten Ländern und insbesondere in be-
stimmten Berufsfeldern haben Jugendliche, die ein voll

-

zeitschulisches Berufsgrundbildungsjahr besucht haben, 
Schwierigkeiten, einen Ausbildungsplatz im dualen Sy-
stem zu erhalten. Von den Betrieben, die .mit diesen 
Jugendlichen einen Ausbildungsvertrag mit einer ver-
kürzten Ausbildungszeit abschließen könnten, wird zum 
Teil geltend gemacht, daß das schulische Berufsgrundbil-
dungsjahr einen fachlichen, insbesondere fachpraktischen, 
Ausbildungsstand vermittelt, der diese Verkürzung nicht 
rechtfertige. Diese Vorbehalte beruhen, unabhängig von 
der Frage, ob sie im Einzelfall gerechtfertigt sind oder 
nicht, wenigstens teilweise auch auf den erheblichen Un-
terschieden, die das schulische Berufsgrundbildungsjahr 
in den einzelnen Ländern bei der Schwerpunktsetzung im 
fachpraktischen, fachtheoretischen und allgemeinbilden-
den Unterricht aufweist. 

269. Eine unterschiedliche inhaltliche Gestaltung des 
schulischen Berufsgrundbildungsjahres in den einzelnen 
Ländern würde es im übrigen, in künftig zunehmendem 
Umfang, auch notwendig machen, in den Ausbildungs-
ordnungen Regelungen sowohl für die — durch Anrech-
nung einer schulischen Ausbildungszeit — verkürzte als 
auch für die ausschließlich im dualen System durchge-
führte Berufsausbildung vorzusehen. Die Berufsgrundbil-
dungsjahr-Anrechnungs-Verordnung enthält nämlich nur 
Mindestbedingungen für eine Anrechnung, aus denen 
sich nicht immer im einzelnen ergibt, wie die verkürzte 
Ausbildung im dualen System zu gestalten ist. Unter-
schiede bei den in den einzelnen Ländern bestehenden 
Angeboten eines Berufsgrundbildungsjahres erschweren 
jedoch eine einheitliche Ordnung durch Bundesrecht, die 
andererseits aber erforderlich ist, um wenigstens ver-
gleichbare Ausbildungschancen und berufliche Mobilität 
im gesamten Bundesgebiet zu sichern. 

Berufsfachschulen 

270. Vergleichbare Probleme stellen sich auch bei den 
neben dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr beste-
henden vollzeitschulischen Angeboten vor allem in der 
einjährigen Berufsfachschule. Die einjährige Berufsfach-
schule ist nach der Berufsgrundbildungsjahr-Anrech-
nungs-Verordnung unter bestimmten Mindestvorausset-
zungen ebenfalls als erstes Ausbildungsjahr anzurechnen 
und hat in der Gewichtung von Fachrichtung, Fachtheorie 
und Allgemeinbildung unterschiedliche Ausprägungen in 
den einzelnen Ländern erhalten. 

4 Vereinbarungen zur Abstimmung der Aus-
bildungsinhalte 

4.1 Forderungen nach Abstimmung 

271. Seit Einführung der Fortbildungsschulpflicht 
für Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
durch die Weimarer Verfassung von 1919 22), mit 
der ein verbindlicher Schulunterricht neben die be-
triebliche Berufsausbildung trat, besteht im Grunde 
die Notwendigkeit einer Abstimmung zwischen 
Schule und betrieblicher Ausbildung. Aber erst in 
der zweiten Hälfte der 60er Jahre richtete sich das 
öffentliche Interesse auch auf die berufliche Bil-
dung, die lange Zeit nicht als Bestandteil des „Bil-
dungswesens" angesehen worden war. Der Mangel 
an Abstimmung zwischen betrieblicher und schu-
lischer Berufsausbildung wurde als besonderes Pro-
blem im dualen System der beruflichen Bildung er-
kannt. In den Jahren vor Verabschiedung des Be-
rufsbildungsgesetzes 1969 schritten dabei verschie-
dentlich Berufsschullehrer zur „Selbsthilfe", indem 
sie die Regelungen für die betriebliche Berufsaus-
bildung ihrem Unterricht mit zugrunde legten. 

272. Im Bildungsbericht '70 und im Aktionspro -
programm „Berufliche Bildung" von 1970 hat die 
Bundesregierung auf die Notwendigkeit der inhalt-
lichen Koordinierung des Unterrichts in der Berufs-
schule und der Ausbildung im Betrieb vor dem Hin-
tergrund getrennter Zuständigkeiten hingewiesen 
und vorgeschlagen, durch eine Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern die sich aus der Kompetenz-
verteilung ergebenden Probleme zu entschärfen. 23 ) 
Die Abstimmung von betrieblicher und schulischer 
Berufsausbildung wird heute von allen an der be-
ruflichen Bildung Beteiligten (Bund und Länder, Ar-
beitgebervertreter und Gewerkschaften, Eltern und 
Jugendliche, Ausbilder und Lehrer) als eine ent-
scheidende Voraussetzung für eine Verbesserung 
der Berufsausbildung der Jugendlichen angesehen. 
Da in den letzten Jahren der Berufsschulunterricht 
insbesondere auch im fachtheoretischen Bereich er-
weitert wurde, kommt einer Abstimmung mit der 
betrieblichen Ausbildung eine erhöhte Bedeutung 
zu. 

273. Die Abstimmung ist notwendig, um die Quali-
tät und Wirksamkeit der betrieblichen und schuli-
schen Berufsausbildung zu verbessern, da der Ju-
gendliche im dualen System in einem Bildungsgang, 
mit einem Bildungsziel, an verschiedenen Lern-
orten (Betrieb einschl. überbetriebliche Ausbil-
dungsstätte, Schule) ausgebildet wird. Wenn die 
betriebliche und schulische Ausbildung mehr oder 
weniger beziehungslos nebeneinander stehen, blei-
ben die Möglichkeiten einer wirksamen Arbeits-
teilung zwischen den Lernorten ungenutzt und las-
sen sich Leerlauf und Doppelarbeit in der Ausbil-
dung nicht vermeiden. Eine Abstimmung der Aus-
bildungsordnungen und der Rahmenlehrpläne für 

22) Artikel 145 der Weimarer Verfassung. 
23)Bildungsbericht '70, Bonn 1970, S. 60 f., 67; Aktionsprogramm 

„Berufliche Bildung", Bonn 1970, S. 7, 14 f. 
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Berufsschulen kann dagegen eine sinnvolle Aufga-
benteilung und Zusammenarbeit zwischen den Lern-
orten, vor allem in der fachpraktischen und -theo-
retischen Ausbildung, sichern. Außerdem ist zu be-
rücksichtigen, daß in der Berufsausbildung, mehr 
noch als bei allgemeinbildenden Bildungsgängen, 
der Weiterentwicklung und Modernisierung der Bil-
dungsinhalte auch im Hinblick auf die sich ständig 
verändernden Berufsanforderungen eine große Be-
deutung zukommt. Auch diese Aufgabe kann ohne 
eine Abstimmung zwischen betrieblicher und schu-
lischer Ausbildung nicht befriedigend gelöst wer-
den. 

274. Die Abstimmung muß auch den zeitlichen Rah-
men der einzelnen Ausbildungsabschnitte einbezie-
hen. Notwendig ist vor allem, daß die Lernabschnit-
te aufeinander aufbauen und in einem — zumindest 
durch Bandbreiten beschriebenen — Zeitraum mit-
einander verbunden bleiben. Es ist z. B. wenig sinn-
voll, einem angehenden Industriekaufmann im 
ersten Ausbildungsjahr in der Berufsschule maschi-
nelle Datenverarbeitung zu vermitteln, die er im 
Betrieb erst im dritten Ausbildungsjahr anzuwenden 
lernt. 

275. Eine Abstimmung der Ausbildungsinhalte im 
dualen System setzt daher auch voraus, anstelle der 
bisher in den elf Ländern weitgehend unterschied-
lich entwickelten Rahmenlehrpläne für den Berufs-
schulunterricht — zumindest für den fachbezogenen 
Teil des Unterrichts — einen für bestimmte Ausbil-
dungsberufe in allen Ländern geltenden Rahmen-
lehrplan zu schaffen. Die Abstimmung zwischen be-
trieblicher und schulischer Ausbildung ist nur mög-
lich, wenn auch der Berufsschulunterricht in den 
Grundzügen in allen Bundesländern einheitlich ge-
staltet wird. In dieser Forderung stimmen alle an 
der beruflichen Bildung Beteiligten überein. 

276. Diese Übereinstimmung beruht nicht in erster Linie 
auf der Überlegung, daß der außerschulische Teil der Be-
rufsausbildung durch den Bund einheitlich geregelt wor-
den ist und der Unterricht in der Berufsschule — als 
Teil des Bildungsganges im dualen System — dementspre-
chend in den Ländern nicht unterschiedlich gestaltet 
werden kann. Sie ist vielmehr vor allem in der Forderung 
begründet, daß die Ausbildung für Berufe in der Wirt-
schaft im Bildungsziel und in den Bildungsinhalten, insbe-
sondere beim fachpraktischen und fachtheoretischen Teil 
der Ausbildung, im gesamten Bundesgebiet einheitlich 
oder vergleichbar sein muß, wenn die überregionale Mo-
bilität gesichert und den nicht an den Grenzen der Bun-
desländer, sondern an Wirtschafts- und Berufszweigen 
orientierten, im Bundesgebiet einheitlichen Berufsanfor-
derungen entsprochen werden soll. Eine in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedlich gestaltete Berufsausbil-
dung würde eine der Grundvoraussetzungen für ein ein-
heitliches Wirtschaftsgebiet aufheben; sie könnte zur Ent-
stehung von an den Ländergrenzen orientierten Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktregionen führen, die vor allem 
die Mobilität und die Arbeitsmarktchancen der ausge-
bildeten Arbeitnehmer einschränken und, bei unter-
schiedlichen Anforderungen an die betriebliche Ausbil-
dung, auch die Standortwahl der Unternehmen und Be-
triebe beeinflussen müßten. 

277. Im Unterschied zu der Frage einer Vereinheitli-
chung der Inhalte allgemeinbildender schulischer Bil-
dungsgänge hat dementsprechend eine gesamtstaatliche 
Abstimmung der Inhalte der Berufsausbildung einen ho-
hen bildungs- und beschäftigungspolitischen St ellenwert, 
der von keiner der beteiligten staatlichen oder nicht-
staatlichen Seiten in Frage gestellt wird. Diese für die all-
gemeine und berufliche Bildung jeweils unterschiedliche 
Bewertung ist nicht auf die Besonderheiten des Bildungs-
wesens in der Bundesrepublik Deutschland zurückzufüh-
ren. Kennzeichnend ist, daß auch in anderen vergleichba-
ren Bundesstaaten, wie z. B. in der Schweiz oder in 
Kanada, die Regelung der Berufsausbildung im Gegen-
satz zu anderen Kompetenzen im Bildungswesen, vor 
allem zur inhaltlichen Gestaltung der allgemeinbildenden 
Angebote, zur Zuständigkeit des Gesamtstaates gehört. 

278. Unterschiede in der inhaltlichen Ausgestaltung all

-

gemeinbildender Bildungsgänge wirken sich nämlich nicht 
in gleicher Weise unmittelbar auf den Arbeitsmarkt und 
die Wettbewerbschancen aus, wie eine unterschiedliche 
Gestaltung der Berufsausbildung. Allgemeinbildende An-
gebote sind — ihrer Definition nach — nicht auf einen 
bestimmten Ausbildungsberuf ausgerichtet, der beson-
dere fachliche Kenntnisse und Fertigkeiten voraussetzt. 
Für die Beschäftigungs- und Berufschancen eines Bewer-
bers auf dem Arbeitsmarkt ist es zwar von erheblicher 
Bedeutung, ob er Abschlüsse allgemeinbildender — und 
nicht gleichzeitig berufsqualifizierender — Schulen (Real

-

schulabschluß oder Abitur) nachweisen kann; eine unter-
schiedliche inhaltliche Ausgestaltung der Bildungsgänge, 
die zu diesen Abschlüssen führen, spielt dabei aber keine 
so entscheidende Rolle. Vergleichbare Verhältnisse lie-
gen auch bei Bildungsgängen und -abschlüssen vor, die in 
ihrem Schwerpunkt und auch bei den Anforderungen 
der Berufe, auf die sie hinführen können, weniger auf 
spezielle fachliche Kenntnisse und Fertigkeiten als viel-
mehr auf methodische Fähigkeiten, z. B. auf die Fähig-
keit zur wissenschaftlichen Arbeit, ausgerichtet sind und 
daher auch eine unterschiedliche inhaltliche Gestaltung 
der Bildungsgänge zulassen. (Dies trifft z. B. für einen 
Teil der Bildungsgänge an Hochschulen zu.) 

4.2 Gemeinsames Ergebnisprotokoll von Bund und Ländern 
zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen von 1972 

279. Nach der Verabschiedung des Berufsbildungs-
gesetzes von 1969 begannen zwischen den zuständi-
gen Ministern der Bundesregierung und den Kultus-
ministern der Länder Gespräche über ein Verfahren 
zur Abstimmung der betrieblichen und schulischen 
Ausbildungsinhalte. Im Mai 1972 führten diese Ge-
spräche zu einem ersten Ergebnis. Im „Gemeinsa-
men Ergebnisprotokoll betreffend das Verfahren bei 
der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen im Bereich der beruflichen Bil-
dung" wurden Grundlagen für die notwendige Ab-
stimmung geschaffen. 

280. Die Erarbeitung einer Ausbildungsordnung 
nimmt nach den Erfahrungen der Vergangenheit, an-
gefangen bei den ersten Vorbereitungen bis zur 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt, in der Regel 
mehrere Jahre in Anspruch. Bei der Abstimmung 
der Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 
sind sowohl die Vorstellungen der Gewerkschaften 
sowie der Spitzenorganisationen und Fachverbände 
der Wirtschaft als auch die Auffassungen von elf 
Länderregierungen zu berücksichtigen. Eine wirk- 
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same Abstimmung, die den Erlaß der vereinbarten 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne sichert, 
setzt eine Einigung jedenfalls zwischen den Regie-
rungen des Bundes und aller Länder voraus. In dem 
Abstimmungsverfahren nach dem Gemeinsamen Er-
gebnisprotokoll sind keine verbindlichen Mehrheits-
beschlüsse möglich. Die Parlamente von Bund und 
Ländern könnten im übrigen auch aus verfassungs-
rechtlichen Gründen nicht durch (einstimmige oder 
mit Mehrheit gefaßte) Abstimmungsbeschlüsse der 
Regierungsgremien gebunden werden. 

Es liegt auf der Hand, daß ein im Einvernehmen mit 
allen Beteiligten erzieltes Abstimmungsergebnis in 
vielen Fällen nur schwer zu erreichen ist und einen 
beträchtlichen Zeit- und Verhandlungsaufwand vor-
aussetzt. Das Abstimmungsverfahren und -ergebnis 
ist andererseits auch an der Forderung zu messen, 
die Ausbildungsinhalte ständig weiterzuentwickeln 
und zu modernisieren. 

281. Zu Beginn des Abstimmungsverfahrens einigten 
sich die Vertreter des Bundes und der Länder darauf, in 
einer Übergangszeit die bislang bereits ausgearbeiteten 
und mit den Vertretern von Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden abgestimmten Entwürfe für Ausbildungs-
ordnungen noch nicht in das Abstimmungsverfahren mit 
den Ländern einzubringen oder nur provisorisch abzu-
stimmen. Dadurch sollte ein — unter Umständen mehrere 
Jahre dauernder — Stillstand beim Erlaß von Ausbil-
dungsordnungen vermieden werden. Die Absprache nahm 
auch darauf Rücksicht, daß die Entwürfe für einheitliche 
Rahmenlehrpläne, die in das Abstimmungsverfahren ein-
zubringen sind, von den Ländern erst ausgearbeitet wer-
den mußten. Soweit die Arbeit an Entwürfen für Aus-
bildungsordnungen noch nicht aufgenommen worden und 
erst einzuleiten war, sollten die noch anzufertigenden 
Entwürfe jedoch von vornherein in das Abstimmungsver-
fahren eingebracht werden. 

282. Im Jahre 1974 wurde von den Beauftragten der 
Bundesregierung und der Kultusminister ein Abstim-
mungsverfahren entwickelt, das die Abstimmung verein-
heitlichen, in konkreten Schritten festlegen und auch in 
der Dauer der Koordinierungsprozesse straffen soll. 

Das Abstimmungsverfahren beginnt mit einem an den 
„Koordinierungsausschuß" gerichteten „Projektantrag". 
Im Projektantrag muß die Konzeption der vorgesehenen 
Neuordnung eines Ausbildungsberufes festgelegt sein. 
Besteht im Koordinierungsausschuß Einvernehmen über 
die Neuordnung des Berufes, so richtet die Bundesseite 
ein Sachverständigengremium ein, das den Entwurf der 
Ausbildungsordnung erarbeiten soll. In ihm sind vor al-
lem Sachverständige vertreten, die der Bundesregierung 
von den Sozialpartnern vorgeschlagen wurden. Die Län-
der richten ihrerseits zur Erarbeitung des entsprechen-
den Rahmenlehrplanes einen Rahmenlehrplanausschuß 
ein. Die Sachverständigen des Bundes und der Länder ar-
beiten in getrennten Sitzungen, treffen sich jedoch wäh-
rend der Erarbeitungsphase auch zu „Gemeinsamen Sit-
zungen", in denen die endgültige Abstimmung stattfindet. 
Forschungsergebnisse des Bundesinstituts für Berufsbil-
dungsforschung, das nach dem Ausbildungsplatzförde-
rungsgesetz von 1976 in das neue Bundesinstitut für Be-
rufsbildung eingegliedert wurde, sollen dabei den Bera-
tungen zugrundegelegt werden. Schließlich werden die 
erarbeiteten und abgestimmten Entwürfe der Ausbil-
dungsordnung und des Rahmenlehrplanes dem „Koordi-
nierungsausschuß" zur Entscheidung vorgelegt. Stimmt 
der Koordinierungsausschuß den Entwürfen zu, leitet er 
sie den jeweils zuständigen Fachministern des Bundes 

und den Kultusministern der Länder mit der Empfehlung 
zu, sie zu erlassen. 

283. Von den 66 bis Ende 1977 erlassenen Ausbildungs-
ordnungen waren neun nach dem Abstimmungsverfahren 
mit dem entsprechenden Rahmenlehrplanentwurf abge-
stimmt. Ende des Jahres 1977 befanden sich 45 vom Ko-
ordinierungsausschuß zum „Projekt" erklärte Ausbil-
dungsordnungsentwürfe in der Abstimmung; weitere 76 
Projekte werden vorbereitet. 

Außerdem sind die Länder bemüht, einheitliche Rahmen-
lehrpläne für die seit 1969 neu erlassenen, noch nicht 
nach dem neuen Verfahren abgestimmten Ausbildungs-
ordnungen zu erstellen. Dabei soll jeweils ein Land den 
gemeinsamen Rahmenlehrplan federführend erarbeiten. 
Diese Rahmenlehrpläne sind von den Ländern weitge-
hend fertiggestellt. Die Rahmenlehrpläne sollen in das 
Abstimmungsverfahren einbezogen werden, wenn die ent-
sprechenden Ausbildungsordnungen überarbeitet werden 
müssen. Bis dahin sollen sie von den Ländern bereits 
dem Berufsschulunterricht zugrundegelegt werden. 

284. Für das schulische Berufsgrundbildungsjahr haben 
Gremien der Kultusministerkonferenz Entwürfe für län-
dereinheitliche Rahmenlehrpläne ausgearbeitet und der 
Bundesseite zur Abstimmung zugeleitet. Die Bundesregie-
rung hat hierzu die Arbeitgebervertreter und die Ge-
werkschaften eingeschaltet. Die damit eingeleitete Ab-
stimmung dient, anders als das nach dem Gemeinsamen 
Ergebnisprotokoll vorgesehene Verfahren, in erster Linie 
dem Ziel, die bei der Anrechnung des schulischen Berufs-
grundbildungsjahres aufgetretenen Probleme zu überwin-
den oder zu entschärfen. 

Zu diesen Fragen hat am 7. November 1977 ein Gespräch 
zwischen Vertretern der Bundesregierung, der Landesre-
gierungen, der Arbeitgeberverbände und der Gewerk-
schaften stattgefunden, nach dessen Ergebnis das schu-
lische Berufsgrundbildungsjahr mehr als bisher auf den 
nach den Ausbildungsordnungen zu erreichenden Ausbil-
dungsstand ausgerichtet und, im Verhältnis der Länder 
untereinander, einheitlicher gestaltet werden soll. 

4.3 Verhandlungen Ober ein neues Verwaltungsabkommen 

285. Durch das Ausbildungsplatzförderungsgesetz von 
1976 ist das Bundesinstitut für Berufsbildung errichtet 
worden. Eine seiner wichtigsten Aufgaben besteht darin, 
einheitliche Konzeptionen der beruflichen Bildung zu er-
arbeiten. Das Bundesinstitut soll daher auch der Zusam-
menarbeit von Bund und Ländern bei der Erarbeitung 
der inhaltlichen Grundlagen der Berufsbildung einen or-
ganisatorischen Rahmen geben. Im Bundesinstitut für Be-
rufsbildung ist nach dem Gesetz ein ständiger Länderaus-
schuß einzurichten, dem je ein Beauftragter eines Landes 
sowie drei Beauftragte der Arbeitgeber, der Arbeitneh-
mer und des Bundes angehören. Außerdem kann ein Be-
auftragter der Bundesanstalt für Arbeit an den Sitzungen 
dieses Ausschusses ohne Stimmrecht teilnehmen. 

Die im Bundesinstitut für Berufsbildung vorbereiteten 
Entwürfe von Ausbildungsordnungen werden nach dem 
Gesetz dem Länderausschuß vorgelegt, der dazu Stellung 
nehmen kann. Stellungnahmen des Länderausschusses 
werden mit einfacher Mehrheit beschlossen, die jedoch 
die Stimmen von mindestens acht Länderbeauftragten 
umfassen muß. Der Entwurf wird abschließend dem 
Hauptausschuß zur Beratung zugeleitet. Im Hauptausschuß, 
dem Hauptorgan des Bundesinstituts, stehen den Ländern 
gemeinsam ebenso viele Stimmen wie dem Bund zu. Der 
zuständige Bundesminister entscheidet über die endgül-
tige Gestaltung und den Erlaß der Ausbildungsordnung. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551 

Das Ausbildungsplatzförderungsgesetz (§17 Abs. 6) sieht 
außerdem vor, daß „die weitere Abstimmung zwischen 
Bund und Ländern im Bereich der beruflichen Bildung 
durch Verwaltungsvereinbarung geregelt werden soll". 
Diese Bestimmung trägt der Tatsache Rechnung, daß Or-
gane einer Bundeseinrichtung — des Bundesinstituts — 
keine Regelungen treffen können, die die für den Erlaß 
der Rahmenlehrpläne zuständigen Länder binden, und die 
Länder ihre Rechtsetzungskompetenzen auch nicht auf 
den Bund oder Einrichtungen des Bundes übertragen dür-
fen. 

Die Ministerpräsidenten der Länder und der Bundes-
kanzler haben eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die ein 
Bund-Länder-Abkommen vorbereiten soll. Die Arbeits-
gruppe hat sich am 13. Oktober 1975 konstituiert und 
ihre Beratungen aufgenommen. Eine Einigung steht zur 
Zeit noch aus. 

4.4 Weitere Abstimmungsvereinbarungen 

286. Die Kultusministerkonferenz hat 1973 eine Rahmen-
vereinbarung über das Berufsgrundbildungsjahr getrof-
fen. Die Rahmenvereinbarung soll die „notwendige Ein-
heitlichkeit des Berufsgrundbildungsjahres in Vollzeit

-

schulen" gewährleisten. Sie läßt offen, in welcher Form 
— vollzeitschulisch oder im dualen System — die Länder 
das Berufsgrundbildungsjahr durchführen. Für das voll-
zeitschulische Berufgrundbildungsjahr enthält die Ver-
einbarung allgemeine Grundsätze zur Unterrichtsgestal-
tung, eine Stundentafel für den allgemeinbildenden Un-
terricht und Mindestangaben zur Dauer des fachprakti-
schen und -theoretischen Unterrichts. Die Unterschiede 
bei der Gestaltung des Berufsgrundbildungsjahres in den 
einzelnen Ländern bewegen sich in der Regel in dem von 
der Vereinbarung gesetzten weiten Rahmen. Die Mindest-
stundenzahl für Fachpraxis und Fachtheorie wird z. B. 
bei bestimmten Berufsfeldern — vor allem zugunsten der 
fachpraktischen Ausbildung — von einigen Ländern in er-
heblichem Umfang überschritten. Zur Zeit wird von der 
Kultusministerkonferenz eine Änderung der Rahmenver-
einbarung vorbereitet, die zu einer stärkeren Vereinheit-
lichung führen soll. 

287. In dem 1973 beschlossenen Bildungsgesamtplan ha-
ben sich die Regierungen des Bundes und der Länder dar-
auf geeinigt, daß die Abstimmung der beruflichen und 
allgemeinen Bildungsinhalte im dualen System gesichert 
und das Berufsgrundbildungsjahr — in vollzeitschulischer 
oder in kooperativer Form — entwickelt werden soll. 

In dem 1975 von den Regierungschefs des Bundes und 
der Länder beschlossenen „Stufenplan zu Schwerpunkten 
der beruflichen Bildung" wurde u. a. vereinbart, 

— die „unterschiedlichen Anteile an Fachpraxis und 
Fachtheorie in den verschiedenen Organisationsfor-
men der beruflichen Grundbildung" anzunähern, 

— das schulische und betriebliche Bildungsangebot stär-
ker zu systematisieren und „das schulische Bildungs-
angebot durch Vereinbarungen der Länder einheit-
lich" zu regeln, 

— „Curricula für berufsqualifizierende Bildungsgänge in 
Zusammenarbeit zwischen der Schule und allen mit 
der Berufsausbildung befaßten Institutionen" zu erstel-
len, 

— daß „die Länder bis 1976 entscheiden, inwieweit die 
einjährige Ausbildung in Berufsfachschulen in ein Be-
rufsgrundbildungsjahr umgewandelt werden kann und 
inwieweit eine Angleichung der fachbezogenen In-
halte der zweijährigen Berufsfachschulen an das Be-
rufsgrundbildungsjahr möglich ist". 

Soweit diese Vereinbarungen Terminsetzungen enthalten 
und sich auf konkrete Maßnahmen beziehen, ist festzu-
stellen, daß sie bislang zum größten Teil noch nicht er-
füllt wurden. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

288. Die zwischen den Ländern bestehenden Unter-
schiede bei der Regelung der schulischen Berufsaus-
bildung und die Schwierigkeiten bei der Abstim-
mung der schulischen und der betrieblichen Berufs-
ausbildung haben vor allem in den folgenden Fra-
gen zu einer problematischen Entwicklung geführt: 

— Bei der Einführung und Entwicklung des Berufs-
grundbildungsjahres sind erhebliche Unterschiede 
in der inhaltlichen Ausgestaltung festzustellen. 
Beim schulischen Berufsgrundbildungsjahr muß 
vor allem geklärt werden, wie die beim Über-
gang in die Fachstufe bestehenden Probleme 
(Abschluß eines Ausbildungsvertrages, Anrech-
nung auf die Ausbildungszeit) gelöst werden 
sollen. Vergleichbare Fragen stellen sich auch bei 
den einjährigen Berufsfachschulen, die ebenfalls 
eine berufliche Grundbildung vermitteln. 

— Das Verfahren zur Abstimmung von Ausbil-
dungsordnungen und Rahmenlehrplänen setzt ei-
nen hohen Koordinierungs- und Zeitaufwand vor-
aus. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 
von Bedeutung, daß die Ausbildungsinhalte für 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 
zur Zeit nicht von Anfang an gemeinsam, sondern 
von Bund und Ländern zunächst jeweils getrennt 
erarbeitet und erst anschließend abgestimmt wer-
den. Das Ziel, bei getrennten Zuständigkeiten die 
Ausbildungsinhalte abzustimmen, kann außer-
dem mit der Forderung in Konflikt geraten, die 
Ausbildungsordnungen im Interesse der auszubil-
denden Jugendlichen und der Wirtschaft sowie 
der Modernisierung und Weiterentwicklung 
rechtzeitig zu überarbeiten und neuzufassen. 

— Das von der Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung 1977 ver-
abschiedete „Programm zur Minderung von Be-
schäftigungsrisiken Jugendlicher" sieht — auch 
im Hinblick auf die geburtenstarken Jahrgänge 
— für die nächsten Jahre einen verstärkten Aus-
bau der Berufsfachschulen vor. Bei einem Teil der 
Berufsfachschulen legen die Absolventen ihre 
Abschlußprüfungen wie Auszubildende im dua-
len System vor der zuständigen Stelle (z. B. vor 
Kammern) ab; teilweise sind die schulischen Ab-
schlüsse durch Rechtsverordnungen der nach frü-
herem Recht zuständigen Landesminister bzw. 
des jetzt zuständigen Bundesministers gleichge-
stellt. Um die berufliche Mobilität im gesamten 
Bundesgebiet zu sichern und damit die Beschäf-
tigungschancen für Jugendliche mit berufsquali-
fizierenden Schulabschlüssen zu verbessern, ist 
es, jedenfalls auf längere Sicht, erforderlich, daß 
vergleichbare berufsqualifizierende Bildungsgän-
ge unabhängig von den Lernorten (im dualen Sy-
stem oder an Vollzeitschulen) zu gleichwertigen, 
im gesamten Bundesgebiet anerkannten Abschlüs- 
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sen führen. Dies setzt aber voraus, daß die Aus-
bildungsinhalte in den Berufsfachschulen einheit-
licher als bisher gestaltet werden. 

289. Über die Notwendigkeit, die damit gestellten 
Fragen zu lösen und die Berufsausbildung in Betrieb 
und Schule abzustimmen, besteht zwischen den Re-
gierungen von Bund und Ländern Übereinstimmung. 
Ungeklärt ist jedoch, wie das Verfahren der Abstim-
mung, auch im Hinblick auf die mit der Abstimmung 
zu erreichenden Ergebnisse (Weiterentwicklung der 
Ausbildungsinhalte, Beteiligung der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände) im einzelnen gestaltet 
werden soll. 

290. Die notwendige Abstimmung der Ausbil-
dungsinhalte wird im übrigen auch durch die Kom-
petenzverteilung zwischen Bund und Ländern er-
schwert. Anders als in den übrigen Gebieten mit 
aufgegliederten Zuständigkeiten trennt hier die 
Kompetenzgrenze einen einheitlich zu gestaltenden 
Bildungsgang — gewissermaßen im Längsschnitt — 

in  seine schulischen und außerschulischen Teile. 
Selbst wenn — in einer neuen Verwaltungsverein-
barung — über die bestehenden Abstimmungspro-
bleme eine Einigung erzielt werden kann, bleiben 
daher zwei Fragenbereiche grundsätzlich ungelöst: 

— Jede Vereinbarung der Regierungen von Bund 
und Ländern muß, aus verfassungsrechtlichen 
Gründen, davon ausgehen, daß keine Regierung 
an einen Mehrheitsbeschluß anderer Regierungen 
gebunden werden kann. Das Ziel der Abstim-
mung, eine einheitliche im gesamten Bundesge-
biet geltende Ordnung der Ausbildungsinhalte, 
kann andererseits nur erreicht werden, wenn ei-
ne in allen Ländern angewandte Regelung ver-
einbart wird. Allein diese Vorbedingung muß 
Auswirkungen auf Dauer und Ergebnis des Ab-
stimmungsverfahrens haben. 

— Der Sachzwang zur Einigung über die Gestaltung 
eines Bildungsganges und die Notwendigkeit, 
möglichst ein von den Regierungen des Bundes 
und der Länder einstimmig beschlossenes Abstim- 

mungsergebnis zu erzielen, schließen eine wirk-
same Kontrolle und Mitgestaltung durch die Par-
lamente von vornherein aus. Die Parlamente ha-
ben nämlich bei einstimmig gefaßten Abstim-
mungsbeschlüssen in der Vereinbarungspraxis 
kaum die Möglichkeit, diese abzulehnen oder zu 
verändern, da dadurch das Ziel der Abstimmung, 
eine einheitliche Ordnung der Berufsausbildung, 
gefährdet würde. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

291. Die Gestaltung der Ausbildungsinhalte der 
Berufsausbildung muß auf längere Sicht im gesamten 
Bundesgebiet nach in den Grundzügen einheitlichen 
Maßstäben erfolgen, wenn Freizügigkeit und Chan-
cengleichheit auf dem Arbeitsmarkt und die Wirt-
schaftseinheit des Bundesgebietes gesichert werden 
sollen. 

Die notwendige gesamtstaatliche Regelung setzt vor 
allem voraus, daß 

— die Ausbildungsinhalte im dualen System (Aus-
bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne) und 
die Aufgabenteilung zwischen den verschiedenen 
Lernorten einheitlich gestaltet werden, 

— die Inhalte des vollzeitschulischen Berufsgrund-
bildungsjahres (sowie der entsprechenden Ange-
bote in Berufsfachschulen) und der beruflichen 
Grundbildung im dualen System so weit überein-
stimmen, daß ein vergleichbarer Ausbildungs-
stand erreicht wird; die organisatorische Zuord-
nung der Grundbildung zum dualen System oder 
zur Vollzeitschule kann demgegenüber unter-
schiedlich, vor allem nach den jeweiligen Anfor-
derungen des Berufsfeldes und regionalen Be-
dingungen, gestaltet werden; 

— vergleichbare berufsqualifizierende Bildungsgän-
ge unabhängig von den Lernorten (im dualen 
System oder in Vollzeitschulen) zu gleichwerti-
gen, im gesamten Bundesgebiet anerkannten Ab-
schlüssen führen. 

Kapitel 7: Lehrerausbildung 

1 Zusammenfassung 

292. Die Regelungen der Länder zur Ausbildung 
der Lehrer weichen bei der Festlegung der Lehr-
amtsarten, der erforderlichen Studiendauer, der 
Dauer sowie der Art der schulpraktischen Ausbil-
dung nach dem Studium und in der grundsätzlichen 
Gliederung (Stufenlehrerausbildung oder schulartbe-
zogene Ausbildung) zum Teil erheblich voneinander 
ab. 

Die Ergebnisse von Prüfungen für bestimmte, in eini-
gen Bundesländern bestehende Lehrämter werden 
in anderen Ländern zum Teil nicht anerkannt. Die 
geltenden Vorschriften des Beamtenrechtsrahmenge- 

setzes reichen nicht aus, um die gegenseitige Aner-
kennung und die dafür notwendige Einheitlichkeit 
zu sichern. 

293. Um ein Mindestmaß an Einheitlichkeit und 
Vergleichbarkeit in der Lehrerausbildung und an 
Freizügigkeitsvoraussetzungen zu sichern, müssen 
die Dauer des Studiums und die Dauer der schulprak-
tischen Ausbildung in den Grundzügen nach ein-
heitlichen Maßstäben geregelt werden. 

Damit kann gewährleistet werden, daß die nach den 
verschiedenen Lehrerausbildungsmodellen erworbe-
nen, jeweils vergleichbaren Abschlüsse im gesamten 
Bundesgebiet anerkannt werden. 
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Eine derartige Regelung kann nach Artikel 75 Nr. 1 
des Grundgesetzes (Rahmenvorschriften für das 
Dienstrecht der Länder) auch vom Bundesgesetzge-
ber — durch eine Änderung des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes — getroffen werden. 

2 Zuständigkeiten 

294. Die Lehrer an den Schulen der Bundesrepublik 
sind gegenwärtig fast ausschließlich als Beamte des 
höheren oder gehobenen Dienstes und nur in weni-
gen Ausnahmefällen als Angestellte tätig. 

Dem Bundesgesetzgeber stehen nach dem Grundge-
setz keine besonderen, unmittelbar auf die Lehrer-
ausbildung und -tätigkeit bezogenen Regelungszu-
ständigkeiten zu. Er kann jedoch 

— nach Artikel 75 Nr. 1 des Grundgesetzes Rahmen-
vorschriften über die Rechtsverhältnisse der im 
öffentlichen Dienst der Länder, Gemeinden und 
anderen Körperschaften des öffentlichen Dienstes 
stehenden Personen erlassen 
und 

— nach Artikel 74 a des Grundgesetzes, im Rahmen 
der konkurrierenden Gesetzgebung, die Besol-
dung und Versorgung der Beamten im Landesbe-
reich regeln. 

Die Rechtsetzungskompetenz nach Artikel 75 Nr. 1 
des Grundgesetzes umfaßt auch die Befugnis, Rege-
lungen über den Zugang zum Vorbereitungsdienst 
für Lehrer und zu Lehrämtern im öffentlichen Dienst 
zu treffen. 

295. Soweit dem Bund nicht die Gesetzgebung zu-
steht oder der Bund von einem Gesetzgebungsrecht 
nicht Gebrauch gemacht hat, haben die Länder die 
Befugnis zur Gesetzgebung. 

3 Vereinbarungen zur Sicherung der Einheitlichkeit 

3.1 Vereinbarungen der Länder 

Hamburger Abkommen 

296. Das Hamburger Abkommen von 1964 enthält 
die — durch spätere Änderungen neugefaßte — Be-
stimmung, daß die „nach Maßgabe der Empfehlun-
gen der Kultusministerkonferenz durchgeführten 
Lehramtsprüfungen von den vertragschließenden 
Ländern gegenseitig anerkannt" werden. „Die zwei-
ten Lehramtsprüfungen aller vertragschließenden 
Länder werden" nach dem Abkommen ohne weitere 
Bedingungen „gegenseitig anerkannt". 

Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz 

297. Die Kultusministerkonferenz hat zahlreiche 
Beschlüsse („Vereinbarungen", „Richtlinien" usw.) 
über die Ausbildung und Prüfungen für bestimmte 
Lehrämter gefaßt. Als Beispiele werden erwähnt: 

— die „Grundsätze zur Ordnung der pädagogischen 
Ausbildung für das Lehramt an Gymnasien  (Vor-
bereitungsdienst)" von 1954, 

— die „Grundsätze zur wissenschaftlichen Prüfung 
für das Lehramt an Gymnasien" in der Fassung 
von 1968, 

— die „Rahmenbestimmungen zur Wissenschaftli-
chen Prüfung für das Lehramt an Gymnasien" 
von 1970, 

— die „Richtlinien für das Verfahren beim Über-
gang von Lehrern von einem Land der Bundes-
republik in ein anderes" in der Fassung von 1971, 

— die „Rahmenvereinbarungen über die Ausbildung 
und Prüfung für das Lehramt mit Schwerpunkt 
Sekundarstufe II — Lehrbefähigung für Fachrich-
tungen des beruflichen Schulwesens" von 1973, 

— die „Rahmenordnung für die Ausbildung und 
Prüfung der Lehrer für Fachpraxis im beruflichen 
Schulwesen" von 1973, 

— der Beschluß über die „Festlegung ländereinheit-
licher Kriterien für die Aufnahme von Lehramts-
anwärtern in den Vorbereitungsdienst" von 1975. 

298. Die einzelnen Beschlüsse enthalten überwie-
gend allgemeine Grundsätze, die für die konkrete 
Regelung in den Ländern einen weiten Rahmen set-
zen. Zum Teil ist auch nicht geklärt, ob und inwie-
weit sie noch heute gelten sollen. Dies trifft z. B. für 
die „Grundsätze zur Ordnung der pädagogischen 
Ausbildung für das Lehramt an Gymnasien (Vorbe-
reitungsdienst)" von 1954 zu, nach denen der Vor-
bereitungsdienst zwei Jahre dauert. Die meisten 
Länder sehen demgegenüber einen Vorbereitungs-
dienst von 18 Monaten vor. 

Die „Richtlinien für das Verfahren beim Übergang 
von Lehrern von einem Land der Bundesrepublik in 
ein anderes" von 1971 gehen grundsätzlich davon 
aus, daß das „abgebende" und das „aufnehmende" 
Land über die Übernahme des Lehrers einig sind. 
Kriterien für die Regelung von Fällen, in denen 
diese Übereinstimmung nicht erzielt wurde, enthal-
ten die Richtlinien nicht. 

Die „Rahmenordnung für die Ausbildung und Prü-
fung der Lehrer für Fachpraxis im beruflichen Schul-
wesen" von 1973 stellt ausdrücklich fest, daß es den 
„Ländern überlassen bleibt, ob und ggf. für welchen 
Bereich sie Lehrer für Fachpraxis im Sinn dieser Ver-
einbarung ausbilden und verwenden". 

Der Beschluß von 1975 über die Aufnahme von Lehr-
amtsanwärtern in den Vorbereitungsdienst fordert 
in seinem einleitenden Satz, daß „Regelungen über 
die Einstellung von Lehramtsanwärtern in den Vor-
bereitungsdienst in einem Gesetz oder in auf gesetzli-
cher Grundlage beruhenden Rechtsverordnungen zu 
treffen" sind. Nur wenige Länder haben derartige 
Grundlagen aber bislang geschaffen. Der Beschluß 
bestimmt ausdrücklich, daß eine Bevorzugung von 
„Landeskindern" bei dem Zugang zum Vorberei-
tungsdienst von allen Ländern als rechtlich unzuläs-
sig erachtet wird. 
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299. In keiner Vereinbarung der Kultusminister-
konferenz ist bislang eine Regelung zu den grund-
sätzlichen Fragen getroffen worden, die mit der Ein-
führung neuer Lehrämter, die in anderen Ländern 
nicht bestehen, und der Stufenlehrerausbildung ge-
stellt sind. 

3.2 Gemeinsame Bildungsplanung 

300. Die Regierungen des Bundes und der Länder 
haben sich 1973 im Bildungsgesamtplan grundsätz-
lich darauf geeinigt, die Stufenlehrerausbildung an-
stelle der Ausbildung zu Lehrämtern an den ver-
schiedenen Schularten (Gymnasien, Grund-, Haupt-
und Realschulen) einzuführen. Bund und Länder 
stimmten darin überein, daß die folgenden Lehräm-
ter mit stufenbezogenem Schwerpunkt einzurichten 
sind: 

— Lehramt für Primarbereich, 

— Lehramt für Sekundarbereich I, 

— Lehramt für Sekundarbereich II. 

Alle Lehrämter sollten durch ein zusätzliches Stu-
dium erweitert werden können. Die Ausbildung soll-
te für alle Lehrer in ein Studium und den Vorbe-
reitungsdienst gegliedert werden, der 18 Monate 
beträgt. 

301. Unterschiedliche Auffassungen bestanden zur 
Regelung der Studiendauer und zum Teil zu den 
Studieninhalten. Die Regierungen der Länder Ba-
den-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Saar-
land und Schleswig-Holstein brachten dies in einem 
besonderen Votum zum Ausdruck, das zwar die 
grundsätzliche Einigung nicht in Frage stellt, die ge-
meinsam beschlossenen Grundsätze jedoch nur unter 
bestimmten Voraussetzungen billigte. Zu diesen 
Voraussetzungen gehörte vor allem, daß die Stufen-
lehrerausbildung für die Lehrer der Primarstufe und 
Sekundarstufe I jeweils sechs Semester, für die Leh-
rer der Sekundarstufe II mindestens acht Semester 
dauert. Die Regierungen der fünf Länder machten 
insbesondere auf die Besoldungsauswirkungen einer 
Stufenlehrerausbildung aufmerksam. Bei der Besol-
dung ist nach ihrem besonderen Votum „in der Ein-
gangsstufe zwischen Lehrämtern mit sechs und acht 
Semestern Mindeststudiendauer zu unterscheiden". 

302. Ein entsprechendes „Zweistufenmodell" ist 
1974 auch von der sogenannten „Zwölferkommis-
sion" empfohlen worden, der je vier Vertreter der 
Innen-, der Finanz- und der Kultusminister der Län-
der angehörten und an deren Beratungen auch Ver-
treter der Bundesregierung teilnahmen. 

303. Der im Bildungsgesamtplan gemeinsam ge-
faßte Beschluß zur Einführung des Stufenlehrers ist 
nur in zwei Ländern (Bremen, Nordrhein-Westfalen) 
vollständig verwirklicht worden. In Bayern entspra-
chen die — 1977, vor ihrem Inkrafttreten, wieder 
aufgehobenen — Bestimmungen des Lehrerausbil-
dungsgesetzes von 1974 dem Bildungsgesamtplan. 
In Hamburg ist eine Ausbildung zum Stufenlehrer  

im Primarbereich und Sekundarbereich I eingeführt 
worden. 

4 Vorhandene Regelungen der Lehrerausbildung 

4.1 Bundesrecht 

304. Das im Jahre 1957 nach Artikel 75 Nr. 1 des Grund-
gesetzes ergangene Beamtenrechtsrahmengesetz des Bun-
des enthält Rahmenvorschriften für die Gesetzgebung der 
Länder, die ihr Beamtenrecht entsprechend den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes zu regeln haben. Das Gesetz enthielt 
— zunächst — keine besonderen Vorschriften für Beamte, 
die als Lehrer an Schulen tätig sind. 

Für die Zulassung zu den Laufbahnen des höheren Dien-
stes war ein abgeschlossenes Studium an einer wissen-
schaftlichen Hochschule und die Ablegung einer ersten 
Staatsprüfung oder, soweit üblich, einer Hochschulprü-
fung, erforderlich; eine Mindeststudiendauer war nicht 
vorgeschrieben. Den Ländern blieb es daher überlassen, 
welche Anforderungen sie für die einzelnen Laufbahnen 
hinsichtlich der Dauer des Studiums stellen wollten. Dies 
hat zu unterschiedlichen Regelungen über die Dauer des 
Studiums geführt. 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung beamtenrecht-
licher Vorschriften vom 18. August 1976 wurde eine Min-
deststudiendauer von drei Jahren eingeführt. Die Länder 
haben auch hiernach die Möglichkeit, eine längere Dauer, 
des Studiums festzusetzen. Die landesrechtlichen Vor-
schriften setzen z. B. für das Lehramt des Studienrates ein 
vierjähriges Studium voraus. 

Für die Zulassung zu den Laufbahnen des gehobenen 
Dienstes war nach dem Beamtenrechtsrahmengesetz von 
1957 der erfolgreiche Besuch einer Mittelschule (Real-
schule) oder ein entsprechender Bildungsstand voraus-
gesetzt. Nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung beam-
tenrechtlicher Vorschriften von 1976 wird eine zu einem 
Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder ein als 
gleichwertig anerkannter Bildungsstand gefordert; nach 
der Übergangsregelung im Zweiten Gesetz zur Änderung 
beamtenrechtlicher Vorschriften kann allerdings bis zum 
31. Dezember 1979 noch der erfolgreiche Besuch einer 
Realschule oder ein als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand vorausgesetzt werden. 

Für die Grund- und Hauptschullehrer, die früher als 
„Volksschullehrer" einheitlich dem gehobenen Dienst 
zugeordnet wurden, sind die Länder schon in der Ver-
gangenheit weit über die rahmenrechtlich geforderten 
Voraussetzungen hinausgegangen. Alle Länder sehen 
jetzt als Zugangsvoraussetzung ein erfolgreiches minde-
stens dreijähriges Studium vor. 

Auch hinsichtlich des Vorbereitungsdienstes war nach 
dem Beamtenrechtsrahmengesetz von 1957 für die Lauf-
bahnen des gehobenen und des höheren Dienstes eine 
Mindestdauer nicht vorgeschrieben. Nach dem Zweiten 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 
wird für den Vorbereitungsdienst in den Laufbahnen des 
höheren Dienstes eine Mindestdauer von zwei Jahren 
gefordert. In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
dauert der Vorbereitungsdienst jetzt einheitlich drei 
Jahre; er ist spätestens ab 1. Januar 1980 als Studien-
gang einer Fachhochschule durchzuführen. 

Die Mindestdauer des Vorbereitungsdienstes für Laufbah-
nen des höheren Dienstes wird von den Ländern zum 
Teil unterschritten. Die Vorschriften der meisten Länder 
verlangen für das Lehramt des Studienrates lediglich 
einen Vorbereitungsdienst von 18 Monaten. 
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305. Wegen der besonderen Verhältnisse bei den Lehr-
ämtern wurde in das Zweite Gesetz zur Änderung beamten-
rechtlicher Vorschriften von 1976 eine „Übergangsrege-

lung" aufgenommen, nach der die „geltenden" Vorschriften 
dei Länder über die lehrberuflichen Laufbahnen und Lehr-
ämter durch die Vorschriften des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes über die laufbahnrechtlichen Vorbildungsvoraus-
setzungen und den Vorbereitungsdienst nicht berührt 
werden. Diese Regelung wurde auch deshalb getroffen, 
um der Entwicklung einer neuen Konzeption für die Leh-
rerausbildung (Stufenlehrer) nicht vorzugreifen. 

306. Von besonderer Bedeutung für die Einheitlichkeit 
des Beamtenrechts in Bund und Ländern ist die unmittel-
bar (ohne „Umsetzung" durch Landesrecht) geltende Vor-
schrift des § 122 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift darf „die Zulassung zum 
Vorbereitungsdienst einer Laufbahn nicht deshalb abge-
lehnt werden, weil der Bewerber die für seine Laufbahn 
vorgeschriebene Vorbildung (§ 13) im Bereich eines an-
deren Dienstherrn erworben hat". § 122 Abs. 2 des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes bestimmt: „Wer unter den 
Voraussetzungen der §§ 13, 14, 14 a und 14 b die Befähi-
gung für eine Laufbahn erworben hat, besitzt die Befähi-
gung für entsprechende Laufbahnen bei allen Diensther-
ren im Geltungsbereich dieses Gesetzes." (§§ 13 bis 14 b 
enthalten Rahmenvorschriften zu den für die jeweiligen 
Laufbahnen zu fordernden Bildungsabschlüssen und Prü-
fungen sowie zum Vorbereitungsdienst.) 

Die Vorschrift des § 122 wird ergänzt durch § 13 Abs. 3 
Satz 4 des Beamtenrechtsrahmengesetzes, wonach die „zu-
ständigen Stellen des Bundes und der Länder" verpflich-
tete sind, „zur Wahrung der Einheitlichkeit zusammenzu-
wirken". Die Zusammenarbeit soll sich darauf erstrecken, 
„unter Berücksichtigung der besoldungsrechtlichen Re-
gelungen" festzulegen, welche Bildungsgänge und Prüfun-
gen die Voraussetzungen für die jeweiligen Laufbahnen 
im einzelnen erfüllen. Für die Zuordnung von Bildungs-
voraussetzungen besteht wiederum die rahmenrechtliche 
Vorschrift des § 13 Abs. 2, in der für die vier Laufbahn-
gruppen des einfachen, mittleren, gehobenen und höheren 
Dienstes bestimmte Mindestbedingungen für die nachzu-
weisenden Bildungsabschlüsse und Prüfungen festgelegt 
werden. 

307. Da nach der Regelung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften von 1976 die 
geltenden Vorschriften über die lehrberuflichen Laufbah-
nen und deren Vorbereitungsdienste „unberührt" bleiben 
und die landesrechtlichen Vorschriften ganz überwiegend 
von den rahmenrechtlichen Vorschriften über Bildungs-
abschlüsse, Prüfungen und Vorbereitungsdienste abwei-
chen, erfassen die Rechtswirkungen des § 122 des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes und der Vorschrift des § 13 
Abs. 3 Satz 4, die Bund und Länder zur Zusammenarbeit 
verpflichtet, die Laufbahnen für Lehrer weitgehend nicht. 

308. Das Bundesbesoldungsrecht erstreckt sich auch auf 
die wichtigsten Lehrämter an allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen. Durch das 6. Bundesbesoldungs-
erhöhungsgesetz von 1977 wurde auch die Einordnung 
der Stufenlehrer in die Besoldungsgruppen für eine Über-
gangszeit geregelt. Diese Regelung ist bis 1981 befristet. 

309. Bestimmte Lehrämter, vor allem im Bereich der 
Fachlehrer und der Lehrer in Sonderschulen, konnten we-
gen der zu großen Unterschiede der Regelungen der ein-
zelnen Länder nicht bundeseinheitlich in die Besoldungs-
ordnungen eingestuft werden. Den Ländern ist es vorbe-
halten, diese Lehrämter in den Landesbesoldungsordnun- 

gen aufgrund eines Vergleichs mit den Anforderungen 
an die in der Bundesbesoldungsordnung aufgeführten 
Lehrämter zu regeln. Für Sonderschullehrer, die als Stu-
fenlehrer ausgebildet werden, ist allerdings durch das 
6. Bundesbesoldungserhöhungsgesetz von 1977 eine ein-
heitliche Regelung getroffen worden. 

310. Die Besoldungskompetenz des Bundes erlaubt es 
zwar, die in den Ländern vorhandenen Lehrämter zu er-
fassen, inhaltlich zu beschreiben und dabei auch auf die 
Vor- und Ausbildung abzustellen. So werden z. B. in der 
Besoldungsgruppe A 13 Lehrer aufgeführt, die eine fach-
wissenschaftliche Ausbildung von mindestens 8 Seme-
stern Dauer in zwei Fächern absolviert haben. Die Län-
der können jedoch durch das Besoldungsrecht des Bundes 
nicht daran gehindert werden, im Zuge von Reformen 
und strukturellen Änderungen ihrer Organisation Ämter 
mit neuem Amtsinhalt zu schaffen. Die besoldungsrecht-
liche Regelung des Bundes kann infolgedessen immer nur 
an die in den Ländern bestehenden Organisationsformen 
und Ämter anknüpfen. 

311. Durch Bundesrecht einheitlich geregelt sind auch 
die Anwärterbezüge im Vorbereitungsdienst zu den Lauf-
bahnen im öffentlichen Dienst und damit zu den verschie-
denen Lehrämtern. 

4.2 Landesrecht 

Regelungen durch Gesetz 

312. In den Ländern Bayern, Berlin, Bremen, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen wird die Lehrerausbildung umfas-
send durch Gesetz geregelt (abgesehen von der Fach-
lehrerausbildung, die nur in einem Teil dieser Länder in 
die Gesetze einbezogen wird). Die Regelung der Einzel-
heiten der Ausbildung erfolgt zum Teil durch Rechtsver-
ordnungen, zu deren Erlaß die Gesetze ermächtigen. In 
Baden-Württemberg besteht lediglich ein Gesetz über 
die Ausbildung der Volksschullehrer (Grund- und Haupt-
schullehrer), nicht aber für die Ausbildung für andere 
Lehrämter. 

313. In allen anderen Ländern wird die Lehrerausbildung 
durch Rechtsverordnung oder Verwaltungsvorschriften 
geregelt. Ermächtigungen zum Erlaß derartiger Vorschrif-
ten bestehen zum Teil in den Landesbeamten- und -besol-
dungsgesetzen oder in den Hochschul- und Schulgesetzen 
der Länder. 

314. In den Landtagen von Rheinland-Pfalz und des 
Saarlandes sind Entwürfe für Gesetze zur Regelung der 
Lehrerausbildung eingebracht worden. 24) 

4.3 Lehrerausbildung an Hochschulen 

315. Die erste Ausbildungsphase für die Lehrämter an 
allgemeinbildenden Schulen findet an Hochschulen statt 
und wird durch eine Staatsprüfung abgeschlossen. Diese 
Ausbildungsphase ist bei der Bestimmung der Ausbildungs-
inhalte, der Dauer der Ausbildung und der Abschluß

-

arten, die jeweils zu bestimmten Lehrämtern führen, in 
den einzelnen Ländern unterschiedlich gestaltet. Nur in 
Bremen und Nordrhein-Westfalen ist die Ausbildung zum 
Stufenlehrer allgemein eingeführt worden. In den anderen 

24) Der saarländische Regierungsentwurf sieht eine stufenorien-
tierte Lehrerausbildung vor. 
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Ländern werden die Studenten (jedenfalls überwie-
gend 25)) für Lehrämter in bestimmten Schularten aus-
gebildet. 

316. Die auch heute noch in den meisten Ländern. be-
stehende an den Schularten orientierte Lehrerausbildung 
sieht in der Regel für das Lehramt an der Grund- und 
Hauptschule sowie an der Realschule eine Mindeststu-
dienzeit von jeweils sechs Semestern, für das Lehramt 
am Gymnasium eine Mindeststudienzeit von acht Seme-
stern vor. In der Regel ist für das Lehramt an der Grund-
und Hauptschule das Studium eines Hauptfaches und 
eines oder zweier Nebenfächer erforderlich. Für das Lehr-
amt an der Realschule und am Gymnasium ist das Stu-
dium von zwei Fächern vorgeschrieben. 

317. Zusätzlich zu diesen Ausbildungsgängen und zu 
der ebenfalls in allen Ländern möglichen Ausbildung zum 
Lehramt an Sonderschulen sind in den vergangenen Jah-
ren in zunehmendem Umfang weitere Studiengänge für 
neu geschaffene Lehrämter eingeführt worden, die neben 
die früher bestehenden Lehrämter treten oder sie erset-
zen. Zu diesen Lehrämtern gehören z. B. 

— das Lehramt an Grundschulen (Hessen), 

— das Lehramt an Haupt- und Realschulen (Hessen), 

— die „Laufbahn des Lehrers" — mit einem Wahlfach — 
(Berlin),  

— die „Laufbahn des Lehrers" mit zwei Wahlfächern 
(Berlin). 

Bereits seit längerer Zeit besteht in Baden-Württemberg 
außerdem das Lehramt an der Unter- und Mittelstufe des 
Gymnasiums. 

318. Eine besondere Ausbildung zum Lehramt an Real-
schulen gibt es (jedenfalls in der ersten Ausbildungs-
phase an der Hochschule) in fünf Ländern nicht, bzw. 
nicht mehr (in Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen). In diesen Ländern wird die Real-
schullehrerausbildung entweder mit der Hauptschulleh-
rerausbildung (zum Teil — in Bremen, Nordrhein-West-
falen und nach der neu eingeführten Ausbildung zum 
Stufenlehrer im Primarbereich und Sekundarbereich I 
auch in Hamburg — gleichzeitig mit der Gymnasialleh-
rerausbildung für den Sekundarbereich I) oder mit der 
Ausbildung zum Grund- und Hauptschullehrer verbun-
den. 

319. Auch diejenigen Länder, die eine Stufenlehreraus-
bildung (für alle Lehrerstudenten) eingeführt haben (Bre-
men, Nordrhein-Westfalen), weichen in ihren Regelungen 
dabei voneinander ab. Die in Bremen 1974 durch Gesetz 
eingeführte Stufenlehrerausbildung sieht für alle Lehrer 
eine Ausbildung mit einer Mindestdauer von acht Seme-
stern vor. Das einheitliche „Lehramt an öffentlichen 
Schulen" ist jedoch nach stufenorientierten „Schwer-
punkten" gegliedert (Schwerpunkt Primarstufe, Sekun-
darstufe I oder Sekundarstufe II). Die in Nordrhein

-

Westfalen 1974, ebenfalls durch Gesetz, geregelte Leh-
rerausbildung sieht demgegenüber eine Ausbildung von 
sechs Semestern bei den Lehrämtern für die Primarstufe 
und für die Sekundarstufe I sowie von acht Semestern 
beim Lehramt für die Sekundarstufe II vor. 

25) In Hessen gibt es — für einen Teil der Lehrerstudenten — 
eine Stufenlehrerausbildung an der Gesamthochschule Kassel. 
Nach der Ausbildung erhalten die an der Gesamthochschule 
Kassel ausgebildeten Bewerber allerdings ein schulartbezo-
genes Lehramt. 
In Hamburg ist eine Ausbildung zum Stufenlehrer im Primar-
bereich und Sekundarbereich I eingeführt worden. 

Eine dem nordrhein-westfälischen Gesetz entsprechende 
Regelung enthielt auch das bayerische Lehrerausbildungs-
gesetz von 1974, das zwar vom Landtag beschlossen, aber, 
abgesehen von wenigen Bestimmungen, noch nicht in 
Kraft getreten war. Das Gesetz ist 1977 — vor seinem 
Inkrafttreten — geändert worden; es sieht jetzt eine 
schulartbezogene Ausbildung vor. 

320. Die Ausbildung für Lehrämter des höheren Dien-
stes (Gewerbelehramt, Handelslehramt) an berufsbilden-
den Schulen (Berufsschulen, Berufsfachschulen usw.) setzt 
in der Regel ein acht Semester dauerndes Studium vor-
aus. Unterschiedlich geregelt ist in den einzelnen Län-
dern und zum Teil auch an den einzelnen Universitäten 
eines Landes, ob und inwieweit die im Studium an einer 
Fachhochschule (z. B. an einer Ingenieurschule) in der 
Abschlußprüfung, in Zwischenprüfungen oder durch an-
dere Studienleistungen nachgewiesenen Qualifikationen 
auf das Gewerbelehrer- oder Handelsschullehrerstudium 
angerechnet werden können. An einigen Hochschulen 
können Prüfungs- und Studienleistungen an der Fach-
hochschule nicht zu einer Studienzeitverkürzung führen. 
An anderen Hochschulen ist demgegenüber eine An-
rechnung bis zur Dauer von vier Semestern möglich. 

321. Neben den Lehrämtern, die eine Ausbildung an 
wissenschaftlichen Hochschulen voraussetzen, gibt es in 
den Ländern auch zahlreiche Lehrämter für Fachlehrer 
im gehobenen Dienst. Zu diesen Fachlehrern gehören z. B. 
Fachlehrer für musisch-technische Fächer, gewerbliche 
Fachlehrer an Hochschulen, Lehrer der Kurzschrift, Leh-
rer für Bürotechnik, Fachlehrer für Englisch an Volks-
schulen und Fachlehrer für Handarbeit und Hauswirt-
schaft. Die Ausbildungsanforderungen an die Fachlehrer 
weisen in den einzelnen Ländern erhebliche Unterschiede 
auf. 

4.4 Schulpraktische Ausbildung 

322. Die Erste Staatsprüfung, die nach dem Studium an 
der Hochschule abzulegen ist, eröffnet den Zugang zur 
schulpraktischen Ausbildung. Die zweite Ausbildungs-
phase ist in den einzelnen Ländern, u. a. auch in der 
Dauer, in der zeitlichen Gliederung und in den Tätig-
keitsmerkmalen (Ausbildungs- und Unterrichtsverpflich-
tungen), unterschiedlich gestaltet worden. Die schul-
praktische Ausbildung führt in allen Ländern zur Zweiten 
Staatsprüfung (abgesehen von der Ausbildung zum Fach-
lehrer, die in der Regel nicht am Aufbau und an der Glie-
derung der Ausbildung der anderen Lehrer ausgerichtet 
ist und die zum Teil keine Zweite Staatsprüfung kennt). 

323. In den meisten Ländern wird die schulpraktische 
Ausbildung für alle Lehrämter in einem Vorbereitungs-
dienst durchgeführt. Die Dauer des Vorbereitungsdienstes 
ist dabei in einigen Ländern (Bremen, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland

-Pfalz) für alle Lehrämter einheitlich auf 18 Monate, in 
Bayern — durch die Gesetzesänderung von 1977 — ein

-

heitlich auf 24 Monate festgelegt worden. In den anderen 
Ländern bestehen demgegenüber unterschiedliche Rege-
lungen für die Vorbereitungsdienste der einzelnen Lehr-
ämter. Der Vorbereitungsdienst dauert z. B. für das Lehr-
amt an Realschulen in Baden-Württemberg 16 Monate, im 
Saarland und in Schleswig-Holstein 18 Monate. Der Vor-
bereitungsdienst für das Lehramt am Gymnasium dauert 
in Baden-Württemberg und Berlin 18 Monate, im Saar-
land und in Schleswig-Holstein zwei Jahre. 

324. Einige Länder sehen für einen Teil der Lehrämter 
keinen Vorbereitungsdienst vor, sondern stellen für die 
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schulpraktische Ausbildung die Bewerber als Beamte auf 
Probe ein. Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein 
sehen dabei für das Lehramt an Grund- und Hauptschu-
len zwei Jahre, das Saarland mindestens zwei Jahre (in 
der Regel drei Jahre) und Berlin für die Laufbahn des 
Lehrers mit einem Wahlfach und mit zwei Fächern je 
18 Monate Probezeit vor. 

325. Die Lehramtsanwärter, die die schulpraktische Aus-
bildung im Vorbereitungsdienst absolvieren, haben den 
rechtlichen Status eines Beamten auf Widerruf. Nach der 
Zweiten Staatsprüfung ist das Beamtenverhältnis auf Wi-
derruf beendet. Es besteht kein Anspruch auf Einstellung 
in den Staatsdienst. Ein Beamter auf Probe hat demge-
genüber einen Anspruch auf Übernahme, wenn er sich 
in der Probezeit bewährt. 

Dieser Unterschied hat auch Bedeutung für die Zulas-
sung zur schulpraktischen Ausbildung nach der Ersten 
Staatsprüfung. Da die Ausbildung für die verschiedenen 
Lehrämter in der zweiten Phase nur in staatlichen Ein-
richtungen abgeschlossen werden, andererseits aber auch 
zu Berufen außerhalb des öffentlichen Dienstes führen 
kann (Lehrer an Privatschulen), verfügt der Staat bei der 
Lehrerausbildung über ein „Ausbildungsmonopol", das 
ihn — ähnlich wie bei der Hochschulzulassung — ver-
pflichtet, alle durch die Erste Staatsprüfung „berechtig-
ten" Bewerber in den Vorbereitungsdienst aufzunehmen, 
solange die Ausbildungskapazitäten nicht erschöpft sind. 
In einigen Ländern bestehen auch bereits — zum Teil ge-
setzlich und in den einzelnen Ländern unterschiedlich ge-
regelte — Bestimmungen für die Auswahl unter den Be-
werbern in denjenigen Fällen, in denen die Bewerber-
zahl die Zahl der Ausbildungsplätze im Vorbereitungs-
dienst übersteigt. Die Feststellung der Ausbildungskapa-
zität darf dabei, wie dies auch für die Hochschulzulas-
sung gilt, nicht von Bedarfsüberlegungen für die spätere 
Einstellung in den Schuldienst nach der Zweiten Staats-
prüfung abhängig gemacht werden. Anders ist die 
Rechtslage allerdings beim Beamtenverhältnis auf Probe, 
da durch dieses Verhältnis Rechtsansprüche auf Über-
nahme begründet werden können. 

5 Entwicklungstendenzen und offene Fragen 

Gegenseitige Anerkennung 

326. Seitdem Ausbildungsengpässe beim Vorberei-
tungsdienst für Lehrer bestehen und in einigen Lehr-
ämtern die Zahl der Lehramtsbewerber diejenige 
der nach den Stellenplänen möglichen Einstellungen 
übersteigt, sind mehrfach Fälle bekanntgeworden, 
in denen Lehramtsprüfungen anderer Bundesländer 
bei der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst (Erste 
Staatsprüfung) oder bei der Bewerbung um eine 
Lehrerstelle (Zweite Staatsprüfung) nicht oder nur 
teilweise anerkannt wurden. Auch bei der Verset-
zung von Lehrern in den Schuldienst anderer Bun-
desländer haben sich Schwierigkeiten ergeben. Zu 
derartigen Fällen liegen zum Teil Gerichtsentschei-
dungen vor oder stehen aus. 

Soweit sich dies nach den bekanntgewordenen Fäl-
len beurteilen läßt, sind insbesondere in denjenigen 
Fällen Anerkennungsprobleme entstanden, in denen 
die Bewerbung für den Eintritt in den Vorbereitungs-
dienst nicht in demselben Bundesland erfolgt, in 
dem auch die Erste Staatsprüfung abgelegt wurde. 
Bemerkenswert erscheint auch, daß derartige  An- 

erkennungsschwierigkeiten nicht in einem vergleich-
baren Umfang aufgetreten waren, als noch keine 
Kapazitätsengpässe im Vorbereitungsdienst und bei 
der Lehrereinstellung bestanden. In den sogenann-
ten Mangelfächern (Sonderpädagogischer Bereich, 
Musik, Sport) sind dementsprechend noch keine Ab-
lehnungsfälle bekanntgeworden. 

327. Die Nichtanerkennung von Lehramtsprüfun-
gen oder von Teilen dieser Prüfungen wird teilwei-
se mit dem unterschiedlichen Fächerkanon in der 
Ausbildung sowie in den Lehrämtern und mit der 
unterschiedlichen Qualität der Lehrerausbildung be-
gründet. Eine wichtige Rolle spielt aber auch die 
Tatsache, daß bestimmte Lehrämter nur in einigen 
Bundesländern bestehen. Dies gilt auch, aber nicht 
nur, für die Lehrämter nach der Stufenausbildung. 

Besonders deutlich wird dies bei dem nur in einigen 
Ländern (z. B. in Hessen) angebotenen Lehramt an 
der Grundschule. Schwierigkeiten können hier in 
allen Ländern entstehen, die ein Lehramt an Grund-
schulen nicht kennen und statt dessen ein Lehramt 
an der Grund- und Hauptschule vorsehen (z. B. 
Schleswig-Holstein). 

Vergleichbare Probleme bestehen auch bei Bewer-
bern, die die Erste Staatsprüfung für das Gewerbe-
lehramt oder Handelslehramt in einem Land bestan-
den haben, in dem ein Fachhochschulabschluß mit 
einer bestimmten Anzahl von Semestern auf die 
Studienzeit angerechnet wird. In anderen Ländern 
ist diese Anrechnung nicht vorgesehen; in diesen 
Ländern wird die Erste Staatsprüfung zum Teil nicht 
anerkannt. 

Durch derartige Mobilitätshindernisse wird im übri-
gen auch eine erschöpfende Nutzung der Ausbil-
dungskapazitäten im Vorbereitungsdienst für Lehrer 
erschwert; eine umfassende Nutzung der Ausbil-
dungsplätze setzt nämlich auch einen überregiona-
len Kapazitätsausgleich voraus. 

328. Zu allen diesen Fragen, die künftig, auch bei 
weiterer Einführung der Stufenlehrerausbildung und 
anhaltenden oder zunehmenden Kapazitätsengpäs-
sen, an Bedeutung gewinnen werden, enthalten die 
bislang getroffenen Vereinbarungen der Kultusmini-
sterkonferenz keine Regelung. Es ist auch nicht ab-
zusehen, ob und ggf. wann eine Einigung zwischen 
den Ländern erfolgen kann. 

329. Die Anerkennungsprobleme haben eine, auch 
über die Einzelfälle hinausgehende, Bedeutung für 
die Gestaltung des Auswahlverfahrens in Numerus

-

clausus-Studiengängen, die zur Ersten Staatsprü-
fung für Lehrämter führen. Bei dem Auswahlver-
fahren wird bislang davon ausgegangen, daß die 
Wahl des Studienortes für die Verwendbarkeit der 
Abschlüsse im gesamten Bundesgebiet keine oder 
jedenfalls keine ins Gewicht fallende Bedeutung 
habe. Inhaltlich gleiche oder „verwandte" Studien-
gänge wurden dementsprechend demselben Aus-
wahlverfahren zugeordnet. In ein Auswahlverfah-
ren wurden z. B. aufgenommen das Studienfach 
„Geographie" unter der Abschlußart „Erste Staats- 
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prüfung für das Lehramt an Gymnasien" und das 
Studienfach „Erdkunde" unter den Abschlußarten 
„Erste Staatsprüfung für das Lehramt für die Mittel-
und Oberstufe" (Hessen) und „Erste Staatsprüfung 
für das Lehramt für die Sekundarstufe II" (Nord-
rhein-Westfalen). Daß in diesen Fällen aber die Ver-
wendbarkeit der Abschlüsse auch in anderen Bun-
desländern nach der zur Zeit erkennbaren Anerken-
nungspraxis nicht gesichert ist, liegt auf der Hand. 

Künftige Regelung durch Bundesrecht 

330. Die allgemeinen laufbahnrechtlichen Vor-
schriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes sind we-
gen der Besonderheiten der Lehrerausbildung nicht 
geeignet, eine Vereinheitlichung in diesem Bereich 
herbeizuführen. Eine Vereinheitlichung könnte je-
doch durch eine Ergänzung der Vorschriften des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes über die Vor- und 
Ausbildung aufgrund des Artikel 75 Nr. 1 des 
Grundgesetzes erreicht werden. 

331. Das Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung 
zur Wahrung der Rechtseinheitlichkeit und der Einheit-
lichkeit der Lebensverhältnisse kann den Bundesgesetz-
geber auch bei einem auf die Rahmenkompetenz gestütz-
ten Gesetzgebungswerk zu einer Vollregelung mit un-
mittelbarer Wirkung legitimieren. Dies wird vor allem 
dann der Fall sein, „wenn an der einheitlichen Rege-
lung dieser Frage ein besonders starkes und legitimes 
Interesse besteht" (BVerfGE 43, 291 ff., 343). Da die 
Dauer der Lehrerausbildung in den einzelnen Bundeslän-
dern unterschiedlich ausgestaltet ist und deren unter-
schiedliche Länge mit dazu beigetragen hat, daß Lehr-
amtsprüfungen nicht mehr in allen Ländern gegenseitig 
anerkannt werden, besteht ein besonders starkes Interes-
se an einer einheitlichen bundesgesetzlichen Regelung 
über die Dauer der Lehrerausbildung. Im Gegensatz zu 
den früher bestehenden Erwartungen kann nach der Ent-
wicklung seit 1973 auch nicht mehr davon ausgegangen 
werden, daß der Bildungsgesamtplan zu einer Verein-
heitlichung führen wird. 

332. Durch Ergänzung der Vorschriften des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes könnten die Dauer des 
Studiums und die Dauer des Vorbereitungsdienstes 
für die verschiedenen lehrberuflichen Laufbahnen 
und Lehrämter geregelt und damit die Voraussetzun-
gen für die wirksamere Anwendung des § 122 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes geschaffen werden. 

333. Eine derartige Vereinheitlichung ist nicht nur 
erforderlich, um die bei der Lehrerausbildung im 
Hinblick auf Freizügigkeit und Mobilität aufgetrete-
nen Probleme zu lösen. Sie ist auch notwendig, um 
ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit und Einheit-
lichkeit im öffentlichen Dienst des Bundes, der Län- 

der, Gemeinden und anderer Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, auch hinsichtlich der Besoldungs-
struktur, zu gewährleisten. Die zur Wahrung dieser 
Einheitlichkeit im öffentlichen Dienst bestehenden 
Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes können 
ihre Funktion nicht erfüllen, wenn aus ihrem Rege-
lungsbereich die auch in quantitativer Sicht bedeu-
tende Gruppe der lehrberuflichen Laufbahnen und 
Lehrämter — selbst bei der Gestaltung der Grund-
bedingungen, wie bei der Bestimmung der Dauer 
des Studiums und des Vorbereitungsdienstes — aus-
geschlossen würde. 

334. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß die Länder-
vorschriften über die Lehrerausbildung nicht im einzel-
nen, vor allem bei der Gestaltung der Ausbildungsinhalte, 
übereinstimmen müssen, um das mit der Ergänzung der 
Regelungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes angestreb-
te Ziel einer gegenseitigen Anerkennung vergleichbarer 
Lehramtsabschlüsse zu erreichen. Sowohl eine schulartbe-
zogene Ausbildung als auch eine Stufenlehrerausbildung 
wären mit einer derartigen Rahmenregelung vereinbar. 
Der aus verfassungsrechtlichen und bildungspolitischen 
Gründen notwendige weite Spielraum für unterschied-
liche Ausbildungsvorschriften der Länder bleibt bei einer 
bundesrechtlichen Regelung der Dauer des Studiums und 
der Dauer des Vorbereitungsdienstes erhalten. Wenn 
über die vorhandenen oder geplanten Ausbildungssyste-
me hinaus — die z. B. bei der Stufenlehrerausbildung 
von einer beschränkten Anzahl an in einem Kernbereich 
übereinstimmenden Regelungsmodellen ausgehen —
künftig etwa eine weitergehende, grundsätzliche Neu-
ordnung der Lehrerausbildung angestrebt werden sollte, 
könnte auch einer solchen Entwicklung durch eine Än-
derung des Beamtenrechtsrahmengesetzes entsprochen 
werden. 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

335. Um ein Mindestmaß an Einheitlichkeit und 
Vergleichbarkeit in der Lehrerausbildung und an 
Freizügigkeitsvoraussetzungen zu sichern, müssen 
die Dauer des Studiums und der schulpraktischen 
Ausbildung in den Grundzügen nach einheitlichen 
Maßstäben geregelt werden. 

Damit kann gewährleistet werden, daß die in den 
verschiedenen Lehrerausbildungsmodellen erworbe-
nen, jeweils vergleichbaren Abschlüsse im gesamten 
Bundesgebiet anerkannt werden. Eine einheitliche 
inhaltliche Ausgestaltung und Entscheidung über die 
Einführung der Stufenlehrerausbildung durch Bun-
desrecht ist dafür nicht erforderlich. 

Eine derartige Regelung kann nach Artikel 75 Nr. 1 
des Grundgesetzes vom Bundesgesetzgeber getrof-
fen werden; eine bundesgesetzliche Regelung ist, 
nachdem der Bildungsgesamtplan nicht zu einer Ver-
einheitlichung geführt hat, auch notwendig. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551 

B. Bundesstaatliche Aufgabenverteilung im Bildungswesen 
und Vorschläge für eine Neuordnung 

1 Strukturfragen im Bildungswesen und Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse 

Notwendige gesamtstaatliche Entscheidungen 

336. Die Darstellung der Strukturprobleme in den 
von der Regierungserklärung 1976 genannten Be-
reichen zeigt, daß in den folgenden Gebieten des 
Bildungswesens einheitliche Entscheidungen für das 
gesamte Bundesgebiet erforderlich sind, wenn ein 
Mindestmaß an Freizügigkeitsvoraussetzungen und 
an gleichen Chancen für alle Bürger innerhalb des 
Bildungswesens und in der Berufswelt gewahrt wer-
den soll: 

— Die Bildungspflichtdauer und die Ausgestaltung 
des 10. Bildungsjahres müssen in den Grundzü-
gen einheitlich geregelt werden. 

— Beim Übergang von der Grundschule in die Mit-
telstufe sind in den Grundzügen bundeseinheit-
lich zu regeln 

— die Entscheidung über den Zeitpunkt (Ab-
schluß der Klasse 4, der Klasse 6 oder 7), bis 
zu dem in erster Linie die Erziehungsberech-
tigten über die Wahl einer weiterführenden 
Schulart entscheiden, 

— die Ausgestaltung des daran anschließen-
den Überprüfungsverfahrens (Schulgutachten, 
Auswahlprüfung, Erprobungszeit), 

— die Anerkennung dieser Überprüfungsent-
scheidung in allen Ländern. 

— Bei den Übergängen und Abschlüssen des Sekun-
darbereichs I (Mittelstufe) ist ein in den Grund-
zügen einheitliches Übergangs- und Abschluß-
system erforderlich. Die nach ihrem Bildungsziel 
vergleichbaren Abschlüsse müssen in allen Bun-
desländern anerkannt werden und zu vergleich-
baren Übergangsberechtigungen führen. Die 
wichtigsten Abschlußarten müssen in der Regel 
in allen Ländern angeboten werden. Nicht er-
forderlich ist demgegenüber, daß auch die Bil-
dungsgänge, die zu den Abschlüssen führen, im 
einzelnen einheitlich gestaltet werden. Unter-
schiedlich geregelt werden kann auch die or-
ganisatorische Zuordnung zu bestimmten Schul-

. arten oder zu Bildungsgängen im dualen System. 

— Bei den Übergängen und Abschlüssen des Sekun-
darbereichs II (Oberstufe) ist eine in den Grund-
zügen einheitliche Gestaltung des Übergangs-
und Abschlußsystems notwendig, das alle be-
rufs- und studienqualifizierenden Bildungsgänge 

und die Hochschulzulassung einbeziehen muß. 
Ein einheitliches Übergangs- und Abschlußsy-
stem setzt voraus, daß die nach ihrem Bildungs-
ziel vergleichbaren Abschlüsse im gesamten 
Bundesgebiet anerkannt werden sowie zu ver-
gleichbaren Übergangsberechtigungen führen 
und daß die berufliche Bildung als gleichwerti-
ger Bestandteil des Bildungswesens in die Ober-
stufe einbezogen wird. 

Die wichtigsten Abschlußarten müssen in der 
Regel in allen Ländern angeboten werden. 

Nicht erforderlich ist demgegenüber, daß die 
zu den Übergängen und Abschlüssen führenden 
Bildungsgänge im einzelnen einheitlich gestaltet 
werden. Unterschiedlich geregelt werden kann 
auch die organisatorische Zuordnung zu be-
stimmten Schularten oder zu Bildungsgängen im 
dualen System. 

— Im Hochschulbereich ist eine in den Grundzügen 
bundeseinheitliche Gestaltung des Übergangs 
von der Fachhochschule an die wissenschaftli-
chen Hochschulen sowie eine Regelung erforder-
lich, die die Gleichwertigkeit und gegenseitige 
Anerkennung der im Bildungs- und Qualifika-
tionsziel übereinstimmenden Abschlüsse auch 
unter verschärften Wettbewerbsbedingungen um 
Arbeitsplätze gewährleistet. 

— Auch in der Weiterbildung muß, wie bei den ent-
sprechenden Abschlüssen der Erstausbildung, 
die Vergleichbarkeit und gegenseitige Anerken-
nung der in andere Bildungsgänge weiterführen-
den und der berufsqualifizierenden Abschlüsse 
im gesamten Bundesgebiet gesichert werden; 
eine grundlegende Neuordnung des Verhältnis-
ses von Erstausbildung und Weiterbildung kann 
auf die Dauer nur nach im gesamten Bundesge-
biet einheitlichen Grundsätzen durchgeführt 
werden. 

- Die notwendige Abstimmung der Ausbildungs-
inhalte in der beruflichen Bildung setzt einheit-
liche Entscheidungen über die Gestaltung der 
Ausbildungsinhalte voraus. Erforderlich ist da-
für vor allem, daß 

— die Ausbildungsinhalte im dualen System 
(Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplä-
ne) und die Aufgabenverteilung zwischen 
den verschiedenen Lernorten in Betrieb, ein-
schließlich der überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten, und Schule einheitlich gestal-
tet werden, 
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— die Inhalte des vollzeitschulischen Berufs-
grundbildungsjahres (sowie der entsprechen-
den Angebote in Berufsfachschulen) und der 
beruflichen Grundbildung im dualen System 
so weit übereinstimmen, daß ein vergleichba-
rer Ausbildungsstand erreicht wird; die or-
ganisatorische Zuordnung der Grundbildung 
zum dualen System oder zur Schule kann 
demgegenüber unterschiedlich, vor allem 
nach den jeweiligen Anforderungen des Be-
rufsfeldes, gestaltet werden; 

— vergleichbare berufsqualifizierende Bildungs-
gänge unabhängig von den Lernorten (im 
dualen System oder in Vollzeitschulen) zu 
gleichwertigen, im gesamten Bundesgebiet 
anerkannten Abschlüssen führen. 

— In der Lehrerausbildung müssen die Dauer des 
Studiums und die Dauer der schulpraktischen 
Ausbildung in  den  Grundzügen nach einheitli-
chen Maßstäben geregelt werden. Damit kann 
gewährleistet werden, daß die nach den ver-
schiedenen Lehrerausbildungsmodellen erwor-
benen, jeweils vergleichbaren Abschlüsse im ge-
samten Bundesgebiet anerkannt werden. 

Freizügigkeit und Chancengleichheit 

337. In denjenigen Bereichen des Bildungswesens, 
in denen Freizügigkeit und Mobilität durch die un-
terschiedlichen Regelungen der einzelnen Bundes-
länder bereits heute beeinträchtigt sind, werden die 
Folgen der Auseinanderentwicklung im Bildungs-
wesen und die Notwendigkeit, ein Mindestmaß an 
Einheitlichkeit zu wahren, besonders deutlich. Von 
Bundesland zu Bundesland voneinander abweichen-
de Regelungen, z. B. beim Übergang von der Grund-
schule in die Mittelstufe, bei den Mittel- und Ober-
stufenabschlüssen und in der Lehrerbildung, behin-
dern nicht nur diejenigen Bürger (bzw. deren Kinder 
oder Ehepartner), die — aus beruflichen Gründen — 
von  einem Bundesland in ein anderes tatsächlich 
umziehen. Vielfach wird bereits der Entschluß über 
einen möglichen Wohnortwechsel oder eine beruf-
liche Veränderung von der Überlegung mitbestimmt 
werden, ob die damit verbundenen und durch unter-
schiedliche Gestaltungen im Bildungswesen begrün-
deten Nachteile in Kauf genommen werden können. 
Die Zahl der durch die Auseinanderentwicklung im 
Bildungswesen bei einem Wohnortwechsel in einem 
gegebenen Jahr unmittelbar „Betroffenen" mag, so-
weit sie überhaupt nach zuverlässigen statistischen 
Kriterien abgrenzbar ist, im Verhältnis zur Gesamt-
zahl der Bevölkerung gering erscheinen. Ganz an-
ders stellt sich dieses Problem dar, wenn man sich 
die Dauer des Bildungsgangs für den einzelnen ins-
gesamt vergegenwärtigt und mit den Möglichkei-
ten oder auch Notwendigkeiten für die Familien in 
Beziehung setzt, sich beruflich oder im Wohnort zu 
verändern. Gleichwohl ist eine auf Zahlen bezogene, 
ausschließlich „quantitative" Betrachtung der Be-
deutung des Problems sowohl für den einzelnen 
Bürger als auch für die gesamte Bevölkerung nicht 
angemessen. 

Eine Prüfung, ob und inwieweit durch unterschied-
liche Regelungen im Bildungswesen Freizügigkeit 
und Mobilität im Bundesgebiet eingeschränkt wer-
den, gibt nämlich nur in einem — quantitativ weni-
ger bedeutsamen — Grenzfall eine Antwort auf die 
weitergehende Frage, ob wenigstens die Mindest-
voraussetzungen für die auch in einem Bundesstaat 
notwendige Chancengleichheit im Bildungswesen 
und bei der beruflichen Mobilität gewahrt sind. 

Freizügigkeit im Wirtschaftsverkehr, bei der Wohn-
ortwahl und Mobilität auf dem Arbeitsmarkt sind 
wesentliche Ziele eines demokratischen Staatswe-
sens und auch der supranationalen Zusammenarbeit 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften. Zu-
mindest für die kleineren Räume der westeuropä-
ischen Nationalstaaten und unter den Bedingungen 
des deutschen Bildungswesens, in dem, wie in allen 
kontinentaleuropäischen Ländern, Bildungsabschlüs-
sen eine wesentliche Bedeutung für die Berufsweg-
entscheidung zukommt, setzen Freizügigkeit, beruf-
liche Mobilität und ein Mindestmaß an Chancen-
gleichheit bei den Bildungsmöglichkeiten auch ein-
heitliche Grundentscheidungen in bestimmten Ge-
bieten des Bildungswesens voraus. Solche Grund-
entscheidungen sind insbesondere in einer Gesell-
schaft erforderlich, die sich in einem raschen Wand-
lungsprozeß der Lebensbedingungen und der Ar-
beitswelt befindet. Dieser Prozeß, der alle Schichten 
und Altersgruppen der Bevölkerung betrifft, würde 
durch starre, unübersichtliche oder perfektionisti-
sche Regelungen in wichtigen Lebensbereichen er-
heblich beeinträchtigt. 

Bildungs - und Beschäftigungssystem 

338. Bereits bei der Darstellung der Mittel- und 
Oberstufenübergänge und -abschlüsse 26)  wurde der 
Zusammenhang zwischen der Gestaltung der Über-
gänge und Abschlüsse im Bildungswesen, die weit-
gehend das „Angebot" des Bildungswesens be-
stimmt, und dem Beschäftigungssystem deutlich. 
Die Übergänge und Abschlüsse der Mittel- und 
Oberstufe nehmen in dieser Beziehung keine Son-
derstellung im Bildungswesen ein. Auch die Ge-
staltung des Übergangs von der Grundschule in ein 
gegliedertes Schulwesen und Fragen der Durchläs-
sigkeit im Schulwesen allgemein beeinflussen nicht 
nur die Nachfrage nach berufsqualifizierender Aus-
bildung und Hochschulbildung, sondern zeitlich ver-
setzt das Angebot des Bildungswesens an den Ar-
beitsmarkt. Das Bildungswesen einschließlich der 
Weiterbildung wirkt insgesamt als eine Einheit, bei 
der inhaltliche oder quantitative Veränderungen in 
einem Teilgebiet unmittelbar oder mittelbar auch 
die übrigen Bildungsbereiche betreffen und auch 
das Beschäftigungssystem beeinflussen. 

339. Eine nahtlose „Passung" des Verhältnisses 
von Bildungs- und Beschäftigungssystem ist aus ver-
schiedenen Gründen nicht möglich und auch nicht 
sinnvoll. Selbst im öffentlichen Dienst sind mehrere 
Jahre umfassende, einigermaßen sichere und ge- 

26) Vgl. Teil A, Kapitel 3, S. 27 und Kapitel 4, S. 37 f. 
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nace Prognosen zum Umfang und zur Art des Ar-
beitsplatzangebots in vielen Fällen nicht möglich. 
Das Arbeitsplatzangebot im öffentlichen Dienst ist 
unter anderem von politischen Prioritätsentschei-
dungen über die Staatsaufgaben und -ausgaben ab-
hängig, die — auch um der Entscheidungsfreiheit 
der Parlamente willen, die nach Wahlen jeweils 
über ein neues Wählermandat verfügen — nicht 
über beliebig lange Zeiträume mit hinreichender 
Bestimmtheit und starrer Bindung für die Zukunft 
festgelegt werden können. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch, 
daß sich Entscheidungen über die Gestaltung der 
Bildungsangebote erst nach Ablauf eines längeren 
Zeitraums auf die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
auswirken. Die Dauer der Bildungsgänge (ein-
schließlich der beruflichen Bildung im dualen Sy-
stem) bis zum frühest möglichen Zeitpunkt der Auf-
nahme einer Berufstätigkeit beträgt in der Regel 
mindestens zwölf Jahre, bei Hochschulabsolventen 
(einschließlich eines staatlichen Vorbereitungsdien-
stes) häufig über zwanzig Jahre. Über derartige Zeit-
räume hinweg ist, selbst in planwirtschaftlich orga-
nisierten Staaten, eine einigermaßen sichere und 
sinnvolle wechselseitige „Ausrichtung" des Ange-
bots an Ausgebildeten auf den Bedarf von Staat 
und Wirtschaft nicht möglich. Eine derartige Aus-
richtung würde im übrigen auch eine flexible Reak-
tion auf strukturell oder konjunkturell bedingte 
Veränderungen im Arbeitsplatzangebot und -bedarf 
ausschließen. 

340. Abgesehen von prognostischen Unsicherheiten 
und den übrigen geschilderten Nachteilen wider-
spräche eine ausschließlich am Bedarf orientierte 
Steuerung des Zugangs zu bestimmten Ausbildungs-
gängen und Berufen auch der in ihrem Kern grund-
rechtlich geschützten Entscheidungsfreiheit des ein-
zelnen; mit dieser Entscheidungsfreiheit sind zwar 
die Eignung überprüfende Qualifikationsanforde-
rungen für den Zugang zu Bildungsgängen, nicht 
aber ausschließlich an Bedarfsplanungen orientierte 
Zugangshindernisse zu vereinbaren 27). 

341. Unabhängig von diesen grundsätzlichen Er-
wägungen, die gegen eine starre wechselseitige 
Koppelung des Bildungs- und Beschäftigungssy-
stems sprechen, ist andererseits ohne weiteres er-
kennbar, daß die Gestaltung der Übergänge und 
Abschlüsse im Bildungswesen, insbesondere auch 
beim Übergang vom allgemeinbildenden Schulwe-
sen in die Berufsbildung, die Wechselwirkungen 
zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem be-
rücksichtigen muß. Eine vorausschauende Politik, 
die auch die Kapazitätsbelastung z. B. in der beruf-
lichen Bildung und im Hochschulbereich zu beach-
ten hat und im Hinblick auf die Arbeitsmarktent-
wicklung Orientierungshilfen für die Jugendlichen 
und die Arbeitgeber geben muß, wird sehr er-
schwert, wenn das Bildungswesen wenig durch- 

27) Vgl. zur Gesamtproblematik auch die Antwort der Bundes-
regierung vom 29. August 1977 auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Berufsaussichten junger Hoch-
schulabsolventen; Drucksache 8/860. 

schaubaren, scheinbar widersprüchlichen und zufäl-
ligen Regelungen unterliegt, deren ungewollte Wir-
kungen innerhalb und außerhalb des Bildungs-
wesens häufig erheblich sind. 

Einheitlichkeit, Vielfalt und Wettbewerb 

342. Über die Notwendigkeit, in den in diesem 
Bericht dargestellten Bereichen 

— der Regelung der Bildungspflicht, 

- der Gestaltung der Übergänge und Abschlüsse 
im Bildungswesen, 

— der Gestaltung der Inhalte der beruflichen Bil-
dung und 

— der Lehrerausbildung 

einheitliche Regelungen für das gesamte Bundes-
gebiet zu schaffen bzw. zu erhalten, besteht, wie die 
Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz und 
der Regierungen der Länder sowie Bund-Länder-
Abkommen zeigen, im Grundsatz weitgehend Über-
einstimmung. Die Sachproblematik in den einzelnen 
Gebieten, z. B. bei der Abstimmung der Inhalte der 
beruflichen Bildung in Betrieb und Schule, macht 
deutlich, daß für bestimmte Bereiche im Interesse 
der betroffenen Jugendlichen, der Mobilität im Bun-
desgebiet und der Chancengleichheit nur eine ein-
heitliche Gestaltung in Betracht kommen kann. Eine 
gesamtstaatliche Abstimmung ist insbesondere auch 
notwendig, um den Angehörigen der geburtenstar-
ken Jahrgänge ein qualifiziertes Ausbildungsange-
bot zu sichern. Diese Aufgabe ist in allen Bildungs-
bereichen, in der Schule, in der beruflichen Bil-
dung, in der Hochschule und in der Weiterbildung, 
und allen für die Bildungs- und Beschäftigungspoli-
tik Verantwortlichen — in Bund und Ländern, dem 
Staat und der Wirtschaft — gestellt. 

343. Abgesehen von der Lehrerausbildung und 
Teilbereichen der Hochschulabschlüsse sowie der 
beruflichen Bildung bestehen in den im Bericht be-
handelten Gebieten keine Bundeszuständigkeiten. 
Nur bei der Lehrerausbildung reichen die vorhan-
denen Bundeskompetenzen für die notwendige ein-
heitliche Gestaltung der Dauer des Studiums und 
der Dauer der schulpraktischen Ausbildung aus 
(die sich allerdings nicht auf die Regelung der Aus-
bildungsinhalte erstrecken). Nach der zur Zeit gel-
tenden Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern kann die notwendige Einheitlichkeit in 
allen übrigen Bereichen nur durch Vereinbarungen 
zwischen den Ländern — und zwischen Bund und 
Ländern — hergestellt werden. 

344. Nach den vorliegenden Erfahrungen bestehen 
begründete Zweifel, ob das bestehende Vereinba-
rungssystem der Regierungen von Bund und Län-
dern ausreicht, um rechtzeitig die notwendigen Ent-
scheidungen zu treffen. Die Auswirkungen von 
„Nicht-Entscheidungen" oder von zu späten Ent-
scheidungen sind in ihren Folgen kaum zu über-
sehen. Das Bundesverfassungsgericht hat auf die 
Gefahren hingewiesen, die damit verbunden sein 
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können, „daß Angehörige der geburtenstarken 
Jahrgänge zunehmend das Gefühl gewinnen, eigent-
lich überflüssig zu sein, und daß auf diese Weise 
der im Grundgesetz postulierten Freiheitlichkeit, 
die wesentlich von den Möglichkeiten beruflicher 
Existenzsicherung und Entfaltung bestimmt wird, 
Schaden droht" 28). 

345. Die Notwendigkeit, gesamtstaatlich abge-
stimmte Entscheidungen zumindest in bestimmten, 
für die Gestaltung des Ausbildungsangebots und 
für die Verwirklichung eines Mindestmaßes an 
Chancengleichheit für alle Bürger wichtigen Struk-
turfragen im gesamten Bildungswesen zu treffen, 
besteht nicht nur für die Zeit der geburtenstarken 
Jahrgänge, in der die demographische Entwick-
lung das Bildungs- und das Beschäftigungssystem 
vor besondere Belastungen stellt. 

346. Die Wahrung eines Mindestmaßes an einheit-
lichen Rahmenbedingungen im Bildungswesen und 
damit auch an Freizügigkeitsvoraussetzungen, die 
Aufgabe, das Bildungs- und Beschäftigungssystem, 
soweit dies im Rahmen einer flexiblen gegenseitigen 
Orientierung sinnvoll und möglich ist, besser aufein-
ander abzustimmen, und — allgemein — die Ent-
scheidungsfähigkeit im Bundesstaat sind Maßstäbe, 
die unabhängig von aktuellen Entscheidungszwän-
gen bei der Bewertung einer demokratischen bundes-
staatlichen Ordnung zu berücksichtigen sind. 

347. Auf der anderen Seite ist, wie die Einzel-
ergebnisse des Berichts ebenfalls zeigen, eine umfas-
sende Vereinheitlichung im Bildungswesen der Bun-
desrepublik Deutschland weder notwendig noch wün-
schenswert. Auch in den von der Regierungserklä-
rung 1976 genannten Gebieten ist der Bedarf an ein-
heitlichen Regelungen auf ein bestimmtes Mindest-
maß struktureller Entscheidungen (z. B. Vergleich-
barkeit und Anerkennung der wichtigsten Abschluß

-

arten) beschränkt. Organisationsfragen, wie die Ent-
scheidung für oder gegen das gegliederte Schulwe-
sen bzw. die Gesamtschule, oder die Inhalte der Bil-
dungsgänge (abgesehen von der beruflichen Bildung) 
müssen z. B. nicht im Bundesgebiet einheitlich ge-
regelt werden. 

348. Im Bildungswesen der Bundesrepublik 
Deutschland sind in bestimmten, vor allem für die 
Freizügigkeit, die Mobilität und die Chancengleich-
heit im Bildungswesen wichtigen Grundfragen ein-
heitliche Regelungen notwendig; diese Regelungen 
dürfen aber auf der anderen Seite nicht die Vielfalt 
im einzelnen Bildungsangebot und einen Wettbe-
werb der Länder um neue Modelle und Verbesse-
rungen im Bildungswesen ausschließen. 

349. Über die Abgrenzung zwischen den Gebieten, 
in denen einheitliche Regelungen notwendig sind, 
und denjenigen Aufgaben im Bildungswesen, die 
dem Wettbewerb der Bundesländer vorbehalten sein 
sollten, besteht im einzelnen keine Übereinstim-
mung. Einige Grundsätze werden jedoch in der öf- 

28) BVerFGE 43, 291 ff., 326 

fentlichen Diskussion allgemein anerkannt. So be-
steht weitgehend Einvernehmen darüber, daß die 
Verwaltung (einschließlich der Finanzierung) des 
Bildungswesens (in öffentlich-rechtlicher Träger-
schaft) in der Regel keine im Bundesgebiet einheit-
liche Gestaltung voraussetzt; die Regelung der 
Schulaufsicht, die Entscheidung über den Standort 
einer Bildungseinrichtung, über die innere Schul-
organisation oder über die Ausstattung der Schulen 
mit Personal und Sachmitteln sind Aufgaben, die von 
den Ländern wahrgenommen werden sollten und 
nicht auf Bundesebene gelöst werden müssen. 

350. Bei der Gestaltung der Bildungsinhalte (der 
nicht-berufsbildenden Angebote) und bei der Glie-
derung des Schulwesens (Gesamtschule oder geglie-
dertes Schulwesen) gehen demgegenüber die Auf-
fassungen über das notwendige Maß an Einheitlich-
keit zum Teil auseinander. Gegen die Forderung nach 
einer einheitlichen Regelung in diesen Gebieten läßt 
sich insbesondere anführen, daß 
— auch ohne eine im Bundesgebiet übereinstim-

mende Gestaltung dieser Bereiche das notwen-
dige Mindestmaß an Freizügigkeitsvoraussetzun-
gen gesichert werden kann, 

- für unterschiedliche Gestaltungen im Bildungs

-

wesen ein genügend weiter Spielraum erhalten 
bleiben muß, damit im poliltischen Wettbewerb 
zwischen den Ländern neue Wege erprobt und 
Verbesserungen eingeführt werden können, 

— die bundesstaatliche Aufgabenverteilung des 
Grundgesetzes die Verwaltung, einschließlich der 
Organisation und Finanzierung, in der Regel den 
Ländern vorbehält und damit die Möglichkeit 
unterschiedlicher Gestaltungen in diesem Bereich 
voraussetzt. 

351. Schließlich ist auch zu berücksichtigen, daß, 
unabhängig von der Aufgabe, ein Mindestmaß an 
Einheitlichkeit, vor allem bei der Regelung der Bil-
dungspflicht, der Gestaltung der Übergänge und Ab-
schlüsse sowie der Inhalte der  beruflichen Bildung, 
zu sichern, Vielfalt im Bildungsangebot notwendig 
ist, um den unterschiedlichen Interessen und Bega-
bungen der Jugendlichen gerecht zu werden. Ob und 
inwieweit in der Bundesrepublik Deutschland ein 
vielfältig gestaltetes Bildungsangebot besteht, ist 
allerdings nur in geringem Umfang davon abhängig, 
welche Fragen für das Bundesgebiet einheitlich ge-
regelt und auf welcher Ebene — auf der Ebene des 
Gesamtstaates oder der Länder — die Entscheidun-
gen über die Gliederung des Bildungswesens getrof-
fen werden. Nach geltendem Verfassungsrecht sind 
für diese Entscheidung im wesentlichen die einzel-
nen Bundesländer zuständig. 

2 Parlamentarische Entscheidung und Kontrolle im 
Bildungswesen 

Parlaments- und Gesetzesvorbehalt 

352. In den vergangenen Jahren hatten das Bun-
desverfassungsgericht und Verwaltungsgerichte häu- 
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figer über die Frage zu entscheiden, ob und inwie-
weit Regelungen im Bildungswesen durch Gesetz, 
und nicht nur durch Rechtsverordnung oder Verwal-
tungsvorschrift, erfolgen müssen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu den Gr und

-

satz aufgestellt, daß das Rechtsstaatsprinzip und das 
Demokratieprinzip des Grundgesetzes den Gesetz-
geber verpflichten, die wesentlichen Entscheidungen 
im Schulwesen selbst — durch förmliches Gesetz — 
zu treffen und nicht der Schulverwaltung zu über-
lassen 29). Dieses Prinzip gilt insbesondere für den 
der staatlichen Gestaltung zugänglichen Bereich der 
Grundrechtsausübung. 

Was im einzelnen im Sinne dieser Rechtsprechung 
als „wesentlich" anzusehen ist, ist in der höchst-
richterlichen Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zu den wesent-
lichen Entscheidungen z. B. „die wesentlichen Merk-
male einer als Pflichtschule eingeführten Förder-
stufe" (Orientierungsstufe) 30) oder auch die Rege-
lung der Voraussetzungen' und des Verfahrens für 
einen Schulausschluß 31 ) gerechnet. 

353. Der 51. Deutsche Juristentag (1976) hat eine 
Empfehlung beschlossen, nach der der Parlaments-
und Gesetzesvorbehalt im Schulrecht „zur Konkreti-
sierung der Grundrechte bei allen wesentlichen 
Schulangelegenheiten stärker als bisher verwirklicht 
werden" müsse. 32) Je wesentlicher eine schulische 
Angelegenheit sei, um so bestimmter müsse die Aus-
sage des Gesetzgebers sein. Seiner Regelung be-
dürften zumindest 

„1. die Bildungs- und Erziehungsziele der Schule, 

2. der allgemeine Lernzielkatalog, 

3. der Fächerkatalog, 

4. die organisatorische Grundstruktur der Schule, 
Schularten und Bildungsgänge, Mitbestim-
mung von Eltern und Schülern, Schülerselbst-
verwaltung, 

5. die statusbildenden Normen, die den Schüler 
betreffen, die Schulaufnahme, die Schulver-
weisung, Schuldauer einschließlich Verset-
zung, Prüfungsanforderungen einschließlich 
Prüfungsverfahren und Bewertung von Prü-
fungsleistungen, Disziplinarmaßnahmen." 

354. Obwohl im einzelnen noch ungeklärt ist, ob 
und inwieweit es durch Verfassungsrecht vorge-
schrieben ist, alle diese Fragen durch förmliches Ge-
setz zu regeln, läßt sich doch aus der bisherigen 
Rechtsprechung mit hinreichender Sicherheit schlie-
ßen, daß bei den in diesem Bericht behandelten Ge-
bieten zumindest die Regelung 

— der Bildungspflicht und 

29) BVerfG vom 22. Juni 1977 — 1 BvR 799/76 — S. 22; BVerfGE 
41, 251 ff., 260; ebenso BVerwGE 47, 201 ff. 

30) BVerfGE 34, 165 ff. 
31) BVerfG vom 27. Januar 1976 — 1 BvR 2325/73 - S. 11 t. 
32) Verhandlungen des 51. Deutschen Juristentages, Bd. II, Sit

-

zungsberichte, S. M 230 ff  

— der Übergänge und Abschlüsse im Bildungswesen 
in ihren wesentlichen Merkmalen vom Gesetz-
geber selbst getroffen werden muß. 

Auch in den übrigen von der Regierungserklärung 
genannten Bereichen, vor allem bei der Gestaltung 
der Inhalte der berufsqualifizierenden Bildungs-
gänge, ist nach dem Stand der Rechtsprechung und 
der verfassungsrechtichen Diskussion wenigstens 
eine gesetzliche Ermächtigung für eine Regelung 
wesentlicher Fragen erforderlich 33). Diese Ermächti-
gung muß wiederum hinreichend bestimmt und de-
tailliert sein, um das „Rechtsetzungsprogramm" für 
den Bürger erkennbar zu machen, das nach der Er-
mächtigung zulässig sein soll. Dieser Grundsatz gilt 
nicht nur für schulische, sondern auch für außer-
schulische, staatlich geregelte Bildungsgänge. 

355. Die Darstellung der in diesem Bericht behan-
delten Regelungsgebiete zeigt, daß vielfach gesetz-
liche Regelungen nicht oder jedenfalls nicht in aus-
reichendem Umfang vorhanden sind. Wie in ande-
ren vergleichbaren Fällen (Regelungen zum Straf-
vollzug oder zur Vergabe von Studienfächern in Nu-
merus-clausus-Studiengängen) ist nach den von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen dem Ge-
setzgeber eine gewisse Übergangsfrist einzuräumen, 
in der die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen 
zu schaffen sind; beim Erlaß neuer Vorschriften (mit 
wesentlichen Änderungen) ist allerdings der Parla-
ments- und Gesetzesvorbehalt unmittelbar zu beach-
ten. 

356. In der öffentlichen Diskussion über die Recht-
sprechung zum Gesetzes- und Parlamentsvorbehalt 
im Bildungswesen ist zum Teil die Befürchtung ge-
äußert worden, diese Rechtsprechung führe zu einer 
„Verrechtlichung" der Bildungspolitik, die durch ein 
perfektionistisch angelegtes Normensystem und die 
Verlagerung bildungspolitischer Entscheidungsfunk-
tionen in die Zuständigkeit der Gerichte gekenn-
zeichnet sei. Derartige Befürchtungen verkennen die 
Bedeutung der neueren Gerichtsentscheidungen und 
auch der Chancen, die sie eröffnen. Folge und Ziel 
der Rechtsprechung zum Gesetzes- und Parlaments-
vorbehalt ist es nicht, in Bereichen, für die bisher 
keine Regelung bestanden, eine Neuordnung durch 
Rechtsnormen einzuleiten. Eine Vielzahl von Ver-
ordnungen, Erlassen und ähnlichen Regelungen der 
Regierungen und Verwaltungen, die im Bildungswe-
sen — auch ohne Berücksichtigung des Gesetzesvor-
behalts — bestehen und die Grundrechtsausübung 
gestalten, zeigt, daß es lediglich darum geht, daß be-
stimmte Entscheidungen vom Gesetzgeber selbst 
(und nicht mehr wie bisher in vielen Gebieten allein 
von den Regierungen und Verwaltungen) getroffen 
werden. Bei der damit eingeleiteten Entwicklung 
handelt es sich um eine Frage der Gewaltenteilung 
in der parlamentarischen Demokratie und eines 
wirksamen Grundrechtsschutzes, der voraussetzt, 
daß die Regelung grundrechtsbezogener Sachverhal-
te in „wesentlichen" Fragen der Volksvertretung 
vorbehalten bleibt. 

33) Vgl. Verhandlungen des 51. Deutschen Juristentages, Bd. I, 
Gutachten C, erstattet von Oppermann, S. 49 ff. 
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357. Die Befürchtung, daß über die Rechtsprechung 
zum Gesetzes- und Parlamentsvorbehalt die Gerichte 
künftig selbst bildungspolitische Entscheidungen 
treffen könnten, ist daher ebenfalls unbegründet. 
Die Rechtsprechung zum Gesetzes- und Parlaments-
vorbehalt enthält nur Aussagen zu der Frage, wer 
in einer parlamentarischen Demokratie bestimmte 
Entscheidungen zu treffen hat, nicht aber auch dazu, 
wie diese Entscheidungen inhaltlich zu gestalten 
sind. 

358. Diese Rechtsprechung zwingt im übrigen die 
Parlamente nicht zu einer alle Einzelheiten regeln-
den, starren Gesetzgebung. Es besteht vielmehr die 
Möglichkeit, daß durch eine stärkere parlamentari-
sche Legitimation bildungspolitischer Entscheidun-
gen und durch eine klar und verständlich gefaßte 
Normsetzung der in manchen Bereichen des Bil-
dungswesens festzustellenden Neigung zu einer un-
übersichtlichen und für den Bürger kaum noch 
durchschaubaren, „perfektionistischen" Detailrege-
lung entgegengewirkt wird. Eine Regelung durch 
das Parlament, das sich der öffentlichen Auseinan-
dersetzung bereits vor dem Normerlaß zu stellen 
hat, und konkrete gesetzliche Ermächtigungen, die 
auch die Form (Rechtsverordnung) und damit die 
Publizität der von der Exekutive zu erlassenden Vor-
schriften regeln, begründen zumindest die Chance 
zu einer eindeutigen, klaren und auch der öffent-
lichen Kritik zugänglichen Rechtsetzung. Schließlich 
ist es für die politische Willensbildung in der Bun-
desrepublik Deutschland von Bedeutung, wenn künf-
tig mehr als bisher wichtige bildungspolitische Fra-
gen nicht allein von den Regierungen und Verwal-
tungen, sondern vor allem von den vom Volk ge-
wählten Parlamenten entschieden werden. 

Überregionale Regierungskoordinierung und Stellung 
der Parlamente 

359. Die Notwendigkeit, den Parlaments- und Ge-
setzesvorbehalt stärker als bisher zu beachten, muß 
auf der anderen Seite jedoch vor allem in denjeni-
gen Gebieten der Länderzuständigkeit, in denen eine 
im Grundsatz für das Bundesgebiet einheitliche Re-
gelung notwendig ist, zu Entwicklungen führen, die 
unter verfassungspolitischen Gesichtspunkten als 
problematisch angesehen werden können und auch 
bei der Bewertung der Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern zu berücksichtigen sind. 

360. Bereits die bislang geübte überregionale Ko-
ordinierung der Landesregierungen, die noch davon 
ausging, daß wesentliche Bereiche des Bildungswe-
sens von der Exekutive allein durch Verwaltungs-
vorschriften geregelt werden können, war durch ei-
nen Mangel an parlamentarischer Kontrolle und Le-
gitimation gekennzeichnet. Die Koordinierung setzt 
(jedenfalls in der Regel) einstimmige Beschlüsse 
voraus, die nur zustande kommen können, wenn in 
der Sache und in der Formulierung ein Kompromiß 
gefunden wird. Die Landesparlamente stehen dabei 
vor der Alternative, entweder diese Kompromiß-
entscheidungen hinzunehmen und damit auf ihr Kon- 

trollrecht, das auch gegenüber dem Verwaltungshan-
deln der Regierung besteht, praktisch zu verzichten 
oder durch ein abweichendes Votum (eine abwei-
chende gesetzliche Regelung) die durch die Verwal-
tungsvereinbarungen der Regierungen angestrebte 
Einheitlichkeit zu gefährden. Ob und inwieweit eine 
andere Kompromißvereinbarung als die von den 
Regierungen tatsächlich beschlossene möglich gewe-
sen wäre, können die Parlamente dabei nicht aus 
eigener Kenntnis beurteilen. Selbst den Regierun-
gen (oder den beteiligten Ministern) bleibt, nach der 
notwendigen Vorbereitung einer Vereinbarung 
durch Verhandlungen unterhalb der politischen 
Ebene (etwa in Fachausschüssen, denen Beamte aus 
den Ministerien der verschiedenen Länder angehö-
ren), häufig nur ein geringer Spielraum für politische 
Alternativentscheidungen. In diesen Verhandlungen 
zur Vorbereitung eines Abkommens müssen nämlich 
— notwendigerweise — oft später kaum noch, und 
jedenfalls nicht ohne Zeitaufwand, zu ändernde Vor-
entscheidungen getroffen werden, über die die Mini-
ster und Regierungen zwar unterrichtet sind, die sie 
aber nicht selbst beschlossen haben. 

361. Der Bürger und Wähler kann bei diesen Ver-
einbarungen ohnedies nicht mehr durchschauen und 
beurteilen, welcher Regierung in welchem Umfang 
die damit getroffene Entscheidung tatsächlich zuge-
rechnet werden kann. Wenn schon die Parlamente 
ihr Kontrollrecht gegenüber den Regierungen nicht 
wirksam ausüben können, so fehlen erst recht dem 
Wähler die notwendigen Grundlagen für ein politi-
sches Urteil, mit dem er der in einer Vereinbarung 
getroffenen sachlichen Regelung zustimmen oder sie 
ablehnen kann. Ein Wechsel der Mehrheit in einem 
Landesparlament nach einer Landtagswahl und ein 
dementsprechender Regierungswechsel wird über-
dies in vielen Fällen kaum Auswirkungen auf früher 
geschlossene oder noch zu schließende Vereinbarun-
gen haben. Da diese Vereinbarungen notwendiger-
weise — um ihr Ziel der Vereinheitlichung zu errei-
chen — die Zustimmung der Regierungen aller Bun-
desländer und damit aller Parteien oder Parteien-
koalitionen, die Landtagsmehrheiten und Landesre-
gierungen stellen, voraussetzen, ändert sich durch 
Landtagswahlen nämlich wenig an den Kompromiß-
grundlagen. Eine Voraussetzung für eine Kompro-
mißvereinbarung bildet ein Konsens zwischen den 
verschiedenen Parteien und Parlamentsmehrheiten, 
die die Landesregierungen tragen. Eine Landtags-
wahl kann diese Voraussetzung nicht ändern. 

362. Der Einigungszwang auf der Basis der Ein-
stimmigkeit von elf Abstimmungspartnern stellt je-
doch nicht nur die parlamentarische Kontrolle und 
Legitimation in Frage, sondern führt häufig auch zu 
Kompromißformulierungen, die eine von Land zu 
Land unterschiedliche Durchführung einer überre-
gionalen Vereinbarung erlauben und damit das Ziel 
der Vereinbarung, eine Vereinheitlichung, gefähr-
den. In vielen Fällen handelt es sich dabei nicht um 
Vereinbarungsmaterien, bei denen zwischen den be-
teiligten Landesregierungen Übereinstimmung dar-
über besteht, daß sie in den einzelnen Ländern von-
einander abweichende Regelungen zulassen. Häufig 
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sind vielmehr gerade Gebiete betroffen, bei denen 
— nach Auffassung aller Regierungen — eine ein-
heitliche Regelung zwar notwendig wäre, über deren 
Gestaltung aber keine Einigung erzielt werden kann. 

363. Es ist im übrigen im System der auf dem Ein-
stimmigkeitsprinzip beruhenden Koordination be-
gründet, daß der Abstimmungspartner mit der stärk-
sten Konfliktbereitschaft in besonderer Weise die 
Möglichkeit hat, seinen Standpunkt — durch ein 
Scheiternlassen der Verhandlungen, in einer die we-
sentlichen Fragen ausklammernden Kompromißfor-
mulierung oder in einer Einigung in der Sache — 
durchzusetzen. 

Daß ein derartiges Verfahren nicht nur einen be-
trächtlichen Aufwand an Zeit, an Verhandlungen 
und Koordinationsbürokratien voraussetzt, sondern 
auch die Ergebnisse und den Inhalt der Vereinba-
rungen nicht immer im politisch und sachlich vertret-
baren Sinne beeinflussen muß, liegt auf der Hand. 
Die Notwendigkeit, einstimmige Beschlüsse zu fas-
sen, kann damit in der Vereinbarungspraxis zu un-
zweckmäßigen oder nachteiligen Entscheidungen 
oder Unterlassungen führen. Auf der anderen Seite 
kann die Regierungskoordination auch die Gefahr 
begründen, daß in Vereinbarungen mehr geregelt 
und diese Vereinbarungen detaillierter gestaltet 
werden, als dies für das Ziel einer Vereinheitlichung 
des Länderrechts, die sich auf das unbedingt Erfor-
derliche beschränken sollte, notwendig wäre. 

364. Als Vorteil einer einstimmigen Koordinations-
entscheidung durch die elf Landesregierungen ist 
zum Teil angesehen worden, daß gerade im Bildungs-
wesen tiefgreifende Veränderungen und Reformen 
nicht übereilt eingeleitet und möglichst auf der 
Grundlage einer umfassenden Einigung aller betei-
ligten staatlichen Stellen und damit auch mit Zu-
stimmung einer möglichst großen Bevölkerungs-
mehrheit durchgeführt werden sollten. Unabhängig 
von der Frage, ob sich die Forderung nach einem um-
fassenden Grundkonsens für Veränderungen im Bil-
dungswesen im Gegensatz zu der entsprechenden 
Problemstellung in anderen Politikbereichen über-
haupt rechtfertigen läßt, ist demgegenüber festzu-
stellen, daß zwischen der bundesstaatlichen Aufga-
benverteilung zwischen Bund und Ländern und dem 
möglichen politischen Ziel einer Konsensbildung, in 
welchen Sachbereichen auch immer, kein Zusammen-
hang besteht. Soweit das Grundgesetz die Zustän-
digkeit in der Gesetzgebung, Verwaltung und Finan-
zierung den Ländern zugewiesen hat, besteht in die-
sen Gebieten grundsätzlich die Möglichkeit, auch 
in grundlegenden Fragen von Bundesland zu Bun-
desland unterschiedliche Regelungen zu treffen. Ge-
rade die Entwicklung in den letzten zehn Jahren 
hat gezeigt, daß nach der Kompetenzverteilung der 
Verfassung voneinander abweichende Grundsatz-
entscheidungen der Bundesländer im Bildungswesen 
möglich sind. Der sachliche und politische Zwang, 
ein Mindestmaß an Einheitlichkeit im Bildungswe-
sen zu wahren, kann wie die Vereinbarungspraxis 
der Landesregierungen deutlich macht, nicht gewähr-
leisten, daß Entscheidungen über eine tiefgreifende 

Veränderung des Bildungswesens oder über die 
Dauer des Veränderungsprozesses einvernehmlich 
von allen Bundesländern getroffen werden. 

Andererseits würde auch eine Gesetzgebungszu-
ständigkeit des Bundes für einige wichtige Gebiete 
des Bildungswesens nicht ausschließen, daß der Bun-
desgesetzgeber für die notwendigen Regelungen 
eine möglichst weitgehende Übereinstimmung zwi-
schen den im Bundestag vertretenen Parteien und 
zwischen Bund und Ländern sucht. 

Aufgabe der bundesstaatlichen Zuständigkeitsvertei-
lung kann es grundsätzlich nicht sein, Veränderun-
gen oder Reformen in den Kompetenzgebieten des 
Bundes oder der Länder zu begünstigen oder nur un-
ter erschwerten Bedingungen, nach der Sicherung 
eines möglichst umfassenden Konsenses, zuzulassen. 
Die Forderung nach einem „Grundkonsens" in der 
Bildungspolitik stellt daher kein geeignetes verfas-
sungspolitisches Kriterium für die Bewertung der 
Aufgabenverteilung im Bildungswesen zwischen 
Bund und Ländern dar. 

Auch die Vereinbarungspraxis der Landesregierun-
gen kann, ebenso wie die bundesstaatliche Aufga-
benverteilung, nicht am Maßstab der Veränderungs-
freundlichkeit oder -feindlichkeit gemessen werden. 
Geeignete Bewertungskriterien geben lediglich das 
den Vereinbarungen zugrunde liegende Ziel, ein 
Mindestmaß an Einheitlichkeit im Bildungswesen zu 
wahren, sowie die verfassungspolitische Forderung 
nach einer wirksamen parlamentarischen Kontrolle 
und Legitimation. 

365. Die bei der Koordination des Verwaltungs-
handelns der Regierungen erkennbare Problematik 
wird sich bei einer Kooperation verschärfen, die sich 
in zunehmendem Umfang auf die Gesetzgebung der 
Länder beziehen muß. Eine in bestimmten Grund-
fragen übereinstimmende Gesetzgebung der einzel-
nen Bundesländer kann auf verschiedenen Wegen 
erreicht werden. Möglich ist, wie dies in den Ab-
kommen der Landesregierungen von Düsseldorf und 
Hamburg angestrebt wurde, in einer Verwaltungs-
vereinbarung einen Konsens zwischen den Regierun-
gen herzustellen, an den die Regierungen gebunden 
sind und den sie gegenüber ihren Parlamenten zu 
vertreten haben. Vereinbarungen der Regierungen 
können aber die Parlamente nicht binden und schlie-
ßen dementsprechend abweichende gesetzliche Rege-
lungen nicht aus. 

366. Eine Bindung der Parlamente der Länder kann 
durch Staatsverträge erreicht werden, denen die 
Parlamente zustimmen müssen. 

Die Parlamente können sich von der Bindung durch 
Staatsverträge nur durch Kündigung, unter Wah-
rung von Fristen, befreien. Staatsverträge sind al-
lerdings durch den Nachteil gekennzeichnet, daß sie 
nur schwer zu ändern sind. Auf veränderte Bedin-
gungen kann nicht flexibel reagiert werden, da 
Änderungen die Zustimmung der Regierungen und 
Parlamente aller Länder voraussetzen. Das Verfah-
ren der Koordination ist dabei noch aufwendiger 
und komplizierter als bei Verwaltungsabkommen 
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der Regierungen: Zunächst müssen die elf Regierun-
gen eine Einigung erzielen, dann alle Parlamente zu-
stimmen. 

367. Noch unbefriedigender als bei der Koordina-
tion des Verwaltungshandelns der Regierungen ist 
bei Staatsverträgen auch das Problem der parlamen-
tarischen Kontrolle und Legitimation gelöst. Formal 
setzt ein Staatsvertrag zwar die Zustimmung der 
Parlamente voraus. Die Parlamente stehen dabei 
allerdings vor einer „Ratifikationslage", in der sie 
nur zustimmen oder das Verhandlungsergebnis der 
Regierungen — mit allen Folgen — ablehnen kön-
nen. Besonders deutlich wird diese Zwangslage bei 
Regelungsmaterien, in denen nach übereinstimmen-
der Auffassung aller beteiligten Regierungen und 
Parlamente — und zum Teil, wie z. B. beim Staats

-

vertrag über die Vergabe von Studienplätzen, auch 
aus bundesverfassungsrechtlichen Gründen — eine 
einheitliche Gestaltung der Landesgesetzgebung 
dringend erforderlich ist. 

368. Zur Entschärfung dieser Problematik ist vor-
geschlagen worden, die Parlamente bereits bei der 
Erstellung von Staatsvertragsentwürfen durch die 
Koordinationsgremien der Regierungen in den Pro-
zeß der Willensbildung einzubeziehen. Die Konfe-
renz der Präsidenten der deutschen Länderparlamen-
te hat auf ihrer Sitzung am 6. Mai 1976 „Empfehlun-
gen zur parlamentarischen Behandlung von Staats-
verträgen und Verwaltungsabkommen" beschlossen. 
Sie schlägt darin eine frühzeitige Unterrichtung der 
Landtage über Staatsvertragsverhandlungen der Re-
gierungen vor. Die Parlamente sollen dabei über die 
Grundzüge des angestrebten Vertrages und, „soweit 
möglich, über wesentliche Abweichungen von diesen 
Grundzügen" unterrichtet werden, die sich im Ver-
laufe der Verhandlungen ergeben. Auf diese Weise 
sollen die Landesparlamente Gelegenheit erhalten, 
vor einer Einigung der Regierungen Stellung zu 
nehmen. Entsprechendes soll auch für alle Verwal-
tungsabkommen „mit erheblicher politischer Bedeu-
tung" gelten. 

369. Gegen diesen Vorschlag sind Bedenken gel-
tend gemacht worden, da dadurch die Gewaltentei-
lung zwischen Regierung und Parlament in verfas-
sungsrechtlich unzulässiger Weise und im übrigen 
auch die Fähigkeit der Regierungen, überhaupt ei-
nen Konsens zu finden, in Frage gestellt werde. Un-
abhängig davon, ob diese Einwände auch im Verfas-
sungsrecht ihre Begründung finden, ist jedenfalls 
festzustellen, daß, selbst wenn diesem Vorschlag 
gefolgt wird, der Gestaltungsspielraum der für die 
Gesetzgebung zuständigen Landesparlamente bei 
einem auf dem Einstimmigkeitsprinzip beruhenden 
Koordinationsverfahren außerordentlich klein ist. 
Selbst wenn Beauftragte der Landesparlamente un-
mittelbar an den Verhandlungen beteiligt würden, 
bliebe der Volksvertretung in ihrer Gesamtheit bei 
der Gesetzgebung praktisch nur die Wahl zwischen 
Zustimmung und Ablehnung. 

370. Staatsverträge, die auch die Landesparlamente 
binden, sind stets als verfassungspolitisch problema-  

tisch angesehen worden (Kritik an der „dritten 
Ebene"). Solange sie sich in ihrer Bedeutung für die 
Landesgesetzgebung insgesamt und auch hinsichtlich 
des Regelungsgegenstandes auf einen Fragenkreis 
beschränkten, der die politischen Gestaltungsmög-
lichkeiten des Gesetzgebers nur in geringem Um-
fang begrenzt, konnten Staatsverträge als „Aus-
nahmetatbestände" im föderativen System hinge-
nommen werden. 35) 

Künftig werden jedoch, um den Parlaments- und 
Gesetzesvorbehalt zu wahren, in größerem Umfange 
Bereiche gesetzlich geregelt werden müssen, die bis-
lang durch Verwaltungsvorschriften der Landesre-
gierungen gestaltet wurden. In diesen Gebieten ist 
wiederum in vielen Fällen eine im Bundesgebiet in 
den Grundzügen übereinstimmende Gesetzgebung 
notwendig. Eine Bindung der Landesparlamente ist 
aber nur durch Staatsverträge möglich. Bei einem 
zunehmenden Umfang der durch Staatsvertrag gere-
gelten Gesetzgebung wird auch die Kritik an diesem 
Kooperationssystem eine verstärkte Bedeutung ge-
winnen müssen. 

371. Die Landesparlamente stehen dabei vor zwei 
gleichermaßen unbefriedigenden Alternativen: 

- Sie können, obwohl über die Notwendigkeit 
einer einheitlichen Regelung in vielen Fällen 
Einvernehmen bestehen wird, die Zustimmung zu 
einem Staatsvertrag verweigern, weil sie mit 
dem von den Regierungen erzielten Kompromiß 
nicht einverstanden sind. Die Parlamente wahren 
dabei ihr Gestaltungsrecht. 

— Wenn sie dagegen, im Interesse einer einheit-
lichen Regelung, Staatsverträgen zustimmen, be-
gründen sie damit ein starres und nur schwer zu 
änderndes Normensystem, das in erster Linie 
nicht von den Parlamenten, sondern von den Re-
gierungen gestaltet wurde. Gleichzeitig ist da-
mit der verfassungspolitisch wie -rechtlich maß-
gebliche Zweck des Parlaments- und Gesetzes-
vorbehalts — die Gestaltung wesentlicher politi-
scher Entscheidungen, vor allem im Bereich der 
Grundrechtsausübung, der Volksvertretung vor-
zubehalten — in der Verfassungswirklichkeit 
nicht erreicht, da der tatsächliche Regelungsspiel-
raum der Parlamente bei Staatsverträgen nur 
sehr klein sein kann. 

372. Das Grundproblem, sowohl die erforderliche 
Einheitlichkeit in bestimmten Grundfragen des Bil-
dungswesens zu sichern als auch die parlamenta-
rische Legitimation wesentlicher bildungspolitischer 
Entscheidungen zu stärken, kann nach der geltenden 

35) Sachlich in gewissen Bereichen erforderlich und verfassungs-
politisch weniger problematisch ist demgegenüber die Ab-
stimmung und Koordinierung zwischen den Ländern, vor 
allem in der Kultusministerkonferenz, auf Gebieten, die nicht 
dem Gesetzgeber vorbehalten sind und insbesondere nicht 
die Grundrechtsausübung betreffen. Dieser Zusammenarbeit 
entspricht weithin auch die Kooperation zwischen den Län-
dern auf anderen Aufgabengebieten in Fachministerkonferen-
zen und die Abstimmung zwischen den Regierungen des Bun-
des und der Länder, die dem politischen Meinungsaustausch 
dient oder eine Absprache über Verwaltungsmaßnahmen und 
-verfahren zum Ziel hat; vgl. dazu auch S. 63 (Gemein-
schaftsaufgabe Bildungsplanung). 
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Kompetenzverteilung nicht befriedigend gelöst wer-
den. 

Problematik der Politikverflechtung 

373. Die Kritik an der überregionalen Regierungs-
koordination hat sich bislang überwiegend gegen 
die Bund-Länder-Kooperation, vor allem bei den 
Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a und Arti-
kel 91 b des Grundgesetzes und bei der Gewährung 
von Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes, gerichtet. Diese durch 
Verfassungsänderung 1969 eingeführten Instrumente 
der Bund-Länder-Zusammenarbeit haben, nach der 
Auffassung von Kritikern aus Politik und Wissen-
schaft, mit ihren problematischen Entscheidungs-
strukturen nicht zu zufriedenstellenden Ergebnissen 
geführt. 

Kritisiert wurde auch — im Bundestag, in den Län-
derparlamenten und in wissenschaftlichen Publika-
tionen — der Mangel an parlamentarischer Kon-
trolle und Einwirkung auf die Ergebnisse der Regie-
rungskooperation. Die Kooperation tendiere faktisch 
zu einem System der einstimmigen Beschlußfassung 
mit der damit notwendigerweise verbundenen 
Schwerfälligkeit, Unbeweglichkeit und Einschrän-
kung der parlamentarischen Kontrollfunktion. 

374. Bei der Bewertung der Kritik an den Gemein-
schaftsaufgaben ist zu berücksichtigen, daß die Ko-
operation auf diesen Gebieten durch den Vorzug 
gekennzeichnet ist, daß in ihr das gesamtstaatliche 
Element durch die Beteiligung der Bundesregierung 
zur Geltung kommt, die ihre Legitimation von einem 
vom Volk des Gesamtstaates gewählten Parlament, 
dem Deutschen Bundestag, erhält. Überdies ist es — 
nach den Verfahrensbestimmungen für die Gemein-
schaftsaufgaben — zumindest möglich, nicht-einstim-
mige Beschlüsse zu fassen. 

Die Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung nach 
Artikel 91 b des Grundgesetzes, die eine Abstim-
mung und einen Meinungsaustausch der Regierun-
gen über eine politische Rahmenplanung im Bil-
dungswesen ermöglicht, ohne den Gestaltungsspiel-
raum der Parlamente einzuschränken, erfüllt außer-
dem eine bundesstaatliche Funktion, die, wie ver-
gleichbare Abstimmungsverfahren zwischen den Re-
gierungen (den Regierungschefs oder den Fachmini-
stern) von Bund und Ländern zeigen, in gewissem 
Umfang auch ohne eine ausdrückliche Verfassungs-
bestimmung zulässig und notwendig wäre. Auf der 
anderen Seite ist zu berücksichtigen, daß Bildungs-
planungsbeschlüsse der Regierungen nicht die er-
forderlichen parlamentarisch legitimierten Entschei-
dungen ersetzen können. 

375. Von der Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung 
kann auch nicht die Lösung der bei der Koordination der 
Landesregierungen aufgetretenen Probleme erwartet wer-
den. Für die Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung gilt, 
wie für die Koordination der Landesregierungen, daß, 
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen, keine Regie-
rung gegen ihren Willen an Beschlüsse gebunden werden  

kann, denen sie nicht zugestimmt hat. Ein Beschluß über 
eine bundeseinheitlich durchzuführende Bildungsplanungs-
maßnahme setzt daher, wie bei der Koordination der Lan-
desregierungen, die Zustimmung aller Abstimmungspart-
ner voraus. Außerdem ist zweifelhaft und zwischen den 
Regierungen von Bund und Ländern ungeklärt ob und 

 inwieweit die Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung 
auch eine Abstimmung über einen konkreten Gesetzent-
wurf zum Ziel haben kann. Schließlich kann, wie bei der 
Selbstkoordination der Länder, ein Beschluß der Regie-
rungen nicht die Parlamente binden. 

376. Die bei der Kooperation im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgaben grundsätzlich bestehende Mög-
lichkeit der parlamentarischen Kontrolle durch den 
Bundestag und der Möglichkeit, mit einer (qualifi-
zierten) Mehrheit zu entscheiden, können in der 
Verfassungswirklichkeit, nach der Anlage des Ent-
scheidungssystems bei den Gemeinschaftsaufgaben, 
in der Regel nur eine begrenzte Bedeutung haben 
und die Verflechtungsproblematik nicht lösen. Bei 
der Kooperation zwischen den Landesregierungen, 
die — bei der Erarbeitung von Staatsvertragsent-
würfen — zu einem bundeseinheitlichen Länderrecht 
führen soll, ist durch Verfassungsrecht aber bereits 
die Möglichkeit ausgeschlossen, eine nicht auf einem 
einstimmigen Votum der Landesregierungen und 
-parlamente beruhende einheitliche Gesetzgebung 
vorzusehen und das Parlament des Gesamtstaates 
zu beteiligen. 

377. Da die Notwendigkeit bundesweiter Verein-
heitlichung in der Landesgesetzgebung und damit 
auch die Staatsvertragspraxis künftig an Bedeutung 
zunehmen wird, wird sich die Entwicklung zur Poli-
tikverflechtung im Bundesstaat verstärken. Eine 
umfassende Kooperation durch Staatsverträge ist da-
bei unter verfassungspolitischen Gesichtspunkten 
noch problematischer als die Zusammenarbeit bei 
den Gemeinschaftsaufgaben. Die damit angestrebte 
Ländergesetzgebung wird nämlich in vielen Fällen, 
anders als die Kooperation bei den Gemeinschafts-
aufgaben, unmittelbar Rechte und Pflichten des Bür-
gers, vor allem im Bereich der. Grundrechtsaus-
übung, regeln. Sie muß in jedem Fall auf dem Ein-
stimmigkeitsprinzip beruhen und wird auch formal 
die Gesetzgeber binden, weil sich der einzelne Lan-
desgesetzgeber durch die Zustimmung zu einem 
Staatsvertrag auch gegenüber anderen Bundeslän-
dern verpflichtet. 

378. Die Ursachen für diese Entwicklung liegen, 
wie bei den Gemeinschaftsaufgaben, nicht in der Ge-
staltung des Kooperationsverfahrens durch Normen 
unterhalb der Ebene des Bundesverfassungsrechts 
(Vereinbarungen, Gesetze usw.) oder in der „poli-
tischen Konstellation" der Parteienlandschaft. Die 
geltende Kompetenzverteilung macht die Koopera-
tion — bei der Länderselbstkoordination, bei den 
Gemeinschaftsaufgaben und in anderen Gebieten 
der Bund-Länder-Zusammenarbeit — sogar notwen-
dig und läßt keine die Grundproblematik lösenden 
Alternativen für die Gestaltung der Entscheidungs-
prozesse zu. Eine Problemlösung ist nur durch eine 
Änderung des Grundgesetzes möglich. 
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3 Föderale Gewaltenteilung und Neuordnung der 
Aufgabenverteilung 

Funktion der bundesstaatlichen Gliederung, Eigen-
staatlichkeit der Bundesländer 

379. In der Bundesrepublik Deutschland besteht 
ein Grundkonsens zwischen allen im Bundestag und 
in den Landtagen vertretenen Parteien über die Vor-
teile einer bundesstaatlichen Ordnung des demo-
kratischen Gemeinwesens und über die Notwendig-
keit, die Funktionsfähigkeit des föderalen Systems 
zu erhalten und zu stärken. Diese hängt wiederum 
in hohem Umfang von der Entscheidungsfähigkeit, 
vor allem der gesetzgebenden Körperschaften, und 
davon ab, ob die Prozesse der politischen Willens-
bildung und Entscheidung und die Verteilung der 
Verantwortung im Bundesstaat für den Bürger und 
Wähler durchschaubar gestaltet sind. 

380. Als wichtigster Vorzug einer bundesstaat-
lichen Ordnung wird in der politischen Diskussion 
vor allem die freiheitssichernde Funktion einer Auf-
gliederung der staatlichen Macht in verschiedene 
politische Zentren mit jeweils eigenen Aufgaben-
gebieten („föderale Gewaltenteilung") angeführt. Zu 
diesen Vorzügen gehören auch die Möglichkeit, bür-
gernahe Entscheidungen zu treffen, die unterschied-
liche regionale Bedingungen berücksichtigen und 
durch die regionale Volksvertretung besser legiti-
miert und kontrolliert werden können als durch das 
Parlament des Gesamtstaates, und der Wettbewerb 
zwischen den Ländern und zwischen den in Regie-
rungsverantwortung stehenden Parteien um bessere 
Lösungen in bestimmten Aufgabengebieten. 

381. Alle diese Ziele der bundesstaatlichen Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland werden in 
denjenigen Aufgabengebieten nicht oder nur in be-
schränktem Umfang erreicht, in denen übereinstim-
mende Ländergesetze notwendig sind, um die er-
forderliche Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse zu 
wahren. Ein künftig in zunehmendem Umfang zu 
entwickelndes Staatsvertragssystem im Gesetzge-
bungsbereich der Bundesländer 

— hebt die Selbständigkeit der Aufgabenwahrneh-
mung in den einzelnen Ländern auf und ver-
stärkt die Tendenzen zur Verfestigung einer 
„dritten Ebene" (außerhalb und neben Bund und 
Bundesländern), die die gewaltenhemmende 
Funktion des föderalen Systems nicht erfüllen 
kann, sondern vielmehr zur Konzentration poli-
tischer Entscheidungsmacht in den Regierungen 
und Verwaltungen führt, die einer wirksamen 
parlamentarischen Kontrolle weitgehend ent-
zogen ist, 

— kann nicht die Forderung nach bürgernahen, auch 
die regionalen Besonderheiten berücksichtigen-
den Entscheidungen erfüllen und schließt zudem 
eine Kontrolle durch die Volksvertretungen der 
Länder weitgehend und durch den Wähler nahe-
zu völlig aus, 

— beschränkt notwendigerweise auch den Spiel-
raum für einen Wettbewerb zwischen den Län-
dern, 

— behindert — durch den ständigen Zwang zu einer 
„Allparteienkoalition" — eher den Wettbewerb 
der Parteien, als daß es ihn fördert. 

Ein System von Staatsverträgen schwächt überdies 
die Entscheidungsfähigkeit in für den Gesamtstaat 
wichtigen Fragen und bindet die Gesetzgeber an ein 
wenig flexibles Normengeflecht. 

382. Wenn die mit dieser Entwicklung gestellten 
Fragen zur Funktionsfähigkeit des föderalen Sy-
stems gelöst und die beiden verfassungspolitischen 
Forderungen nach einem Mindestmaß an Einheitlich-
keit sowie nach einer wirksamen parlamentarischen 
Legitimation erfüllt werden sollen, muß die Auf-
gabenverteilung im Bundesstaat neu geordnet wer-
den. 
Eine Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für die im 
Bildungswesen bundeseinheitlich zu gestaltenden Gebiete 
könnte zwar nach der Funktion der bundesstaatlichen 
Aufgabenverteilung nicht denselben Zielen wie eine 
Kompetenz des Landesgesetzgebers dienen. Da sie eine 
bundeseinheitliche Normsetzung ermöglichen soll, kann 
sie — unmittelbar — auch nicht die Forderung nach von 
Land zu Land verschiedenen, den Wettbewerb fördernden 
Modellen erfüllen. Bei einer Gesetzgebung des Deutschen 
Bundestages ist jedoch, im Gegensatz zu einem Staats-
vertrag der Länder, das parlamentarische Gestaltungs-
recht und damit die Kontrolle durch den Wähler auch in 
der Verfassungswirklichkeit gewahrt. Bei der Länder-
selbstkoordination durch Staatsverträge besteht ein (in-
stitutioneller) Zwang zu einer Allparteienkoalition, nicht 
dagegen bei einer Gesetzgebungszuständigkeit des Bun-
des. Schließlich könnte durch eine Bundeszuständigkeit 
auch der Gefahr begegnet werden, daß in eine bundesein-
heitliche Ländergesetzgebung durch Staatsverträge auch 
Sachgebiete einbezogen werden, die nicht unbedingt ein-
heitlich geregelt werden müssen, und auf diese Weise 
das Gestaltungsrecht der Landesparlamente mehr als un-
bedingt erforderlich eingeschränkt wird. Eine „Entflech-
tung" der Gesetzgebungszuständigkeiten von Bund und 
Ländern im Bereich des Bildungswesens, nach der die ein-
heitlich zu gestaltenden Bereiche durch den Bund, alle 
übrigen Fragen aber durch die Länder zu regeln sind, 
kann die Notwendigkeit, Staatsverträge abzuschließen, 
aufheben und damit die Eigenständigkeit der Aufgaben-
wahrnehmung durch die Volksvertretungen des Bundes 
und der Länder stärken. Mittelbar würde auf diese Weise 
ein wesentliches Ziel der föderalen Gewaltenteilung ge-
fördert. 

383. Bei allen Neuordnungsüberlegungen ist zu 
berücksichtigen, daß Artikel 79 Abs. 3 des Grund -
gesetzes gebietet, die grundsätzliche Mitwirkung der 
Länder bei der Gesetzgebung zu erhalten. Artikel 79 
Abs. 3 gewährleistet damit nicht nur eine Mitwir-
kung der Länder an der Bundesgesetzgebung über 
den Bundesrat, sondern setzt auch ein Mindestmaß 
an eigenen Gesetzgebungskompetenzen der Länder 
voraus. Welchen Umfang diese Kompetenzen aufwei-
sen müssen und wo die Grenze zu einer unzulässi-
gen Verfassungsänderung liegt, kann nur durch 
eine Gewichtung der Gesetzgebungszuständigkeiten 
und der Mitwirkungsrechte der Länder bei der Bil-
dung des Bundeswillens sowie bei gesamtstaatlichen 
Aufgaben festgestellt werden. 

Verstärkte Bedeutung muß diese Abwägung dann 
erhalten, wenn sich die Neuordnung auf Gebiete 
bezieht, die, wie das Bildungswesen, zu den wich- 
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tigsten Aufgaben im Länderkompetenzbereich gehö-
ren. Auch in diesen Bereichen ist eine Veränderung 
der Aufgabenverteilung, wie auch die Grundgesetz-
änderung von 1969 zeigt, aber nicht schlechthin aus-
geschlossen. Entscheidend ist vielmehr, ob eine 
Grundgesetzänderung den Ländern — und damit 
den Landesparlamenten — wesentliche Gesetzge-
bungszuständigkeiten erhält, die eine notwendige 
Voraussetzung für die Eigenständigkeit und „Staat-
lichkeit" der Länder bilden. 

384. Dabei ist auch zu berücksichtigen, welche tat-
sächliche Bedeutung die Gesetzgebungskompetenzen 
für die föderale Gewaltenteilung haben. In denjeni-
gen Gebieten, die weitgehend durch Staatsverträge 
der Länder geregelt werden müßten, sind die Ziele 
der bundesstaatlichen Gewaltenteilung gefährdet. 
Eine Neuordnung der Aufgabenverteilung, die die 
Zuständigkeiten entflechtet und in diesen Bereichen 
eine Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes be-
gründet, kann die Funktions- und Entscheidungs-
fähigkeit des föderalen Systems stärken. Eine der-
artige Neuordnung würde im übrigen den weitaus 
größten Teil der Zuständigkeiten im Bildungswesen 
den Ländern vorbehalten. Der Bundesgesetzgeber 
wäre danach insbesondere nicht für eine Entschei-
dung über die Organisation der Bildungseinrichtun-
gen (z. B.: Gesamtschule oder gegliedertes Schul-
wesen) zuständig. Die Regelungen der Bildungs-
inhalte, die Verwaltung und Finanzierung blieben, 
wie bisher, in der Regel in der Länderzuständigkeit. 
Der Bundesgesetzgeber würde nicht eine Regelungs-
zuständigkeit für „das" Bildungswesen, sondern 
lediglich für einige wenige, für die Wahrung eines 
Mindestmaßes an Freizügigkeits- und Mobilitäts-
voraussetzungen sowie an Chancengleichheit not-
wendigerweise bundeseinheitlich zu gestaltende Ge-
biete erhalten. 

In Neuordnungsüberlegungen sollten außerdem 
nicht nur Rechtsetzungskompetenzen der Länder, 
sondern auch andere Gebiete, wie die bildungsbezo-
genen Gemeinschaftsaufgaben, einbezogen werden, 
die durch eine vergleichbare Verflechtungsproble-
matik gekennzeichnet sind. 

385. Bei der Bewertung der Frage, welchen Umfang die 
eigenen Gesetzgebungskompetenzen der Länder haben 
müssen, um die Staatlichkeit der Länder zu wahren, ist 
auch die Kompetenzverteilung der Weimarer Verfassung 
zu berücksichtigen. Im verfassungsrechtlichen Schrifttum 
besteht weitgehend Übereinstimmung darüber, daß die 
Länder auch im Verfassungssystem der Weimarer Repu-
blik über eine „Staatsnatur" im Sinne des Grundgesetzes 
verfügten. Die Kompetenzverteilung der Weimarer Ver-
fassung wies dem Reich im Schul- und Hochschulwesen 
jedoch weitaus mehr Gesetzgebungszuständigkeiten zu, 
als dies nach der hier in Betracht kommenden Neurege-
lung für die Gebiete der Bildungspflicht, der Übergänge 
und Abschlüsse und der Gestaltung der Inhalte der be-
ruflichen Bildung erforderlich wäre. Von diesen Kompe-
tenzen hat der Reichstag zwar nur in wenigen Bereichen 
Gebrauch gemacht; für die Beurteilung der Staatlichkeit 
der Länder ist jedoch allein die Zuständigkeitsverteilung 
entscheidend. 

Vergleich mit anderen Bundesstaaten 

386. Ein internationaler Vergleich ergibt, daß auch 
andere Staaten mit einer föderativen Verfassungs-  

struktur vor ähnlichen Problemen wie die Bundes-
republik Deutschland stehen. In fast allen vergleich-
baren Bundesstaaten wurden — vor allem in den 
letzten zehn Jahren — die Kompetenzen des Ge-
samtstaates gestärkt, um eine einheitlichere Gestal-
tung des Bildungswesens und vergleichbare Bil-
dungschancen für alle Bürger zu gewährleisten. In 
einigen Bundesstaaten sind Verfassungsänderungen 
beschlossen worden oder werden Verfassungsände-
rungen vorbereitet, die auch die Bildungskompeten-
zen neuordnen sollen. 

387. Die Lösungsmodelle der verschiedenen Bun-
desstaaten können nicht auf das Verfassungssystem 
der Bundesrepublik Deutschland übertragen werden. 
In den angelsächsischen Bundesstaaten ist die Auf-
gabenverteilung und die Verteilung der Finanzmittel 
z. B. an anderen Kriterien ausgerichtet als in der 
Bundesrepublik Deutschland; der Gesamtstaat kann 
in diesen Ländern über die Haushalts- und Dota-
tionsgesetzgebung einen Einfluß-  ausüben, der dem 
Bund in der Bundesrepublik Deutschland verfas-
sungsrechtlich verschlossen ist. Bei einer Beurteilung 
des Verhältnisses von Gesamtstaat und Gliedstaaten 
müssen außerdem die Unterschiede der Bundesstaa-
ten in der Bevölkerungszahl sowie in der Fläche des 
Gesamtstaates und der Gliedstaaten berücksichtigt 
werden; von großer Bedeutung ist außerdem, ob die 
föderative Staatsgliederung in den einzelnen Bun-
desstaaten (neben allen anderen Zielen), anders als 
in der Bundesrepublik Deutschland, auch die Auf-
gabe hat, sprachliche und ethnische Minderheiten zu 
schützen. In denjenigen Bundesstaaten, in denen dies 
der Fall ist (z. B. in Kanada), und auch in den nicht-
bundesstaatlich organisierten Staaten mit Nationali-
tätenproblemen haben der Föderalismus oder die 
Forderung nach einem föderalistischen Staatsaufbau 
notwendigerweise eine völlig andere politische 
Funktion und einen anderen politischen Stellenwert 
als in der Bundesrepublik Deutschland. 

388. Auch wenn diese Unterschiede in den Ver-
fassungs- und in den politischen Voraussetzungen be-
rücksichtigt werden, führt ein internationaler Ver-
gleich jedoch zu einigen, auch für die Diskussion in 
der Bundesrepublik Deutschland wichtigen Ergeb-
nissen: 
— In keinem vergleichbaren Bundesstaat verfügen 

die Gliedstaaten über so umfassende Mitwir-
kungsrechte bei der Willensbildung des Gesamt-
staates, vor allem in der Gesetzgebung, wie die 
Länder der Bundesrepublik Deutschland im Bun-
desrat. 

— Die Befugnisse des Gesamtstaates im Bildungs-
wesen sind in ihrem Gesamtgewicht nur in Ka-
nada geringer als in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Sie übersteigen in Österreich deutlich die-
jenigen des Bundes in der Bundesrepublik 
Deutschland; der Gesamtstaat verfügt aber auch 
in Australien, in der Schweiz und in den USA 
über größere Gestaltungsmöglichkeiten. 

— In keinem anderen Bundesstaat gibt es ein ähn-
lich umfassendes System von Vereinbarungen 
und gemeinsamen Einrichtungen der Gliedstaa-
ten im Bildungswesen wie das Kooperationssy-
stem der Länder der Bundesrepublik Deutschland. 
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— Ein Überblick über die verschiedenen föderativen 
Verfassungssysteme zeigt eine große Formen

-

vielfalt in der Art der Aufgabenverteilung und in 
dem Gewicht der Aufgaben, die dem Gesamt-
staat und den Gliedstaaten jeweils zugeordnet 
werden. Soweit in der verfassungspolitischen 
und -rechtlichen Diskussion mit einem Hinweis 
auf das „Wesen des Bundesstaates" begründet 
werden soll, welche Gestaltungsmöglichkeiten mit 
einem föderativen Staatsaufbau vereinbar oder 
unvereinbar sind, läßt sich jedenfalls auf dem 
internationalen Vergleich keine Argumentation 
aufbauen. 

389. Im verfassungsrechtlichen System und in der 
Aufgabenverteilung zwischen Gesamtstaat und 
Gliedstaaten steht die Schweiz der Bundesrepublik 
Deutschland am nächsten. Die verschiedenen Sprach-
regionen der Schweiz stellen andererseits ein grund-
sätzliches Unterscheidungsmerkmal für die Bewer-
tung der Föderalismusfunktion in den beiden Län-
dern dar. In der Schweiz wird zur Zeit eine Verfas-
sungsänderung vorbereitet, die auch die Aufgaben-
verteilung im Bildungswesen neu ordnen und die 
Befugnisse des Gesamtstaates stärken soll. Die Vor-
schläge für neue Bundeskompetenzen gehen dabei 
weit über die in Teil A dieses Berichts behandelten 
Sachgebiete hinaus. Sie zeigen jedoch in einigen Be-
reichen einen ähnlichen Lösungsansatz wie die in 
der Bundesrepublik Deutschland erörterten Vor-
schläge. So soll z. B. in der Schweiz eine gesamt-
staatliche Kompetenz für die berufliche Bildung an-
stelle der zwischen Bund (betriebliche Ausbildung 
als Teil des Regelungsbereiches „Wirtschaftsrecht") 
und Kantonen (Schulen) bislang getrennten Zustän-
digkeiten begründet werden. 

Lösungsansätze für eine Neuordnung der Aufgaben-
verteilung 

390. Die vom Deutschen Bundestag eingesetzte 
Enquete-Kommission Verfassungsreform hat sich 
nach dem ihr erteilten Auftrag mit dem Verfassungs-
system insgesamt und nicht mit der Problematik 
einzelner staatlicher Aufgabengebiete befaßt. Sie hat 
daher das Bildungswesen — wie auch andere Sach-
gebiete der Politik — und die außerordentlich kom-
plexe und unübersichtliche Vereinbarungspraxis in 
diesem Gebiet nicht gesondert in ihre Bewertung 
einbezogen. Wichtige Gerichtsentscheidungen zum 
Parlaments- und Gesetzesvorbehalt im Bildungswe-
sen, die die künftige Entwicklung der Kooperation 
zwischen den Ländern entscheidend beeinflussen 
werden, sind erst nach dem Abschluß der Arbeiten 
der Kommission ergangen. Die Überlegungen und 
Vorschläge der Enquete-Kommission haben jedoch 
auch für die Beurteilung der Lösungsansätze in dem 
in der Regierungserklärung 1976 genannten Berei-
chen des Bildungswesens Bedeutung. 

391. Die Enquete-Kommission hat vor allem in den 
Verflechtungsgebieten der Gemeinschaftsaufgaben 
eine problematische Entwicklung erkannt. Den 
Schwerpunkt ihrer Überlegungen hat sie insbeson-
dere auf die Schwächung der Landesgesetzgebung  

und der Stellung der Landesparlamente ausgerichtet. 
Diese kritischen Erwägungen treffen jedoch alle auch 
bei der Kooperation zwischen den Landesregierun-
gen zu, die, unmittelbar über Staatsverträge oder 
mittelbar durch Verwaltungsvereinbarungen, zu ei-
ner bundeseinheitlichen Ländergesetzgebung führen 
soll. Sie haben in diesem Gebiet sogar ein noch grö-
ßeres Gewicht als bei den Gemeinschaftsaufgaben. 

392. Bei der Erörterung von verschiedenen Lö-
sungsmodellen zur Stärkung des Einflusses der Lan-
desgesetzgebung hat sich die Enquete-Kommission 
auch mit Vorschlägen zur verfassungsrechtlichen 
Neuordnung der Länderselbstkoordination befaßt, 
die ohne eine Erweiterung der Bundeskompetenzen 
zu größerer Rechtseinheit führen soll. 36)  In der Korn-
mission sind dabei verschiedene Modelle erwogen 
worden (Institutionalisierung einer „dritten Ebene" 
in einem „Länderrat", der mit der Mehrheit der 
Landesregierungen auch bundeseinheitliches Länder-
recht verabschieden kann und — eventuell — eine 
„beratende Versammlung" aus Länderparlamenta-
riern zu beteiligen hat, usw.). Diese Vorschläge hat-
ten vor allem zum Ziel, das Einstimmigkeitsprinzip 
im Entscheidungssystem der Länderselbstkoordina-
tion zu überwinden. 

Die Enquete-Kommission hat sich jedoch gegen alle 
diese Modelle ausgesprochen, da verbindliche Mehr-
heitsentscheidungen der Landesregierungen die 
gleichrangige Eigenstaatlichkeit der Länder in Frage 
stellten, allenfalls die Landesregierungen stärkten, 
die politische Gestaltungsverantwortung der Landes-
parlamente bei der Gesetzgebung dagegen schwäch-
ten und das demokratisch-parlamentarische System 
im Bundesstaat gefährdeten. 

393. Aus ähnlichen Gründen hat die Kommission 
auch den Vorschlag abgelehnt, zur Stärkung des 
länderparlamentarischen Elements eine förmliche 
Mitwirkung der Landesparlamente bei der Bundes-
gesetzgebung vorzusehen. Ein derartiger Vorschlag 
sei geeignet, die Autorität der Gesetzgebungskörper-
schaften des Bundes zu untergraben und die Funk-
tionsfähigkeit der bundesstaatlichen Ordnung zu be-
einträchtigen. 

394. Die Enquete-Kommission hat ihre Überlegun-
gen zur Selbstkoordinierung der Landesgesetzgebung 
mit dem folgenden Ergebnis abgeschlossen: 37 ) 

„Die Kommission war schließlich der Auffassung, 
anstatt den klaren zweistufigen Aufbau des Bun-
desstaates durch eine verfassungsrechtliche Insti-
tutionalisierung einer Koordinationsebene zu ver-
fälschen, sei es ehrlicher und zweckmäßiger, im 
Falle der Notwendigkeit bundeseinheitlicher Re-
gelung ein Bundesgesetz zu erlassen." 

Auch diese Erwägungen zeigen, daß nur eine Än-
derung der Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern die Problematik der Kooperation der Lan-
desregierungen im Bereich der Gesetzgebungszustän-
digkeiten befriedigend lösen kann. 

36) Schlußbericht der Enquete-Kommission Verfassungsreform, 
Drucksache 7/5924, S. 128 

37) A. a. O., S. 128 
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A. Vereinbarungen der Länder 

Abkommen der Regierungen 

Abkommen zwischen den Ländern der Bundesrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet des 
Schulwesens (Vom 28. Oktober 1964 in der Fassung vom 14. Oktober 1971) 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Das Schuljahr beginnt an allen Schulen am 
1. August und endet am 31. Juli des folgenden 
Kalenderjahres. 

§ 2 

(1) Die Schulpflicht beginnt für alle Kinder, die 
bis zum Beginn des 30. Juni eines Jahres das 6. Le-
bensjahr vollendet haben, am 1. August desselben 
Jahres. 

(2) Die Vollzeitschulpflicht endet nach 9 Schul-
jahren. Die Ausdehnung auf ein 10. Schuljahr ist zu-
lässig. 

§ 3 

(1) Die Ferien werden in erster Linie nach päd-
agogischen Gesichtspunkten festgesetzt. 

(2) Ihre Gesamtdauer während eines Schuljahres 
beträgt 75 Werktage. 

(3) Aus besonderen Gründen von der Unter-
richtsverwaltung für schulfrei erklärte Tage, die 
außerhalb der Ferien liegen, werden nicht mit-
gerechnet. 

(4) Die Sommerferien sollen in der Zeit zwischen 
dem 1. Juli und dem 10. September liegen. Sie wer-
den regional gestaffelt. Über die Festsetzung der 
Sommerferientermine in den einzelnen Ländern trifft 
die Ständige Konferenz der Kultusminister für jedes 
Jahr eine Vereinbarung. 

(5) Weitere zusammenhängende Ferienabschnitte 
liegen zur Oster- und Weihnachtszeit. Die Unter-
richtsverwaltung kann einen kürzeren Ferienab-
schnitt zu Pfingsten und im Herbst festsetzen sowie 
einzelne bewegliche Ferientage zur Berücksichti-
gung besonderer örtlicher Verhältnisse zulassen. 

ABSCHNITT II 

A. Einheitliche Bezeichnungen im Schulwesen 

§ 4 

(1) Die für alle Schüler gemeinsame Unterstufe 
trägt die Bezeichnung „Grundschule". 

(2) Die auf der Grundschule auftauenden Schu-
len tragen die Bezeichnungen „Hauptschule", „Real-
schule" oder „Gymnasium". 

(3) Grundschule und Hauptschule können auch 
die Bezeichnung „Volksschule" tragen. 

(4) Ein für alle Schüler gemeinsames 5. und 
6. Schuljahr kann die Bezeichnung „Förder- oder 
Beobachtungsstufe" tragen. 

§ 5 

Schulen für Kinder und Jugendliche mit körper-
licher, seelischer oder geistiger Behinderung tragen 
die Bezeichnung „Sonderschulen". 

§ 6 

(1) Schulen, die in den in § 10 näher bezeichne-
ten Formen eine über die Hauptschule hinausgehen-
de allgemeine Bildung vermitteln, tragen die Be-
zeichnung „Realschule".  

(2) Schulen, die Berufstätige in Abendkursen zum 
Realschulabschluß führen, tragen die Bezeichnung 
„Abendrealschule". 

§ 6 a 

Schulen, die am Ende der Klasse 12 zur Fachhoch-
schulreife führen, tragen die Bezeichnung „Fachober-
schule". 

§ 7 

(1) Schulen, die am Ende der 13. Klasse zur all-
gemeinen Hochschulreife oder zu einer fachgebun-
denen Hochschulreife führen, tragen die Bezeich-
nung „Gymnasium". Sie kann durch einen Zusatz 
ergänzt werden, der den Schultyp angibt. 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

(2) Schulen, die Berufstätige in Abendkursen zur 
allgemeinen Hochschulreife oder zu einer fachge-
bundenen Hochschulreife führen, tragen die Be-
zeichnung „Abendgymnasium". 

(3) Institute zur Erlangung der Hochschulreife 
tragen die Bezeichnung „Kolleg". 

§ 8  

Die Klassen werden vom 1. Grundschuljahr auf-
steigend von Klasse 1 bis 13 durchgezählt. 

B. Organisationsformen 

§ 9 

(1) Die Hauptschule schließt an die Grundschule 
an und endet mit der 9. Klasse. Eine 10. Klasse ist 
zulässig. 

(2) Es wird eine Fremdsprache, in der Regel Eng-
lisch, gelehrt. Sie beginnt in der 5. Klasse. 

§ 10 

(1) Die Organisationsformen der Realschule sind: 

a) die Normalform, 

b) die Aufbauform. 

(2) Es wird eine Pflichtfremdsprache, in der Regel 
Englisch, gelehrt. Eine zweite Fremdsprache kann 
als Wahlfach gelehrt werden. 

(3) Die Realschule der Normalform ist sechs

-

oder vierklassig. Die vierklassige Form setzt lehr-
planmäßigen Unterricht in einer Fremdsprache in 
der 5. und 6. Klasse voraus. 

(4) Für Schüler der Hauptschule schließt die Real-
schule in Aufbauform spätestens an die 7. Klasse an, 
wenn Kenntnisse in einer Fremdsprache nicht vor-
ausgesetzt werden. 

(5) Die Realschule endet mit der 10. Klasse. 

(6) Der Übergang in die Realschule wird durch 
ein Aufnahmeverfahren geregelt. 

§ 10 a 

(1) Die Fachoberschule umfaßt die Klassen 11 
und 12. Sie vermittelt eine praktische Ausbildung 
und eine wissenschaftlich-theoretische Bildung. 

(2) Es wird eine Pflichtfremdsprache gelehrt. Eine 
zweite Fremdsprache kann als Wahlfach gelehrt 
werden. 

(3) Die Fachoberschule gliedert sich in verschie-
dene Schultypen. Die Unterrichtspläne der einzelnen 
Schultypen müssen den Bestimmungen der Verein-
barungen der Kultusminister der Länder über die 
gegenseitige Anerkennung der Fachoberschulreife-
zeugnisse entsprechen.  

§ 10 b 

(1) Für Bewerber mit dem Abschlußzeugnis der 
Realschule oder einer gleichwertigen Vorbildung 
ohne Lehre dauert der Besuch der Fachoberschule 
zwei Jahre. Mindestens die Hälfte dieser Zeit dient 
der wissenschaftlich-theoretischen Bildung. 

(2) Bei Bewerbern 

1. mit dem Abschlußzeugnis der Hauptschule und 
dem Abschlußzeugnis einer Berufsaufbauschule 
oder 

2. mit dem Abschlußzeugnis der Realschule oder 
einer gleichwertigen Vorbildung, 

die eine Lehre mit dem vorgeschriebenen berufs-
begleitenden Unterricht in einem Beruf absolviert 
haben, kann diese Ausbildung bis zur Dauer eines 
Jahres auf den  Besuch der Fachoberschule angerech-
net werden. 

§ 11 

(1) Die Organisationsformen des Gymnasiums 
sind: 

a) die Normalform, 

b) die Aufbauform. 

(2) Das Gymnasium der Normalform ist neun

-

oder siebenklassig. Die siebenklassige Form setzt 
lehrplanmäßigen Unterricht in einer Fremdsprache 
in der 5. und 6. Klasse voraus. 

(3) Für Schüler der Hauptschule schließt das 
Gymnasium in Aufbauform spätestens an die 
7. Klasse an, wenn Kenntnisse in einer Fremdspra-
che nicht vorausgesetzt werden. 

(4) Für Schüler der Realschule schließt das Gym-
nasium in Aufbauform spätestens an die 10. Klasse 
an und dauert dann mindestens 3 Jahre. Es setzt 
Kenntnisse in einer zweiten Fremdsprache nicht 
voraus. 

(5) Der Übergang in das Gymnasium wird durch 
ein Aufnahmeverfahren geregelt. 

§ 12 

Unbeschadet der in § 13 Buchstabe c eröffneten 
Möglichkeit der Einführung einer dritten Fremd-
sprache ab Klasse 9 gliedert sich das Gymnasium 
von der 11. Klasse ab in verschiedene Schultypen. 
Die Unterrichtspläne der einzelnen Schultypen müs-
sen den Bestimmungen der Vereinbarungen der Kul-
tusminister der Länder über die gegenseitige Aner-
kennung der Reifezeugnisse entsprechen. 

§ 13 

Für die Sprachenfolge in den Gymnasien der Nor-
malform, die zur allgemeinen Hochschulreife führen, 
gelten folgende Bestimmungen: 

a) Der Unterricht in der ersten Fremdsprache be-
ginnt in der 5. Klasse. Die erste Fremdsprache 
ist eine lebende Fremdsprache oder Latein. Die 
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Erfordernisse der Einheitlichkeit des Schulwesens 
in der Bundesrepublk Deutschland und der Durch-
lässigkeit zwischen den  Schulformen sind zu be-
rücksichtigen. 

b) Der Unterricht in der zweiten Fremdsprache be
-ginnt in der 7. Klasse. Zweite Fremdsprache kön-

nen sein: Latein, Französisch und Englisch. 

c) Frühestens von der 9. Klasse ab kann eine dritte 
Fremdsprache gelehrt werden. Für Schüler, die 
das Reifezeugnis des altsprachlichen Schultyps 
erwerben wollen, beginnt der pflichtmäßige Grie-
chischunterricht in der 9. Klasse. Dafür können 
sich nur Schüler entscheiden, die Latein als erste 
oder zweite Fremdsprache gelernt haben. 

§ 14 

(1) In den zur allgemeinen Hochschulreife füh-
renden Aufbauformen der Gymnasien für Schüler 
der Hauptschule ist Englisch in der Regel die erste 
Fremdsprache. Die zweite Fremdsprache beginnt 
spätestens in der 9. Klasse. 

(2) In den zur allgemeinen Hochschulreife füh-
renden Aufbauformen der Gymnasien für Schüler 
der Realschule wird der Unterricht in der ersten 
Pflichtfremdsprache fortgesetzt. Der Pflichtunter-
richt in der zweiten Fremdsprache setzt mit Beginn 
dieser Aufbauform des Gymnasiums ein. 

(3) Eine dritte Fremdsprache kann in diesen 
Aufbauformen nur als freiwillige Arbeitsgemein-
schaft von der 11. Klasse ab gelehrt werden. 

§ 15 

(1) Soweit ungeachtet dieser Vereinheitlichung 
beim Schulwechsel Härtefälle eintreten, sind nach 
näherer Weisung der Unterrichtsverwaltungen 
Übergangshilfen zu geben. Dabei kann auch auf 
ein Prüfungsfach verzichtet werden, wenn gleich-
zeitig die Anforderungen in einem anderen Fach 
erhöht werden. 

(2) Für Schüler, die nicht in einer dritten Fremd-
sprache als Pflichtfach unterrichtet worden sind, 
wird beim Schulwechsel in ein anderes Land von 
der 10. Klasse ab auf die dritte Fremdsprache als 
Pflichtfach verzichtet. 

§ 16 

Pädagogische Versuche, die von der in diesem 
Abkommen vereinbarten Grundstruktur des Schul-
wesens abweichen, bedürfen der vorherigen Emp-
fehlung der Kultusministerkonferenz. 

ABSCHNITT III 

Anerkennung von Prüfungen 

§ 17 

(1) Die in den Ländern ausgestellten Reifezeug-
nisse und sonstigen Abschlußzeugnisse von Schu-
len, die Gegenstand dieses Abkommens sind, wer-
den anerkannt. Die Erteilung der Zeugnisse erfolgt 
nach Richtlinien der Kultusministerkonferenz. 

(2) Dasselbe gilt von Zeugnissen über Erweite-
rungsprüfungen zur Reifeprüfung. 

§ 18 

(1) Die nach Maßgabe der Empfehlungen der 
Kultusministerkonferenz durchgeführten Lehramts-
prüfungen werden von den vertragschließenden 
Ländern gegenseitig anerkannt. 

(2) Die 2. Lehramtsprüfungen aller vertragschlie-
ßenden Länder werden gegenseitig anerkannt. 

ABSCHNITT IV 

Bezeichnung der Notenstufen 

§ 19 

(1) Für die Zeugnisse aller Lehramtsprüfungen 
werden folgende Noten festgesetzt: 

als Gesamturteil 	 als Urteile für 
die einzelnen 
Fächer 

„mit Auszeichnung bestanden" 	„sehr gut" 

„gut bestanden" 	 „gut" 
„befriedigend bestanden" 	„befriedigend" 
„bestanden" 	 „ausreichend" 

„mangelhaft" 
„ungenügend" 

(2) Für die Zeugnisse aller Schulgattungen wer-
den folgende Noten festgesetzt: 
„sehr gut" 	 „ ausreichend" 
„gut" 	 „mangelhaft" 
„befriedigend" 	„ungenügend" 

ABSCHNITT V 

Bestimmungen über die Durchführung 
dieses Abkommens 

§ 20 

Soweit die Durchführung dieses Abkommens 
nach dem innerstaatlichen Recht eines Landes eine 
gesetzliche Regelung erfordert, werden die betei-
ligten Regierungen unverzüglich auf den Erlaß ent-
sprechender gesetzlicher Bestimmungen hinwirken. 

§ 21 

Die Länder werden sich gegenseitig über die 
Durchführung dieses Abkommens unterrichten. 

§ 22 

Dieses Abkommen kann frühestens nach Ablauf 
von fünf Jahren mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr jeweils zum 31. Juli des folgenden Jah-
res durch Erklärung gegenüber den beteiligten 
Ländern gekündigt werden. 
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Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz 

2. Vereinbarung zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II 
vom 7. Juli 1972 

Zielsetzung 

Die Vereinbarung über die Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe soll 
die notwendigen Änderungen von Unterrichtsinhalten und Arbeitsformen 
in den Schulen ermöglichen und gleichzeitig sichern, daß die Oberstufe ihre 
gemeinsame Gestalt in den Ländern der Bundesrepublik behält. 

Aufgrund der Vereinbarung wird die Stufe des Übergangs in den Bereich 
der Hochschule so strukturiert werden können, daß sowohl eine gemein-
same Grundausbildung für alle Schüler gewährleistet als auch der indivi-
duellen Spezialisierung Raum gegeben ist. 

Ansprüche der Gesellschaft und individuelles Bedürfnis kommen durch die 
Möglichkeit zu freier Kombination von Grund- und Leistungskursen im 
Pflicht- und Wahlbereich zu ihrem Recht. Mit der Erweiterung des Wahl-
bereichs, in den neben den bisherigen auch neue Fächer hineingenommen 
werden, tritt die Schule entschiedener in ein dynamisches Verhältnis zur 
gesellschaftlichen Wirklichkeit. 

Eine so gestaltete Oberstufe ist einerseits ein Weg zur Hochschule, indem 
sie die Studierfähigkeit vermittelt, andererseits ein Weg in berufliche 
Ausbildung oder Tätigkeit. Diese Vereinbarung ist auf den Bereich der 
gymnasialen Oberstufe beschränkt. Die Neugestaltung schafft jedoch die 
organisatorischen Voraussetzungen, um den bisherigen curricularen Be-
reich des Gymnasiums zu erweitern und die Kooperation von allgemeinen 
und berufsbezogenen Bildungsgängen zu erproben. Das Modell ist offen 
für die Aufnahme berufsbezogener Fachrichtungen im Sinne der Empfeh-
lungen der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates für die Se-
kundarstufe II. 

2 	Grundsätze 

2.1 	Die inhaltliche Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe vollzieht sich 
durch eine Überprüfung der Lernziele für die bisherigen Fächer. Die Ergeb-
nisse der Lehrplanforschung und -entwicklung sollen diesen Prozeß fördern. 
Schon jetzt wird die Möglichkeit eröffnet, der Schulpraxis neue Fächer 
oder Unterrichtsgebiete zuzuführen. 

2.2 	Eine wichtige Voraussetzung der weiteren Entwicklung der gymnasialen 
Oberstufe ist die Änderung der Organisation für die bisherigen Klassen 11 
bis 13. Die Möglichkeiten der Differenzierung sollen vermehrt werden. 
Dies kann durch Schwerpunktbildung und Zusammenarbeit unter beste-
henden Gymnasien oder auch in größeren organisatorischen Einheiten 
erreicht werden. 

3 	Gliederung des Unterrichtsangebots 

3.1 	Der Unterricht in der Oberstufe wird nach Begabung und Leistung differen

-

ziert; die Oberstufe wird nicht mehr nach Gymnasialtypen gegliedert. 

3.2 	Die Schüler werden in der Oberstufe im Pflichtbereich und im Wahlbereich 
unterrichtet, und zwar in der Regel 30 Wochenstunden im Verhältnis von 
etwa 2 : 1. 

Im Pflichtbereich erwerben oder erweitern die Schüler Kenntnisse in den 
vorgeschriebenen Aufgabenfeldern. 
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Der Wahlbereich soll es den Schülern ermöglichen, ihren Interessen und 
Neigungen ohne Bindung an festgelegte Aufgabenfelder nachzugehen oder 
Schwerpunkte zu bilden in Verbindung mit dem Pflichtbereich. 

3.3 	innerhalb beider Bereiche wird nach Grund- und Leistungskursen unter

-

schieden, die in der Regel Fächern zugeordnet werden. Grundkurse sind 
zwei- bis dreistündig, in Deutsch, in der Mathematik und in den Fremd-
sprachen mindestens dreistündig. 

Leistungskurse vermitteln vertieftes wissenschaftspropädeutisches Ver-
ständnis und erweiterte Spezialkenntnisse, auch im Hinblick auf Anwen-
dungsmöglichkeiten der Wissenschaften und Künste. Sie werden mit min-
destens fünf, in der Regel mit sechs Wochenstunden angeboten. 

4 	Pflichtbereich 

4.1 	Der Pflichtbereich umfaßt: 
— das sprachlich-literarisch-künstlerische Aufgabenfeld 
— das gesellschaftswissenschaftliche Aufgabenfeld 
— das mathematisch-naturwissenschaftliche Aufgabenfeld 
— Religionslehre 
— Sport. 

Für den Unterricht in Religionslehre gelten jeweils die Bestimmungen der 
Länder; dies gilt auch für die Festlegung von Wochenstundenzahlen. 

In den Aufgabenfeldern, in Religionslehre und im Sport soll jeder Schüler 
der Oberstufe die vorher erworbenen Kenntnisse oder Fertigkeiten ver-
tiefen und erweitern. Grundlegende Einsichten in fachspezifische Denk-
weisen und Methoden sollen durch geeignete Themenwahl und Unterrichts-
formen exemplarisch für jedes Aufgabenfeld vermittelt werden. Philosophi-
sche Fragen, die diese Aufgabenfelder durchziehen, sollen berücksichtigt 
werden. 

4.2 	Im sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufgabenfeld dient das Fach 
Deutsch vor allem dem Studium der Muttersprache. Es vermittelt unter an-
derem Einsicht in sprachliche Strukturen und fördert die Fähigkeit zu 
sprachlicher Differenzierung unter Berücksichtigung der verschiedenen 
Ebenen sprachlicher Kommunikation (z. B. Umgangssprache, wissenschaft-
liche Sprache). Diese Einsichten werden erweitert durch die Kenntnisse, die 
durch angemessene Beherrschung von mindestens einer Fremdsprache ge-
wonnen werden. Kurse in Literatur, Musik und Bildender Kunst sollen zum 
Verständnis künstlerischer Mittel und Formen, menschlicher Möglichkeiten 
und soziologischer Zusammenhänge führen. 

4.3 	Im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld werden gesellschaftliche 
Sachverhalte in struktureller und historischer Sicht erkennbar gemacht. 
Durch geeignete, auch fächerübergreifende Themenwahl sollen Einsichten 
in historische, politische, soziale, geographische, wirtschaftliche und recht-
liche Sachverhalte sowie insbesondere in den gesellschaftlichen Wandel 
seit dem industriellen Zeitalter und in die gegenwärtigen internationalen 
Beziehungen und deren Voraussetzungen vermittelt werden. 

4.4 	Im mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld sollen 
Verständnis für den Vorgang der Abstraktion, die Fähigkeit zu logischem 
Schließen, Sicherheit in einfachen Kalkülen, Einsicht in die Mathematisie-
rung von Sachverhalten, in die Besonderheiten naturwissenschaftlicher 
Methoden, in die Entwicklung von Modellvorstellungen und deren An-
wendung auf die belebte und unbelebte Natur und in die Funktion natur-
wissenschaftlicher Theorien vermittelt werden. 

4.5 	Der Unterricht in Religionslehre stellt die Grundlage und Lehre der jewei

-

ligen Religionsgemeinschaft dar; er soll Einsichten in Sinn- und Wertfragen 
des Lebens vermitteln, die Auseinandersetzung mit Ideologien, Weltan-
schauungen und Religionen ermöglichen und zu verantwortlichem Handeln 
in der Gesellschaft motivieren. 

Ob das Fach Religionslehre einem Aufgabenfeld zugeordnet wird, bleibt 
den Ländern überlassen. 
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4.6 	Im Sport werden Kurse in verschiedenen Sportarten angeboten. Sportkurse 
können entweder Grund- oder unter bestimmten Bedingungen Leistungs-
kurse sein (vgl. 6.4). 

5 	Wahlbereich 

Der Wahlbereich dient in Verbindung mit dem Pflichtbereich der Schwer-
punktbildung durch den Schüler. Die Fächer des Wahlbereichs stellen im 
Regelfall Teilgebiete aus den drei Aufgabenfeldern dar. In ihnen soll der 
Schüler in den Sachbereich, die Methode und die Fachsprache der jeweili-
gen Wissenschaft eingeführt werden. Der Wahlbereich bietet auch Raum 
für Anwendung (z. B. Kunst- oder Musikausübung, Anwendung der Mathe-
matik in der Datenverarbeitung) und für berufsbezogene Kurse. Im Grund-
satz können allen Wissenschaften Unterrichtsgegenstände entnommen wer-
den. Dadurch ist eine Erweiterung des Fächerangebotes der Schule möglich. 

6 	Fächerangebot 
Die Grund- und Leistungskurse des Unterrichtsangebotes sind in der Regel 
Fächern zugeordnet. 

6.1 	Im Pflicht- und Wahlbereich bieten sich vor allem folgende Fächer für die 
Zuordnung der Grund- und Leistungskurse an: 
Deutsch, Fremdsprachen, Bildende Kunst, Musik, Philosophie, Religions-
lehre, Religionskunde, Gemeinschaftskunde, Wirtschaftslehre, Mathematik, 
Physik, Chemie, Biologie. 

6.2 	Besonders im Wahlbereich können mit Genehmigung der zuständigen 
Unterrichtsverwaltung neue Fächer in das Fächerangebot aufgenommen 
werden: 

Pädagogik, Psychologie, Soziologie, Rechtskunde, Geologie, Astronomie, 
Technologie, Statistik, Datenverarbeitung und andere. 

Im Wahlbereich können auch Teilgebiete von Fächern oder übergreifende 
Fächer oder Gebiete von den zuständigen Unterrichtsverwaltungen als 
Kursgegenstände zugelassen werden. 

6.3 	Als Leistungsfächer und als Fächer des Wahlbereiches kommen auch in 
Frage: Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde. 

6.4 	Sport wird in der Regel in Grundkursen angeboten. Die zuständige Unter

-

richtsverwaltung kann Sport auch für Leistungskurse des Wahlbereiches 
an ausgewählten und entsprechend ausgestatteten Schulen zulassen. Solche 
Leistungskurse müssen sportwissenschaftliche Teile enthalten (z. B. aus 
Biologie oder Psychologie). 

7 	Organisationsform der gymnasialen Oberstufe 

7.1 	Die Oberstufe beginnt nach der 10. Klasse. Die Dauer des Durchgangs be

-

trägt für den einzelnen Schüler mindestens zwei und höchstens vier Jahre. 
Auch Schüler, für die der Durchgang durch die Oberstufe aufgrund ihrer 
Leistungen zwei Jahre betragen kann, müssen für die Reifeprüfung die im 
folgenden für die Jahrgangsstufen 12/13 genannten Voraussetzungen er-
füllen. 

7.2 	Das System der Jahrgangsklassen wird in ein System von Grund- und Lei

-

stungskursen umgewandelt, das auch jahrgangsübergreifend sein kann. 
Die Kurse sind themenbestimmt, doch bleiben sie Fächern und den für sie 
geltenden Lehrplanrichtlinien zugeordnet. Sie dauern jeweils ein halbes 
Jahr. 

7.3 	In der Jahrgangsstufe 11 wird das Kurssystem so eingeführt, daß es späte

-

stens vom Beginn der Jahrgangsstufe 12 an voll entfaltet ist. 

7.4 	Das Kurssystem verlangt individuelle Beratung. Die Aufgaben des bisheri

-

gen Klassenlehrers werden auf Beratungslehrer (Tutoren) übergeleitet. 
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7.5.1 Im  Pflichtbereich belegt der Schuler der Jahrgangsstufen 12/13 je Schul-
halbjahr etwa 20 Wochenstunden in Grund- und Leistungskursen, und zwar 

im sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufgabenfeld insgesamt mindestens 
22 Wochenstunden in vier Halbjahren, 

im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld insgesamt mindestens 
16 Wochenstunden in vier Halbjahren, 

im mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld 
insgesamt mindestens 22 Wochenstunden in vier Halbjahren, 

in Religionslehre gemäß 4.1, 

im Sport mindestens acht Wochenstunden in vier Halbjahren. 

7.5.2 Dabei wird für die Jahrgangsstufen 12/13 festgesetzt: 
In den vier Halbjahren sind im sprachlich-literarisch-künstlerischen Auf-
gabenfeld mindestens zwei Halbjahreskurse (d. h. Grund- oder Leistungs-
kurse) in der Muttersprache, zwei in der gewählten Fremdsprache, zwei 
literarische bzw. künstlerische Halbjahreskurse zu belegen. Im mathema-
tisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld sind in vier Halb-
jahren mindestens zwei Halbjahreskurse in Mathematik und vier Halbjah-
reskurse in den Naturwissenschaften zu belegen. 

7.6 	Der Schüler belegt im Wahlbereich etwa 10 Wochenstunden je Schulhalb

-

jahr. Er kann damit die Fächer des Pflichtbereiches verstärken, indem er 
daraus die Leistungsfächer wählt, oder zusätzliche Fächer belegen. 

7.7 	Der Schüler muß zwei Leistungsfächer wählen (vgl. 3.3, 8.3 und 9.3). Davon 
ist eines entweder eine Fremdsprache oder Mathematik oder eine Natur-
wissenschaft gemäß 6.1. 

Als zweites Leistungsfach kann ein anderes Fach aus der Gruppe der in 
6.1 und 6.2 genannten Fächer gewählt werden. Auch die 6.3 zuzurechnen-
den Fächer des Wahlbereiches und Sport (vgl. 6.4) können mit Genehmi-
gung der Unterrichtsverwaltung in den Kreis der Leistungsfächer einbezo-
gen werden. 

7.8 	In der Regel werden Leistungskurse gesondert neben den Grundkursen 
angeboten (vgl. 3.3). Doch können sie im Ausnahmefall gebildet werden 
mit Hilfe von Zusatzkursen zu Grundkursen. 

7.9 	Eine Konzentration bestimmter Bereiche oder Fächer auf bestimmte Zeit

-

abschnitte der Oberstufe kann sinnvoll sein. Die nach obigen Angaben be-
rechenbare jeweilige Gesamtstundenzahl für jeden Schüler soll nach Mög-
lichkeit gleichmäßig auf die Schulhalbjahre verteilt werden. 

7.10 Es steht einem Land frei, auch ein drittes Leistungsfach vorzuschreiben 
und erforderlichenfalls zusätzliche Bindungen für das zweite und dritte 
Leistungsfach sowie für Kurse und Kurskombinationen auszusprechen. 

8 	Abiturprüfung 

8.1 	Den Abschluß der Oberstufe bildet die Abiturprüfung. Die Zuerkennung 
der allgemeinen Hochschulreife setzt die Teilnahme an der Abiturprüfung 
voraus. 

8.2.1 Im Abitur wird der Schüler in vier Fächern geprüft. Dabei muß er Kennt-
nisse in Aufgabenfeldern des Pflichtbereichs (vgl. 4), in den Leistungs-
fächern jedoch vertiefte und erweiterte Kenntnisse nachweisen. 

8.2.2 Schüler, die mehr als zwei Leistungsfächer (vgl. 7.7 und 7.10) gewählt ha-
ben, entscheiden vor Beginn der Abiturprüfung, welche beiden Leistungs-
fächer als Leistungsfächer in der Abiturprüfung gewertet werden sollen; 
die Kurse des nicht gewählten Leistungsfaches gelten in der Abiturprü-
fung als Grundkurse. 

8.3 	Pflichtfächer der schriftlichen Abiturprüfung sind: 

8.3.1 zwei Leistungsfächer 
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8.3.2 ein vom Schüler wählbares Fach aus einem Aufgabenfeld des Pflichtbe-
reichs (vgl. 4), dem keines der beiden Leistungsfächer zugehört, oder das 
Fach Religionslehre. 

In den schriftlich geprüften Fächern können auch mündliche Prüfungen an-
gesetzt werden. 

8.4 	Prüfungsfach der mündlichen Abiturprüfung ist nach Wahl des Schülers 
ein wissenschaftliches oder ein künstlerisches Fach, das nicht schon schrift-
lich geprüft wurde. Anstelle der mündlichen Abiturprüfung kann Sport Prü-
fungsfach sein. Wird jedoch durch die Prüfung nach 8.3 eines der Aufgaben-
felder gemäß 4.1 nicht erfaßt, so muß das Fach der müdlichen Prüfung die-
sem Aufgabenfeld entnommen werden. 

8.5 	Sind Bildende Kunst oder Musik Prüfungsfach gemäß 8.3, so kann an die 
Stelle der schriftlichen Prüfung eine besondere Fachprüfung treten, die 
auch einen schriftlichen Teil enthält. 

8.6 	Ist Sport Prüfungsfach gemäß 8.3.1, so tritt an die Stelle der schriftlichen 
Prüfung eine besondere Fachprüfung, die auch einen schriftlichen Teil ent-
hält. 

8.7 	Zur Prüfung kann zugelassen werden, wer in den Jahrgangsstufen 12/13 in 
den Prüfungsfächern mindestens je vier Halbjahreskurse belegt hat. Außer-
dem ist der Besuch von Grundkursen in dem gemäß 7.5.1 und 7.5.2 festge-
legten Umfang nachzuweisen. 

8.8 	Der Nachweis der allgemeinen Hochschulreife ist erbracht, wenn ein Schü

-

ler sowohl in der Gesamtheit der aus den Jahrgangsstufen 12/13 anzurech-
nenden Leistungskurse als auch in der Gesamtheit der aus den Jahrgangs-
stufen 12/13 anzurechnenden Grundkurse und in der Abiturprüfung minde-
stens je ein Drittel der erreichbaren Punktzahlen erzielt hat (vgl. 9). 

9 	Leistungsbewertung und Entscheidung über den erfolgreichen Besuch 
der gymnasialen Oberstufe 

9.1 	Die im Verlauf der gymnasialen Oberstufe erbrachten Leistungen werden 
mit den herkömmlichen Noten (1 bis 6) bewertet. Die Umsetzung der in 
den Jahrgangsstufen 12/13 festgestellten Leistungsnoten in eine Gesamt-
qualifikation erfolgt mittels eines Punktsystems. 

9.2 	Für die Umrechnung der 6-Noten-Skala in das Punktsystem gilt folgender 
Schlüssel: 

Note 1 entspricht 15/14/13 Punkten je nach Notentendenz 
Note 2 entspricht 12/11/10 Punkten je nach Notentendenz 

Note 3 entspricht 9/8/7 	Punkten je nach Notentendenz 

Note 4 entspricht 6/5/4 	Punkten je nach Notentendenz 

Note 5 entspricht 3/2/1 	Punkten je nach Notentendenz 

Note 6 entspricht 0 	Punkten. 

9.3 	Aus den in den geforderten Grund- und Leistungskursen nachgewiesenen 
Halbjahresleistungen und aus den in der Abiturprüfung gezeigten Leistun-
gen wird eine Gesamtpunktzahl ermittelt, die sich zu gleichen Teilen aus 
den in Grundkursen, in Leistungskursen und in der Abiturprüfung erreich-
baren Punktzahlen zusammensetzt. Dabei ergibt sich die in der Abiturprü-
fung erreichbare Punktzahl zu gleichen Teilen aus den Leistungen in den 
vier Prüfungsfächern (vgl. 8.2 bis 8.4). Es sind höchstens 900 Punkte er-
reichbar, also höchstens 300 Punkte in Grundkursen, Leistungskursen und 
in der Abiturprüfung. 

9.3.1 Die allgemeine Hochschulreife wird nach der Abiturprüfung zuerkannt, 
wenn der Schüler in den Jahrgangsstufen 12/13 von den erreichbaren 900 
Punkten mindestens 300 Punkte erzielt, und zwar in der Gesamtheit der 
anzurechnenden Grundkurse, in der Gesamtheit der anzurechnenden Lei-
stungskurse und in der Abiturprüfung jeweils mindestens 100. Dabei müs- 
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sen in 15 der anzurechnenden Grundkurse, in vier der anzurechnenden Lei-
stungskurse und in zwei Prüfungsfächern, darunter einem Leistungsfach, 
wenigstens jeweils fünf Punkte (entsprechend Note 4) der einfachen Wer-
tung erreicht sein. 

9.3.2 Es gilt folgende Berechnungsgrundlage: 
maximal erreichbare 

Punktzahl 
Halbjähriger Grundkurs 	 15 

Halbjähriger Leistungskurs 	 45 

Facharbeit aus einem Leistungskurs (vgl. 9.3.4) 	 30 

9.3.3 Jedem Schüler werden die Leistungen in 20 Grundkursen für die Gesamt-
qualifikation angerechnet. Die Leistungen in zwei weiteren Grundkursen 
(im letzten Schulhalbjahr) werden im Rahmen der Abiturprüfung angerech-
net. Aus dem Sportunterricht können höchstens drei Grundkurse angerech-
net werden. Mit 0 Punkten abgeschlossene Halbjahreskurse zählen dabei 
nicht (vgl. 9.3.5). 

9.3.4 Für die Gesamtqualifikation werden ferner die Leistungen in sechs der ver-
pflichtenden acht Leistungskurse der Prüfungsfächer gemäß 8.3.1 angerech-
net. Die Leistungen in den zwei Leistungskursen dieser Fächer im letzten 
Schulhalbjahr werden im Rahmen der Abiturprüfung angerechnet. Außer-
dem werden die für die Gesamtqualifikation die in einer Facharbeit aus 
einem Leistungsfach erzielten Punkte angerechnet. Mit 0 Punkten abge-
schlossene Leistungskurse zählen dabei nicht. 

9.3.5 Mindestens 15 der bei der Gesamtqualifikation gemäß 9.3.3 und 9.3.4 anzu-
rechnenden Grund- oder Leistungskurse müssen den drei Aufgabenfeldern 
gemäß 4.1 entstammen. Die unter 7.5.2 vorgeschriebenen Kurse sowie vier 
Halbjahreskurse im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld müssen 
mit in die Berechnung nach 9.3.3 eingebracht werden, soweit sie nicht als 
Leistungskurse zählen. 

9.3.6 In der Abiturprüfung sind in den vier obligatorischen Prüfungsfächern (vgl. 
8.2 bis 8.4) maximal jeweils 75 Punkte erreichbar. Dabei sind die Leistun-
gen in diesen Fächern im letzten Schulhalbjahr jeweils einfach, die in der 
Abiturprüfung erbrachten Leistungen jeweils vierfach zu werten. 

9.3.7 Wird in einem Land allgemein die Facharbeit aus einem Leistungskurs nicht 
in die Berechnungsgrundlage gemäß 9.3.2 aufgenommen, kann für die ent-
fallenden Punkte eine Ausgleichsregelung geschaffen werden. 

10 	Schlußbestimmungen 

10.1 Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Beschlußfassung in Kraft. Ihre 
Durchführung in allen Schulen beginnt spätestens mit dem Schuljahr 
1976/77. 

10.2 Die auf Grund dieser Vereinbarung erworbenen Abiturzeugnisse werden 
gegenseitig anerkannt. Nach dem Abkommen der Ministerpräsidenten zwi-
schen den Ländern der Bundesrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Ge-
biete des Schulwesens vom 28. Oktober 1964 („Hamburger Abkommen") ist 
die gegenseitige Anerkennung der allgemeinen Hochschulreife bei Schü-
lern, die in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 keinen Unterricht in einer zwei-
ten Fremdsprache erhalten haben, daran gebunden, daß diese Schüler be-
ginnend in der Jahrgangsstufe 11 in der gymnasialen Oberstufe in einer 
zweiten Fremdsprache unterrichtet werden. 

10.3 Die vorgenannten Bestimmungen treten für Gymnasien mit neugestalteter 
Oberstufe an die Stelle früher getroffener Vereinbarungen, soweit diese 
ihnen entgegenstehen. 

10.4 Die Möglichkeit, über den Besuch der gymnasialen Oberstufe in der Se-
kundarstufe II die Fachhochschulreife zu erwerben, wird durch besondere 
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz geregelt. 
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3. Rahmenvereinbarung über das Berufsgrundbildungsjahr 
(Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 6. September 1973) 

Die Veränderungen in der Berufs- und Arbeitswelt, 
die sich aus der wissenschaftlichen, technischen 
und gesellschaftlichen Entwicklung ergeben, ma-
chen eine Neuordnung der beruflichen Bildung er-
forderlich. Dabei erweist sich eine Gliederung nach 
berufsfeldorientierter Grundbildung und darauf auf-
bauender Fachbildung als sinnvoll. 

Die berufliche Grundbildung ist die erste Stufe der 
neugegliederten Berufsbildung und wird 

in Vollzeitschulen oder 

im dualen System in kooperativer Form 

durchgeführt. Diese Stufe wird als Berufsgrundbil-
dungsjahr bezeichnet. 

Das Berufsgrundbildungsjahr in der Form der Voll-
zeitschule wird auf die berufliche Ausbildung voll 
angerechnet; maßgebend dafür sind Rechtsverord-
nungen zu § 29 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes 
vom 14. August 1969 und § 27 a Abs. 1 der Hand-
werksordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Dezember 1965. 

Das Berufsgrundbildungsjahr in Vollzeitschulen 
wird in Einrichtungen des öffentlichen Bildungswe-
sens oder in entsprechenden staatlich anerkannten 
Einrichtungen durchgeführt und untersteht der Auf-
sicht der Kultusministerien der Länder. 

Die Kultusminister der Länder schließen unter Be-
rücksichtigung des Bildungsgesamtplanes die fol-
gende Rahmenvereinbarung, mit der die notwendige 
Einheitlichkeit des Berufsgrundbildungsjahres in 
Vollzeitschulen gewährleistet werden soll. 

1. Aufgabe des Berufsgrundbildungsjahres 

Das schulische Berufsgrundbildungsjahr ist ein ein-
jähriges Vollzeitschuljahr. Es hat die Aufgabe, all-
gemeine (berufsfeldübergreifende) und auf der Brei-
te eines Berufsfeldes fachtheoretische Lerninhalte 
als berufliche Grundbildung zu vermitteln. Es ist 
für Ausbildungsberufe, die dem Berufsfeld zugeord-
net sind, Grundlage einer folgenden beruflichen 
Fachbildung. 

Die Gliederung nach Berufsfeldern ist das maßge-
bende Organisationsprinzip des Berufsgrundbil-
dungsjahres. 

2. Aufnahmevoraussetzungen 

In das Berufsgrundbildungsjahr werden Jugendliche 
aufgenommen, die nach geltendem Landesrecht die 
Vollzeitschulpflicht erfüllt haben; sie müssen sich 
für ein Berufsfeld entscheiden. 

Für Jugendliche ohne Hauptschulabschluß muß 
durch geeignete Maßnahmen im Sinne einer Schul-
laufbahnberatung geprüft werden, ob die Aussicht 
auf eine erfolgreiche Teilnahme am Bildungsgang 
des gewählten Berufsfeldes besteht. 

3. Unterricht 

3.1 Allgemeine Grundsätze 

Der Unterricht umfaßt einen berufsfeldübergreifen-
den und einen berufsfeldbezogenen — fachtheoreti-
schen und fachpraktischen — Lernbereich. 

Der Unterricht ist an allgemeinen Lernzielen zu 
orientieren. Die Lerninhalte sind nicht isoliert, son-
dern unter dem Prinzip der didaktischen Einheit des 
Berufsgrundbildungsjahres zu sehen und auszuwäh-
len. 

Im berufsfeldübergreifenden Unterricht werden die 
Lernziele und die Auswahl der Lerninhalte auf die 
Arbeit der vorausgehenden Schule abgestimmt. 

Im berufsfeldbezogenen — fachtheoretischen und 
fachpraktischen — Lernbereich sind die Lernziele 
und damit die Auswahl der Lerninhalte auf eine 
breite berufliche Grundbildung auszurichten; bei 
der Bestimmung der Lernziele soll auch die nach-
folgende berufsqualifizierende Fachbildung berück-
sichtigt werden. Fachtheorie und Fachpraxis sind 
aufeinander zu beziehen. 

3.2 Berufsfelder 

Der Unterricht im berufsfeldbezogenen — fachtheo-
retischen und fachpraktischen — Lernbereich ist 
auf eines der nachfolgend genannten Berufsfelder 
gerichtet: 

I. Wirtschaft und Verwaltung 

II. Metall 

III. Elektrotechnik 

IV. Bau und Holz 

V. Textil und Bekleidung 

VI. Chemie, Physik und Biologie 

VII. Druck und Papier 

VIII. Farb- und Raumgestaltung 

IX. Gesundheits- und Körperpflege 

X. Ernährung und Hauswirtschaft 

XI. Landwirtschaft 

Zahl und Abgrenzung der Berufsfelder gelten als 
vorläufig. 
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3.3 	Stundentafel  

3.3.1 Berufsübergreifender Lernbereich  

Deutsch 	 2 Stunden/Woche  

Sozialkunde 	 2 Stunden/Woche  

Fremdsprache 	 2 Stunden/Woche  

Sport 	 2 Stunden/Woche  

Religionslehre  
nach landesrechtlichen Bestimmungen.  

Die unterschiedliche Vorbildung der Jugendlichen  
wird durch ein differenziertes Unterrichtsangebot  
ausgeglichen; die Individualisierung des Lernpro-
zesses soll durch Stütz- und Förderkurse verstärkt  
werden. Stützkurse sollen Jugendlichen mit Lern-
schwierigkeiten helfen, das Berufsgrundbildungsjahr  
erfolgreich abzuschließen. Förderkurse sollen Ju-
gendlichen die Möglichkeit eröffnen, ihren Fähig-
keiten entsprechend weitere Abschlüsse oder Teile  
von Abschlüssen zu erreichen.  

An Stelle der Fremdsprache können Stützkurse aus  
dem berufsfeldbezogenen Lernbereich gewählt wer-
den.  

3.3.2 Berufsfeldbezogener Lernbereich  

Die Gesamtdauer des Unterrichts im berufsfeldbe-
zogenen Lernbereich beträgt mindestens 24 Stunden  
in der Woche.  

Der berufsfeldbezogene Lernbereich umfaßt den  
fachtheoretischen und den fachpraktischen Bereich  
zu etwa gleichen Anteilen; eine strenge Abgrenzung  
beider Bereiche gegeneinander ist nicht immer mög-
lich.  

Zum fachtheoretischen Bereich zählen Mathematik  
und Naturwissenschaften mit mindestens je zwei  
Stunden in der Woche. Die übrigen Fächer und de-
ren Stundenzahlen ergeben sich aus den Anforde-
rungen des jeweiligen Berufsfeldes.  

3.3.3  

Erfolgt wegen besonderer Bedingungen die fach-
praktische Ausbildung in zusammenhängenden Ab-
schnitten, so darf die Jahreswochenstundenzahl je  
Fach nicht unterschritten werden.  

3.3.4  

Das Unterrichtsangebot kann sowohl im berufsfeld-
übergreifenden als auch im berufsfeldbezogenen Be-
reich erweitert werden.  

3.4 Rahmenpläne für den berufsfeldbezogenen Lern-
bereich  

Die Rahmenpläne für den berufsfeldbezogenen — 
fachtheoretischen und fachpraktischen — Lernbe-
reich werden von Lehrplanausschüssen der Kultus-
ministerkonferenz in Abstimmung mit der Bundes-
regierung erarbeitet. Soweit neue Ausbildungsord-
nungen mit berufsfeldbezogener Grundbildung er-
arbeitet werden, wird das „Verfahren bei der Ab-
stimmung von Ausbildungsordnungen und Rahmen-
lehrplänen im Bereich der beruflichen Bildung zwi- 

schen der Bundesregierung und den Kultusmini-
stern  (-senatoren) der  Länder" angewandt, das ent-
sprechend dem gemeinsamen Ergebnisprotokoll  
vom 30. Mai 1972 zwischen den Kultusministern  
(-senatoren) der Länder und der Bundesregierung  
vereinbart worden ist.  

4. Abschlüsse und Berechtigungen  

4.1 Abschluß des Berufsgrundbildungsjahres  

Das Berufsgrundbildungsjahr ist erfolgreich abge-
schlossen, wenn mindestens ausreichende Leistun-
gen in den Fächern  

a) des berufsfeldübergreifenden Bereichs,  

b) des fachtheoretischen Bereichs,  

c) des fachpraktischen Bereichs  

erreicht worden sind.  

Eine nicht ausreichende Leistung in einem Fach  
kann nur durch mindestens befriedigende Leistun-
gen in einem Fach desselben Bereichs ausgeglichen  
werden. Zwei oder mehr nicht ausreichende Lei-
stungen in Fächern desselben Bereichs können  
nicht ausgeglichen werden.  

Bei erfolgreichem Abschluß des Berufsgrundbil-
dungsjahres wird ein Abschlußzeugnis erteilt.  

Dieses Zeugnis erhält folgenden Feststellungsver-
merk: „Der Besuch des Berufsgrundbildungsjahres  
wird auf der Grundlage von Rechtsverordnungen  
nach § 29 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes vom  
14. August 1969 und nach § 27 a Abs. 1 der Hand-
werksordnung in der Fassung der Bekanntmachung  
vom 28. Dezember 1965 als erstes Jahr der Berufs-
ausbildung in den dem jeweiligen Berufsfeld zuge-
ordneten Ausbildungsberufen angerechnet."  

4.2 Anrechnung auf die Berufsausbildung bei Ertei-
lung eines Abgangszeugnisses  

Wird das Berufsgrundbildungsjahr abgeschlossen,  
ohne daß in allen drei der in 4.1 Abs. 1 genannten  
Bereichen mindestens ausreichende Leistungen oder  
der geforderte Ausgleich erreicht worden sind, wird  
ein Abgangszeugnis erteilt.  

Ist das Berufsgrundbildungsjahr sowohl  

a) im fachtheoretischen Bereich als auch  

b) im fachpraktischen Bereich  

mit mindestens ausreichenden Leistungen abge-
schlossen worden oder wurde nach 4.1 Abs. 2 der  
erforderliche Ausgleich erreicht, so erhält das Ab-
gangszeugnis den Feststellungsvermerk gemäß 4.1  
Abs. 4.  

4.3 Bestätigung eines Bildungsstandes, der dem Bil-
dungsstand der Hauptschule entspricht  

4.3.1  

Jugendlichen, die in das Berufsgrundbildungsjahr  
eingetreten sind, ohne die Hauptschule abgeschlos-
sen zu haben, jedoch mindestens die Klasse 8 der  
Hauptschule mit Erfolg besucht haben, kann nach  
erfolgreichem Besuch des Berufsgrundbildungsjah- 
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res im Abschlußzeugnis bestätigt werden, daß sie 
einen Bildungsstand erreicht haben, der dem er-
folgreichen Besuch der Hauptschule entspricht. 

4.3.2 

Die Bestätigung über den Bildungsstand, der dem 
erfolgreichen Besuch der Hauptschule entspricht, 
kann auch bei Erteilung eines Abgangszeugnisses 
erfolgen, wenn mit dem Abschluß des Berufsgrund-
bildungsjahres sowohl 
a) im berufsfeldübergreifenden Bereich als auch 
b) im fachtheoretischen Bereich 

mindestens ausreichende Leistungen oder der nach 
4.1 Abs. 2 erforderliche Ausgleich erreicht worden 
sind. 

4.4 Anrechnung des erfolgreich besuchten Berufs

-

grundbildungsjahres auf spätere Abschlüsse 

Zeugnisse nach Abschnitt 4.1 bis 4.3 können bei 
späteren Abschlüssen als Teilleistungen angerech- 

net werden. Die Kultusministerien ordnen solche 
Anrechnungsmöglichkeiten in eigener Zuständig-
keit. Regelungen durch Vereinbarungen der Kul-
tusministerkonferenz bleiben vorbehalten. 

5. Einrichtungen für behinderte Jugendliche 

Für Jugendliche, die in einem Berufsgrundbildungs-
jahr nach Ziffer 1 bis 4 dieser Rahmenvereinbarung 
nicht ausreichend gefördert werden können, sind 
besondere Einrichtungen zu schaffen, in denen die 
Möglichkeit eröffnet werden soll, Abschlüsse oder 
Teile von Abschlüssen zu erreichen. Insbesondere 
sollen Jugendliche in diesen Einrichtungen mit dem 
Ziel gefördert werden, daß die nach § 29 Abs. 2 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 und 
nach § 27 a Abs. 2 der Handwerksordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Dezember 
1965 vorgesehene individuelle Anrechnung des Be-
rufsgrundbildungsjahres durch die zuständigen Stel-
len erfolgen kann. 

4. Vereinbarung über die Orientierungsstufe (Klassen 5 und 6) 
(Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 28. Februar 1974) 

1 Vorbemerkung 

Die Kultusministerkonferenz hat in ihrer 132. Ple-
narsitzung am 9./10. Oktober 1969 beschlossen, sich 
mit den Fragen der Sekundarstufe I (Klassen 5 bis 
10) und deren Abschlüsse zu befassen und dabei 
„zu einer Planung zu gelangen, in der gemeinsame 
Vorstellungen über die inhaltliche und organisato-
rische Abstimmung der beteiligten Schulgattungen 
entwickelt werden" . Sie hat in ihrer 156. Plenar-
sitzung am 3. November 1972 unter Berücksichti-
gung der Beschlüsse der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung ihre Absicht bekundet, eine 
Vereinbarung über die Orientierungsstufe (Klassen 
5 und 6) anzustreben. 

Die nachfolgende Vereinbarung über die Orientie-
rungsstufe ist Teil einer noch zu entwickelnden um-
fassenderen Vereinbarung über den Sekundarbe-
reich I; sie wird — unter Umständen in geänderter 
Form — darin aufgehen. Die Vereinbarung enthält 
nur Regelungen, die für die Klassen 5 und 6 gelten. 
Alle weitergehenden Regelungen — insbesondere 
zur inhaltlichen Gestaltung des Sekundarbereichs I 
— bleiben der umfassenderen Vereinbarung vorbe-
halten. 

2 Die Klassen 5 und 6 im bestehenden Schulwesen 

Die Klassen 5 und 6 bilden schon heute nach über-
einstimmender Auffassung der Unterrichtsverwal-
tungen eine Stufe der Orientierung, die unter ver-
schiedenen Bezeichnungen geführt wird (Eingangs-, 
Beobachtungs-, Erprobungs-, Förder- und Orientie- 

rungsstufe). Diese Stufe ist überwiegend den beste-
henden Schulformen zugeordnet. In Schulversuchen 
haben sich Formen entwickelt, die es ermöglichen, 
Schüler der Klassen 5 und 6 schulformübergreifend 
zusammenzufassen und nach einem einheitlichen 
Curriculum zu unterrichten. 

Für die Aufnahme der Schüler in die Klassen 5 
und 6 der weiterführenden Schulformen des beste-
henden Schulwesens sind der Wille der Erziehungs-
berechtigten und das Gutachten der Grundschule 
maßgebend. In bestimmten Fällen wird ein beson-
deres Aufnahmeverfahren, das auch eine Aufnahme-
prüfung enthalten kann, durchgeführt. 

Der Unterricht vollzieht sich in Einzelfächern; zum 
Teil ist er fächerübergreifend organisiert. 

In fast allen Ländern der Bundesrepublik finden sich 
innerhalb der verschiedenen Schulformen und in 
schulformabhängigen Orientierungsstufen Formen 
der Differenzierung nach Fachleistungskursen, ins-
besondere in Mathematik und/oder in der ersten 
Fremdsprache. 

Weitere Fördermaßnahmen zielen auf das Beheben 
von Lernmängeln und die Milderung unerwünsch-
ter Auswirkungen der Leistungsdifferenzierung; sie 
dienen auch der Verbesserung der Durchlässigkeit. 

In Schulen, die keine Ganztagsschulen sind, füllen 
der Pflichtunterricht und die Fördermaßnahmen die 
zur Verfügung stehende Zeit aus. Ergänzende Un-
terrichtsangebote, die den Interessen und Neigun-
gen der Schüler besonders entgegenkommen, sind 
hier in der Regel nicht möglich. 
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3 Ziele der Orientierungsstufe 

Ziel der Orientierungsstufe ist es, aufbauend auf 
der im Primarbereich begonnenen gemeinsamen 
Grundbildung die Entscheidung über die Schullauf-
bahn der Schüler bis zum Ende der Klasse 6 offen-
zuhalten, um sie dadurch auf eine verläßlichere 
Grundlage zu stellen. 

Daher werden in der Orientierungsstufe angestrebt: 

— Erprobung und Erfahrung der individuellen Lern-
möglichkeiten des Schülers (Selbsterprobung 
und Selbsterfahrung) 

— Information über die Ziele und Anforderungen 
der weiterführenden Bildungswege im Sekundar-
bereich und über die ihnen entsprechende Eig-
nung des Schülers (entsprechend Teil I der 
Empfehlung der Kultusministerkonferenz „Bera-
tung in Schule und Hochschule" — Beschluß der 
Kultusministerkonferenz vom 14. September 
1973 —) 

— Entscheidungshilfen für die Wahl des weiteren 
Bildungsweges 

— Ausgleich regional und sozial bedingter Bil-
dungsunterschiede, soweit sie sich auf die Auf-
gaben der Orientierungsstufe auswirken. 

Diese Ziele sollen erreicht werden durch: 

— ein gemeinsames grundlegendes Bildungsange-
bot, das alle Fächer/Fächergruppen des Sekun-
darbereichs I umfaßt 

— Fördermaßnahmen zum Beheben von Lernmän-
geln 

— differenzierte Anforderungen, die sowohl eine 
optimale individuelle Förderung hinsichtlich der 
Leistungsfähigkeit ermöglichen als auch eine 
Schwerpunktfindung des Schülers vorbereiten. 

— Formen des Unterrichts, die die Selbständigkeit 
ebenso wie die Kooperationsfähigkeit des Schü-
lers fördern (z. B. Gruppen-, Partner-, Projekt-
arbeit) 

— Beobachtung der Lernprozesse des Schülers, sei-
ner Lernerfolge und Leistungsfähigkeit insbeson-
dere im Hinblick auf die Anforderung in den 
folgenden Schulstufen 

— Beratung von Schülern und Erziehungsberech-
tigten 

— Ausbau des Instrumentariums für die Lenkung 
des Schülers in die für ihn jeweils geeigneten 
Bildungswege. 

4 Organisation 

4.1 

Die Orientierungsstufe kann sowohl schulformunab-
hängig eingerichtet als auch schulformabhängig der 
Hauptschule, der Realschule und dem Gymnasium 
zugeordnet werden. Sie ist Bestandteil der Sekun-
darstufe I. In Berlin entsprechen ihr die letzten bei-
den Klassen der sechsjährigen Grundschule. 

4.2 

Ist die Orientierungsstufe Schulformen zugeordnet, 
so kann mit Beginn der Klasse 5 eine vorläufige 
Lenkung der Schüler in eine der Schulformen erfol-
gen. Dazu kann ein Aufnahmeverfahren dienen, das 
auch den Willen der Erziehungsberechtigten be-
rücksichtigt. Bei der Wahl der Schullaufbahn für 
den einzelnen Schüler kommt dem Gutachten der 
Grundschule und der Beratung in der Schule eine 
entscheidende Bedeutung zu. 

4.3 

Unabhängig von der organisatorischen Zuordnung 
der Orientierungsstufe sind in ihr die Lernangebote 
für alle Schüler (die Lernziele, die grundlegenden 
Inhalte und Arbeitsverfahren, die Fächergruppen 
und die Stundentafel) übereinstimmend gestaltet. 
Der Unterricht vollzieht sich noch fast ausschließ-
lich in dem für alle Schulformen verbindlichen 
Pflichtbereich. 

4.4 

In der Orientierungsstufe erfolgt der Unterricht in 
der Regel noch im Klassenverband. Zur inneren Dif-
ferenzierung kann die äußere Differenzierung hin-
zutreten. In jedem Fall muß ein Wechsel zwischen 
Leistungsgruppen bzw. zwischen den Schulformen 
möglich bleiben. 

5 Fächer/Fächergruppen und Stundentafel 

5.1 

Die Orientierungsstufe führt in die Fächer bzw. Fä-
chergruppen der Sekundarstufe I ein. Dabei müssen 
nicht alle Fächer einer Fächergruppe angeboten 
werden. 

Die Aufgliederung nach Fächern schließt fächer-
übergreifenden Unterricht nicht aus. Zahlreiche 
Fragestellungen lassen sich nicht in einem einzel-
nen Fach klären, sondern fordern die Kooperation 
mehrerer Fächer. 

5.2 

Die Schülerstundentafel setzt Richtzahlen für die Ge-
samtwochenstundenzahl im verpflichtenden Unter-
richt der Klassen 5 und 6 aller Schulformen. Ohne 
Berücksichtigung des Faches Religionslehre und un-
beschadet zusätzlichen Förderunterrichts (vgl. 6.2) 
soll eine Gesamtwochenstundenzahl von 56 nicht 
um mehr als drei über- oder unterschritten werden. 

1.1 	Deutsch 	 9 + 1 

1.2 	Gesellschaftswissen- 
schaften 	 6 ± 2 

1 Geschichte 

2 Erdkunde 

3 Sozialkunde *) 

1.3 	1. Fremdsprache 	 9 + 1 

1.4 	Mathematik 	 9 + 1 

s) Bezeichnung entsprechend den in den Ländern gelten-
den Bestimmungen. 
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1.5 Naturwissenschaften 

1 Physik 

2 Chemie 
9±2 

3 Biologie 

1.6 Arbeitslehre/Technik/ 
Wirtschaft *) 

13 Künste 8 ± 1 
1 Musik 

2 Bildende Kunst 

1.8 Sport 6 ± 2 

1.9 Religionslehre **) 

56±3 

6 Unterrichtsorganisatorische Maßnahmen 

6.1 Differenzierung 

Dem unterschiedlichen Lernverhalten und der indi-
viduellen Leistungsfähigkeit der Schüler (d. h. zum 
Beispiel den Unterschieden in Leistungshöhe, Lei-
stungsbereitschaft, Lerntempo, Arbeitsverhalten, 
Abstraktionsvermögen, physischer Leistungsfähig-
keit, Aktivität, Kooperationsbereitschaft) trägt die 
Orientierungsstufe innerhalb übereinstimmender 
Lernangebote durch Differenzierungsmaßnahmen 
Rechnung. Das Prinzip der Durchlässigkeit bleibt 
dabei gewahrt. 

Formen der Differenzierung 

6.1.1 Die innere Differenzierung 

Bei der inneren Differenzierung werden Lerngrup-
pen für eine bestimmte Zeit eingerichtet. Gruppen-
arbeit, Partner- und Einzelarbeit, Projektunterricht 
sowie der Einsatz von geeigneten Unterrichtsme-
dien dienen der inneren Differenzierung. 

6.1.2 Die äußere Differenzierung 

Bei der äußeren Differenzierung lernen die Schüler 
— zeitlich begrenzt oder auf Dauer — je nach Eig-
nung in homogenen Lerngruppen. Die Differenzie-
rung kann unter fächerübergreifenden wie auch un-
ter fachspezifischen Gesichtspunkten erfolgen. 

Die fächerübergreifende Differenzierung (streaming) 
auf einheitlicher curricularer Grundlage charakte-
risiert die schulformabhängige Orientierungsstufe. 

Die fachspezifische Differenzierung (setting) ist in 
schulformunabhängigen und schulformabhängigen 
Orientierungsstufen möglich. 

Bei fachspezifischer Differenzierung werden die 
Schüler in verschiedenen Fächern in Gruppen mit 
unterschiedlichen Leistungsanforderungen unter-
richtet. 

In der schulformabhängigen Orientierungsstufe er-
gibt sich hierdurch eine stärkere Überlappung der 
Unterrichtsangebote in den verschiedenen Schul-
formen. 

**) Stundenzahl entsprechend den in den Ländern gelten-
den Bestimmungen. 

Die fachspezifische Differenzierung gilt vor allem 
für Mathematik und für die Sprachen. 

Die entsprechenden Ein- und Umstufungen der 
Schüler werden durch lernzielbezogene Überprü-
fungsverfahren begründet und abgesichert; Test-
verfahren können mit herangezogen werden. 

6.1.3 Die flexible Differenzierung 

Bei der flexiblen Differenzierung wechseln differen-
zierte und nichtdifferenzierte Phasen ab. 

In differenzierten Phasen werden die Schüler in 
Gruppen unterrichtet, die aufgrund von Eignung, 
Leistung und Lerntempo der Schüler gebildet wer-
den. 

6.2 Fördermaßnahmen 

Die in der Orientierungsstufe anzuwendenden For-
men der Differenzierung dienen der Förderung der 
Schüler gemäß ihrer Eignung und Leistung. 

Zur Behebung von Lernmängeln, zum Ausgleich un-
terschiedlicher Lernvoraussetzungen und zur Ver-
besserung der Durchlässigkeit werden darüber hin-
aus zusätzliche Fördermaßnahmen durchgeführt. Sie 
betreffen vor allem die Fächer Deutsch, Fremdspra-
che und Mathematik und können als Zusatzunter-
richt angeboten werden. 

Der Zusatzunterricht soll für den einzelnen Schü-
ler drei Wochenstunden nicht überschreiten. 

7 Entscheidung über den weiteren Bildungsweg 

Während der Orientierungsstufe ist eine eingehen-
de Beratung der Schüler und Erziehungsberechtig-
ten (im Sinne von Teil I der Empfehlung der Kul-
tusministerkonferenz „Beratung in Schule und 
Hochschule" — Beschluß der Kultusministerkonfe-
renz vom 14. September 1973 —) erforderlich. Sie 
bezieht sich auf die Leistungsfähigkeit, Begabungs-
schwerpunkte und Neigungen der Schüler und in-
formiert über die weiterführenden Bildungsgänge. 
Am Ende der Orientierungsstufe stellt die Schule 
fest, für welche weiterführenden Bildungsgänge der 
Schüler geeignet ist. Sie soll dabei einen bestimm-
ten Bildungsgang besonders empfehlen. 

Grundlage für diese Entscheidung sind: 

— die in den einzelnen Fächern bzw. Fächergrup

-

pen festgestellten Leistungen; informelle und 
standardisierte Leistungstests können dabei ge-
nutzt werden. 

— Ein von der Konferenz der an der Orientierungs-
stufe unterrichtenden Lehrer erstelltes pädago-
gisches Gutachten, das insbesondere die Ent-
wicklung des Lernverhaltens berücksichtigt und 
nach Möglichkeit erkennbare Tendenzen auf-
zeigt. 

Die Feststellung der Schule wird den Erziehungs-
berechtigten rechtzeitig vor Abschluß der Orientie-
rungsstufe schriftlich mitgeteilt. Dieser Bescheid 
berechtigt zum Eintritt in die Bildungsgänge, für 
die die Eignung des Schülers festgestellt worden ist. 

Die Länder können Regelungen treffen für den Fall, 
daß die Erziehungsberechtigten mit der Feststellung 
der Schule nicht einverstanden sind. 
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5. Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz über die gegenseitige Anerkennung 
von Hochschulzugangsberechtigungen 

— Nach des Stand vom 25./26. November 1976 — 

Inhalt 

I. Zusammenstellung der Hochschulzugangsberechtigungen deutscher 
Staatsbürger, die in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland auf-
grund von Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz gegenseitig 
anerkannt werden 

— Stand: 25./26. November 1976 — 

II. Sondervereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse 
von besonderen gymnasialen Schulformen, die zu einer allgemeinen 
Hochschulreife führen 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

III. Vereinbarung über die befristete gegenseitige Anerkennung von Zeug-
nissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an zur Zeit bestehen-
den Schulen, Schulformen bzw. -typen erworben worden sind 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

IV. Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der an Berufsober-
schulen erworbenen Zeugnisse 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

V. Sondervereinbarung über die Anerkennung der im Zuge der Durch-
führung des Schulversuchs „Kollegschule" in Nordrhein-Westfalen 
erworbenen Abschlüsse 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

I. Zusammenstellung der Hochschulzugangsberechtigungen deutscher Staats-
bürger, die in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland aufgrund von 
Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz gegenseitig anerkannt werden 
— Stand: 25./26. November 1976 — 

Hinweise 

A. Regelungen für Fallgruppen mit einer jeweils größeren Anzahl von 
Bewerbern 

1 	Hochschulzugangsberechtigungen für alle Studiengänge an wissenschaft

-

lichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

1.1 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Institutionen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) verliehen oder zu-
erkannt werden 
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1.2 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Schulen im Ausland 
verliehen werden 

1.3 Reifezeugnisse von Europäischen Schulen 

1.4 Ausländische Hochschulzugangsberechtigungen 

2 Hochschulzugangsberechtigungen für bestimmte Studiengänge an wissen-
schaftlichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

B. Regelungen für Fallgruppen mit einer jeweils geringeren Anzahl von 
Bewerbern 

1 	Hochschulzugangsberechtigungen für alle Studiengänge an wissenschaft

-

lichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

1.1 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Institutionen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) verliehen oder zu-
erkannt werden 

a) Regelungen für einzelne Schulversuche 
— alphabetisch nach Ländern — 

b) Regelungen für einzelne Kollegs vor 1965 
(ausgelaufen mit Beschluß Nr. 248 der KMK vom 7./8. Juli 1965) 

c) Ergänzungsprüfungen 

d) Regelungen für Vertriebene, Flüchtlinge, Heimkehrer, Aussiedler und 
vergleichbare Personengruppen 

1.2 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Schulen im Ausland 
verliehen werden 

1.3 Hochschulzugangsberechtigungen, die von ausländischen oder von inter-
nationalen Höheren Schulen in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West) verliehen werden 

1.4 Reifezeugnisse von internationalen Schulen 

1.5 Reifezeugnisse von Europäischen Schulen 

1.6 Ausländische Hochschulzugangsberechtigungen 

2 Hochschulzugangsberechtigungen für bestimmte Studiengänge an wissen-
schaftlichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

Hinweise 

Zeugnisse, die aufgrund der Liste nicht eindeutig zugeordnet werden können, 
sollen der Kultusverwaltung des Landes, in dem sie ausgestellt worden sind, oder 
dem Sekretariat der Kultusministerkonferenz zur Stellungnahme zugeleitet 
werden. 

Alle auf einzelne Länder ausgestellten Hochschulzugangsberechtigungen sind 
nicht in allen Ländern gegenseitig anerkannt. 

Die bei den nachfolgend aufgelisteten Beschlüssen der Kultusministerkonferenz 
angegebenen Nummern sind die Ordnungsnummern, die diese Beschlüsse in der 
beim Luchterhand-Verlag erscheinenden Sammlung der Beschlüsse der Kultus-
ministerkonferenz haben. Mit der Angabe dieser Nummern soll das Auffinden 
des Textes des jeweiligen Beschlusses erleichtert werden. 
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A. Regelungen für eine jeweils größere Anzahl von Bewerbern 

1 	Hochschulzugangsberechtigungen für alle Studiengänge an wissenschaft

-

lichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

1.1 *) Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Institutionen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) verliehen oder 
zuerkannt werden 

A 1 	Reifezeugnis eines staatlichen oder staatlich anerkannten Gymnasiums 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 20. 3. 1969 
Nr. 191 	 i. d. F. vom 13. 12. 1973 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 5. 1971 
Nr. 191.1 

A 2 	Abiturzeugnis eines staatlichen oder staatlich anerkannten Gymnasiums 
mit neugestalteter (kursgegliederter) Oberstufe 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 7. 1972 
Nr. 175.3 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 13. 12. 1973 
Nr. 192 	 i. d. F. vom 7. 11. 1974 

A 3 **) Reifezeugnis einer Waldorfschule 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 11. 2. 1960 
Nr. 226 	 i. d. F. vom 3. 10. 1968 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 20. 3. 1969 
Nr. 191 § 19 (7) 	 i. d. F. vom 13. 12. 1973 

A 4 	Reifezeugnis eines staatlichen oder staatlich anerkannten Abendgymna

-

siums 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 3. 10. 1957 
Nr. 180 	 i. d. F. vom 8. 10. 1970 

A 5 	Reifezeugnis eines Instituts zur Erlangung der Hochschulreife („Kollegs") 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7./8. 7. 1965 
Nr. 248 

A 6 	Zeugnis, das bei der Abschlußprüfung an einer Bundeswehrfachschule 
gemäß § 1 Abs. (5) und (7) der am 7. 4. 1967 von der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen Prüfungsordnung erworben 
worden ist (auf Antrag) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 9. 10. 1967 
Nr. 374 

A 7 	Zeugnis über das Bestehen der Reifeprüfung für Nichtschüler 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 20. 3. 1969 
Nr. 191 § 15 

*) sofern die Studienberechtigung nicht auf das ausstellende Land beschränkt ist 
**) gilt noch für Zeugnisse aus 

Baden-Württemberg bis 1978 
Hessen 
- Kassel bis 1978 
- Frankfurt und Marburg bis 1979 
Nordrhein-Westfalen vom 1. 5. 1972 bis 31. 7. 1976 
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A 8 	Zeugnis über das Bestehen der Abiturprüfung für Nichtschüler entspre

-

chend der Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundar-
stufe II 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 13. 9. 1974 
Nr. 192.2 

A 9 **) Zeugnis über das Bestehen der Prüfung für die Zulassung zum Hoch-
schulstudium ohne Reifezeugnis 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 22. 4. 1959 
Nr. 240 	 i. d. F. vom 12. 3. 1970 

A 10 	Zeugnis über das Bestehen der Abschlußprüfung für deutsche Aussiedler 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 31. 1. 1975 
Nr. 294 Ziffer 6.3.1 und 6.3.2.1 

A 11 	Zeugnis über das Bestehen der erweiterten Abschlußprüfung für deut

-

sche Aussiedler 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 31. 1. 1975 
Nr. 294 Ziffer 6.4, 6.5.1 und 6.5.2 

A 12 	Reifezeugnis, das in der „DDR" erworben wurde, soweit es in der 
„DDR" den Zugang zum wissenschaftlichen Studium aller Fächer ermög-
licht 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 1. 1970 
Nr. 907 

(Aufhebung der Beschlüsse 
— vorn 17./18. 5. 1956 	Nr. 907 
— vom 5. 7. 1957 	Nr. 910 
— vom 16. 8. 1960 	Nr. 907.1) 

1.2 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Schulen im Ausland 
verliehen werden 

A 13 	Reifezeugnis einer deutschen Schule im Ausland gemäß 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 30. 4. 1974 
Nr. 1053 	 i. d. F. vom 7. 6. 1974 

A 14 	Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, das an deutschen Schulen im 
Ausland, an denen regelmäßig die Erweiterte Ergänzungsprüfung ab

-

gehalten wird, von deutschen Staatsangehörigen erworben werden kann 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 30. 6. 1975 

1.3 Reifezeugnisse von Europäischen Schulen 

A 15 	Reifezeugnis einer Europäischen Schule 

Die Kultusministerkonferenz hat in ihrer 59. Plenarsitzung am 9./10.5. 
1957 der Satzung der Europäischen Schule und der dieser als Anlage 
beigefügten Prüfungs-Ordnung der Europäischen Reifeprüfung zuge-
stimmt (vgl. NS der 59. KMK, Ziff. 8) 

1.4 Ausländische Hochschulzugangsberechtigungen 

A 16 	Zeugnis über das Bestehen der Prüfung für die Zulassung von Studien

-

bewerbern mit deutscher Staatsangehörigkeit und ausländischem Reife

-

zeugnis zum Studium an wissenschaftlichen Hochschulen in der Bun

-

desrepublik in Verbindung mit einem ausländischen Vorbildungsnach- 

**) ausgenommen Zeugnisse aus 
Niedersachsen seit August 1971 
Bremen seit 1972 
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weis, der im Herkunftsland zum Studium an wissenschaftlichen Hoch-
schulen berechtigt 

Beschluß der  K ult usministerkonferenz 	 vom 23. 7. 1958 
Nr. 290 	 i. d. F. vom 15. 6. 1965 

2 *) Hochschulzugangsberechtigungen für bestimmte Studiengänge an wissen-
schaftlichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

A 17 	Reifezeugnis, das in der „DDR" erworben wurde, soweit es in der 
„DDR" den Zugang zum wissenschaftlichen Studium bestimmter Fächer 
ermöglicht 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 1. 1970 

(Aufhebung der Beschlüsse 
— vom 17./18. 5. 1956 	Nr. 907 
— vom 5. 7. 1957 	Nr. 910 
— vom 16. 8. 1960 	Nr. 907.1) 

B. Regelungen für eine jeweils geringere Anzahl von Bewerbern 

1 	Hochschulzugangsberechtigungen für alle Studiengänge an wissenschaft

-

lichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

1.1 *) Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Institutionen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) verliehen oder 
zuerkannt werden 

a) Regelungen für einzelne Schulversuche — alphabetisch nach Ländern — 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

B 1 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines an 12 Gymnasien laufenden Versuchs der 
Neugestaltung des Unterrichts in der Oberstufe 

„1961 bis 1964" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 29. 6. 1960 
Nr. 206 

BAYERN 

B 3 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

in Bayern „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 201.1 

B 3 	Reifezeugnis einer Wirtschaftsoberrealschule in Bayern 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 200 

B 4 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Willstätter-Gymnasium 
in Nürnberg 

„in den Jahren 1971 und 1972 zu erwerbende Reifezeugnisse" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 12. 1970 
Nr. 520.7 

*) sofern die Studienberechtigung nicht auf das ausstellende Land beschränkt ist 
**) bis längstens 1968 
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BERLIN 

B 5 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wi rt
-schaftsgymnasiums 

in Berlin „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 18. 6. 1964 
Nr. 201.8 

B 6 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuches in der Schulfarm Insel 
Scharfenberg und an der Humboldtschule in Berlin (ohne zeitliche Be-
grenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 3. 7. 1969 
Nr. 520 

B 7 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs an der Ranke-Oberschule 
(Gymnasium), Berlin-Wedding (ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 11. 3. 1970 
Nr. 520.3 

B 8 

	

	Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife eines „Volkshochschullehr

-

gangs zum Erwerb der Hochschulreife" in Berlin 

„widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 8. 4. 1971 
Nr. 253.4 

BREMEN 

B 9 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

in Bremen „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 201.2 

B 10 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Gymnasium Huckel

-

riede 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 28. 8. 1968 

Verlängerung „vom 28. 2. 1974 bis zum Jahre 1978" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 5. 1974 

B 11 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Gymnasium an der 
Kurt-Schumacher-Allee in Bremen (ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 9. 1970 
Nr. 520.6 

Verlängerung „vom 28. 2. 1974 bis zum Jahre 1978" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 5. 1974 

B 12 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Kippenberg-Gymnasium 
in Bremen (ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 12. 1970 
Nr. 520.8 

Verlängerung „vom 28. 2. 1974 bis zum Jahre 1978" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 5. 1974 

B 13 	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Gymnasium am Barkhof 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 5. 1971 
Nr. 191.1 

Verlängerung „vom 28. 2. 1974 bis zum Jahre 1978" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 5. 1974 

**) bis längstens 1968 
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B 14 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs am Gymnasium an der 
Kleinen Helle 

Beschluß der Kultusm in isterkonfernz 	vorn 7. 5. 1971 
Nr. 191.1 

Verlängerung „vom 28. 2. 1974 bis zum Jahre 1978" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 5. 1974 

B 15 	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs 
am Gymnasium Körnerschule, Bremerhaven 
am Gymnasium Geschwister-Scholl-Schule, Bremerhaven 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 5. 1971 
Nr. 191.1 	 i. d. F. vom 8. 11. 1972 

Verlängerung „vom 18. 12. 1975 bis zum Jahre 1979" 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 19. 3. 1976 
Nr. 522 

B 16 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs „Gymnasialer Aufbauzug 
an den Handels- und Höheren Handelsschulen im Lande Bremen" 

„bis 1979" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 4. 11. 1976 

HAMBURG 

B 17 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

in Hamburg „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 201.3 

HESSEN 

B 18 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

in Hessen „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 201.4 

B 19 	Reifezeugnis, das im Rahmen des Schulversuchs an 

— der Wilhelm-von-Oranien-Schule in Dillenburg, 
— der Liebigschule in Frankfurt am Main, 
— der Herderschule in Kassel 

„bis zum Jahre 1974" erworben worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 6. 2. 1969 
Nr. 207 

Verlängerung bis 1978 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 22. 5. 1974 
Nr. 207.1 

B 20 

	

	Reifezeugnis, das an der Ernst-Reuter-Schule I in Frankfurt am Main 

„1973 bis 1976" erworben worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 3. 1976 

B 21 

	

	Abiturzeugnis der Modellschule Obersberg in Bad Hersfeld aus den 
Prüfungsjahren 1976 und 1977 „mit den Leistungsfächern Mathematik 
und Wirtschaftswissenschaften bzw. Fremdsprache und Wirtschaftswis-
senschaften" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 28. 5. 1976 

**) bis längstens 1968 
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NIEDERSACHSEN 

B 22 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

in Niedersachsen „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 24./25. 4. 1958 
Nr. 201.5 

B 23 

	

	Reifezeugnis des staatlich anerkannten privaten Gymnasiums „Stiftung 
Landschulheim am Solling bei Holzminden" 

„Reifeprüfungen ab 1970 nach neugestalteten Lehrplänen" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 11. 8. 1970 

B 24 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs an der Raabe-Schule in 
Braunschweig 

„ab 1971 zu erwerbende Reifezeugnisse" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 25. 10. 1971 
Nr. 520.9 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

B 25 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums in Nordrhein-Westfalen (Reifezeugnisse der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Gymnasien) 
„ab Ostern 1964" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 10. 9. 1964 
Nr. 201.7 

Erläuterung: Diese wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Gymnasien 
sind nicht identisch mit den wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen 
Gymnasien in Aufbauform (dreijährige Form). (Vgl. NS 190.SchA vom 
26./27. 2. 1976, Ziffer 2 c (1)) 

B 26 

	

	Reifezeugnis im Rahmen des Schulversuchs an der Hildegardisschule 
in Bochum 

„bis zum Jahre 1973 erworbene Reifezeugnisse" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 22. 4. 1969 
Nr. 520.1 

Verlängerung „bis zum Jahre 1974 erworbene Zeugnisse" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 11. 1969 
Nr. 520.2 

B 27 

	

	Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs u. a. an der Staatlichen 
Hildegard-von-Bingen-Schule in Köln-Sülz und am Kreisgymnasium 
Grevenbroich 

„bis zum Jahre 1974 erworbene Zeugnisse der allgemeinen Hochschul-
reife" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27. 11. 1969 
Nr. 520.2 

B 28 

	

	Reifezeugnis im Rahmen des Schulversuchs „Gymnasialer Zweig der 
Höheren Handelsschule" in Nordrhein-Westfalen (ohne zeitliche Be-
grenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 11. 8. 1970 
Nr. 520.4 

RHEINLAND-PFALZ 

B 29 

	

	Reifezeugnis im Rahmen des Schulversuchs „Mainzer Studienstufe" an 
folgenden sieben Gymnasien: 

**) bis längstens 1968 
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— Staatliches Westerwald-Gymnasium in Altenkirchen/Ww. 
— Staatliches Goethe-Gymnasium in Bad Ems 
— Staatliches Max-von-Laue-Gymnasium in Koblenz 
— Staatliches Carl-Bosch-Gymnasium  in  Ludwigshafen 
— Bischöfliches Willigis-Gymnasium in Mainz 
— Staatliches Käthe-Kollwitz-Gymnasium in Neustadt/W. 
— Staatliches Hans-Purrmann-Gymnasium in Speyer 

„vom 1. 8. 1969 bis 1. 8. 1973" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 9. 4. 1970 
Nr. 520.5 

SAARLAND 

B 30 

	

	Reifezeugnis der Wirtschaftsoberschule Saarbrücken, das in den Jahren 
1956 bis 1961 erworben worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 2. 8. 1961 
Nr. 225.2 

B 31 **) Reifezeugnis im Rahmen eines Schulversuchs in der Form eines Wirt-
schaftsgymnasiums 

im Saarland „widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 2. 8. 1961 
Nr. 201.6 

B 32 

	

	Reifezeugnis des Schulversuchs „Oberstufe Saar" (ohne zeitliche Be

-

grenzung) 
Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 10./11. 12. 1970 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

— Fehlanzeige — 

b) Regelungen für einzelne Kollegs vor 1965 (mit Beschluß Nr. 248 der Kultus-
ministerkonferenz vom 7./8. 7. 1965 [siehe Nr. A 4] ausgelaufen) 

— alphabetisch nach Ländern — 

BERLIN 

B 33 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Berlin 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

F(rj./Ostern) 61 F62 	 25.11.1962 	253 
H(erbst) 62 F63 	 7./8. 11. 1963 	253.1 
H63 F64 	 22. 10. 1964 	253.2 
H64 F65 	 18. 10. 1965 	253.3 

BREMEN 

B 34 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: Hansa-Kolleg 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

Frj./Ostern 65 	 28. 9. 1975 	255 

**) bis längstens 1968 
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HESSEN 

B 35 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Wiesbaden 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

H(erbst) 61 	 28./29. 9. 1961 	252 
H62 	 28. 2. 1963 	252.1 
(63 fehlt) 
F(rj./Ostern) 64 	 16. 12. 1964 	252.3 
F65 	 28. 9. 1965 	252.5 

B 36 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Frankfurt a. M. 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

H(erbst) 62 	 28. 2. 1963 	252.1 
H63 	 5. 5. 1964 	252.2 
H64 	 6. 5. 1965 	252.4 
F(rj./Ostern) 65 	 7. 4. 1966 	252.6 

B 37 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Kassel 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

Herbst 1964 	 6. 5. 1965 	252.4 

NIEDERSACHSEN 

B 38 

	

	Reifezeugnis des Braunschweig-Kollegs 
(ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 
Nr. 250 

vom 3./4. 	3. 1955 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

B 39 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Oberhausen 

Beschluß der KMK 
vom Nr. 

H(erbst) 55, F(rj./Ostern) 56 17./18.5. 1956 251 
F57 H57 F58 2.6. 1958 251.1 
H58 F59 H59 F60 H60 28. 11. 1960 251.2 
F61 28./29. 9. 1961 251.3 (a) 
H61 F62 H62 29. 6. 1963 251.4 (a) 
(ab F63 vgl. Nr. B 44) 

B 40 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Essen 

Beschluß der KMK 
vom Nr. 

H(erbst) 60, F(rj./Ostern) 61 28./29. 9. 1961 251.3 (b) 
H61 F62 H62 29. 	6. 1963 251.4 (c) 
(ab F63 vgl. Nr. B 44) 

B 41 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: Wilhelm-Heinrich-Riehl-Institut in Düsseldorf 

Beschluß der KMK 
vom Nr. 

F(rj./Ostern) 61 28./29. 9. 1961 251.3 (c) 
H(erbst) 61 F62 H62 29.6. 1963 251.4 (b) 
(ab F63 vgl. Nr. B 44) 
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B 42 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Köln 

Beschluß der KMK 
vom 	Nr. 

H(erbst) 61 
F(rj./Ostern) 62 H62 	 29. 6. 1963 	251.4 (d) 
(ab F63 vgl. Nr. B 44) 

B 43 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Bielefeld 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

F(rj./Ostern) 63 H(erbst) 63 	 14./15.5. 1964 	251.5 
F64 H64 	 3. 5. 1965 	251.6 
(keine weitere Regelung) 

B 44 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Nordrhein-Westfalen (Dortmund, Düsseldorf, Essen, Köln, 

Münster, Oberhausen) 
Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

F(rj./Ostern) 63 H(erbst) 63 	 14./15.5. 1964 	251.5 
F64 H64 	 3. 5. 1965 	251.6 
F65 	 28. 9. 1965 	251.7 
(Regelungen vor F63 vgl. Nr. B 39 bis Nr. B 42) 

SAARLAND 

B 45 	Reifezeugnis eines Kollegs 
hier: in Saarbrücken 

Beschluß der KMK 
vom 	 Nr. 

F(rj./Ostern) 61 F62 	 2. 8.1962 	254 

c) Ergänzungsprüfungen 

B 46 	Zeugnis über die bestandene Ergänzungsprüfung zur Erlangung der all

-

gemeinen Hochschulreife für Absolventen der Wirtschaftsgymnasien 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 18. 1. 1968 
Nr. 202 

B 47 	Ergänzungsprüfungszeugnis der Frauenoberschulen in 
(Beschl.-Datum) 	(Beschl-.Nr.) 

Nordrhein-Westfalen 	 vom 8. 5.1958 	231.1 
Rheinland-Pfalz 	 vom 8. 5.1958 	231.1 
Niedersachsen 	 vom 17. 12. 1958 	231.2 
Saarland 	 vom 30. 3. 1967 	231.3 

Anerkennung der Ergänzungsprüfungszeugnisse der „Gymnasien für 
Frauenbildung zur Erlangung einer fachgebundenen Hochschulreife" (bis 
1966: Frauenoberschulen) in Nordrhein-Westfalen 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 1. 1968 
Nr. 231.4 

d) Regelungen für Vertriebenen, Flüchtlinge, Heimkehrer, Aussiedler und ver-
gleichbare Personengruppen 

B 48 	Reifezeugnis (Befähigungsnachweis zum Hochschulstudium), das ein 
Studienbewerber vor dem 8. Mai 1945 als nichtdeutscher Staatsangehö

-

riger in seinem damaligen Heimatstaat erworben hat, wenn er aus sei- 
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ner Heimat vertrieben wurde und in der Bundesrepublik Deutschland 
deutscher Staatsangehöriger geworden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 7. 1955 
Nr. 290.1 

unter Verweis auf § 92 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 

B 49 

	

	,Vorstudienzeugnis, das in der SBZ bis zum 31. Dezember 1949 erwor

-

ben worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 17./18. 5. 1956 

Nr. 907 - aufgehoben durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

B 50 

	

	Reifezeugnis, das in der SBZ bis zum 31. Dezember 1950 erworben wor

-

den ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 17./18. 5. 1956 

Nr. 907 - auf g e h o b en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

B 51 

	

	Reifezeugnis, das in der SBZ „nach dem 31. Dezember 1950 nach minde

-

stens zwölfjähriger Gesamtschulzeit in einer zur Reifeprüfung führenden 
Oberschule *) der SBZ" ausgestellt worden ist, in Verbindung mit einem 
Anerkennungsvermerk nach Ablegung einer Sonderprüfung 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 17./18. 5. 1956 
Nr. 907 - a u f g e h o b en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

„nach dem Besuch eines Oberschullehrgangs in Verbindung mit einer Volks-
hochschule, 
nach dem Besuch einer Abendoberschule, 
nach dem Besuch einer Kinder- und Jugendsportschule" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 8. 1960 
Nr. 907.1 - auf g e h o b en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

B 52 

	

	Abschlußzeugnis, das in der SBZ nach dem 31. 12. 1949 nach dreijähri

-

gem Besuch einer Arbeiter- und Bauernfakultät *) ausgestellt worden 
ist, in Verbindung mit einem Anerkennungsvermerk nach dem erfolg-
reichen Abschluß eines Sonderlehrgangs 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 17./18. 5. 1956 
Nr. 907 - aufgehoben durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

*) „ ... nach zweijährigem Besuch einer Arbeiter - und Bauernfakultät ..." 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 16. 8. 1960 
Nr. 907.1 - auf g e h o b en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

B 53 

	

	Reifezeugnis oder Abschlußzeugnis einer Arbeiter- und Bauernfakultät, 
das in der SBZ erworben wurde, wenn der Bewerber mehr als 1 1 /2 Jahre 
an einer Hochschule in der SBZ oder an einer Hochschule des Auslands 
studiert hat 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 17./18. 5. 1956 
Nr. 907 - auf g e h o b en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970

-

Nr. 907 (sic!) 

B 54 

	

	Abschlußzeugnis des Sonderlehrgangs für Spätheimkehrer in Göttingen 
(1954/55) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 27./28. 1. 1955 
Nr. 275 
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B 55 	Reifezeugnis (Baccalauréat), das von einem deutschen Staatsangehöri

-

gen am Maréchal-Ney-Gymnasium in Saarbrücken bis zum 31. 12. 1959 
erworben worden ist, wird „uneingeschränkt gleichgestellt" mit Reife-
zeugnissen, die in der Bundesrepublik erworben worden sind 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 12. 1957 
Nr. 225 

B 56 	Das Baccalauréat II, das an französischen Universitäten von deutschen 
Staatsangehörigen, die nach 1945 wenigstens zeitweise ihren ständigen 
Wohnsitz im Saarland hatten, bis 31. 12. 1959 erworben worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 15. 12. 1957 
Nr. 225.1 

B 57 	Hochschulzugangszeugnis eines deutschen Aussiedlers in Verbindung 
mit dem „Nachweis eines mindestens anderthalbjährigen Studiums oder 
eines mindestens zweijährigen Abend- oder Fernstudiums im Herkunfts-
land" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 31. 1. 1975 
Nr. 294 Ziffer 6.2 

B 58 	Zeugnis über das Bestehen der Bestätigungsprüfung für deutsche Aus

-

siedler 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 31. 1. 1975 
Nr. 294 Ziffer 6.3.2.2 

1.2 Hochschulzugangsberechtigungen, die von deutschen Schulen im Ausland 
verliehen werden 

B 59 	Abiturzeugnis der Deutschen Schule Brüssel (ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 8. 7. 1975 

B 60 	Abiturzeugnis der Deutschen Schule in Rom (ohne zeitliche Begrenzung) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 22. 3. 1976 

B 61 	Zeugnis der Erweiterten Ergänzungsprüfung an einer deutschen Schule 
im Ausland in Verbindung mit einem ausländischen Zeugnis der Hoch-
schulreife 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 18. 7. 1975 
(vgl. Beschluß der KMK vom 23. 7. 1958 i. d. F. vom 15. 6. 1965 Nr. 290) 

B 62 	Bescheinigung über das Bestehen der erweiterten Ergänzungsprüfung an 
deutschen Schulen im Ausland in Verbindung mit dem Zeugnis der Ver-
setzung in die Klasse 12 oder 13 eines innerdeutschen Gymnasiums oder 
einer anerkannten Deutschen Auslandsschule für Schüler deutscher 
Staatsangehörigkeit 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 1. 7. 1966 
Nr. 1084 

(aufgehob en  durch die „Bestimmungen für Reifeprüfungen an 
deutschen Schulen im Ausland, die regelmäßig die Erweiterte Ergän-
zungsprüfung abhalten") 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 30. 6. 1975 

B 63 	Deutsches Reifezeugnis von Privatschulen im deutschsprachigen Ausland 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 
Nr. 1210 
- Ermächtigung für das Lyzeum Alpinum (Zuoz/Schweiz) 

Beschluß der KMK vom 15. 6. 1950 
Nr. 1210.1 

- Ermächtigung für das Institut auf dem Rosenberg (St. Gallen/Schweiz) 
Beschluß der KMK vom 15. 6. 1950 
Nr. 1210.2 
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— Ermächtigung für das Kolleg Stella Matutina (Feldkirch/Österreich) 
Beschluß der KMK vom 9./10. 5. 1957 
Nr. 1210.4 

1.3 Hochschulzugangsberechtigungen, die von ausländischen oder von inter-
nationalen Höheren Schulen in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West) verliehen werden 

B 64 

	

	Reifezeugnis der John-F.-Kennedy-Schule in Berlin (Deutsch-Amerika

-

nische Gemeinschaftsschule) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 11. 8. 1970 
Nr. 274 

B 65 	Reifezeugnis eines Deutsch-französischen Gymnasiums 

Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik und der Fran-
zösischen Republik vom 10. 2. 1972 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 7. 4. 1972 

B 66 	Reifezeugnis des Französischen Gymnasiums in Berlin 

„Für das Französische Gymnasium in Berlin gelten die Bestimmungen 
des Abkommens vom 24. April 1953 zwischen dem Senat von Berlin, 
vertreten durch den Regierenden Bürgermeister, und den Chef der Fran-
zösischen Militärregierung von Berlin für die Regierung der Französi-
schen Republik über die Verschmelzung des Collège Français in Berlin-
Frohnau mit dem Französischen Gymnasium." 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 25. 6. 1957 (6) 
Nr. 312 Abs. 6 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 24. 6. 1977 

1.4 Reifezeugnisse von internationalen Schulen 

B 67 

	

	Zeugnis des „International Baccalaureate", wenn ein deutscher Inhaber 
nachweist, daß er in der Bundesrepublik Deutschland elf aufsteigende 
Klassen erfolgreich durchlaufen hat und von der Studienstiftung des 
deutschen Volkes zum Besuch einer Einrichtung des Office du 
Baccalauréat International ausgewählt worden ist 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 20. 1. 1977 

1.5 Reifezeugnisse von Europäischen Schulen 

B 68 

	

	Abschlußprüfungszeugnis des wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen 
und des lateinisch-neusprachlichen Zweiges an den Europäischen Schulen 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 10. 4. 1967 
Nr. 282 

1.6 Ausländische Hochschulzugangsberechtigungen 

B 69 

	

	Ausländisches Reifezeugnis der Bewertungsgruppe I eines deutschen 
Staatsangehörigen, der hinreichende Deutschkenntnisse nachgewiesen 
hat und auf den Schulbesuch im Ausland durch seinen Wohnsitz im Aus-
land angewiesen war 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 23. 7. 1958 
Nr. 290, Ziff. IV, 2 (a) 	 i. d. F. vom 15. 6. 1965 

B 70 

	

	Ausländisches Reifezeugnis der Bewertungsgruppe I, II oder III eines 
deutschen Staatsangehörigen, der bereits an einer ausländischen wissen-
schaftlichen Hochschule mindestens vier Semester mit Erfolg studiert 
oder sein Studium dort bereits mit einer wissenschaftlichen Prüfung ab-
geschlossen hat 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 23. 7. 1958 
Nr. 290, Ziff. IV, 2 (b) 	 i. d. F. vom 15. 6. 1965 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551  

B 71 	Zeugnis über die bestandene Nostrifizierungsprüfung für deutsche 
Staatsangehörige an der Internationalen Schule in St. Germain-en-Laye 
(1961) 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 28./29. 9. 1961 
Nr. 291 

(gilt nur für 1961) 
(a  b ge 1 ö s t durch Beschluß der Kultusministerskonferenz vom 29. 7. 
1962 — Nr. 291.1 —) 

B 72 	Zeugnis eines deutschen Staatsangehörigen über die bestandene Ab

-

schlußprüfung an den Internationalen Höheren Schulen der NATO in 
Frankreich 

„vorläufig und widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 vom 29. 7. 1962 
Nr. 291.1 

vorausgegangen: Beschluß der KMK vom 28./29. 9. 1961 Nr. 291 
abgelöst durch: Beschluß der KMK vom 13. 12. 1968 Nr. 1271 

B 73 	Französisches Reifezeugnis der internationalen französischen Schulen in 
Fontainbleau und St. Germain-en-Laye für deutsche Staatsangehörige, 
wenn der deutsche Teil der Prüfung unter dem Vorsitz eines „vom 
Präsidenten der Kultusministerkonferenz bestellten deutschen Prüfungs-
beauftragten" abgenommen worden ist 

„Die Genehmigung zur Durchführung dieses Verfahrens gilt widerruflich" 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	 voom 13. 12. 1968 
Nr. 1271 

vorausgegangen: Beschluß der KMK vom 29. 7. 1962 Nr. 291.1 

2 *) Hochschulzugangsberechtigungen für bestimmte Studiengänge an wissen-
schaftlichen Hochschulen und an Fachhochschulen 

B 75 	Abschlußzeugnis, das am Proseminar für den kirchlichen Dienst in 
Naumburg erworben wurde, ist für die Zulassung zum Studium der 
evang. Theologie an Universitäten und Hochschulen den nach dem 
1. 1. 1951 in der sowjetischen besetzten Zone Deutschlands erworbenen 
Reifezeugnissen (vgl. Beschluß der  KMK vom 17./18. 5. 1956 [Anm. d. 
Sekr.: aufgehoben mit Beschluß vom 15. 1. 1970 — Nr. 907]) gleich-
gestellt 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 	20. 5. 1954 
Nr. 913 	 i. d. F. vom 28./29. 9. 1961 

B 76 	Sonderreifezeugnis („Fakultätsreife") und qualifiziertes Abschlußzeug

-

nis einer Fachschule in der SBZ in Verbindung mit einem Anerkennungs-
vermerk über die bestandene Sonderprüfung an einer höheren techni-
schen Lehranstalt 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 17./18. 5. 1956 
Nr. 907 — aufgehob en  durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970 — 
Nr. 907 (sic!) 

B 77 	Sonderreifezeugnis („Fakultätsreife") und qualifiziertes Abschlußzeug

-

nis einer Fachschule in der SBZ, wenn der Bewerber mehr als 1 1/2 Jahre 
an einer Hochschule in der SBZ oder an einer Hochschule des Auslands 
studiert hat 

Beschluß der Kultusministerkonferenz 	vom 17./18. 5. 1956 
Nr. 907 — aufgehoben durch Beschluß der KMK vom 15. 1. 1970 —
Nr. 907 (sic!) 

*) sofern die Studienberechtigung nicht auf das ausstellende Land beschränkt ist 
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H. Sondervereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse von 
besonderen gymnasialen Schulformen, die zu einer allgemeinen Hochschulreife 
führen 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

I. Die Kultusminister und -senatoren der Länder kommen überein, die an den 
in der Anlage aufgeführten Gymnasien mit zwei Pflichtfremdsprachen erwor-
benen Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife, die bis zum 31. Juli 1979 
ausgestellt worden sind, als Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife gegen-
seitig anzuerkennen. Dabei wird besonders dem Umstand Rechnung getra-
gen, daß es sich um auslaufende gymnasiale Schulformen handelt. 

II. 1. Dieser Sachverhalt wird bei bereits erteilten Zeugnissen nachträglich 
durch eine Bescheinigung nach folgendem Muster zum Ausdruck ge-
bracht: 

Land 	  
— Bescheinigung — 

Herr/Frau//Fräulein 	  

geboren am 	  

in 	  

hat die Reifeprüfung am 	  

nach der geltenden Reifeprüfungsordnung vom 	  
bestanden. 

Das Zeugnis entspricht der Vereinbarung der Kultusministerkonferenz 

vom 	  

2. Bei Zeugnissen, die nach Abschluß dieser Vereinbarung erteilt werden, 
wird dieser Sachverhalt durch folgenden Vermerk auf den Zeugnissen 
zum Ausdruck gebracht: 

Die der Reifeprüfung zugrunde liegenden Bestimmungen erfüllen die Er

-

fordernisse der Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 	 
	 über die gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse von 
besonderen gymnasialen Schulformen, die zu einer allgemeinen Hoch-
schulreife führen. 

Ort, den 	  

Siegel 

Im Auftrag 
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Anlage 1 

1. HA Staatliches Wirtschaftsgymnasium 

2. HA Staatliches Abend-Wirtschaftsgymnasium 

3. HE Wirtschaftsgymnasium 

4. RP Wirtschaftsgymnasium 

5. SH Fachgymnasium, wirtschaftlicher Zweig 

6. RP Technisches Gymnasium 

7. NW Gymnasium für Frauenbildung und Gymnasium mit differenzierter Oberstufe 

III. Vereinbarung über die befristete gegenseitige Anerkennung von Zeugnissen der 
fachgebundenen Hochschulreife, die an zur Zeit bestehenden Schulen, Schul-
formen bzw. -typen erworben worden sind 
— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

I. Die Kultusminister und -senatoren der Länder kommen überein, die an nach-
stehend aufgeführten besonderen Schulformen erworbenen Zeugnisse der 
fachgebundenen Hochschulreife, die bis zum 31. Juli 1979 ausgestellt worden 
sind, für die Studienberechtigung(en) entsprechend dieser Vereinbarung ge-
genseitig anzuerkennen. Die Befristung bis zum 31. Juli 1979 gilt unter dei 
Voraussetzung, daß bis zum 1. Mai 1977 eine „Vereinbarung über die gegen-
seitige Anerkennung von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife" 
zustande gekommen ist. Fehlt diese Voraussetzung, so tritt an die Stelle des 
31. Juli 1979 jeweils der 31. Juli 1980. 

Die Kultusminister und -senatoren der Länder verpflichten sich, die in der 
Anlage näher beschriebenen Schulformen bis zum Ablauf der nach Abs. 1 
geltenden Frist nicht zu verändern. Eine Umstellung auf die Vereinbarung 
vom 7. Juli 1972 bleibt hiervon unberührt. Abs. 1 gilt auch für Zeugnisse von 
Schulen, die nach dem Kurssystem der neugestalteten gymnasialen Oberstufe 
geführt werden, aber nicht allen Bedingungen der Vereinbarung vom 7. Juli 
1972 genügen. 

Diese Vereinbarung hat keine präjudizierende Wirkung auf künftige Verein-
barungen über den Hochschulzugang. 

Die nach dem Ablauf der in Absatz 1 geltenden Frist ausgestellten Zeugnisse 
dieser Schulformen werden nur anerkannt, wenn in Verbindung mit dem 
Zeugnis der Nachweis erbracht wird, daß es im Rahmen einer Nach- oder 
Wiederholungsprüfung erworben worden ist. Als Wiederholungsprüfung gilt 
nur die Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfung. 

Bestehende weitergehende Gegenseitigkeitsvereinbarungen einzelner Länder 
bleiben von dieser Vereinbarung unberührt. 

Anmerkung des Sekretariats der Kultusministerkonferenz. 
Die im Text dieser Vereinbarung erwähnte Anlage 2 wurde in die vorliegende Zusam-
menstellung nicht aufgenommen, da sie lediglich eine Spezifizierung der Angaben in der 
Anlage 1 darstellt. 
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II. Die Vereinbarung erstreckt sich auf die in den Anlagen 1 und 2 aufgeführten 
Schulen *), Schulformen bzw. -typen und auf die jeweils genannten Studien-
berechtigungen **). 

III. 1. Bei Zeugnissen, die aufgrund dieser Vereinbarung gegenseitig anerkannt 
werden, erhält das Zeugnis folgenden Vermerk: 

Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung 
von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an zur Zeit 
bestehenden Schulformen erworben worden sind — Beschluß der Kul-
tusministerkonferenz vom  —, berechtigt dieses 
Zeugnis in allen Ländern in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich des Landes Berlin zum Studium folgender Studiengänge an wis-
senschaftlichen Hochschulen: 

2. Dieser Sachverhalt wird bei bereits erteilten Zeugnissen nachträglich 
durch eine Bescheinigung nach folgendem Muster zum Ausdruck ge-
bracht: 

Land 
— Bescheinigung — 

Herr/Frau/Fräulein 	  

geb. am 	  

in 	  

hat die Reife-/Abiturprüfung am 	  
bestanden. 

Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung von 
Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an zur Zeit bestehen-
den Schulformen erworben worden sind — Beschluß der Kultusminister-
konferenz vom  — berechtigt dieses Zeugnis in allen 
Ländern in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin zum Studium folgender Studiengänge an wissenschaftlichen Hoch-
schulen: 

Anlage 1 

GRUPPE 1 (Wirtschaftswissenschaftliche Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

1.1 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform; Wirtschaftsgymnasium 
F-Zug (einschl. der staatlich anerkannten Ersatzschule Spöhrer Schule Calw) 

1.2 BW Privates berufliches Abendgymnasium der regionalen Volkshochschule Kon-
stanz-Singen (staatlich anerkannte Ersatzschule) in Radolfzell wirtschaftswissen-
schaftliche Fachrichtung F-Zug 

*) Soweit die in den Anlagen 1 und 2 aufgeführten Schulen des Landes Nordrhein-West-
falen in den dortigen Schulversuch Kollegschule einbezogen werden, gilt diese Ver-
einbarung auch für jene Absolventen der betroffenen Schulen, die bis zum Jahre 1979 
bzw. 1980 (vgl. Abschnitt I, Abs. 1) nach den unveränderten Lehrplänen der jeweiligen 
Schulform unterrichtet wurden. 

**) Die Zeugnisse der in den einzelnen Gruppen aufgeführten Schulen bzw. Schultypen 
gelten nicht für das Studium der Lehrämter als gegenseitig anerkannt. Hiervon sind 
gegenseitige Anerkennungsvereinbarungen zwischen einzelnen Ländern unberührt. 
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1.3 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium, 
mit verschiedenen Fachrichtungen F-Züge 
hier: wirtschaftswissenschaftliche Richtung 

1.4 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Wirtschaftsgymnasium 
mit reformierter Oberstufe 
(Zeugnisse der fachgebundenen Hochschulreife) einschließlich der staatlichen 
Ersatzschule Spöhrer Schule Calw 

1.5 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Wirtschaftsgymnasium 
FA-Zug (einschließlich der staatlich anerkannten Ersatzschule Spöhrer Schule 
Calw) 

1.6 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen — FA-Züge 
hier: wirtschaftswissenschaftliche Richtung 

1.7 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Privates Berufliches 
Abendgymnasium der Regionalen Volkshochschule Konstanz-Singen in Radolf-
zell (staatlich anerkannte Ersatzschule) FA-Zug wirtschaftswissenschaftliche 
Richtung 

1.8 NW Wirtschafts- und sozialwissenschaftliches Gymnasium in Aufbauform (dreijäh-
rige Form) und Gymnasium mit differenzierter Oberstufe 

Studienberechtigungen 

Fächer 

Betriebswirtschaftslehre 

Volkswirtschaftslehre 

Wirtschaftswissenschaft 

Politikwissenschaft/Politologie (Diplom) 

Politikwissenschaft/Politologie (Magister) 

Sozialpädagogik 

Soziologie (Diplom) 

Soziologie (Magister) 

Fächer 

Informatik 

Geographie (Diplom) 

Geographie (Magister) 

Wirtschaftsingenieurwesen 

GRUPPE 2 (Technische Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

2.1 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Technisches Gymnasium 
F-Zug *) 

2.2 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen F-Züge *) 
hier : technische Richtung 

2.3 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Technisches Gymnasium 
mit reformierter Oberstufe 
(Zeugnisse der fachgebundenen Hochschulreife) 

2.4 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Technisches Gymnasium 
FA-Zug 

I Anmerkung wie Seite 102 
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2.5 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen FA-Züge; 
hier: technische Richtung 

2.6 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Naturwissenschaftlich

-

technisches Gymnasium Stuttgart-Feuerbach (Kerschensteiner Schule) *) 

2.7 HE Technisches Gymnasium 

2.8 NS Technisches Gymnasium 

2.9 NW Naturwissenschaftliches Gymnasium in Aufbauform (dreijährige Form) und 
Gymnasium mit differenzierter Oberstufe 

2.10 SH Fachgymnasium, technischer Zweig 

Studienberechtigungen 

Fächer 

Ingenieurwissenschaften 

Bauingenieurwesen 

Bergbau 

Brennereitechnik 

Elektrotechnik 

Feinwerktechnik 

Holzwirtschaft, Holztechnik 

Hüttenkunde 

Kerntechnik, Reaktortechnik 

Luft- und Raumfahrttechnik 

Maschinenbau 

Metallkunde 

Papiertechnik 

Produktionstechnik 

Schiffstechnik 

Verfahrenstechnik/Chemieingenieurwesen 

Vermessungswesen 

Werkstoffwissenschaften 

Physik (Diplom) 

Geophysik 

Chemie (Diplom) 

Informatik 

Fächer 

Meteorologie 

Ozeanographie 

Mineralogie 

Steine und Erden 

Geographie (Diplom) 

*) Der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ist durch eine Ergänzungsprüfung möglich, die hinsichtlich 
Inhalt, Umfang und Anforderungen der Ordnung der Ergänzungsprüfung zur Erlangung der allgemeinen 
Hochschulreife für Absolventen der Wirtschaftsgymnasien (Beschluß der KMK vom 18. 1. 1968) ent-
spricht. 
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Geographic (Magister) 

Geologie 

Wirtschattsingenieurwesen 

Brauwesen 

GRUPPE 3 (Haushalts- und ernährungswissenschaftliche Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

3.1 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Frauenberufliches Gym-
nasium F-Zug (einschl. der staatlich anerkannten Ersatzschulen St. Ursula und 
Königsfeld) t) 

3.2 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen F-Züge 
hier : haushalts- und ernährungswissenschaftliche Richtung *) 

3.3 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
der haushalts- und ernährungswissenschaftlichen Richtung mit reformierter 
Oberstufe (Zeugnis der fachgebundenen Hochschulreife) — einschließlich der 
staatlich anerkannten Ersatzschulen St. Ursula und Königsfeld — 

3.4 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Frauenberufliches Gym-
nasium FA-Zug (einschl. der staatlich anerkannten Ersatzschulen St. Ursula und 
Königsfeld) 

3.5 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen FA-Züge 
hier: haushalts- und ernährungswissenschaftliche Richtung 

3.6 BR Sozialwirtschaftliches Gymnasium 
hier: hauswirtschaftswissenschaftliche Fachrichtung 

3.7 HE Hauswirtschaftsgymnasium 

3.8 NS Gymnasium hauswirtschaftswissenschaftlichen Typs **) 

3.9 NS Gymnasium für Frauenbildung 

3.10 SH Fachgymnasium sozialwirtschaftlicher Zweig (Schwerpunkt Ernährungslehre) 

Studienberechtigungen 

Fächer 

Ernährungswissenschaft 

Haushaltswissenschaft 

Lebensmittelchemie 

Lebensmitteltechnologie 

Chemie (Diplom) 

Biologie (Diplom) 

Mikrobiologie 

Biochemie 

*) Der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ist durch eine Ergänzungsprüfung möglich, die hinsichtlich 
Inhalt, Umfang und Anforderungen der Ordnung der Eignungsprüfung zur Erlangung der allgemeinen 
Hochschulreife für Absolventen der Wirtschaftsgymnasien (Beschluß der KMK vom 18. 1. 1968) ent-
spricht. 

**) Der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ist durch eine Ergänzungsprüfung möglich, die hinsichtlich 
Inhalt, Umfang und Anforderungen der Vereinbarung über die Ergänzungsprüfung an Frauenoberschulen 
in Niedersachsen (Beschluß der KMK vom 17. 12. 1958) entspricht. 
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GRUPPE 4 (Agrarwissenschaftliche Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

4.1 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Landwirtschaftliches 
Gymnasium F-Zug *) 

4.2 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Landwirtschaftliches 
Gymnasium FA-Zug 

4,3 HE Technisches Gymnasium 
(Schwerpunkt Landwirtschaft) 

4.4 NS Landwirtschaftsgymnasium 

Studienberechtigungen 

Fächer 

Agrarwissenschaft 

Ernährungswissenschaft 

Lebensmittelchemie 

Lebensmitteltechnologie 

Gartenbau 

Forstwissenschaft 

Biologie (Diplom) 

Chemie (Diplom) 

Landespflege 

GRUPPE 5 (Musisch-pädagogische Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

5.1 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Sozialwissenschaftliche 
Richtung am Frauenberuflichen Gymnasium Radolfzell F-Zug (ab 1. 8. 1976 
sozialpädagogische Richtung) *) 

5.2 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen F-Züge 
hier: sozialwissenschaftliche Richtung 
(ab 1. 8. 1976 sozialpädagogische Richtung) *) 

5.3 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Berufliches Gymnasium 
mit verschiedenen Fachrichtungen FA-Züge 
hier : sozialpädagogische Richtung 
(bis zum 31. 7. 1976 sozialwissenschaftliche Richtung) 

5.4 BW Berufliches Gymnasium der dreijährigen Aufbauform: Sozialpädagogische Rich-
tung am Frauenberuflichen Gymnasium in Radolfzell, FA-Zug (bis zum 31. 7. 
1976 sozialwissenschaftliche Richtung am Frauenberuflichen Gymnasium in 
Radolfzell) 

5.5 BR Sozialwirtschaftliches Gymnasium 
hier: erziehungswissenschaftliche Fachrichtung 

5.6 NW Pädagogisch-musisches Gymnasium in Aufbauform (dreijährige Form) und 
Gymnasium mit differenzierter Oberstufe 

5.7 BW Aufbauzüge an Gymnasien der Normalform und der Aufbaugymnasien 

*) Der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ist durch eine Ergänzungsprüfung möglich, die hinsichtlich 
Inhalt, Umfang und Anforderungen der Ordnung der Ergänzungsprüfung zur Erlangung der allgemeinen 
Hochschulreife für Absolventen der Wirtschaftsgymnasien (Beschluß der KMK vom 18. 1. 1968) ent-
spricht. 
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Studienberechtigungen 

Fächer 

Padagogik einschl. Erziehungswissenschaft 

Soziologie 

GRUPPE 6 (Textilwissenschaftliche Richtung) 

Formen des Gymnasiums 

6.1 BR Sozialwirtschaftliches Gymnasium 
hier: textilwissenschaftliche Fachrichtung 

6.2 NS Gymnasien — textilwissenschaftlichen Typs *) 

6.3 SH Fachgymnasium — sozialwirtschaftlicher Zweig (Schwerpunkt Textillehre) 

Studienberechtigungen 

Fächer 

Textilwissenschaft 

Textilchemie 

Chemie (Diplom) 

*) Der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ist durch eine Ergänzungsprüfung möglich, die hinsichtlich 
Inhalt, Umfang und Anforderungen der Vereinbarung über die Ergänzungsprüfung an Frauenoberschulen 
in Niedersachsen (Beschluß der KMK vom 17. Dezember 1958) entspricht. 

IV. Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der an Berufsoberschulen 
erworbenen Zeugnisse 
— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

I. Die Kultusminister und -senatoren der Länder kommen überein, daß die 
an nachstehend aufgeführten Berufsoberschulen erworbenen Zeugnisse der 
fachgebundenen Hochschulreife für die Studienberechtigungen entsprechend 
dieser Vereinbarung gegenseitig anzuerkennen sind. 

Die Vereinbarung erstreckt sich auf die in der Anlage genannten Berufs-
oberschulen und Studienberechtigungen. 

II. Die Kultusminister und -senatoren der Länder kommen ferner überein, die 
in den in der Anlage aufgeführten Berufsoberschulen erworbenen Zeugnisse 
als Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife unter der Voraussetzung anzu-
erkennen, daß eine Zusatzprüfung in einer zweiten Fremdsprache abgelegt 
worden ist. Die Anforderungen dieser Zusatzprüfung müssen denen einer 
zweiten Fremdsprache an einem Gymnasium der Normalform entsprechen. 

III. Die gegenseitige Anerkennung der fachgebundenen und allgemeinen Hoch-
schulreife gem. I und II erfolgt widerruflich. Jedes Land kann die Anerken- 
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nung widerrufen; ein Widerruf wird jedoch frühestens zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem die Vereinbarung über die befristete gegenseitige Aner-
kennung von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an zur 
Zeit bestehenden Schulen, Schulformen bzw. -typen erworben worden sind 
(Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976), ausläuft. 
Ein Widerruf muß ein Jahr vor dem Hochschulzulassungstermin erfolgen, zu 
dem er wirksam werden soll. 

Sobald eine allgemeine Neuregelung der Kultusministerkonferenz über die 
gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse der Hochschulreife getroffen wird, 
ist über die Einbeziehung der an Berufsoberschulen erworbenen Zeugnisse 
zu entscheiden. 

IV. 1. Zeugnisse der fachgebundenen Hochschulreife, die aufgrund dieser Ver-
einbarung gegenseitig anerkannt werden, erhalten folgenden Vermerk: 

Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung 
von an Berufsoberschulen erworbenen Zeugnissen der fachgebun-
denen Hochschulreife — Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 
25. November 1976 — berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern in 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin zum 
Studium folgender Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen: 

Dieser Sachverhalt wird bei bereits erteilten Zeugnissen nachträglich 
durch eine Bescheinigung nach folgendem Muster zum Ausdruck ge-
bracht: 

Land 
— Bescheinigung — 

Herr/Frau/Fräulein 	  

geboren am 	  

in 	  

hat die Abschlußprüfung an der 	  
bestanden. 

Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung 
von an Berufsoberschulen erworbenen Zeugnissen der fachgebundenen 
Hochschulreife — Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. No-
vember 1976 — berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern in der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin zum Studium 
folgender Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen: 

2. Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife, die aufgrund dieser Verein

-

barung gegenseitig anerkannt werden, erhalten folgenden Vermerk: 

Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung 
von an Berufsoberschulen erworbenen Zeugnissen der allgemeinen 
Hochschulreife — Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. No-
vember 1976 — berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin zum 
Studium aller Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen. 

Dieser Sachverhalt wird bei bereits erteilten Zeugnissen nachträglich 
durch eine Bescheinigung nach folgendem Muster zum Ausdruck ge-
bracht: 

Land 
— Bescheinigung — 

Herr/Frau/Fräulein 	  

geboren am 	  

in 	  

hat die Abschlußprüfung an der 	  
bestanden. 
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Entsprechend der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung 
von an Berufsoberschulen erworbenen Zeugnissen der allgemeinen 
Hochschulreife — Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. No-
vember 1976 — berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern in der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin zum Studium 
aller Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen. 

Anlagen 1 und 2 

zur Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der an Berufsober-
schulen erworbenen Zeugnisse. 

Anlage 1 

GRUPPE 1 (Wirtschaftswissenschaftliche Richtung) 

By Berufsoberschule — Ausbildungsrichtung Wirtschaft 

Studienberechtigungen 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

Wirtschaftsingenieurwesen 

GRUPPE 2 (Technische Richtung) 

BW Technische Oberschule 

By Berufsoberschule — Ausbildungsrichtung Technik und Gewerbe 

Studienberechtigungen 

Ingenieurwissenschaften 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Mathematik (nur Diplom-Studiengang) 

Physik (nur Diplom-Studiengang) 

Chemie (nur Diplom-Studiengang) 

GRUPPE 3 (Hauswirtschaftliche und Sozialpflegerische Richtung) 

By Berufsoberschule — Ausbildungsrichtung Hauswirtschaft und Sozialpflege 

Studienberechtigungen 

Ernährungswissenschaft 

Haushaltswissenschaft 

Lebensmittelchemie 

Lebensmitteltechnologie 

Sozialpädagogik 

GRUPPE 4 (Agrarwissenschaftliche Richtung) 

By Berufsoberschule — Ausbildungsrichtung Landwirtschaft 

Studienberechtigungen 

Agrarwissenschaft 

Gartenbauwissenschaft 

Forstwissenschaft 

Biologie (nur Diplom-Studiengang) 

Landespflege 
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V. Sondervereinbarung über die Anerkennung der im Zuge der Durchführung des 
Schulversuchs „Kollegschule" in Nordrhein-Westfalen erworbenen Abschlüsse 

— Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 — 

I. 

1. Die Kultusminister und -senatoren der Länder kommen überein, die nachste-
hend unter II Ziffer 1 bis 3 aufgeführten Abschlüsse, die im Zuge der Durch-
führung des Schulversuches „Kollegschule" in Nordrhein-Westfalen im Rah-
men der hierfür z. Z. geltenden gesetzlichen Vorschriften bis zum 31. Juli 1985 
erworben worden sind, anzuerkennen. Die Befristung bis zum 31. Juli 1985 
gilt mit der Maßgabe, daß das Land Nordrhein-Westfalen den anderen Län-
dern so rechtzeitig über die für die Beurteilung dieser Abschlüsse maßgeb-
lichen Erfahrungen und Ergebnisse des Schulversuches berichtet, daß über die 
weitere Behandlung dieser Abschlüsse vor Ablauf der Frist entschieden wer-
den kann. 

2. Unbeschadet der Anerkennung gem. Ziffer 1 bedürfen die Empfehlung dieses 
Schulversuches im ganzen gem. § 16 des Hamburger Abkommens, die Aner-
kennung der nach dem 31. Juli 1985 erworbenen Hochschulzugangsberechti-
gungen sowie die Anerkennung sonstiger im Rahmen dieses Schulversuches zu 
erwerbender Qualifikationen noch der Entscheidung der Kultusministerkonfe-
renz nach den dafür vorgesehenen Verfahren. 

Die nach Ablauf der in Ziffer 1 genannten Frist ausgestellten Zeugnisse wer-
den unbeschadet einer weiteren Entscheidung gem. Ziffer 1 letzter Satz nur 
anerkannt, wenn in Verbindung mit dem Zeugnis der Nachweis erbracht wird, 
daß es im Rahmen einer Nach- oder Wiederholungsprüfung erworben worden 
ist. Als Wiederholungsprüfung gilt nur die Wiederholung einer nicht bestan-
denen Prüfung. 

II. 

1. Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife, die in gymnasialen Bildungsgängen 
entsprechenden Teilen der Kollegschulen erworben worden sind, werden aner-
kannt, sofern hinsichtlich des Unterrichts, der dem Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife dient, die Vereinbarung zur Neugestaltung der gymnasialen 
Oberstufe in der Sekundarstufe II vom 7. Juli 1972 erfüllt wird. Insbesondere 
ist folgendes zu gewährleisten: 

— Organisation, Form sowie Gliederung dieses Unterrichts in Grund- und 
Leistungskurse und deren Zuordnung zu Fächern entsprechen der neuge-
stalteten gymnasialen Oberstufe i. S. der Vereinbarung vom 7. Juli 1972; 

— Inhalt, Anforderungen und Ziel dieses Unterrichts entsprechen der neuge

-

stalteten gymnasialen Oberstufe i. S. der Vereinbarung vom 7. Juli 1972; 

— Gegenstände, Umfang und Anforderungen in der Abiturprüfung entspre-
chen denen, die der Abiturprüfung in der neugestalteten gymnasialen Ober-

stufe i. S. der Vereinbarung vom 7. Juli 1972 zugrunde liegen; 

— die Lehrer, die diesen Unterricht erteilen, müssen hinsichtlich ihrer Lehr-
befähigung die gleichen Anforderungen erfüllen, wie die Lehrer in der neu-
gestalteten gymnasialen Oberstufe i. S. der Vereinbarung vom 7. Juli 1972; 

— für das Leistungsbewertungssystem findet das für die neugestaltete gymna-
siale Oberstufe i. S. der Vereinbarung vom 7. Juli 1972 geltende Bewer-
tungssystem für die Ermittlung der Gesamtqualifikation volle Anwendung. 

In das Zeugnisformular des Abschlußzeugnisses ist in diesen Fällen folgende 
Formulierung aufzunehmen: 

„Herr/Frau 	  hat sich nach dem Besuch der 

Kollegschule der Abiturprüfung am 	 unterzogen". 
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2. Zeugnisse der fachgebundenen Hochschulreife, die in gymnasialen Bildungs-
gängen entsprechenden Teilen der Kollegschulen erworben worden sind, wer-
den nach Maßgabe der Fußnote zu Ziffer II der Vereinbarung über die gegen-
seitige Anerkennung von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die 
an z. Z. bestehenden Schulformen bzw. -typen erworben worden sind, vom 
25. 11. 1976 anerkannt. 

3. Zeugnisse der Fachhochschulreife, die in der Fachoberschule entsprechenden 
Teilen der Kollegschulen erworben worden sind, werden anerkannt, sofern die 
Bedingungen der „Rahmenvereinbarung über die Fachoberschule (Beschluß der 
Kultusministerkonferenz vom 6. Februar 1969 i. d. F. vom 13. April 1971) " und 
der „Rahmenordnung für die Abschlußprüfung der Fachoberschule (Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 26. November 1971)" voll erfüllt werden. 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

B. Bund-Länder-Vereinbarungen 

1. Gemeinsames Ergebnisprotokoll betre ffend das Verfahren bei der Abstimmung von Ausbildungs-
ordnungen und Rahmenlehrplänen im Bereich der beruflichen Bildung zwischen der Bundesregie-
rung und den Kultusministern (-senatoren) der Länder, vom 30. Mai 1972 

Die berufliche Ausbildung erfordert über die Zu-
sammenarbeit der Beteiligten hinaus, daß die Aus-
bildungsordnungen des Bundes und die Rahmenlehr-
pläne der Länder aufeinander abgestimmt werden. 
Um diese Abstimmung herbeizuführen und eine bes-
sere Koordinierung von betrieblicher und schuli-
scher Berufsausbildung zu erreichen, haben Beauf-
tragte der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung, Wirtschaft und Finanzen, Bildung und Wis-
senschaft sowie der Kultusminister (-senatoren) der 
Länder Einvernehmen über folgendes Verfahren er-
zielt: 

1. Zur Koordinierung treten Beauftragte der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung, Wirt-
schaft und Finanzen, Bildung und Wissenschaft 
sowie des für die Ausbildungsordnung jeweils 
zuständigen Fachministers und je ein Beauftrag-
ter der Kultusminister (-senatoren) der Länder 
als Koordinierungsausschuß zusammen. 

Der Koordinierungsausschuß hat folgende Auf-
gaben: 

— Grundsätze für die Abstimmung der Ausbil-
dungsordnungen und Rahmenlehrpläne zu 
vereinbaren, 

— Absprachen darüber zu treffen, welche Aus-
bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne für 
eine Neuordnung vorbereitet werden sollen 
und welche Ausschüsse (Sachverständige) 
hierfür benötigt werden, 

— während des Abstimmungsverfahrens für die 
erforderliche Rückkoppelung zu den jeweils 
verantwortlichen Stellen und Gremien zu sor-
gen, 

— eine letzte Abstimmung der Ausbildungsord-
nungen und der Rahmenlehrpläne vorzuneh-
men, bevor sie den zuständigen Stellen mit 
der Empfehlung vorgelegt werden, sie zu 
erlassen. 

2. Um bei der Erarbeitung von Entwürfen der Aus-
bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne die 
notwendige Abstimmung zu gewährleisten, fin-
den gemeinsame Sitzungen von Sachverständi-
gen des Bundes und der Länder statt. For-
schungsergebnisse des Bundesinstituts für Be-
rufsbildungsforschung sollen den Beratungen zu-
grunde gelegt werden. 

In die gemeinsamen Sitzungen entsenden die 
Kultusminister (-senatoren) der Länder Sachver-
ständige der von ihnen gemeinsam eingerichte-
ten Rahmenlehrplanausschüsse. Der Bund kann 
sich der Sachverständigen des Bundesinstituts 
für Berufsbildungsforschung bedienen. 

Wenn während der Erarbeitung getrennte Sit-
zungen der Sachverständigen des Bundes und 
der Länder stattfinden, kann ein beauftragtes 
Mitglied der jeweils anderen Seite an den Sit-
zungen beratend teilnehmen. 

3. Kontaktgespräche zwischen Beauftragten des 
Bundes und der Kultusminister (-senatoren) der 
Länder sollen in der bisherigen Form fortgesetzt 
werden; sie sollen stattfinden, wenn im Koordi-
nierungsausschuß ein Einvernehmen nicht zu-
stande kommt. Die Beauftragten sollen außer-
dem zusammentreten, wenn allgemeine und 
grundsätzliche Fragen zu erörtern sind, die der 
Koordinierung von betrieblicher und schuli-
scher Berufsausbildung dienen. 

Es besteht Einvernehmen, daß durch das vorgese-
hene Abstimmungsverfahren gesetzliche Zuständig-
keiten nicht berührt werden. 

Nach dieser Absprache soll bei der Erarbeitung 
neuer Entwürfe verfahren werden, sobald die auf 
beiden Seiten zuständigen Gremien ihr zugestimmt 
haben. In diesem Zeitpunkt begonnene Vorhaben 
sollen — soweit ohne wesentliche Zeitverluste mög-
lich — im Koordinierungsausschuß abgestimmt 
werden. 
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2. Verfahren für die Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen nach dem 
Gemeinsamen Ergebnisprotokoll vom 30. Mai 1972 — Beschluß des Koordinierungsausschusses 
Ausbildungsordnungen/Rahmenlehrpläne vom 8. August 1974 — 

1. Vorbereitungsphase 

1.1 Einbringung des Projektantrags 

Die Beauftragten der Bundesministerien und/oder 
der Beauftragten der Kultusminister (-senatoren) der 
Länder im Koordinierungsausschuß legen diesem 
Ausschuß formulierte Projektanträge, die eine Be-
schreibung der Projektkonzeption nach vorgege-
benen Kriterien enthalten, zur Beratung und Ent-
scheidung vor. 

1.2 	Entscheidung über den Projektantrag 

1.2.1 Kein Einvernehmen 

Erzielt der Koordinierungsausschuß kein Einverneh-
men über das Projekt, so wird es im Kontaktge

-

spräch erörtert. Der Koordinierungsausschuß ver-
fährt nach dem dort erzielten Beratungsergebnis. 

1.2.2 Einvernehmen 

Erzielt der Koordinierungsausschuß Einvernehmen 
über das Projekt, so ist die Erarbeitungsphase ein-
zuleiten. 

2. Erarbeitungsphase 

2.1 Sachverständigensitzungen auf Bundesseite 

Vom Bund werden innerhalb von drei Monaten 
Sachverständige benannt und spätestens sechs Wo-
chen danach zu einer ersten Sitzung eingeladen, auf 
welcher sie in das Projektkonzept eingeführt wer-
den. 

2.2 Einrichtung des Rahmenlehrplan-Ausschusses 

Von den Beauftragten der  Kultusminister (-senato-
ren) der Länder im Koordinierungsausschuß wird 
ein Rahmenlehrplan-Ausschuß innerhalb von drei 
Monaten eingerichtet und ein Vorsitzender be-
stimmt. Der Rahmenlehrplan-Ausschuß wird vom 
Sekretariat der Kultusministerkonferenz spätestens 
sechs Wochen nach seiner Einrichtung zu einer 
konstituierenden Sitzung eingeladen, auf welcher 
die Mitglieder in das Projektkonzept eingeführt 
werden. 

2.3 Einrichtung Gemeinsamer Sitzungen 

Die Höchstzahl der Teilnehmer an Gemeinsamen 
Sitzungen wird vom Koordinierungsausschuß fest-
gelegt. 

Die Sachverständigen des Bundes werden vom Bun-
desministerium für Bildung und Wissenschaft, und 
die Mitglieder des Rahmenlehrplan-Ausschusses 
werden vom Sekretariat der Kultusministerkonfe-
renz zu Gemeinsamen Sitzungen eingeladen. Vor-
sitz und Protokollführung erfolgen zwischen der 
Bundes- und Länderseite alternierend. Die jeweils 
den Vorsitz innehabende Seite legt Sitzungsort und 
Sitzungstermin im Einvernehmen mit der anderen 
Seite fest. 

2.4 Erste Gemeinsame Sitzung 

Gegenstand der ersten Gemeinsamen Sitzung ist die 
Beratung der inhaltlich-fachlichen Einzelheiten des 
Projekts. Vorsitz und Protokollführung werden von 
der projektantragstellenden Seite übernommen. 

2.5 Erarbeitung des Vorschlags für einen Entwurf 
der Ausbildungsordnung 

Der Vorschlag für einen Entwurf der Ausbildungs-
ordnung wird .in Sitzungen der Sachverständigen 
des Bundes erarbeitet, zu welchen der Bund einlädt; 
an diesen Sitzungen kann ein beauftragtes Mit-
glied des entsprechenden Rahmenlehrplan-Aus-
schusses teilnehmen. Sitzungsunterlagen (Termine, 
Protokolle etc.) sind der anderen Seite zuzuleiten. 

2.6 Erarbeitung des Rahmenlehrplan-Entwurfs 

Die Erarbeitung des Rahmenlehrplan-Entwurfes er-
folgt in Sitzungen des Rahmenlehrplan-Ausschus-
ses, zu welchen das Sekretariat der Kultusminister-
konferenz einlädt; an diesen Sitzungen kann ein 
Sachverständiger des Bundes teilnehmen. Sitzungs-
unterlagen (Termine, Protokolle etc.) sind der ande-
ren Seite zuzuleiten. 

2.7 Gemeinsame Sitzungen 

Während der Erarbeitungsphase finden Gemein-
same Sitzungen statt, die auf Antrag der Bundes-
oder der Länderseite innerhalb von zwei Monaten 
einzuberufen sind. 

2.8 Gegenseitige Stellungnahmen 

Wird während der Erarbeitungsphase von der einen 
Seite der anderen Seite eine Vorlage zur Stellung-
nahme zugeleitet, so ist diese innerhalb von drei 
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Monaten abzugeben. Die Ablehnung einer Vorlage 
ist zu begründen. 

Erfolgt in dem festgelegten Zeitraum keine Reak-
tion, wird dies als Zustimmung der anderen Seite 
gewertet. 

2.9 Rückkoppelung zum Koordinierungsausschuß 

Während der Erarbeitungsphase ist für die ständige 
Rückkoppelung zum Koordinierungsausschuß zu 
sorgen, z. B. durch Berichte von Teilnehmern der 
Gemeinsamen Sitzungen. 

2.10 Vorlage des Vorschlags für einen Entwurf der 
Ausbildungsordnung 

Die Sachverständigen des Bundes legen dem Bun-
desministerium für Bildung und Wissenschaft den 
fertiggestellten Vorschlag für einen Entwurf der 
Ausbildungsordnung zur Beratung auf der Bundes-
seite und zur Weiterleitung an den Koordinierungs-
ausschuß vor. 

2.11 Vorlage des Rahmenlehrplan-Entwurfs 

Der Rahmenlehrplan-Ausschuß legt den fertigge-
stellten Rahmenlehrplan-Entwurf den Beauftragten 
der Kultusminister und -senatoren der Länder zur 
Beratung und Weiterleitung an den Koordinierungs-
ausschuß vor. 

3 	Verabschiedungsphase 

3.1 Entscheidung des Koordinierungsausschusses 
über die vorgelegten Entwürfe 

3.1.1 Kein Einvernehmen 

Wenn kein Einvernehmen im Koordinierungsaus-
schuß möglich ist, werden die Entwürfe je nach Be-
deutung des Dissenses entweder von den Beauf-
tragten des Bundes und von den Beauftragten der 
Kultusminister und -senatoren der Länder im Koor-
dinierungsausschuß erneut beraten oder den Beauf-
tragten im Kontaktgespräch zur weiteren Entschei-
dung vorgelegt. 

Nach Maßgabe des dort erzielten Beratungsergeb-
nisses nimmt der Koordinierungsausschuß die Bera-
tung des Projektes wieder auf. 

3.1.2 Einvernehmen 

Stimmt der Koordinierungsausschuß den Entwürfen 
zu, leiten die Bundesministerien unverzüglich das 
Erlaßverfahren für die Ausbildungsordnung ein; 
die Beauftragten der Kultusminister (-senatoren) 
der Länder im Koordinierungsausschuß beantragen 
unverzüglich die Durchführung des Beschlußverfah-
rens im Rahmen der Kultusministerkonferenz sowie 
den Erlaß des Rahmenlehrplans durch die Kultus-
minister und -senatoren der Länder. 
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C. Forderungen politischer Parteien und Vereinigungen 

1. Beschluß des 16. Bundesparteitages 
der CDU 1968') 
(Auszug) 

Auf dem Gebiet des Bildungswesens ist zur Förde-
rung und Koordinierung der gemeinsamen Anstren-
gungen der Länder ein Bundesministerium zu er-
richten und dem Bund eine Rahmenkompetenz zu 
übertragen. 2) 3 ) 

1) In der CDU waren bereits früher Forderungen nach 
einer Änderung der Kompetenzverteilung von Bund 
und Ländern im Bildungswesen erhoben worden. Bun-
deskanzler Adenauer hatte 1956 auf dem Bundespartei-
tag der CDU Kritik am Kulturföderalismus geübt: Die 
föderalistischen Tendenzen des Grundgesetzes, die von 
den Besatzungsbehörden verlangt worden seien, ver-
langsamten und komplizierten die gesetzgeberische 
Arbeit. Man müsse den Kopf schütteln, wenn man an 
die Verschiedenheit der Schulverhältnisse in Deutsch-
land denke (6. Bundesparteitag der CDU, Stuttgart, 
26. bis 29. April 1956, Hrsg.: Christlich Demokratische 
Union Deutschlands, Bundesgeschäftsstelle, Bonn o. J., 
S. 23). In ähnlichem Sinne äußerten sich auch andere 
Politiker der CDU. Bundestagspräsident Gerstenmaier 
sprach sich z. B. auf dem CDU-Bundesparteitag 1960 für 
bundeseinheitliche Regelungen in der Schul- und Hoch-
schulpolitik aus (Eugen Gerstenmaier: Wohlstand —
und was sonst? Hrsg.: Christlich Demokratische Union 
Deutschlands, Bundesgeschäftsstelle, Bonn o. J., S. 
202 f.). 

3) Für den Antrag waren in der Debatte u. a. Minister-
präsident Lemke, der frühere Ministerpräsident Meyers, 
der frühere Kultusminister Mikat und der Bundestags-
abgeordnete Dichgans eingetreten, gegen den Antrag 
sprachen u. a. die Ministerpräsidenten Kohl und Filbin-
ger und Kultusminister Vogel (16. Bundesparteitag 
der CDU, Berlin 4. bis 7. November 1968, Hrsg.: Christ-
lich Demokratische Union Deutschlands, Bundesge-
schäftsstelle Bonn o. J., S. 129 bis 145, 170 bis 183). 

3) Mehrere Politiker der CDU haben sich auch in der 
Folgezeit für eine Erweiterung der Bundeskompetenzen 
im Bildungswesen ausgesprochen. Hervorzuheben sind 
u. a. Biedenkopf (Rahmenkompetenz; vgl. Kurt Bieden-
kopf, Die Kulturpolitik der Länder wieder flottmachen 
— Ein Vorschlag zur Bundesrahmenkompetenz in Bil-
dungsfragen, Frankfurter Allgemeine, 26. November 
1968; s. unten S. 118 ff.), Mikat (Rahmenkompetenz für 
die Festlegung der Dauer der Vollzeitschulpflicht, Fra-
gen der Schulabschlüsse, Fragen der beruflichen Bil-
dung, Vereinheitlichung der Studien und Prüfungsord-
nungen; vgl. Interview Paul Mikat, Bund braucht mehr 
Kompetenzen, DIE WELT, 11. November 1969; s. unten 
S. 121 f.), Carstens (Kompetenz für das Bildungswesen; 
vgl. Karl Carstens, Politische Führung, Stuttgart 1971, 
S. 69 bis 74; s. unten S. 122 ff.) und Dichgans, Mikat, 
Köppler, Martin (über eine Rahmenkompetenz hinaus-
gehende Forderungen, 1970; vgl. Helmuth Pütz, Inner-
parteiliche Willensbildung — Empirische Untersuchung 
zum bildungspolitischen Willensbildungsprozeß in der 
CDU, Mainz 1974, S. 139 f.). 

2. Berliner Programm der CDU 1971, 2. Fassung 
(Auszug) 

Wir wollen ein bundeseinheitliches Bildungssystem, 
das die verschiedenen Begabungen anspricht und 
deren volle Leistungsfähigkeit herausfordert. 
Unsere bundesstaatliche Ordnung muß verbessert 
werden. Wir fordern, daß durch Änderung des 
Grundgesetzes dem Bund das Recht eingeräumt 
wird, diejenigen Materien bundeseinheitlich zu re-
geln, bei denen das aus sachlichen Gründen gebo-
ten ist, und wo Einvernehmen über die erforder-
lichen Maßnahmen besteht. 

3. Oldenburger Thesen und Bochumer 
Entschließungen der Sozialausschüsse 
der CDU 1969 und 1973 
(Auszüge) 

a) Oldenburger Thesen 1969 

Alle für die Durchführung einer umfassenden Bil-
dungskonzeption aus dem deutschen Kulturfödera-
lismus erwachsenen Hemmnisse sind zu beseitigen, 
vor allem auch in Hinsicht auf die in Artikel 72 
Grundgesetz geforderte Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse im Gesamtstaat. Hierzu soll eine Rah-
mengesetzgebung dem Bund die für den Bereich 
der schulischen Bildung notwendigen Kompetenzen 
verleihen. 

b) Bochumer Entschließungen 1973 

Alle Berufsbildungsverhältnisse müssen vom Be-
rufsbildungsgesetz einheitlich geregelt werden. Ne-
ben der betrieblichen muß auch die schulische Aus-
bildung vom Berufsbildungsgesetz erfaßt werden. 
Die dazu notwendigen Staatsverträge oder auch 
Verfassungsänderungen sind anzustreben. 

4. Koalitions-Vereinbarung zwischen 
CDU und F.D.P. in Niedersachsen 
vom 5. Dezember 1976 
(Auszug) 

Es besteht Bereitschaft, eine Initiative des Bundes 
auf Übertragung der folgenden Aufgabenbereiche 
im Bildungsbereich in Bundeskompetenz zu unter-
stützen: 

1. Die Festlegung der Eingangsvoraussetzungen im 
Bildungsbereich 
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2. Die Festsetzung der Dauer der Bildungspflicht 

3. Die Festlegung der Abschlüsse im Bildungs-
wesen 

4. Die Abstimmung von schulischer und betrieb-
licher Ausbildung in der Berufsbildung 

5. Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen 
für die Jahre 1975-1985 der SPD, 
Besonderer Teil, 2. Entwurf, 1975 4) 
(Auszug) 

Um gleiche Bildungschancen in unserem Land zu 
schaffen und damit die Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse zu wahren, ist eine grundsätzliche Ein-
heitlichkeit des Bildungssystems anzustreben. Falls 
die bisher zur Verfügung stehenden Instrumente 
einer gesamtstaatlichen Bildungsplanung sich dabei 
nicht bewähren sollten, sind durch eine Grund-
gesetzänderung die Voraussetzungen für eine wirk-
same Vereinheitlichung zu schaffen. 

6. Regierungsprogramm der SPD 1976-1980, 
Beschluß des Außerordentlichen Parteitages 
der SPD 1976 
(Auszug) 

Sozialdemokraten werden weiter dafür wirken, daß 
gesamtstaatliche Verantwortung in der Bildung er-
halten und gestärkt wird. Wir sind gegen bildungs-
politischen Partikularismus. 

7. Stuttgarter Leitlinien einer liberalen 
Bildungspolitik, beschlossen vom 
Bundeshauptausschuß der F.D.P. 1972 5) 
(Auszug) 

Die Notwendigkeit, einheitliche Lebensverhältnisse 
in allen Teilen der Bundesrepublik zu gewährleisten 
und die enge Verzahnung der Bildungspolitik mit 
der Sozial-, Wirtschafts- und Außenpolitik erfor-
dert eine Grundsatzkompetenz des Bundes für das 
gesamte Bildungswesen. 

Angesichts des hohen Ranges der Bildungspolitik 
muß die Verteilung der Gesetzgebungs-, Planungs-, 
Verwaltungs- und Finanzierungskompetenzen zwi-
schen Bund und Ländern, aber auch bei den Kom-
munen, Landkreisen und Selbstverwaltungsinstitu- 

4) Eine einheitliche Ordnung bildungspolitischer Grund-
fragen von überregionaler Bedeutung war auch zuvor 
bereits von mehreren Parteitagen oder von anderen 
Organen der SPD gefordert worden; erwähnt werden 
hier als Beispiele die „Bildungspolitischen Leitsätze" 
der SPD von 1964 und die „Entschließung zur Bildungs-
politik" des SPD-Parteitages von 1970. 

5) Eine Erweiterung der Bundeszuständigkeiten im Bil-
dungswesen hatten zwar bereits mehrere Bundespar-
teitage der F.D.P. gefordert, so u. a. die Bundespartei-
tage von 1951, 1953, 1957, 1967 und 1969. 

tionen von Grund auf überdacht werden. Die Ver-
wirklichung der bildungsbezogenen Grundrechte 
und des Sozialstaatsgebots sowie die Gewährlei-
stung einheitlicher Lebensverhältnisse in allen Tei-
len der Bundesrepublik Deutschland macht Grund-
entscheidungen für das gesamte Bildungswesen er-
forderlich, die mehr denn je gesamtstaatlich zu 
treffen und zu verantworten sind. 

8. Leitsätze zur Neuordnung der 
Beruflichen Bildung, beschlossen 
vom Bundesparteitag der F.D.P. 1974 
(Auszug) 

Der besonderen Stellung der Berufsbildung im Span-
nungsfeld zwischen Schule und Beschäftigungssy-
stem wird ein System der Selbstverwaltung aller Be-
troffenen am besten gerecht. Dabei hat der Staat 
für bundeseinheitliche Rahmencurricula zu sorgen. 
Dazu sind die Bundeskompetenzen entsprechend zu 
erweitern. 

9. Wahlprogramm der F.D.P. 1976 
(Auszug) 

Die F.D.P. bekennt sich nach wie vor zu einer Bil-
dungspolitik in gesamtstaatlicher Verantwortung, 
die in erster Linie dem Bund obliegt; er trägt nicht 
nur für die wirtschaftliche und soziale Wohlfahrt 
im Gesamtstaat die Verantwortung, sondern auch 
für seine geistig-kulturelle Verfassung. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, daß so-
wohl eine verstärkte gesamtstaatliche Verantwor-
tung des Bundes als auch eine größere Verantwor-
tung der Kommunen und eine stärkere Autonomie 
der Bildungseinrichtungen notwendig sind. 

Der Bund muß die mit der Wirtschafts-, Arbeits-
markt- und Finanzpolitik verzahnte Bildungspolitik 
so wahrnehmen können, daß die Verwiklichung der 
bildungsbezogenen Grundrechte, des Sozialstaats-
gebots und einheitlicher Lebensverhältnisse gesi-
chert sind. 

Deshalb muß der Bund die Gesetzgebungskompe-
tenz unter anderem erhalten für die 
— Struktur des Bildungssystems, 
— Lehrerausbildung 
— Art und Dauer der Bildungspflicht, 
- Abschlüsse von und Zugänge zu Bildungsgän -

gen, 
— Förderung von Modellversuchen. 

10. Kieler Thesen der F.D.P. 1977 
(Auszug) 

Die Liberalen sehen eine föderative Ordnung der 
Bundesrepublik als eine wesentliche Grundlage 
einer liberalen Verfassungsordnung an. Denn Föde- 
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ralismus bedeutet zusätzliche Gewaltenteilung, Be-
rücksichtigung regionaler Besonderheiten und stär-
kere Bürgernähe des Staates und aller Staatsgewal-
ten. 

Wo bisher eine Bundeskompetenz nicht besteht, 
bundeseinheitliche Regelungen aber um der Rechts-
gleichheit willen geboten oder politisch ge-
wünscht sind, hat sich eine Grauzone von Konfe-
renzen der Ministerpräsidenten oder der Fachmini-
ster gebildet. In dieser Grauzone werden Verein-
barungen und Absprachen getroffen, von denen die 
Länderparlamente häufig alleine deshalb nicht ab-
weichen wollen, weil sie damit die gemeinsame 
Regelung gefährden würden. — So wird Bundes-
einheitlichkeit auf Kosten der Parlamente erreicht 
und so werden sowohl der Föderalismus als auch 

der Vorrang der Legislative ad absurdum geführt. 
Das gleiche gilt für Staatsverträge zwischen Bun-
desländern. 

Die F.D.P. fordert: Dort, wo die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse eine einheitliche Regelung not-
wendig erscheinen läßt, sind die Zuständigkeiten 
von Bund und Ländern neu zu überdenken. Wo das 
nicht der Fall ist, Pluralität und Differenziertheit 
vielmehr wünschenswert sind, muß die Kompetenz 
der Länder erhalten bleiben bzw. neu begründet 
werden. Die Verlagerung von Zuständigkeiten auf 
nicht mehr direkt durch Parlamente kontrollierte 
Organe verletzt das Prinzip der repräsentativen De-
mokratie. Im kommunalen Bereich sind Organisa-
tionsformen zu finden, die eine Kontrolle von Ver-
bandsorganen durch den Bürger möglich machen. 
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D. Bildungspolitische Zwischenbilanz 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, Februar 1976 
(Auszug) 

Gesamtstaatliche Aufgaben und Zuständigkeiten 
des Bundes in der öffentlichen Meinung 

Besteht nach der Entwicklung der Bund-Länder-Zu-
sammenarbeit in der Bildungsplanung und auch in 
einigen anderen Bereichen der Bildungspolitik 
einerseits die Gefahr, daß dem Bund — abgesehen 
von einigen gemeinsamen Finanzierungsaufgaben, 
bei denen seine Mitwirkung unumgänglich er-
scheint — zunehmend eine Mitverantwortung be-
stritten wird, so ist auf der anderen Seite seit 
1969 im Eindruck der Öffentlichkeit die dem Bund 
zugewiesene Verantwortung für das Bildungswesen 
eher größer geworden. 

Diesem Eindruck liegt zum Teil eine nicht zutreffen-
de Vorstellung über die Einflußmöglichkeiten und 
Zuständigkeiten des Bundes im föderalistischen 
Staat zugrunde; teilweise beruht er aber auch auf 
der in den letzten Jahren deutlicher gewordenen 
Einsicht in die Notwendigkeit einer gesamtstaat-
lichen Verantwortung für die bildungspolitischen 
Grundsatzentscheidungen im Interesse der Einheit-
lichkeit der Lebensverhältnisse. Eine Rolle spielt 
dabei wohl auch die Unzufriedenheit der Bürger mit 
der Tatsache, in der Grauzone einer Vielfalt von 
unübersichtlichen Gremien und Zuständigkeiten po-
litisch niemanden zur Verantwortung ziehen zu kön-
nen. 

Die Diskrepanz zwischen den an den Bund gestell-
ten Erwartungen und den ihm tatsächlich zugewie-
senen — und unbestrittenen — Zuständigkeiten ist 
in jedem Fall zur Zeit groß. Es liegt im Interesse 
aller Beteiligten, daß klargestellt wird, wie wenig 
Kompetenzen dem Bund im Bildungsbereich zuste-
hen und daß die gesamtstaatliche Bildungsplanung 
nur gemeinsam von Bund und Ländern verantwortet 
werden kann. 

Politische Verantwortung in der gesamtstaatlichen 
Bildungspolitik 

Entscheidungsprozeß 

Zur Unsicherheit in der Beurteilung der Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Ländern und zur 
Überbewertung des Bundeseinflusses hat im Be-
reich der Bildungsplanung möglicherweise auch die 
besondere Art des Entscheidungssystems und -ver-
fahrens beigetragen. 

Bei der gesamtstaatlichen Bildungsplanung hat der 
Bund — abweichend vom „Regelfall" der Gemein-
schaftsaufgaben von Bund und Ländern nach Ar-
tikel 91 a des Grundgesetzes (Hochschulbau, Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes) — weder 

 

aufgrund einer Mitfinanzierungsmöglichkeit noch 
aufgrund einer höheren Stimmenzahl im Entschei-
dungsgremium ein ebenso großes Gewicht wie die 
Länder insgesamt oder gar ein Übergewicht. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
beschließt „Empfehlungen", die den Regierungs-
chefs von Bund und Ländern zur Entscheidung vor-
zulegen sind. Der Bund hat dabei 11 Stimmen, die 
Länder je eine Stimme; die für einen Beschluß der 
Kommission erforderliche 3/4-Mehrheit setzt dem-
nach die Zustimmung des Bundes und von sechs 
Ländern voraus. Die überstimmte Minderheit kann 
den Regierungschefs Sondervoten vorlegen. Die 
12 Regierungschefs von Bund und Ländern führen 
bei der Entscheidung je eine Stimme und beschlie-
ßen über die Vorschläge der Kommission mit 
3/4-Mehrheit, also mit neun Stimmen; gebunden sind 
an einen derartigen Beschluß aber nur diejenigen 
Regierungschefs, die ihm zugestimmt haben. Der 
Bund hat also bei den Entscheidungen in der Bil-
dungsplanung nicht eine so große Stimmenzahl wie 
die Länder insgesamt, sondern wie ein Land allein. 

Von dem Selbstkoordinierungssystem der Kultus-
ministerkonferenz, die nur einstimmig getroffene 
Entscheidungen kennt, unterscheidet sich das Ver-
fahren in der Bund-Länder-Kommission zwar inso-
weit, als die Kommission und die Regierungschefs 
formal auch mit Mehrheit entscheiden können. Auf 
der anderen Seite führen die unterschiedlichen po-
litischen Mehrheitsverhältnisse in den einzelnen 
Landesparlamenten und die darauf beruhende politi-
sche Zuordnung der einzelnen Landesregierungen 
in wichtigen Grundsatzfragen der Bildungspolitik zu 
Stimmenverhältnissen, die einen lediglich mit 3/4

-

Mehrheit gefaßten Beschluß der Regierungschefs 
praktisch ausschließen. Überdies verstärkt die je-
denfalls aus verfassungspolitischen Gründen not-
wendige Nichtbindung einer überstimmten 1 /4-Min-
derheit den Zwang zur Einstimmigkeit, da auch eine 
3/4-Mehrheit der Regierungschefs in der Regel be-
müht sein wird, im Interesse einer einheitlichen Ent-
wicklung des Bildungswesens eine von allen Part-
nern getragene Entscheidung zu treffen. 

Gegenüber dem System der auch formal nur ein-
stimmig zu fassenden Beschlüsse der Kultusmini-
sterkonferenz weist das Entscheidungsverfahren bei 
der gesamtstaatlichen Bildungsplanung dennoch die 
folgenden Vorzüge auf: 

— Die Bildungsplanung von Bund und Ländern stellt 
eine auch mit anderen Politikbereichen (Finanz-, 
Forschungs-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik) abgestimmte Planung der Regierun-
gen dar, nicht nur eine Planung der für den Bil-
dungsbereich unmittelbar zuständigen Ressorts. 
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— Bei der gemeinsamen Bildungsplanung ist neben 
den Ländern auch der Bund beteiligt, der 
über auch für das Bildungswesen bedeutsame 
Kompetenzen in der gesamtstaatlichen Gesell-
schaftspolitik verfügt. Von allen Planungspart-
nern ist nur die Bundesregierung gegenüber 
einem vom ganzen Volk gewählten Parlament, 
dem Deutschen Bundestag, verantwortlich, das 
nach seiner Zusammensetzung und seinem Auf-
trag mehr als die Länderparlamente dazu beru-
fen ist, gesamtstaatliche Gesichtspunkte in den 
Planungsprozeß einzubringen. 

Parlamentarische Verantwortung 

Einen Gegenstand der Kritik an der gesamtstaat-
lichen Bildungsplanung bildet — wie auch bei an-
deren Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Län-
dern — die Stellung der Parlamente im Planungs-
prozeß. Diese Kritik wird vor allem auf das Argu-
ment gestützt, daß die Planung der Regierungen 
zwar die Parlamente formal nicht binde, diese aber 
bei einem in der Regel einstimmig gefaßten Beschluß 
der Regierungschefs kaum noch substantielle Ände-
rungen an der getroffenen Entscheidung vornehmen 
könnten, da auf diese Weise die erreichte Einigung 
gefährdet werde; das einzelne Parlament sei auch 
gar nicht in der Lage, die Entscheidungsmotivatio-
nen und -grundlagen bei einem Beschluß von zwölf 
Regierungen genau zu erkennen. 

Dieser Kritik könnten die Regierungen wenigstens 
teilweise entsprechen, wenn sie die Parlamente 
rechtzeitig — also auch vor grundlegenden Ent-
scheidungen — und umfassend über die gesamt-
staatliche Bildungsplanung informieren würden. 
Dies würde die Einwirkungsmöglichkeiten der Par-
lamente auf die Meinungsbildung der Regierungen 
stärken. Das Grundproblem würde dadurch jedoch 
nicht gelöst: Die einzelnen Regierungen können nur 
von dem jeweils zuständigen Parlament des Bun-
des oder Landes kontrolliert und legitimiert wer-
den; ein aus den Legislativen von Bund und Ländern 
zusammengesetztes Bund-Länder-Parlament kennt 
unsere Verfassungsordnung nicht. 

Jedes Verfahren einer Koordinierung zwischen 
Bund und Ländern muß ebenso wie die Selbstkoor-
dinierung der Länder jedenfalls verfassungspolitisch 
im Interesse der Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse bei wichtigen Entscheidungen grundsätzlich 
vom Einstimmigkeitsprinzip — auf das die unbefrie

-

digende Stellung der Parlamente in erster Linie 
zurückzuführen ist — ausgehen. Wenn das fakti-
sche Einstimmigkeitsprinzip bei der gesamtstaatli-
chen Bildungsplanung durch parlamentarische 
Mehrheitsentscheidungen abgelöst werden soll, so 
wäre dieses Ziel nur durch eine Übertragung von 
Entscheidungskompetenzen auf den Bund, und damit 
dessen Legislative, zu verwirklichen. 

Vorliegende Vorschläge 
zu einer Verfassungsänderung 

Die Kritik an der Wirksamkeit und dem Einstim-
migkeitsprinzip der Bildungsplanung, an dessen po-
litischen Auswirkungen auf die Rolle der Parlamen-
te im Planungsprozeß und an der zur Zeit geltenden, 
mehr aus der historischen Entwicklung als aus sy-
stematischen Überlegungen zu erklärenden Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und Ländern hat zu 
unterschiedlichen Vorschlägen für eine Verf as-
sungsänderung im Bildungsbereich geführt. 

Gefordert wurden unter anderem 

— eine Bundeskompetenz für die Rahmen- oder 
Grundsatzgesetzgebung im Bildungswesen; 

— eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
die Regelung der Abschlüsse und Zugangsvor-
aussetzungen im Bildungswesen und der Bil-
dungspflicht; 

— eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
die berufliche Bildung (in Schule und Betrieb). 

Alle diese Vorschläge geben einer vom Bundesge-
setzgeber zu verantwortenden Mehrheitsentschei-
dung den Vorzug vor einer einvernehmlichen Ab-
stimmung zwischen Bund und Ländern. Die Forde-
rung nach einer Rahmen- oder Grundsatzkompetenz 
im Bildungswesen hat eine grundlegende Neuord-
nung des Bund-Länder-Verhältnisses im Bildungs-
wesen zum Ziel. Der Vorschlag für eine Kompetenz 
zur Regelung der Abschlüsse, Zugangsvorausset-
zungen und Bildungspflichtfragen stellt demgegen-
über auf einen wesentlichen Bereich der vorrangig 
zu fällenden Strukturentscheidungen ab (Orientie-
rungsstufe, Sekundarabschlüsse I und II, Beginn 
und Ende der Bildungspflicht). Die Forderung nach 
einer umfassenden Bundeskompetenz für die beruf-
liche Bildung wird vor allem mit dem Ziel begrün-
det, die Abstimmungsprobleme zwischen Bund und 
Ländern in der beruflichen Bildung durch eine ein-
deutige Kompetenzzuweisung zu überwinden. 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

E. Stellungnahmen einzelner Politiker 

1. Aufsatz „Die Kulturpolitik der Länder wieder flottmachen — Ein Vorschlag zur Bundesrahmen-
kompetenz in Bildungsfragen" von Kurt Biedenkopf, Frankfurter Allgemeine 
vom 26. Novemer 1968 

Mit Sicherheit kann davon ausgegangen werden, 
daß die notwendige Umgestaltung und Reform des 
Bildungssystems nicht auf der Basis eines Bundes-
landes allein durchgeführt werden kann. Jede Ein-
zelform, die das Bildungssystem als solches in Frage 
stellt, gefährdet. die Freizügigkeit innerhalb der 
Bundesrepublik und damit die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse im Bund. 

Zu den bildungspolitischen Voraussetzungen für die 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bund im 
Sinne des Artikels 72 Abs. 2 Ziffer 3 des Grundge-
setzes unter Aufrechterhaltung der Freizügigkeit 
innerhalb des Territoriums der Bundesrepublik ge-
hören vor allem: 

a) die funktionelle Einheitlichkeit der Schul- und 
Hochschulsysteme der Länder; 

b) die Gewährleistung der Gleichartigkeit der Ein-
gangsvoraussetzungen in die verschiedenen Stu-
fen des Bildungssystems und gleichartige Über-
gangsvoraussetzungen; 

c) eine grundsätzliche Vergleichbarkeit der Anfor-
derungen in den einzelnen Stufen des Bildungs-
systems, vergleichbare Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen und die Orientierung dieser 
Ordnungen und Anforderungen an vergleichba-
ren Berufsbildern. 

Die Aufrechterhaltung dieser Voraussetzungen für 
die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse und der 
Freizügigkeit innerhalb des Bundes ist bisher von 
den Ländern durch eine Fülle der verschiedensten 
Koordinationsgremien und -mechanismen geleistet 
worden. Das wichtigste Gremium ist die Kultusmini-
sterkonferenz, ein weiteres die Westdeutsche Rek-
torenkonferenz. Der Koordinationsprozeß über diese 
Gremien hat sich als außerordentlich zeitraubend 
erwiesen. Seine Anpassungsfähigkeit an neue Ent-
wicklungen und Bedürfnisse ist gering, seine Flexi-
bilität ist unterentwickelt. Diese Mängel sind vor 
allem auf das Prinzip der Einstimmigkeit innerhalb 
der Kultusministerkonferenz und auf die Notwen-
digkeit des Abschlusses von Verträgen zwischen 
den Ländern und der Mitwirkung aller Länderparla-
mente bei entsprechenden Rechtsänderungen zu-
rückzuführen. Die Mitwirkung der Länderparla-
mente verzögert die Koordination nicht nur, sondern 
verringert auch die Aussichten auf ihre politische 
Realisation. Das gegenwärtig geübte Verfahren ist 
deshalb nur dann wirklich funktionsfähig, wenn die 
Länderparlamente auf ihre Zuständigkeit faktisch 
zugunsten der Exekutive verzichten und die von 

den Landesregierungen respektive ihren Kultusmi-
nistern erzielten Einigungen unter Verzicht auf die 
Geltendmachung eigener politischer Vorstellungen 
übernehmen. Eine solche Entwicklung ist nicht wün-
schenswert. Sie beeinträchtigt in zunehmendem 
Maße die Mitwirkung der Legislative im bildungs-
politischen Bereich und erschwert damit die politi-
sche Integration bildungspolitischer Entscheidun-
gen. Angesichts der zunehmenden Politisierung der 
Entscheidungen im Bildungsbereich und der Bedeu-
tung dieser Reformentscheidungen für die Landes-
politik ist mit einem Verzicht der Länderparlamente 
auf die Geltendmachung eigener politischer Vor-
stellungen in Zukunft auch nicht zu rechnen. 
Tatsächlich hat das von den Ländern zur Zeit prak-
tizierte Koordinationsverfahren bisher überhaupt 
nur deshalb funktioniert, weil es auf einer in ihren 
Grundzügen allgemein akzeptierten Struktur unse-
res Bildungssystems aufbaut. Inhaltlich hat sich der 
Koordinationsprozeß im wesentlichen auf Korrek-
turen und Fortentwicklungen innerhalb des Systems 
beschränkt, ohne die der Gesamtstruktur unseres 
Bildungswesens zugrunde liegenden politischen Prä-
missen ernsthaft in Frage zu stellen. Wie sowohl 
die Bildungswerbung für den Bereich der höheren 
Schulen als auch die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrats zum Ausbau der Hochschulen zeigen, 
haben auch die Versuche grundsätzlicher Korrek-
turen der bildungspolitischen Entwicklung die vor-
gegebenen Einrichtungen des Bildungssystems und 
seiner Organisation nicht in Frage gestellt. Sie sind 
innerhalb des hergebrachten Systems geblieben. 
Dieses System und seine politischen Prämissen sind 
die Grundlage für die Funktionsfähigkeit der Koor-
dination der Bildungspolitik durch Vereinbarungen 
unter den Ländern nach dem Einstimmigkeitsprinzip. 

Wird diese hergebrachte Struktur des Bildungswe-
sens selbst in Frage gestellt und damit zum Gegen-
stand bildungspolitischer Entscheidungen, so ent-
fällt deshalb die entscheidende Voraussetzung für 
die Funktionsfähigkeit des bisher praktizierten Ko-
ordinationsverfahrens. Das Verfahren verliert seine 
für alle beteiligten Länder verbindliche materielle 
Grundlage. Das Verhalten der Länder in der Fach-
hochschulfrage bestätigt die Richtigkeit dieser An-
nahme. 
Die notwendige und dringende Reform des Bildungs-
wesens kann somit von dem bisher geübten Koordi-
nationsverfahren unter den Ländern nicht geleistet 
werden. Das Eingreifen der Ministerpräsidenten in 
der Fachhochschulfrage beweist, daß das Prinzip der 
Einstimmigkeit im Rahmen der Kultusministerkonfe- 
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renz unfähig ist, wirkliche Reformen hervorzubrin-
gen. Solche Reformen können nur von Institutionen 
geleistet werden, die nach dem Mehrheitsprinzip 
funktionieren und der Geltendmachung des reprä-
sentativen politischen Gesamtwillens angemessenen 
Raum geben. 

Der Bund verfügt nach gegenwärtigem Verfassungs-
recht nicht über eine soche Institution, da ihm jede 
Mitwirkung an kulturpolitischen Entscheidungen 
durch die ausschließliche Kulturhoheit der Länder 
verwehrt ist. Seine Zuständigkeit zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung (Artikel 74 Zif-
fer 13 GG) ist nicht geeignet, den Rahmen für die 
Bewältigung der anstehenden Reformaufgaben abzu-
geben. Weder die Finanzierung der Großforschung 
noch die Beteiligung des Bundes an der Finanzie-
rung des Hochschulbaus, noch die Schwerpunkt-
politik berühren den Kern des Reformproblems: die 
Neugestaltung der sekundären und der tertiären 
Stufe unseres Bildungswesens. Der Hinweis auf die 
Möglichkeit des Bundes, Reformen in diesem Be-
reich durch ein Forschungsgesetz voranzutreiben, 
geht deshalb an der Sache vorbei, um die es geht. 
Auch ein Forschungsgesetz des Bundes kann nur 
einen Teilbereich erfassen und wäre deshalb dar-
auf angewiesen, die vorhandene Struktur unseres 
Bildungssystems, seine Einrichtungen und seine Or-
ganisation anzuerkennen. Um die Überwindung die-
ses Systems geht es jedoch gerade. 

Ebensowenig ist der Bund nach geltendem Verfas-
sungsrecht imstande, auf die Reform des Bildungs-
systems dadurch einzuwirken, daß er seine finan-
zielle Hilfe mit entsprechenden Auflagen und Be-
dingungen verknüpft. Solche Bedingungen würden 
die Zuständigkeit des Bundes überschreiten und 
wären deshalb mit der Kulturhoheit der Länder un-
vereinbar. Es gilt das gleiche wie für die Zuständig-
keit des Bundes im Fernmeldewesen, die nicht als 
Grundlage für eine inhaltliche Beeinflussung der 
Ausgestaltung von Sendungen oder der sogenannten 
Studiotechnik in Anspruch genommen werden kann. 
Eine Zuständigkeit des Bundes zur Mitwirkung und 
Einflußnahme auf die grundsätzliche Neuordnung 
des Bildungswesens kann nicht durch Bedingungen 
im Zusammenhang mit der Beteiligung des Bundes 
an der Finanzierung von Bildungseinrichtungen „er-
schlichen" werden. 

Um den durch diese Umstände bedingten toten 
Punkt unserer Bildungspolitik zu überwinden, habe 
ich deshalb im März dieses Jahres empfohlen, das 
Kartell der Einstimmigkeit der Kultusministerkonfe-
renz zu durchbrechen, um auf diese Weise eine, 
wenn auch nicht institutionelle, so doch faktische 
Mehrheitssituation zu schaffen. Diese Mehrheit hät-
te etwa aus den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg bestehen können, die durch ihr 
faktisches Gewicht in der Lage sind, ein Nachfolgen 
der übrigen Länder zu erzwingen. 

Die Durchbrechung des Einstimmigkeitsprinzips und 
damit des Grundsatzes der „Reform durch Verein-
barung" hätte die Beweglichkeit der Bildungspolitik 
der handelnden Länder wiederhergestellt. Sie hätte 
damit die Möglichkeit bildungspolitischer Grundsatz-
entscheidungen eröffnet. Diesen Vorteil hätte man 

jedoch mit gewissen Nachteilen erkaufen müssen. 
Einmal hätte das Handeln einzelner Länder zu einer, 
wahrscheinlich allerdings nur vorübergehenden, Be-
einträchtigung der Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse und der Freizügigkeit im Bundesgebiet geführt. 

Andererseits war damit zu rechnen, daß sich die 
anderen Länder, zumindest die kleineren und die 
Stadtstaaten, den Entscheidungen der beiden Großen 
hätten anschließen müssen, noch ehe diese Entschei-
dungen durch Verwirklichung wirksam geworden 
wären. Die Übernahme dieser Entscheidungen unter 
dem faktischen Druck der Verhältnisse hätte jedoch 
nicht nur zu erheblichen politischen Spannungen, 
sondern auch zu einer wesentlichen Verkleinerung 
der parlamentarischen Basis für die Neuordnung des 
Bildungswesen geführt, da im Grunde nur in den-
jenigen Ländern eine freie politische Entscheidung 
für die Neuordnung möglich gewesen wäre, die aus 
dem Verband der Einstimmigkeit ausgebrochen wa-
ren. Eine Schmälerung der politischen Basis ist je-
doch gerade im Bereich bildungspolitischer Entschei-
dungen problematisch, weil diese die Belange der 
Gesamtheit in besonders unmittelbarer Weise be-
rühren. 

Gleichwohl schien und scheint mir die Durchbrechung 
des „Kartells der Einstimmigkeit" die einzige brauch-
bare Alternative zur Begründung einer Rahmen-
kompetenz des Bundes im Bereich der Bildungspoli-
tik zu sein. Angesichts der Folgen, die ein Verhar-
ren in den bisherigen Formen der Kooperation und 
damit im vorgegebenen Rahmen des Bildungssy-
stems in wenigen Jahren haben muß, sind auch die 
Nachteile gering zu werten, die mit der Durchbre-
chung des Einstimmigkeitsprinzips verbunden sein 
können. 

Will man die für die Neuordnung des Bildungswe-
sens notwendigen Mehrheitsentscheidungen nicht 
faktisch, sondern im Rahmen rechtlicher Institutionen 
herbeiführen, so kommt dafür im Rahmen eines 
Bundesstaates nur der Bund in Frage. Die Begrün-
dung einer Bundesrahmenkompetenz ist somit die 
einzige Alternative zur Durchbrechung des Einstim-
migkeitsprinzips und der damit verbundenen Be-
gründung einer faktischen Mehrheitssituation. 

Davon sind im Grunde auch die Ministerpräsidenten 
der Länder ausgegangen, als sie die einheitliche Re-
gelung der Fachhochschulfrage und die Neuordnung 
der Hochschulselbstverwaltung an sich zogen. Der 
praktischen und politischen Wirkung nach war ihre 
letzte Beratung in Hannover über Fragen der Neu-
gestaltung der tertiären Stufe des Bildungswesens 
eine Sitzung des Bundesrates. Daß sie nicht als 
solche stattfinden konnte, ist allein auf die fehlende 
Kompetenz des Bundes zurückzuführen, dessen Or-
gan der Bundesrat ist. Wir haben es bei der bil-
dungspolitischen Aktivität der Ministerpräsidenten-
Konferenz mit einem echten Fall des Etiketten-
schwindels zu tun. Hinter der Ministerpräsidenten-
Konferenz verbirgt sich die Entscheidung einer fak-
tischen Bundeskompetenz, die jedoch ebenfalls nur 
funktionsfähig ist, wenn in ihrem Rahmen Mehr-
heitsentscheidungen möglich sind. Tatsächlich finden 
solche Mehrheitsentscheidungen statt, wenn auch 
nicht durch formale Abstimmung, so doch durch die 
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Respektierung des Gewichts der großen Länder 
durch die kleinen. Mit dem Verzicht auf formelle 
Abstimmung und der Beibehaltung der Regelung 
durch Vereinbarung werden im übrigen die Länder-
parlamente veranlaßt, auch in Zukunft die Geltend-
machung eigener politischer Vorstellungen weitge-
hend zurückzustellen. 

Durch ihre bildungspolitischen Maßnahmen haben 
die Ministerpräsidenten somit die Notwendigkeit 
einer Bundesrahmenkompetenz nicht nur anerkannt, 
sondern sie praktisch begründet, wenn auch außer-
halb der bestehenden Institutionen des Bundes. Die-
ses Verfahren hat jedoch gravierende Mängel. Die 
bildungspolitischen Entscheidungen dieser Bundes-
kompetenz entziehen sich der parlamentarischen 
Kontrolle: Der Bundestag ist nicht zuständig. Die 
Länderparlamente sind faktisch ausgeschaltet. Dabei 
spielt nicht nur die Schwierigkeit einer Einigung un-
ter den Ländern, sondern auch das Argument eine 
wichtige Rolle, durch die Geltendmachung eigener 
politischer Gesichtspunkte und partikularischer Inter-
essen werde die Kulturhoheit der Länder gefährdet. 
Zum zweiten fehlt der neuen Bundeskompetenz un-
ter der Flagge der Ministerpräsidenten-Konferenz 
die institutionelle Legitimation als Bundesorgan und 
damit die politische und rechtliche Grundlage für 
verbindliche Entscheidungen. 

Um beiden Mängeln abzuhelfen, ist es deshalb er-
forderlich, die politische Initiative der Minister-
präsidenten durch Begründung einer Bundesrahmen-
kompetenz in den institutionellen Rahmen des Bun-
des einzufügen. Damit wird die Zuständigkeit des 
Bundesrates als institutioneller Ort für Mehrheits-
entscheidungen in bildungspolitischen Fragen ebenso 
begründet wie die politische Kontrolle solcher Ent-
scheidungen durch den Bundestag. In diesen Konse-
quenzen einer Bundesrahmenkompetenz liegt ihre 
eigentliche politische Bedeutung. 

Die Bundesrahmenkompetenz in Bildungsfragen 
hätte auszugehen von einer Zuständigkeitsteilung 
zwischen Bund und Ländern. Die Abgrenzung der 
Bundeszuständigkeit von der nach geltendem Recht 
ausschließlichen Zuständigkeit der Länder ist das 
eigentliche Problem der Bundesrahmenkompetenz, 
und zwar sowohl politisch als rechtlich. Die bisherige 
Unsicherheit über den Umfang der Bundesrahmen-
kompetenz ist dabei vor allem auf den Umstand zu-
rückzuführen, daß die Kompetenz gegenständlich 
und nicht funktionell definiert wird. Jede gegen-
ständliche Definition ist jedoch auf eine vorgegebene 
Bewertung und Einordnung der Gegenstände in ein 
allgemein akzeptiertes System angewiesen. Wird 
die Kompetenz mit dem Ziel gefordert, dieses Sy-
stem neu zu ordnen, so muß die gegenständliche 
Definition ihre Verbindlichkeit verlieren. Bereits 
aus diesem Grunde kann eine gegenständliche Defi-
nition der Rahmenkompetenz des Bundes für die 
Länder nicht akzeptabel erscheinen. 

Bei der inhaltlichen Bestimmung der Bundesrahmen-
kompetenz ist vielmehr von der Funktion dieser 
Kompetenz auszugehen: die Einheitlichkeit der Le-
bensverhältnisse im Bund zum Zwecke der Auf-
rechterhaltung der Freizügigkeit. Bundeseinheitliche 
Regelungen im Bildungsbereich sind deshalb nur 

insoweit vertretbar und mit der Kulturhoheit der 
Länder vereinbar, als solche Regelungen zur Auf-
rechterhaltung der Freizügigkeit unerläßlich sind. 
Von dieser Beschränkung ihrer „Zuständigkeit" geht 
auch die Ministerpräsidenten-Konferenz aus. Aus 
ihren Überlegungen ergibt sich, daß sie die einheit-
liche Regelung etwa im Bereich der Neuordnung der 
Hochschulselbstverwaltung nur insoweit für notwen-
dig hält, als dies durch die Aufrechterhaltung der 
Freizügigkeit innerhalb des Hochschulsystems ge-
boten erscheint. Aus dieser Definition der Bundes-
kompetenz ergibt sich eine Funktionsteilung zwi-
schen Bund und Ländern, die dem Bund die Rahmen-
gesetzgebung im Bereich der formalen Organisation 
und Struktur des Bildungswesens und der Ausrich-
tung auf Berufsbilder (organisatorische Rahmenzu-
ständigkeit) und den Ländern die Zuständigkeit für 
die Organisation der einzelnen Institutionen, der 
Verwaltung, der inneren Selbstverwaltung, der De-
finition der Bildungs- und Ausbildungsinhalte und 
-ziele, der inhaltlichen Gestaltung des Schulunter-
richts, der Erhaltung der Freiheit von Forschung und 
Lehre etc. (materielle Zuständigkeit) zuweist. 

Die materielle, den Bildungs- und Ausbildungsinhalt 
bestimmende Kulturpolitik bleibt somit auch im 
Falle der Begründung einer Rahmenkompetenz des 
Bundes den Ländern als eigentlicher Ausdruck der 
für ein föderatives System konstitutiven Kulturho-
heit der Länder. Die Rahmenkompetenz des Bundes 
beschränkt sich auf die Sicherung der organisatori-
schen Durchlässigkeit des Bildungssystems und dient 
im übrigen — im Zusammenwirken mit den Ländern 
im Bundesrat — als Vehikel für bildungspolitische 
Initiativen und institutionelle Sicherung von Mehr-
heitsentscheidungen für den Fall, daß der noch im-
mer notwendige Kooperationsmechanismus der Län-
der untereinander (Prinzip der Einstimmigkeit) ver

-

sagen sollte. 

Aus dieser Funktionsteilung zwischen Bund und 
Ländern ergibt sich insbesondere, daß die Begrün-
dung einer Bundesrahmenkompetenz im Bildungs-
wesen nicht die Notwendigkeit zur Folge hat, ein 
Bundeskultusministerium zu errichten. Eine wohl

-

ausgewogene Zuständigkeitsteilung zwischen Bund 
und Ländern hat vielmehr davon auszugehen, daß 
die kulturpolitische Initiative weiterhin bei den Län-
dern liegt, sich jedoch im institutionellen Rahmen 
des Bundesrates entfalten kann. Die Schaffung eines 
Bundeskultusministeriums würde das hier beschrie-
bene Gleichgewicht der Zuständigkeit zwischen Bund 
und Ländern zu Lasten der Länder und damit zu La-
sten der für das föderative Prinzip konstitutiven 
Kulturhoheit der Länder stören. Ein Bundeskultus-
ministerium wäre deshalb nicht nur politisch uner-
wünscht, sondern auch verfassungsrechtlich proble-
matisch. 

Die Begründung einer so inhaltlich definierten Rah-
menkompetenz des Bundes wäre geeignet, die for-
melle Durchlässigkeit des Bildungswesens, die Zu-
ordnung der verschiedenen Stufen zueinander und 
die Einheitlichkeit der Übergänge zu gewährleisten. 
Damit würde sich die Kompetenz des Bundes im bil-
dungspolitischen Bereich sinnvoll in verwandte Zu-
ständigkeiten des Bundes einordnen. 
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a) Zunächst wäre der Bund in der Lage, durch Rah-
menvorschriften die organisatorische Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse im Bund im Sinne 
des Artikels 72 GG zu wahren und damit eine 
wesentliche Voraussetzung für die Freizügigkeit 
innerhalb des Bundesgebietes zu sichern. 

b) Die Zuständigkeit des Bundes im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung und die Beteili-
gung des Bundes an der Finanzierung des Bil

-

dungswesens im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gaben könnte sinnvoll auf die Organisation des 
Bildungswesens abgestimmt und diese Abstim-
mung von ein und derselben politischen Institu-
tion geleistet werden. 

c) Die Anpassungsfähigkeit unseres Bildungswe-
sens an die rapide Umschichtung und Entwick-
lung der Lebensbedingungen würde wesentlich 
erhöht. 

d) Der Bund wäre in der Lage, seine Rahmenkompe-
tenz im Rahmen des Beamtenrechts und des öf-
fentlichen Dienstes zum Zwecke der Entwicklung 
neuer Berufsbilder in den Dienst seiner bildungs-
politischen Zuständigkeit zu stellen. Das gleiche 
gilt für die Bundeszuständigkeit in wirtschaftli-
chen Fragen im Zusammenhang mit der Entwick-
lung und Förderung neuer Berufsbilder im wirt-
schaftlichen Bereich. 

e) Der Bund würde in die Lage versetzt, die von 
ihm betriebene Ausbildungsförderung mit der 
Au sübung seiner organisatorischen Rahmen-
kompetenz zu koordinieren. 

Den Ländern verbleibt im Rahmen ihrer materiellen 
Zuständigkeit der eigentliche Inhalt dessen, was die 
Kulturhoheit ausmacht. Dazu rechnet insbesondere: 

a) die Konkretisierung der Ausbildungs- und Bil-
dungsinhalte, der Erlaß der notwendigen Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnungen, die Anerkennung 

von Examen, die Festlegung von Äquivalenzen 
etc.; 

b) die innere Organisation der einzelnen Bildungs- 
und Ausbildungsstufen und -institutionen, die 
Schulorgnisation und Verwaltung, die Organi-
sation der Hochschulverwaltung und -selbstver-
waltung etc.; 

c) Die Personalpolitik im gesamten Bildungswesen 
als einer der wichtigsten Aspekte der materiellen 
Gestaltung des Bildungssystems. 

Durch die Zuweisung der organisatorischen Ausge-
staltung der einzelnen Ausbildungs- und Bildungs-
einrichtungen und der Hochschulen wird zugleich 
die Voraussetzung für eine Konkurrenz der Organi-
sationsformen unter den Ländern erhalten. Diese 
Konkurrenz ist für eine stetige Kontrolle der Lei-
stungsfähigkeit unserer Bildungseinrichtungen un-
erläßlich. Ihre Beseitigung durch eine von keinem 
Sachzwang erzwungene Vereinheitlichung wäre eine 
echte Gefahr für unser Bildungssystem. 

Die Begründung der Bundesrahmenkompetenz im 
Bildungsbereich ist nur durch Verfassungsänderung 
möglich. Rechtlich ist dabei bedeutsam, daß die Kul-
turhoheit der Länder nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts das Kernstück der Eigenstaatlich-
keit der Länder ausmacht, also zu den konstitutiven 
Elementen eines föderativen Systems gehört. Die 
Gliederung des Bundes in Länder, also die föderali-
stische Struktur der Bundesrepublik, ist jedoch durch 
Artikel 79 Abs. 3 des Grundgesetzes selbst der Än-
derung durch eine verfassungsändernde Mehrheit 
entzogen. Eine Bundesrahmenkompetenz kann somit 
nur in den Grenzen begründet werden, die durch 
die Notwendigkeit einer prinzipiellen Erhaltung der 
Kulturhoheit der Länder gezogen sind. Die von mir 
angedeutete inhaltliche Definition der Bundesrah-
menkompetenz im Bildungsbereich ist nach meiner 
Überzeugung mit dieser Voraussetzung vereinbar. 

2. Interview Paul Mikat „Bund braucht mehr Kompetenzen", 
DIE WELT vom 11. November 1969 
(Auszug) 

FRAGE: In der Debatte über den bildungspolitischen 
Teil der Regierungserklärung haben Sie als Sprecher 
der CDU wesentlichen Zielvorstellungen des neuen 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, 
Leussink, zugestimmt. Kann man als Opposition so 
mit der Arbeit beginnen? 

MIKAT: Eine verständliche Frage, die ich mit einem 
klaren Ja beantworte. Die Opposition spricht ihr 
Nein nicht um des Neins willen. Sie hat sich an der 
Sache zu orientieren und sachgerechte Politik zu 
machen. Wenn die Zielvorstellungen der Regierung 
sich mit denen der Opposition decken, dann ist die 
Opposition um der Wahrheit willen verpflichtet, das 
auch klar zu sagen; parteipolitische Opportunität 
darf nicht die oberste Maxime ihrer Politik sein. 

FRAGE: Ihre kritischen Anmerkungen galten vor-
nehmlich dem bildungspolitischen Instrumentarium 
des Bundes. Sie bezweifeln, daß die Kompetenzen 
des Bundes ausreichen, die Bildungspolitik der näch-
sten Jahre genügend beeinflussen zu können. Heißt 
das, daß Sie mehr Kompetenzen für den Bund for-
dern? 

MIKAT: Ich glaube, die jüngste Änderung des 
Grundgesetzes, die dem Bund größere Kompetenzen 
bei der Bildungsplanung und der Hochschulförde-
rung einräumt, reicht nicht aus. Es sollte angestrebt 
werden, dem Bund eine Rahmenkompetenz für den 
ganzen Bereich des Bildungswesens, für elementare 
bildungspolitische Grundentscheidungen einzuräu-
men. Ziel dieser Rahmenkompetenz sollen die Ein- 
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heitlichkeit der Lebensverhältnisse auch auf bil-
dungspolitischem Gebiet sowie die Förderung und 
Koordinierung der gemeinsamen Anstrengungen der 
Länder sein. Das würde nicht Schwächung, sondern 
Stärkung des föderalistischen Systems bedeuten; 
nichts schadet dem föderalistischen Gedanken mehr 
als ein schlecht funktionierender Föderalismus. 

FRAGE: Bitte konkret, Herr Professor Mikat: Was 
wären denn spezielle Forderungen für diese Rah-
menkompetenz? 

MIKAT: Materien für eine Rahmenkompetenz könn-
ten unter anderem sein: einheitliche Festlegung der 
Dauer der Vollzeitschulpflicht, zum Beispiel Einfüh-
rung des 10. Schuljahres, Fragen der Schulabschlüsse, 
Fragen der beruflichen Bildung, Vereinheitlichungen 
der Studien- und Prüfungsordnungen; denken Sie 
ferner an das Problem der Planung und Finanzie-
rung von Fachhochschulen. Auch wird es in der Zu-
kunft wohl unumgänglich sein, daß der Bund eine 
verfassungsrechtliche Ermächtigung erhält, sich auch 
an der Finanzierung der laufenden Hochschulkosten 
zu beteiligen. Das Bremer Universitätsgründungs

-

klima sollte uns doch zu denken geben. 

FRAGE: Aber Herr Mikat, nur unter Ächzen und 
Stöhnen ist doch das bißchen Rahmenkompetenz zu

-

sammengekommen, das der Bund nun hat. Glauben 

Sie denn wirklich, daß die Länder bereit sind, dar-
über hinaus dem Bund weitere Kompetenzen zuzu-
billigen? 

MIKAT: Wenn man einigen gewichtigen Äußerun-
gen aus der Ministerpräsidentenkonferenz und der 
Kultusministerkonferenz glauben kann, dann hat 
doch die Bereitschaft dazu in der letzten Zeit zuge-
nommen. 

FRAGE: Bayerns Kultusminister Huber, der doch 
der Schwesterpartei der CDU angehört, hat mittler-
weile bereits eindeutig erklärt, daß er eine Ver-
stärkung der Kompetenzen des Bundes nicht zulas-
sen würde. Er wendet sich sogar schon gegen eine 
extensive Auslegung der Befugnisse, die der Bund 
gegenwärtig besitzt. 

MIKAT: Soweit Herr Kollege Huber gegen exten-
sive Interpretationen der Verfassung ist, stimme ich 
ihm zu. Gerade um in Zukunft solche dem Geist und 
dem Buchstaben der Verfassung nicht gerecht wer-
dende Interpretationen zu verhindern, trete ich ja 
für eine auf die großen bildungspolitischen Zukunfts-
aufgaben bezogene Verfassungsänderung ein. Im 
übrigen dürfen Sie nicht übersehen, daß diese Forde-
rung Bestandteil des Berliner Programms der CDU 
ist. 

3. Karl Carstens, Politische Führung, Stuttgart 1971 
(Auszug) 

Auf den Gebieten, auf denen der Bund keine Ge-
setzgebungskompetenz hatte, wurde in gewissem 
Umfang die notwendige Koordination zwischen 
Bund und Ländern und der Länder untereinander 
durch Vereinbarungen sichergestellt. Das gilt vor 
allem für den kulturellen Sektor im weitesten Sinne. 
Bund und Länder schlossen unter anderem die fol-
genden Abkommen: 

— Abkommen über die Einrichtung eines Wissen-
schaftsrates vom 5. September 1957, 

— Abkommen über die Einrichtung eines Deutschen 
Bildungsrates vom 15. Juli 1965, 

— Verwaltungsabkommen zur Förderung von Wis-
senschaft und Forschung vom 4. Juni 1954 und 

8. Februar 1968, 

— Verwaltungsabkommen zur Förderung der Son-
derforschungsbereiche vom 11. Juni 1969, 

— Verwaltungsabkommen über die Errichtung einer 
gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung 
vom 25. Juni 1970. 

Die Länder untereinander schlossen Vereinbarungen 
u. a. über 

— die Finanzierung wissenschaftlicher Forschungs-
einrichtungen (Königsteiner Abkommen) vom 
3./31. März 1949 mit mehrfachen Verlängerungen, 

— die Finanzierung neuer wissenschaftlicher Hoch-
schulen vom 4. Juni 1964, 

— die Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Schul-
wesens vom 17. Februar 1955, neu gefaßt am 
28. Oktober 1964 (Hamburger Abkommen), er-
gänzt am 31. Oktober 1968, 

— die Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Fach-
hochschulwesens vom 31. Oktober 1968. 

Darüber hinaus wurden seitens der Kultusminister-
konferenz zahlreiche Erklärungen und Empfehlun-
gen ausgesprochen, Beschlüsse gefaßt und Vereinba-
rungen getroffen, die sich auf das Schul-, Fachschul- 
und Hochschulwesen, die Förderung von Wissen-
schaft und Forschung, die Bildungsplanung und das 
Bildungswesen einschließlich der Erwachsenenbil-
dung, Musikausbildung und Leibeserziehung, Sexual-
erziehung und viele andere Gegenstände erstreck-
ten. Aber dieses Verfahren, dessen positive Resul-
tate nicht geleugnet werden sollen, war auch mit 
schweren Nachteilen verknüpft, vor allem einer 
großen Unübersichtlichkeit und einer außerordent-
lichen Langsamkeit. 

So bestanden 1969 allein auf dem Sektor Schulen, 
Hochschulen, Bildung und Wissenschaft folgende 
überregionale amtliche Einrichtungen, Gruppen und 
Gesprächskreise in der Bundesrepublik. 
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— Wissenschaftsrat, 
— Deutscher Bildungsrat, 
— Ständige Kommission zur gegenseitigen Abstim-

mung über die finanzielle Förderüng von Wis-
senschaft und Forschung durch Bund und Länder, 

— Bund-Länder-Kommission für Fragen der Finan-
zierung von Hochschulen und Wissenschaft, 

— Hauptausschuß der deutschen Forschungsge-
meinschaft, 

— Senat der Max-Planck-Gesellschaft, 
— Kuratorium des Deutschen Akademischen Aus-

tauschdienstes, 
— Vorstand der Alexander-von-Humboldt-Stiftung, 
— Kuratoriums des Deutschen Studentenwerkes, 
— Kuratorium der Studienstiftung des deutschen 

Volkes, 
— Arbeitskreis zur Beratung des nationalen Bil-

dungswesens, 
— Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Beratung der 

aktuellen Situation an den deutschen Hochschu-
len, 

— Gesprächskreis für Fragen der beruflichen Bil-
dung, 

— Verwaltungsausschuß zur Prüfung und Festset-
zung des jährlich von Bund und Länder aufzu-
bringenden Zuschußbedarfs der Deutschen For-
schungsgemeinschaft und der Max-Planck-Gesell

-

schaft, 
— Kultusministerkonferenz. 

Hinzu trat 1970 die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung. Von den genannten Einrichtungen 
war sicher die Kultusministerkonferenz die wichtig-
ste. Mit unendlichen Mühen sind in diesem Gremium 
eine Reihe von Fragen entschieden worden. Bis 1969 
waren nicht weniger als 500 wichtige Beschlüsse 
gefaßt worden, allerdings nach dem Prinzip, daß das 
jeweils langsamste Schiff das Tempo bestimmte, da 
für alle Entscheidungen Einstimmigkeit erforderlich 
ist. Aber selbst einstimmig getroffene Entscheidun-
gen wurden häufig nur schleppend ausgeführt, weil 
in wichtigen Fragen die Zustimmung der Länderpar-
lamente notwendig war. Der Einfluß der Bundesre-
gierung auf die Arbeit der Kultusministerkonferenz 
ist gering. 

Die gemeinsame Bund-Länder-Kommission für die 
Bildungsplanung soll diesen Mangel ausgleichen. 
Sie besteht aus sieben Vertretern der Bundesregie-
rung und je einem Vertreter jeder Landesregierung. 
Bund und Länder führen jeweils elf Stimmen. Die 
Kommission faßt ihre Beschlüsse mit Dreiviertel-
mehrheit. Die Beschlüsse werden den Regierungs-
chefs des Bundes und der Länder vorgelegt. Sie ha-
ben den Charakter von Empfehlungen. Entschei-
dungsorgan sind die Regierungschefs. Ein Beschluß 
ist verbindlich, wenn mindestens neun Regierungs-
chefs zustimmen — allerdings nur für die Länder, 
deren Regierungschefs zugestimmt haben. So haftet 
auch diesem jüngsten Versuch einer Kooperation 
zwischen Bund und Ländern das Merkmal der 
Schwerfälligkeit an, das die früheren Versuche 
kennzeichnete. 

Alle diese Umstände haben zu den Schwierigkeiten 
im Hochschul- und Schulwesen beigetragen, die wir 
jetzt erleben. Ungenügende Planung durch die Ge-
samtheit der Länder (einzelne Länder machen eine 
rühmliche Ausnahme) und die Langsamkeit der Pro-
zedur sind dafür sicherlich nicht allein, aber doch 
auch verantwortlich. Auch die vorsichtigen Anpas-
sungen des Grundgesetzes an die dringendsten Not-
wendigkeiten auf dem Bildungs- und Wissenschafts-
sektor haben keinen befriedigenden Zustand herbei-
zuführen vermocht. Die ursprüngliche Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes beschränkte sich auf 
die Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
(Artikel 74 Ziffer 13 GG). 1969 wurde die konkur-
rierende Kompetenz auf die Regelung der Ausbil-
dungsbeihilfen ausgedehnt. Außerdem erhielt der 
Bund die Rahmenkompetenz für die „allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens". Hier wurden 
also der Bundeskompetenz die stärkst möglichen Be-
schränkungen auferlegt. Der Bund darf nur allge-
meine Richtlinien erlassen und auch diese nur mit 
Bezug auf „allgemeine Grundsätze" des Hochschul-
rechts. 
Hinzu traten im gleichen Jahr Mitwirkungsrechte 
des Bundes im Rahmen der neu geschaffenen Ge-
meinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau wissen-
schaftlicher Hochschulen einschließlich der Hoch-
schulkliniken" (Artikel 91 a GG). Der gleichfalls hin-
zugefügte Artikel 91 b, wonach Bund und Länder auf 
Grund von Vereinbarungen bei der Bildungsplanung 
und bei der Förderung von Einrichtungen der wis-
senschaftlichen Forschung zusammenwirken können, 
bestätigt lediglich einen seit langem bestehenden 
Zustand. 
Diese Grundgesetzänderungen tragen, wenn sie auch 
gewiß in die richtige Richtung weisen, die Spuren 
eines mühselig ausgehandelten Kompromisses. Sie 
sind schwer praktikabel, und sie gehen nicht weit 
genug, wenn man sie an der Größe der gestellten 
Aufgabe mißt. Alarmzeichen gibt es genug. Offen-
bar wollen einige Länder dazu übergehen, Studen-
ten, die in dem betreffenden Lande wohnen, bei der 
Zulassung zu den Hochschulen des Landes zu bevor-
zugen. Damit wird die Entwicklung in Deutschland 
um mehr als 100 Jahre zurückgedreht. Einige Län-
der haben neue Hochschulgesetze erlassen, die in 
entscheidenden Fragen, wie der Struktur der Hoch-
schulen und der studentischen Mitwirkungsrechte 
verschiedene Wege gehen. In den parlamentarischen 
Debatten über diese Gesetze ergab sich zeitweise 
die seltsame Situation, daß die SPD in Ländern, in 
denen sie regierte, Lösungen vorschlug, die sie in 
Ländern, in denen sie in der Opposition war, be-
kämpfte. Ähnliches galt von der CDU. Bremen be-
mühte sich zehn Jahre lang vergeblich um die Grün-
dung einer Universität. 
Was not tut, ist eine Reform des gesamten Bildungs-
wesens, der Schulen sowohl wie der Hochschulen. 
Sie muß nach einheitlichen Leitvorstellungen konzi-
piert und durchgeführt werden. Dazu fehlt dem Bund 
die Kompetenz. Gewiß werden die Empfehlungen 
des Bildungsrates und der neuen Kommission für 
die Bildungsplanung den Ländern die von ihnen zu 
treffenden Entscheidungen erleichtern, sie werden 
vermutlich auch eine gewisse Gleichmäßigkeit der 
Entwicklung sicherstellen, aber es wird eine lange 
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Zeit vergehen, bis die dringendsten Maßnahmen 
durchgeführt sein werden, und dieser Mangel wiegt 
fast so schwer wie eine sachliche Fehlentscheidung. 
Ein Staat, der so organisiert ist, daß die notwendigen 
Entscheidungen auf einem so wichtigen Sektor wie 
dem Bildungs- und Hochschulwesen nicht zeitgerecht 
getroffen werden können, ist falsch organisiert. In 
diesem Zustand befindet sich leider die Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Mit dem negativen Urteil, das ich über den derzeiti-
gen Stand des föderativen Systems in der Bundes-
republik fälle, möchte ich keineswegs die Bemühun-
gen herabsetzen, die unternommen worden sind, um 
den Föderalismus den Notwendigkeiten unserer 
Zeit anzupassen. Hier ist vor allem die Arbeit der 
von der Regierung Erhard eingesetzten Kommission 
für die Finanzreform zu nennen, die unter dem Vor-
sitz von Heinrich Troeger tagte, und der unter ande-
rem Herbert Fischer-Menshausen, einer der besten 
Kenner dieser Materie in Deutschland, angehörte. 
Die Kommission schlug neue Formen der Zusammen-
arbeit zwischen Bund und Ländern, die sie unter der 
Bezeichnung kooperativer Föderalismus zusammen-
faßte, vor. Sie entwickelte den Gedanken, daß Bund 
und Länder in gewissen Bereichen, die bisher in die 
Zuständigkeit der Länder fielen, zusammenarbeiten 
sollten (sogenannte Gemeinschaftsaufgaben). Dieser 
Vorschlag wurde 1969 durch eine Ergänzung des 
Grundgesetzes verwirklicht. 

Indessen reichen auch diese Vorschläge nicht aus, 
um die Anpassung des Systems an die Entwicklung 
mit der nötigen Schnelligkeit sicherzustellen. 

Zu der Frage der Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern wird in der Literatur vielfach eine 
andere als die von mir hier dargestellte Auffassung 
vertreten. Es wird gesagt, daß das Schwergewicht 
der staatlichen Aufgaben beim Bund liege. Das er-
gebe sich allein schon aus dem Umfang der jeweili-
gen Gesetzgebung, das Bundesgesetzblatt sei acht 
bis neunmal so umfangreich wie die Gesetzblätter 
selbst der größten Länder. Da, wo dem Bund die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz zustehe, gebe 
es praktisch keine Ländergesetze, so daß die konkur-
rierende im Ergebnis einer ausschließlichen Kompe-
tenz gleiche. Die Kooperation der Länder unterein-
ander wird positiver beurteilt, und die Erfolge dieser 
Zusammenarbeit werden an der großen Zahl der ge-
troffenen Abkommen und der gefaßten Beschlüsse 
gemessen. Es wird in diesem Zusammenhang von 
dem unitarischen Bundesstaat gesprochen. 

Ich glaube, daß diese Darstellung zweierlei über-
sieht. Sie berücksichtigt nicht die große Zahl der in-
folge der bestehenden Zuständigkeitsverteilung 
nicht in Angriff genommenen und der im Keim er-
stickten Projekte, und sie verkennt den Schaden, 
der durch die Langsamkeit und Schwerfälligkeit des 
Systems entsteht. 

4. Helga Schuchardt, „Auf mehr Bundeskompetenz in der Beruflichen Bildung kann auf die Dauer 
nicht verzichtet werden", Freie demokratische Korrespondenz vom 26. September 1975 
(Auszug) 

Das im Regierungsentwurf vorgesehene Bundesinsti-
tut für berufliche Bildung, in dem Bund, Länder, 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammenwirken 
können, bietet eine praktikable Möglichkeit zur 
dringend notwendigen besseren Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Be-
rufsbildung. Zu dieser Konzeption gibt es nach ge-
genwärtigem Erkenntnisstand keine überzeugende 
Alternative. Das Konzept der CDU/CSU, eine durch 
Staatsvertrag zu errichtende Zentralstelle weitge-
hend mit den Aufgaben der beruflichen Bildung zu 
betrauen, ist kein brauchbarer Weg. 
— Die bisherigen Erfahrungen mit den Staatsver-

trägen zwischen Bund und Ländern im Bildungs-
bereich sind nicht gerade die besten. 

— Die verfassungsrechtliche Frage, ob eine derar-
tige Vermischung von Zuständigkeiten des Bun-
des und der Länder überhaupt zulässig ist, 
scheint nicht genügend geprüft worden zu sein. 

— Schließlich ist auch eine parlamentarische Kon-
trolle derartiger Bund-Länder-Institutionen nicht 
gesichert. 

Obwohl der Entwurf der Bundesregierung das beste 
aus der gegenwärtigen Verfassungssituation macht, 
ist festzuhalten: 

Die Diskrepanz zwischen sachlich Notwendigem und 
verfassungsrechtlich Möglichem bei der Neuordnung 
der beruflichen Bildung ist einfach unerträglich. 
Das zentrale Problem der Abstimmung der Ausbil-
dungsordnungen des Bundes mit den Rahmenlehr-
plänen der Länder läßt sich angesichts der gegen-
wärtigen Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern nicht optimal lösen. Auch in Zukunft wird 
es äußerst schwierig sein, die Ausbildung im Be-
trieb und in der Berufsschule miteinander zu koor-
dinieren. 

Der Entwurf des Berufsbildungsgesetzes der Bundes-
regierung kann deshalb nur eine Verbesserung, 
nicht aber eine optimale Lösung bieten. 

Ich sehe daher gerade in dieser Frage die Auffas-
sung der F.D.P. bestätigt, daß zu einer vernünftigen 
Fortentwicklung des bundeseinheitlichen Berufsbil-
dungssystems eine Erweiterung der Bundeszustän-
digkeiten erforderlich ist. 

Der Bund sollten nicht nur für die betriebliche Aus-
bildung zuständig sein, sondern zumindest auch 
Grundsätze für die Berufsschulausbildung festlegen 
können. 
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5. Hans-Dietrich Genscher, Rede vor dem Außerordentlichen Parteitag der F.n.P. Mai 1976 
(Auszug) 

Die Wahlplattform der Freien Demokratischen Par-
tei ist ohne ein ausführliches Kapitel zur Bildungs-
politik undenkbar. Noch immer ist dieses Bürger-
recht auf Bildung nicht in dem Maße verwirklicht, 
wie wir als Liberale es für notwendig halten. Der Bil-
dungsföderalismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat versagt. Wir brauchen endlich die Bildungs-
kompetenz für den Bund. Wir können nicht länger 
hinnehmen, daß die bildungspolitischen Entscheidun-
gen in den undefinierbaren Grauzonen zwischen elf 
Bundesländern und dem Bund getroffen werden. 
Parlamentarische Kontrolle, und zwar durch den 

Bundestag, ist erforderlich. In der Bildungspolitik 
müssen wir Antwort geben auf die Frage nach 
der angstfreien Schule, auf die offenkundigen Män-
gel im Berufsschulwesen, auf die CDU-Blockade der 
beruflichen Bildung, auf die Frage nach den Wegen 
zur Überwindung des numerus clausus. Hochschul-
potentiale müssen stärker ausgenutzt werden. Das 
Recht zum Studium birgt die Pflicht in sich, auch zu 
studieren. In einer Zeit der Engpässe an den Hoch-
schulen sollte die Übernahme zusätzlicher Lehrver-
anstaltungen von Professoren als Verpflichtung ge-
genüber den Studenten begriffen werden. 

6. Aufsatz „Föderalismus als Verfassungsprinzip — Aufgaben und Probleme" von Heinz Herbert 
Karry, Liberale in der Verantwortung, München/Wien 1976 
(Auszug) 

Die praktische Zusammenarbeit von Bund und Län-
dern ergibt vielerlei Reibungspunkte und Konflikte, 
für deren Lösung manches „Flickwerk" an „Misch-
zuständigkeiten" und Gremien entstanden ist. Im 
Zuge der Finanzreform sind die „Gemeinschaftsauf-
gaben" entstanden, die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung, der Wissenschaftsrat und der Bil-
dungsrat, dessen Struktur und Arbeitsweise jetzt in 
einem neuen Abkommen festgelegt werden sollen. 
Außerdem gibt es den Ausschuß nach § 7 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes, den Konjunkturrat, 
den Finanzplanungsrat, Fachministerkonferenzen 
und andere Koordinierungsgremien. 

Die Koordinierungserfordernisse und -probleme zwi-
schen Bund und Ländern haben durch diese mittler-
weile eingetretene Vermengung der politischen 
Ebenen und den Verlust der Überschaubarkeit für 
die politisch Verantwortlichen — insbesondere die 
Parlamente — die Arbeit erschwert, aber auch beim 
Bürger nicht unerheblich das Unbehagen am Födera-
lismus genährt. Hier wird die Berechtigung der 
F.D.P.-Forderung nach klaren Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten besonders deutlich, sollen 
nicht Desinteresse und gar Verdrossenheit an po-
litischen Vorgängen sich verbreiten, die für den 
einzelnen und die Gesellschaft von Bedeutung sind. 
Das politische Geschehen, auch die vorbereitende 
Willensbildung sollte überschaubar und kontrol-
lierbar sein. Wir brauchen Interesse und aktive Mit-
arbeit aller, nicht einen „Föderalismus der Bürokra-
tie", vor dem schon Theodor Heuss im Parlamenta-
rischen Rat gewarnt hatte. Mit Nachdruck ist vor der 
Aushöhlung der Verantwortung und Kontrolle de-
mokratisch gewählter Parlamente durch bürokratisch 

vereinbarte Planung zu warnen. Nicht allein schon 
der Entscheidungsprozeß und der Vollzug in diesem 
Bereich sind schwierig, aufwendig und schwerfällig. 
Die Finanzierung derartiger Planungsergebnisse er-
schwert erheblich die Haushaltsklarheit. 

Föderalismus entspricht freiheitlichem Verfassungs-
denken. Das haben Liberale wie Thomas Dehler, 
Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und andere 
oft genug hervorgehoben. „Der liberale Geist des 
Grundgesetzes, das die Rechte des einzelnen stär-
ken und übermäßige Machtkonzentration vermeiden 
will, fordert die Erhaltung und Stärkung der ge-
waltenteilenden Funktion des Föderalismus. Diese 
Funktion ist unabhängig von einer bestimmten Zu-
ständigkeitsvorstellung. Für Zuständigkeiten gibt es 
keine Ewigkeitsgarantien — weder für den Bund 
noch für die Länder" (Genscher). 

Die Machtverteilung dient der  Freiheit der Bürger, 
während eine Machtkonzentration die Gefahr des 
leichteren Zugriffs auf Bürgerrechte birgt. Die Zu-
ständigkeitsverteilung sorgt für sachgerechtere Ent-
scheidungen. Es können in größerem Ausmaß Ge-
sichtspunkte der unterschiedlichen Regionen unseres 
Landes (Stadtstaaten-, Flächenstaatenunterschiede, 
Ballungszentren- und Grenzlandprobleme u. a.) für 
die Gesamtregelung eingebracht und berücksichtigt 
werden. Andererseits bedeutet die Ortsnähe der 
Entscheidungen auf Landesebene zugleich eine grö-
ßere Problem- und Informationsnähe. Damit wird 
dem Verfassungsanspruch Genüge getan, die Rechts-
oder Wirtschaftseinheit, insbesondere die Einheit-
lichkeit der Lebensverhältnisse zu wahren. Um die-
sem Anspruch aber auch in Zukunft gerecht zu wer-
den, ist es verfehlt, an Zuständigkeitsverteilungen 
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festzuhalten, wenn die Verfassungswirklichkeit an-
dere Lösungen verlangt. 

Die F.D.P. hat immer gefordert, daß klare Aufgaben-
gliederungen und Verantwortlichkeiten gewährlei-
stet sein müssen. Sie hat sich dabei auch stets ein-
deutig gegen die parlamentarisch nicht oder nur 
schwer kontrollierbaren „grauen Zonen" von Zu-
ständigkeiten und Gremien gewendet. Die Verant-
wortung für politisches Handeln muß klar erkenn-
bar und auch für den Bürger überschaubar bleiben. 
Die Notwendigkeit einheitlicher Regelungen hat in 
der Vergangenheit vielfach zu Recht zu Kompetenz-
übertragungen oder -erweiterungen zugunsten des 
Bundes geführt. Die Mitwirkung an der Gesetzge-
bung durch die Länder blieb dabei durch den Bun-
desrat gesichert. Wir können uns nicht abseits der 
politischen Realitäten halten, sondern müssen viel-
mehr die seit Verteilung der Zuständigkeiten durch 
das Grundgesetz eingetretene Entwicklung akzeptie-
ren. Insbesondere in der ersten Wiederaufbauphase 
unseres Staates haben die Länder wichtige Aufga

-

ben erfüllt. Im Zuge der Entwicklung hat sich aber 
erwiesen, daß der Bund besser in der Lage ist, 
manche Staatsaufgaben wahrzunehmen. 

Die Probleme im Bildungswesen der Bundesrepublik 
zeigen besonders deutlich, daß die vorrangige Zu-
ständigkeit der Länder durch eine übergreifende bil-
dungspolitische Kompetenz des Bundes ergänzt wer-
den sollte. 

Bei allem Respekt vor Gesetzen und Kompetenzen 
ist es niemandem verständlich zu machen, weshalb 
Regelungen im Bildungswesen so unterschiedlich 
sein müssen, daß ein Umzug mit schulpflichtigen Kin-
dern in ein anderes Bundesland einem Umzug ins 
Ausland ähnlich ist. Die jahrelange Diskussion um 
die Neuordnung des Hochschulwesens hat im Ver-
gleich zu ihrem Ergebnis unverhältnismäßig viel Zeit 
und Kraft verbraucht. Hätte der Bund hier eine 
klare Zuständigkeit, so wäre nach Auffassung der 
F.D.P. eine bessere Wirksamkeit aller Bemühungen 
und Aufwendungen in diesem Bereich gewährleistet. 

7. Aufsatz „Zwang zur Einheit — Plädoyer für eine Rahmenkompetenz des Bundes in Sachen 
Schule" von Günter Apel, DIE ZEIT vom 12. November 1976 

Der „kooperative Föderalismus" wird in letzter Zeit 
wieder häufiger beschworen. Besonders Kultusmini-
ster verwenden diese Formel gern. Fast als wollten 
sie sich selbst Mut machen angesichts nicht verstim-
mender Kritik über die Uneinheitlichkeiten im 
Schulwesen; als wollten sie mit diesem Etikett von 
vornherein das Bedenken entkräften, die Unzustän-
digkeit des Bundes in allen Schulfragen könnte zu 
einem Durcheinander in den Ländern führen: Dieses 
wäre, so wird signalisiert, dann zu befürchten, wenn 
„Föderalismus" ohne Beiwort gebraucht würde, aber 
durch enge Zusammenarbeit würde und werde diese 
Folge vermieden — und eben deshalb „kooperativer 
Föderalismus".  

Ein Spiel mit Worten? Wohl kaum. Selbst wenn man 
unbeachtet läßt, daß „Zusammenarbeit" die Zusam-
mengehörigkeit der Länder in einem föderalen Bun-
desstaat kaum zulänglich beschreibt, selbst wenn 
man vergißt, daß zur Wahrung oder Herstellung ein-
heitlicher Lebensverhältnisse mehr als nur „Koope-
ration" gehört und daß demzufolge das Beiwort „ko-
operativ" den bundesstaatlichen Föderalismus eher 
aushöhlt als ihn zu stärken — selbst wenn man all 
das beiseite läßt, so wird bei näherem Hinsehen 
deutlich, daß der „kooperative Föderalismus" eine 
Art negativer politischer Programmsatz ist. Eine 
drängende Forderung soll damit abgewehrt werden, 
nämlich die nach mehr Einheitlichkeit — jedenfalls 
in den allgemeinen Grundsätzen des Schulwesens. 
Kein „weißer Schimmel" also, sondern eher ein „ge-
bremster Bundesstaat" — staatenbündlerische Ko-
operation statt bundesstaatlichen Föderalismus. 

Gewiß — Einheitlichkeit ist noch kein Wert an sich, 
und ein Schulwesen, das einheitlich schlecht wäre, 

würde nicht dadurch besser, daß es überall gleich-
mäßig schlecht wäre. Aber dies ist hier nicht der 
Punkt, um den es geht. Unterstellt man, daß sich alle 
Bundesländer um Verbesserungen des Schulwesens 
bemühen — um Senkung der Klassenfrequenzen, 
um Verbesserung der Lernmittel und des Schul-
baus —, so gibt es daneben eine Fülle von Beispie-
len aus Vergangenheit und Gegenwart, die belegen, 
daß sich die Kritik an der allgemeinen Zuständig-
keit der Länder im Schulwesen auf gute Gründe 
stützt. 

Alleinige Zuständigkeit der Länder — das heißt 
nämlich im Zweifel: jedes Bundesland für sich. So 
wird es zum Beispiel möglich, daß das Kultusmini-
sterium eines Bundeslandes in einer Zeit aktueller 
Arbeitsmarktschwierigkeiten bestimmt, daß Lehrer 
aus einem anderen Bundesland - unter welchem 
Vorwand auch immer — nicht mehr eingestellt 
werden können. Oder da kann ein Kultusminister 
seinem Kollegen aus dem Nachbarland drohen, wenn 
diese oder jene Organisationsform der Oberstufe 
nicht unterlassen werde, werde er die Zusammen-
arbeit aufkündigen, zum Beispiel: Das Abitur aus 
dem Nachbarland nicht anerkennen. Beides sind Bei-
spiele aus jüngster Zeit; Fälle, die noch schweben. 

Es mag sein, daß sie im Sinne einheitlicher Regelun-
gen gelöst werden, einen verläßlichen Mechanismus 
dafür gibt es allerdings nicht; die ständige Konfe-
renz der Kultusminister wird sich — wie bisher — 
um  die Lösung der Probleme bemühen. Aber: Erstens 
kommen Beschlüsse in diesem Gremium nur bei Ein-
stimmigkeit zustande. Zweitens aber sind alle Be-
schlüsse der Kultusministerkonferenz nur Empfeh-
lungen, Vereinbarungen, mit denen sich die Kultus- 
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minister zusichern, sie wollten sich — ein jeglicher 
in seinem Land — in diesem Sinne bemühen. 

Zu diesem schwierigen Geschäft gehört in der Tat 
ein Höchstmaß an Kooperationsbereitschaft — selbst 
da nn ,wenn  die politische zumindest aber die bil

-

dungs- und schulpolitischen Grundpositionen der 
Länder im wesentlichen übereinstimmen. Bei starker 
parteipolitischer Polarisation wird es demgegenüber 
immer mehr auch zu einer bildungspolitischen Kon-
frontation kommen, und zwar jenseits sachlich be-
gründbarer Differenzen. Dies macht es immer 
schwieriger, Sachprobleme befriedigend zu lösen. 
Zwangsläufig werden immer mehr Probleme aufge-
schoben werden, der Bereich, in dem einstimmige 
Empfehlungen überhaupt noch möglich sind, wird 
sich immer mehr verengen. Diesen unguten Zustand 
muß man hinnehmen, soweit und solange es sich um 
eine verfassungsrechtliche Realität handelt, die 
selbstverständlich zu respektieren ist. Ihn aber auch 
noch mit einer „Wertmarke" zu versehen, ihn als 
„kooperativen Föderalismus" zu preisen, anstatt 
nach Wegen zur Änderung zu suchen, erscheint ver-
fehlt. 

Schöne Worte vermögen die Notwendigkeit einer 
Änderung nicht zu verdrängen, und zwar gerade am 
wenigsten in der Schulpolitik; denn hier ermöglicht 
es der Zwang zur Einstimmigkeit — anders als im 
Bundesrat — jedem einzelnen Bundesland, unabhän-
gig von dem Willen wenigstens einer Mehrheit 
von Ländern, jede gemeinsame Willensbildung zu 
blockieren. Und der nur empfehlende, letztlich in der 
Unverbindlichkeit bleibende Charakter der Be-
schlüsse der Kultusministerkonferenz wird diese 
Vereinbarungen zunehmend zu geduldig ausgear-
beiteten, aber wenig wirksamen Papieren machen. 
Es hat keinen Zweck, diesen Sachverhalt zu beschö-
nigen — das hieße nur, vor einer aktuellen Gefahr 
die Augen zu verschließen. 

In Diskussionen mit Bürgern taucht in diesem Zu-
sammenhang immer wieder die Frage auf, ob denn 
nicht ein Bundesschul- oder Bundesbildungs- oder 
Bundeskultusminister helfen könne. Von der ver-
fassungsrechtlichen Problematik einmal abgesehen 
— so würde man das Pferd vom Sehwanze her auf-
zäumen. Nicht um eine Person, um ein Amt oder um 
eine Behörde geht es in diesem Zusammenhang. Das 
Problem kann nicht von der Seite der Exekutive 
her angegangen werden. Dies wird einsichtig, wenn 
man sich die Veränderungen vor Augen hält, die 
sich in den letzten Jahren in der Rechtsprechung 
und in der Rechtslehre ergeben haben. Diese Verän-
derungen haben das Verfassungsverständnis so 
grundlegend gewandelt, daß die Konsequenzen für 
die Einheitlichkeit des Schulwesens ohne eine ent-
sprechende Veränderung der legislativen Zuständig-
keiten nicht abzusehen sind. 

Das heißt: Bis vor wenigen Jahren konnten die Kul-
tusministerien und Schulbehörden im Rahmen knapp 
gehaltener landesgesetzlicher Ermächtigungen durch 
Erlasse oder andere Anordnungen alles regeln und 
anordnen, was nicht verboten war. Auf diese Weise 
war es im allgemeinen nicht schwer, Vereinbarungen 
der Kultusminister in Landesrecht umzusetzen. Es 
waren dieselben Beamten, die in den Ausschüssen 

der Kultusministerkonferenz eine Vereinbarung aus-
gearbeitet, dieselben Minister, die ihr im Plenum 
zugestimmt hatten, die sie nunmehr in eine entspre-
chende Anordnung ihres Ministeriums umsetzten. 
Und gerade weil diese in ihren Grundzügen durch 
Experten vorgeformten Empfehlungen im wesent-
lichen auch geprägt waren von der Absicht, daß das 
Ganze über politische Vorstellungen hinaus auch 
noch funktionieren sollte, und zwar auch zwischen 
den Ländern funktionieren sollte, konnten nicht 
wenige Regelungen pragmatisch gefunden und in 
einheitliches Schulrecht umgesetzt werden, ohne 
daß es zu einem Gesetzgebungsverfahren und damit 
zu öffentlichen Debatten und damit zu Konfrontatio-
nen gekommen wäre. 

Dies galt bis vor wenigen Jahren unangefochten — 
nicht etwa nur für Nebensächlichkeiten oder für 
Verwaltungsangelegenheiten im engeren Sinne —; 
der Grundsatz der generellen Ermächtigung der 
Schulverwaltungen galt als sogenanntes „besonde-
res Gewaltverhältnis" auch für weitgehende Ein-
griffe in die Rechte von Schülern und Eltern ebenso 
wie für die Festlegung von Erziehungs- und Lern-
zielen. 

Die Auffassung, daß dies mit dem Grundgesetz ver-
einbar sei, gehört der Vergangenheit an. Zwar las-
sen sich die genauen Grenzen noch nicht bestim-
men, die jetzt das Recht der Exekutive von dem der 
Legislative trennen; noch ist der Wandlungsprozeß 
im Gange. Aber soviel ist sicher, daß künftig jeder 
grundrechtsrelevante Eingriff vom Gesetzgeber 
selbst geregelt werden muß, und nicht mehr durch 
die Verwaltung geregelt werden darf. Das eben 
meint der sogenannte Gesetzesvorbehalt. Allge-
meine Ermächtigungen der Exekutive genügen dazu 
nicht mehr. Auch die Lern- und Erziehungsziele müs-
sen wenigstens in ihren allgemeinen Grundzügen 
vom Parlament beschlossen — das heißt in einem 
Gesetz selbst niedergelegt werden. 

Diese Demokratisierung des Schulrechts ist zweifel-
los ein Gewinn. Daß die gewählten Vertreter des 
Volkes berufen und verpflichtet sind, die Grundsät-
ze des Schulwesens selbst zu bestimmen, erscheint 
unbestreitbar: Allenfalls kann über die Grenze ge-
stritten werden, an der allgemeine Grundsätze auf-
zuhören haben und Schulverwaltung zu beginnen 
hat — Verwaltung mit dem Erfordernis zu großer 
und wachsender Beweglichkeit. Zu Recht wurde vor 
einer zu starken „Verrechtlichung" des Schulwesens 
gewarnt. Aber davon abgesehen: Hier geht es 
darum, das Schulwesen und das Schulrecht in seinen 
Grundsätzen so zu gestalten, wie es sich aus dem 
Demokratieverständnis dieses höchsten aller Bundes-
gesetze, eben des Grundgesetzes ergibt. Und dies 
heißt: in seinen Grundsätzen doch gewiß einheitlich 
für alle Bundesländer von Bayern bis Schleswig-Hol-
stein. 

Hier nun tut sich ein Dilemma auf: Die Bestimmung 
der Grundsätze des Schulwesens, beispielsweise der 
grundlegenden Lern- und Erziehungsziele, den 
Volksvertretern vorzubehalten, ist sicher ein Ge-
winn an Demokratie. Diesen Vorbehalt jedoch nicht 
zugunsten der Organe der Bundesgesetzgebung (mit 
ihrem bei aller Unzulänglichkeit jedenfalls vorhan-
denen Einigungsmechanismus) zu machen, sondern 
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zugunsten völlig unabhängig voneinander arbeiten-
der Landesparlamente (ohne gemeinsame Vertre-
tung, wie den Bundesrat, ohne eine Institution, wie 
den Vermittlungsausschuß), bedeutet einen so star-
ken Verlust an Einheitlichkeit, daß zu befürchten 
steht, daß das Schulwesen der deutschen Länder, das 
keineswegs in allen Punkten einheitlich sein muß, 
auch in den allgemeinen Grundsätzen auseinander

-

strebt, die unbedingt übereinstimmend zu regeln 
sind. 

Man wird einwenden, daß es doch auch bisher keine 
Bundeskompetenz im Schulrecht gebe und daß den-
noch zentrifugale Erscheinungen dieser Art nicht 
eingetreten seien. Diese Einwände übersehen, daß 
der Zwang zur Gesetzgebung dahin führt, daß der 
Inhalt der in diesen Landesgesetzen getroffenen Be-
stimmungen immer mehr auseinanderstreben wird. 
Dies gilt jedenfalls dann, wenn eine das Ganze in 
seinen Grundsätzen bindende bundesrechtliche Zu-
ständigkeit zur Fixierung beispielsweise von Lern-
und Erziehungszielen fehlt. Es steht zu befürchten, 
daß wir — je länger, je mehr — auseinanderstre-
bende und damit einander widersprechende landes-
gesetzliche Regelungen bekämen, und zwar nicht nur 
in Nebensachen, sondern in Grundsätzen des Schul-
wesens. Die unterschiedliche Zusammensetzung der 
Landesparlamente, die Polarisierung bildungspoliti-
scher Standpunkte und der Zwang zu öffentlichen 
Auseinandersetzungen, der mit Gesetzgebungsver-
fahren regelmäßig verbunden ist, das alles weist in 
die Richtung von letztlich gesetzlich festgelegten Un-
vereinbarkeiten zu Lasten der Schüler. 

Alles dies drängt nach einer — wie immer gearte-
ten — legislativen Bundeskompetenz; sie ist das 
Entscheidende, nicht die möglicherweise dann auch 
erforderliche Verwaltung, die Einrichtung eines Bun-
deskultus- oder Bundesschulministeriums. Aber es 
wäre falsch, mit Überlegungen dieser Art bei der 
Verwaltung zu beginnen. 

Falsch ist allerdings erst recht der mit Sicherheit 
zu erwartende Einwand, mit solchen Überlegungen 
sollten oder könnten die Länder aus dem Schulrecht 
ausgeschaltet werden. Dies ist eine auf Grund der 
Verfassungslage ausgeschlossene Möglichkeit. 

Was zu verwirklichen und in diesem Falle auch al-
lein angemessen ist, ist eine Rahmenkompetenz des 
Bundes nach Artikel 75 Grundgesetz. Hier müßte die 
in das Grundgesetz bereits eingefügte Ziffer 1 a, die 
das Hochschulwesen betrifft, um die zwei kleinen, 
aber inhaltsschweren Worte: „Schul- und ..." erwei-
tert werden. Im Kontext des Grundgesetzes würde 
sich dies dann so lesen: 

Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzun-
gen des Artikels 72 Rahmenvorschriften zu erlas-
sen über: 

1. die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen Dien-
ste der Länder, Gemeinden und anderen Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts stehenden 
Personen, soweit Artikel 74 a nichts anderes be-
stimmt; 

1. a. die allgemeinen Grundsätze des Schul- und 
Hochschulwesens; 

2. die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse 
und des Films; 

3. das Jagdwesen, den Naturschutz und die Land-
schaftspflege; 

4. die Bodenverteilung, die Raumordnung und 
den Wasserhaushalt; 

5. das Melde- und Ausweiswesen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 72 beziehen sich 
auf die „konkurrierende Gesetzgebung", das heißt: 

— solange ein Bundesgesetz nicht vorliegt, haben 
die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung 

und 

— der Bund darf nur Gesetze schaffen, weil 

1. eine Angelegenheit durch die Länder nicht 
wirksam geregelt werden kann 

oder 

2. die Interessen eines anderen Landes oder der 
Gesamtheit beeinträchtigt werden könnten 
oder 

3. die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse über das Gebiet eines Landes 
hinaus dies erforderlich macht. 

Dies ist genau der Punkt, auf den es ankommt. Die 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse der (jungen) 
Bürger macht es erforderlich, die Grundsätze der Er-
ziehung und Bildung nicht nur im Hochschulwesen 
einheitlich zu regeln, sondern dies auch auf das 
Schulwesen zu erstrecken; und die „Interessen der 
Gesamtheit" weisen in dieselbe Richtung. 

Ob es sinnvoll ist, bei den bekannten Mehrheitsver-
hältnissen im Bundestag und Bundesrat solche Über-
legungen anzustellen - darüber kann man sicher 
geteilter Meinung sein. Mich bewegen dabei drei 
Motive: 

— Ich halte es für wichtig, daß ein Mitglied der Kul-
tusministerkonferenz sich zu Wort meldet, wenn 
Gefahr im Verzug zu sein scheint — ohne Rück-
sicht darauf, ob die Lösungsvorschläge, die da-
mit zur Diskussion gestellt werden, alsbald rea-
lisiert werden können. 

— Ich denke, es ist nützlich zu dokumentieren, daß 
ein sozialdemokratischer Bildungs-Senator Auf-
fassungen vertritt, die vom Koalitionspartner in 
der Zielrichtung ähnlich formuliert wurden und 

- ich glaube, daß ungünstige Mehrheitsverhältnisse 
auch segensreich sein können — wenn sie sich 
nämlich dahin auswirken, daß Lösungen gesucht 
werden, die in und von allen Bundesländern ak-
zeptiert werden könnten. 

Letzteres ist äußerst schwierig — nichtsdestowe-
niger aber notwendig. 
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8. Hildegard Hamm-Brücher „Eine gesamtstaatliche Instanz m uß die Initiative in der Bildungs

-

politik ergreifen", Freie demokratische Korrespondenz vom 10. März 1977  

(Auszug)  

Die Glaubwürdigkeit des Bildungsföderalismus steht 
nicht nur auf dem Spiel — die Glaubwürdigkeit ist 
in den letzten Jahren bereits fast vollends verspielt 
worden. Die bildungspolitische „Problemlösungska-
pazität", d. h. die Voraussetzungen zur Lösung un-
serer derzeit vor allem ausbildungspolitischen Pro-
bleme (von den Ausbildungsplätzen für Lehrlinge 
bis zu den Studienplätzen für Abiturienten) sind auf 
dem Nullpunkt angekommen, und wenn das Bundes

-

verfassungs- und zahlreiche Verwaltungsgerichte 
nicht ab und zu quasi als Ersatzbundeskultusmini-
sterium die krassesten Auswüchse korrigieren wür-
den, unser sogenannter Bildungsföderalismus hätte 
bereits Konkurs anmelden müssen— und zwar zu 
Lasten des Ansehens unseres demokratischen Ge-
meinwesens. 

Es gibt so gut wie keinen Über- und Durchblick 
mehr für die Zuständigkeiten und Verantwortlichkei-
ten bei überregionalen bildungspolitischen Entschei-
dungen, bei ihrer Durchführung und Kontrolle. Tat-
sächlich fallen fast alle gesamtstaatlichen Entschei-
dungen in sogenannten „grauen Zonen", vor allem 
in der Kultusministerkonferenz, die hierfür verfas-
sungsmäßig überhaupt keine Zuständigkeit hat, und 
daher von den elf Ländern in jeder Beliebigkeit ge-
handhabt werden können. So kommt es, daß die Kul-
tusministerkonferenz in fast 30jähriger Tätigkeit hin-
ter hermetisch verschlossenen Türen (weder Parla

-

mente noch Öffentlichkeit haben Einsicht in ihre Pro-
tokolle und Kontrolle über ihre Beschlüsse und deren 
Durchführung) zur großen Verhinderungsinstanz für 
eine gesamtstaatliche bildungspolitische Bewußt-
seinsbildung geworden ist. 

Deshalb scheint es mir höchste Zeit zu sein, einmal 
die verfassungsrechtliche Zulässigkeit für die in kei-
nem Gesetz geregelten, von keinem Parlament kon-
trollierten Befugnisse der Kultusministerkonferenz 
grundsätzlich überprüfen zu lassen. Für ihr Tun — 
und noch mehr für ihr Lassen — kann sie bisher 
von niemandem zur Rechenschaft gezogen werden. 

Angesichts dieser Probleme und ihrer Dringlichkeit 
gibt es überhaupt nur noch zwei Möglichkeiten: 
entweder: eine überregionale gesamtstaatliche In-
stanz — sei es die Konferenz der Länderchefs (Mini-
sterpräsidenten und Bundeskanzler) oder aber der 
Bundespräsident ergreifen eine Initiative und ertei-
len konkrete Aufträge mit konkreten Fristen oder 
es muß die überfällige Verfassungsänderung in An-
griff genommen werden, mit der klare gesamtstaat-
liche Zuständigkeiten für die Grundsätze der Bil-
dungspolitik geschaffen werden. Die Bürger werden 
der Untätigkeit der Parteien und Parlamente sicher 
nicht mehr lange zusehen und — ähnlich wie in 
Fragen der Kernkraftwerke — ihren berechtigten 
Forderungen, wenn nötig mit Hilfe von Bürgerini-
tiativen, den nötigen Nachdruck verleihen. 
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F. Gutachten 

1. Dr. Michael Bothe: Schweiz 

Auszug aus: 

Die Befugnisse des Gesamtstaates im Bildungswesen, Rechtsvergleichender Bericht, bearbeitet 
im Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Heidelberg, her-
ausgegeben vom Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Bonn 1976 

1 Einführung: Das Erziehungswesen in der Schweiz 

Das schweizerische Bildungswesen ist entschei-
dend durch die kantonale Kulturautonomie ge-
prägt 1). Diese Autonomie der Gliedstaaten war und 
ist für das staatliche Zusammenleben in der sprach-
lich und konfessionell vielfältig geteilten Schweiz 
sehr wesentlich. War in der Geschichte die Rolle 
der kirchlichen Bildungseinrichtungen stark, so ist 
heute der Staat, vor allem die Kantone, der haupt-
sächliche Träger des Erziehungswesens. Daneben 
behalten in den meisten Kantonen 2 ) private und 
kirchliche Bildungseinrichtungen eine gewisse Be-
deutung. Im Primarbereich ist aber die Verantwor-
tung weitgehend den Gemeinden übertragen. 

Die Rolle des Bundes ist freilich im Wachsen begrif-
fen. Der Bund ist Träger der Technischen Hoch-
schulen. Das Hochschulwesen im übrigen beeinflußt 
er vor allem durch die Finanzierung. Die Regelung 
des Berufsschulwesens ist weitgehend Bundessache. 

Die Institutionen der unmittelbaren Demokratie, ein 
wesentliches Charakteristikon des schweizerischen 
Regierungssystems, sind auch für das Erziehungs-
wesen wichtig. Das Volk entscheidet in den meisten 
Kantonen über die Erziehungsgesetzgebung, bewil-
ligt Kredite für Schulbauten, wählt unter Umständen 
auch Lehrer. Hier bestehen zwischen den Kantonen, 
ja auch zwischen den Gemeinden erhebliche Unter-
schiede. 

2 Die Struktur der rechtlichen Regelung des Bil-
dungswesens 

2.1 Die Kompetenzregelung der Verfassung 

Die geltende schweizerische Bundesverfassung 
stammt aus dem Jahre 1874. Sie enthält in Arti-
kel 27, der seit 1874 unverändert gilt, eine Regelung 
des Bildungswesens. Diese wurde durch zusätzliche 
Bestimmungen (Artikel 27 bis, 27 quater, 27 quin-
quies) in der Folgezeit ergänzt. Andere Verfas-
sungsbestimmungen betreffen verschiedene Aspek-
te der Berufsbildung. Vorweg sei hier die Möglich-
keit der Regelung einzelner Aspekte oder Förde- 

1) Vgl. zum Folgenden Schultze (ed.), Schulen in 
Europa, Bd. 1 Teil A, S. 735 ff. 

2) Nur in Solothurn gibt es ein Schulmonopol des Staa-
tes. 

rung einzelner Bereiche des Bildungswesens über 
die Gesetzgebungsbefugnis zur Förderung der Wirt-
schaft (Artikel 32 bis) erwähnt. 

Soweit dem Bund Kompetenzen nicht in der Ver-
fassung zugewiesen sind, bleiben die Kantone zu-
ständig (Artikel 3 der Bundesverfassung). 

Am 4. März 1973 wurde dem Volk eine Neufassung 
der Bildungsartikel zur Abstimmung vorgelegt. Die 
Neufassung wurde jedoch knapp verworfen 3). Sie 
hätte eine nicht unerhebliche Erweiterung der Be-
fugnisse des Bundes auf dem Gebiete des Bildungs-
wesens gebracht. Deswegen stieß der Entwurf auf 
erhebliche föderalistische Bedenken. Sie reichen je-
doch wohl allein zur Erklärung des negativen Er-
gebnisses der Volksabstimmung nicht aus. Der Ent-
wurf sah daneben ein Recht auf Bildung vor, das in 
konservativen Kreisen Widerstände hervorrief, die 
auf einer generellen Skepsis gegenüber der Auf-
nahme sozialer Grundrechte in die Verfassung be-
ruhen. 

Angenommen wurde in der erwähnten Volksab-
stimmung der Artikel 27 sexies, der dem Bund aus-
drücklich die Kompetenz zur Förderung der For-
schung sowie zur Errichtung und Übernahme von 
Forschungsstätten verleiht, eine freilich vom Bund 
bereits bislang weitgehend in Anspruch genommene 
Zuständigkeit. 

Wegen ihrer grundlegenden Bedeutung werden die 
in dem Entwurf vorgesehenen Regelungen im fol-
genden zusammen mit dem geltenden Recht dar-
gestellt. Dies rechtfertigt sich nicht zuletzt daraus, 
daß mit der Ablehnung der neuen Bildungsartikel 
die Debatte um eine Änderung der Kompetenzver-
teilung auf dem Gebiet des Bildungswesens keines-
wegs abgeschlossen ist. Neue Vorschläge sind be-
reits zur Diskussion gestellt 4 ). 

3) BBl. 1973 I, S. 1195 ff. Die Mehrheit der Abstimmenden 
insgesamt (sog. Volksmehr) stimmte für den Entwurf 
(507 414 zu 454 428). Da der Entwurf jedoch nur in 
101 /2 Kantonen angenommen, in 11 1 /2 Kantonen abge-
lehnt wurde, scheiterte er am Erfordernis des sog. 
Ständemehrs: Eine Verfassungsänderung kommt nur 
zustande, wenn sich auch die Mehrheit der Kantone 
dafür ausspricht. Weniger als 250 Stimmen in Neuen-
burg hätten das Ergebnis umgekehrt. Neuenburg 
sprach sich mit 6 737 zu 6 276 gegen den Entwurf aus 

4) Vgl. NZZ vom 27. Juni 1973, S. 26. 
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Ferner besteht in der Schweiz eine Arbeitsgruppe 
für die Vorbereitung einer Totalrevision der Bun-
desverfassung. Im Rahmen der Bestrebungen um 
die Totalrevision spielen naturgemäß auch Fragen 
des Bildungswesens eine Rolle. Die Arbeitsgruppe 
hat im Herbst 1973 einen Bericht vorgelegt. Zur 
Vorbereitung dieses Berichts hat sie verschiedenen 
Stellen und Einrichtungen, insbesondere den Kanto-
nen, den politischen Parteien und den Universitä-
ten, einen Fragebogen übersandt. Die Antworten 
auf diesen Fragenbogen sind in vier Bänden ver-
öffentlicht 5). Wo in diesen Antworten auf Fragen 
des Bildungswesens eingegangen wird, ist dies im 
folgenden mit dargestellt. Im Jahre 1974 legte dann 
die Expertenkommission für die Vorbereitung einer 
Totalrevision der Bundesverfassung drei als „Ar-
beitspapiere" bezeichnete Verfassungsentwürfe vor. 
Die ersten beiden Entwürfe folgen sachlich weit-
gehend der Regelung, wie sie gemäß den verworfe-
nen Bildungsartikeln gewesen wäre; der Alternativ-
entwurf von Aubert will dem Bund allerdings weni-
ger Zuständigkeiten gewähren. 

2.1.1 Gesetzgebungsbefugnisse bezüglich des Bil-
dungswesens 

Grundlegend für die Verteilung der Gesetzgebungs-
befugnisse auf dem Gebiet des Bildungswesens sind 
die Artikel 27, 27 bis, 34 ter Absatz 1, lit. g der Bun-
desverfassung. 

Sie lauten: 
„Artikel 27 

(1) Der Bund ist befugt, außer der bestehenden 
polytechnischen Schule eine Universität und an-
dere höhere Unterrichtsanstalten zu errichten 
oder solche Anstalten zu unterstützen. 

(2) Die Kantone sorgen für genügenden Primar-
unterricht, welcher ausschließlich unter staatli-
cher Leitung stehen soll. Derselbe ist obligato-
risch und in den öffentlichen Schulen unentgelt-
lich. 

(3) Die öffentlichen Schulen sollen von den An-
gehörigen aller Bekenntnisse ohne Beeinträchti-
gung ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit be-
sucht werden können. 

(4) Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtun-
gen nicht nachkommen, wird der Bund die nöti-
gen Verfügungen treffen." 

„Artikel 27 bis 

(1) Den Kantonen werden zur Unterstützung in 
der Erfüllung der ihnen auf dem Gebiete des Pri-
marunterrichtes obliegenden Pflichten Beiträge 
geleistet. 

(2) Das Nähere bestimmt das Gesetz. 

(3) Die Organisation, Leitung und Beaufsichti-
gung des Primarschulwesens bleibt Sache der 

5) Arbeitsgruppe für die Vorbereitung einer Totalrevi-
sion der Bundesverfassung: Antworten auf die Fragen 
der Arbeitsgruppe, 4 Bde. (Bern 1969/70) (zit. Antwor-
ten) . 

Kantone, vorbehalten die Bestimmungen des Ar-
tikels 27." 

„Artikel 34 ter 

(1) Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen: 

g) über die berufliche Ausbildung in Indu-
strie, Gewerbe, Handel, Landwirtschaft 
und Hausdienst." 

Artikel 27 bis wurde angenommen in einer Volks-
abstimmung am 23. November 1902, die geltende 
Fassung des Art. 34 ter in einer Volksabstimmung 
am 6. Juli 1947. 

Der in der Volksabstimmung vom 4. März 1973 ver-
worfene Entwurf einer Neuregelung hatte folgenden 
Wortlaut 6): 

„Artikel 27 

(1) Das Recht auf Bildung ist gewährleistet. 

(2) Die öffentlichen Schulen müssen von den An-
gehörigen aller Bekenntnisse ohne Beeinträchti-
gung ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit be-
sucht werden können. 

(3) Der Unterricht innerhalb der obligatorischen 
Schulzeit steht unter staatlicher Aufsicht. Er ist 
an den öffentlichen Schulen unentgeltlich." 

„Artikel 27 bis 

(1) Das Bildungswesen ist eine gemeinsame Auf-
gabe von Bund und Kantonen. 

(2) Die Ausbildung vor und während der obliga-
torischen Schulzeit fällt in die Zuständigkeit der 
Kantone. Die Kantone sorgen für die Koordina-
tion in diesem Bereich. Der Bund fördert ihre Be-
strebungen; er kann Vorschriften über die Koor-
dination erlassen. 

(3) Der Bund regelt die Berufsausbildung. 

(4) Der Bund ist befugt, 
a) die Dauer des obligatorischen Unterrichts 

festzulegen; 
b) Grundsätze für Gestaltung und Ausbau 

des Mittelschulwesens, des höheren Bil-
dungswesens, der Erwachsenenbildung 
und der außerschulischen Jugendbildung 
sowie für die Gewährung von Ausbil-
dungsbeihilfen aufzustellen; 

c) höhere Unterrichtsanstalten zu errichten, 
sich am Betrieb solcher Anstalten zu be-
teiligen oder solche ganz oder teilweise 
zu übernehmen. 

(5) Der Bund kann an die Aufwendungen der 
Kantone für das Bildungswesen sowie für Beihil-
fen an die Ausbildung und die Weiterbildung Bei-
träge leisten. Er kann auch selbst Ausbildungsbei-
hilfen gewähren und außerschulische Bildungsan- 

6) BBl. 1972 II, S. 1027; Text der Vorentwürfe: NZZ vom 
30. April 1971 und vom 29. September 1971, S. 51. Vgl. 
dazu  B ühler -Reimann , Schweizerisches Zen-
tralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung 72 
(1971), S. 369 ff. 
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gebote fördern. Leistungen des Bundes an die 
Kantone können insbesondere an die Vorausset-
zung geknüpft werden, daß Koordination und 
Freizügigkeit im Bildungswesen unter den Kanto-
nen sowie der Zugang zu den Hochschulen sicher-
gestellt sind. 

(6) Die Kantone sind zur Vorbereitung und zum 
Vollzug von Ausführungserlassen beizuziehen. 
Die zuständigen Organisationen sind vor Erlaß 
der Ausführungsgesetze anzuhören. In der Be-
rufsbildung können sie zur Mitwirkung beim Voll-
zug herangezogen werden." 

Der bisherige Artikel 34 ter Abs. 1 g sollte aufge-
hoben werden. Auf die verfassungsmäßige Rege-
lung des Stipendienwesens wird unter 2.1.4 geson-
dert eingegangen. 

Im einzelnen ergibt sich aus den bestehenden Ver-
fassungstexten und den seinerzeitigen Änderungs-
vorschlägen folgende Regelung 7 ) : 

2.1.1.1 Der Primarbereich und Sekundarbereich I 
( „Primarschulen") 

Nach der geltenden Verfassung ist die gesetzliche 
Regelung des Primarbereichs und Sekundarbe-
reichs I im Bildungswesen grundsätzlich eine Ange-
legenheit der Kantone. Allerdings sind der Rege-
lung durch die Kantone in der Bundesverfassung 
gewisse inhaltliche Schranken gesetzt. Der „Primar-
unterricht" 8) muß sein: 

1. genügend, 

2. unter staatlicher Leitung stehend, 

3. obligatorisch, 

4. in den öffentlichen Schulen unentgeltlich, 

5. bekenntnisneutral 

Zur Überwachung dieser inhaltlichen Schranken der 
Regelung durch die Kantone und Pflichten der Kan-
tone ist dem Bund in Artikel 27 Abs. 4 eine gewisse 
Aufsichtsbefugnis gegeben. Wieweit diese Auf-
sichtsbefugnis auch eine Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes zur näheren Umschreibung der durch die 
Verfassung den Kantonen auferlegten Pflichten ein-
schließt, ist umstritten. In der schweizerischen Lite-
ratur wird es durchweg angenommen 9). Ein diesbe-
zügliches Bundesgesetz wurde jedoch im Jahre 1882 
im Referendum vom Volk verworfen 10). In der Fol-
gezeit ist eine Ausführungsgesetzgebung zu Arti-
kel 27 unterblieben. Die Aufsicht des Bundes be-
schränkte sich auf eine Reihe von Beschwerdeent-
scheidungen der schweizerischen Bundesregierung, 
des „Bundesrates". 

7) Vgl. zum Folgenden auch L o r e t an,  Bund und 
Schule, S. 47 ff. 

8) Zur Abgrenzung und Definition der einzelnen Berei-
che siehe unten 3.2.4. 

9) Burckhardt, Kommentar der schweizerischen Bundes-
verfassung, S. 204; S c h o l l e n b e r g e r, Bundes-
verfassung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
S. 261; Fleiner/Giacometti, Schweizerisches 
Bundesstaatsrecht, S. 90 f., Anm. 73. 

10)Aubert, Traité de droit constitutionnel suisse, 
Bd. 1, S. 61 f.; ausführlich dazu M ö s c h , Der Schul-
vogt, passim. 

Neben den soeben erörterten Befugnissen gibt 
Art. 27 bis der Bundesverfassung dem Bund eine 
Förderungskompetenz. Das Problem hierbei ist, in-
wieweit über Förderungsbedingungen eine sachliche 
Regelung durch den Bund möglich ist. Dies wird 
unter 2.1.4 erörtert. 

Der Änderungsvorschlag erhielt die Gesetzgebungs-
befugnis der Kantone für den Primarbereich und 
Sekundarbereich I (unter ausdrücklicher Nennung 
der Vorschule) und die diesbezüglichen inhaltlichen 
Bindungen der kantonalen Regelungen in etwas ver-
änderter Formulierung aufrecht. Allerdings wurde 
die Verpflichtung der Kantone zu einem „genügen-
den" Primarunterricht nicht mehr besonders er-
wähnt, vielmehr vorausgesetzt 11 ). Als Neuerung 
sollten die Verpflichtung der Kantone zur Koordina-
tion des Bildungswesens und die Befugnisse des 
Bundes zur Erreichung dieser Koordination einge-
führt werden. Ursprünglich hatte der Bundesrat nur 
ein Kompetenz des Bundes zur Förderung der Koor-
dination vorgeschlagen. Die Befugnis des Bundes, 
Vorschriften über die Koordination zu erlassen, 
wurde erst in den parlamentarischen Beratungen 
in den Text eingefügt, ebenso die ausdrückliche Be-
stimmung, daß Bundessubventionen an Bedingungen 
bezüglich der Koordination geknüpft werden kön-
nen. 

2.1.1.2 Der Sekundarbereich II ( „Mittelschulen") 

Nach der geltenden Verfassung ist die Regelung des 
Sekundarbereichs II eine Sache der Kantone. Die 
inhaltliche Regelung durch die Bundesverfassung 
beschränkt sich auf die Forderung der konfessionel-
len Neutralität. Anders als für den Primarbereich 
und den Sekundarbereich I besteht auch keine aus-
drückliche Förderungskompetenz des Bundes. Aller-
dings ist durch einen verfassungsrechtlichen Um-
weg doch eine weitgehende Regelung gewisser 
Aspekte des Sekundarbereichs durch den Bund ent-
standen. Grundlage hierfür war Artikel 33 der Bun-
desverfassung, der lautet: 

„(1) Den Kantonen bleibt es anheimgestellt, die 
Ausübung der wissenschaftlichen Berufsarten von 
einem Ausweise der Befähigung abhängig zu ma-
chen. 

(2) Auf dem Wege der Bundesgesetzgebung ist 
dafür zu sorgen, daß derartige Ausweise für die 
ganze Eidgenossenschaft gültig erworben werden 
können". 

Ein diesbezügliches Gesetz erging für die Medizinal-
berufe im Jahre 1877. Gestützt darauf erging ein 
Reglement für die eidgenössischen Medizinalprü-
fungen, das die fachlichen Anforderungen an einen 
in der Schweiz tätigen Arzt, Apotheker usw. ent-
hält. Aus diesem einheitlichen Prüfungsreglement 
leitete man nunmehr die Notwendigkeit einer ein-
heitlichen Zugangsregelung für die Universitäten ab. 
Daraus wurde die Zuständigkeit des Bundes herge

-

leitet, die Bedingungen im Verordnungswege fest-
zulegen, unter denen ein von einer Schule ausgege-
benes Maturitätszeugnis zur Zulassung zu den eid- 

11) Botschaft des Bundesrats vom 19. Januar 1972, BBl 
1972 I, S. 425 f. 
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genössischen Medizinalprüfungen und damit zum 
Medizinstudium berechtigt. Die  geltende Regelung 
ist die Verordnung über die Anerkennung von Ma-
turitätsausweisen vom 22. Mai 1968 in der Fassung 
des Bundesratsbeschlusses vom 18. Dezember 1972. 
Diese Verordnung bedeutet sachlich eine weitge-
hende Regelung des Lehrplans im Sekundarbe-
reich 12).  Daneben regelt die genannte Verordnung 
auch die Hochschulreife für das Studium an den 
Eidgenössischen Technischen Hochschulen, und 
man kann die Zuständigkeit des Bundes zu ihrem 
Erlaß wohl auch auf die Hochschulzuständigkeit 
stützen. 

Die Änderungsvorschläge hätten dem Bund neben 
den gleichen Koordinierungsbefugnissen wie für den 
Primarbereich und Sekundarbereich I eine Rahmen-
gesetzgebung für den Sekundarbereich II gegeben 
(„Grundsätze für Gestaltung und Ausbau des Mittel-
schulwesens"). 

2.1.1.3 Der Tertiärbereich 

Für den tertiären Bereich des Bildungswesens stehen 
dem Bund dadurch Gesetzgebungsbefugnisse zu, daß 
er Träger von Bildungseinrichtungen dieses Bereichs 
sein kann. Davon wird unter 2.1.3 noch die Rede 
sein. Der Bund hat in diesem Bereich ferner eine 
Kompetenz zur finanziellen Förderung, von der un-
ter 2.1.4 zu handeln ist. Sonstige Gesetzgebungsbe-
fugnisse stehen dem Bund nicht zu. Die Gesetzge-
bung im übrigen ist Sache der Kantone. 

Auch an dieser Kompetenzverteilung sollte durch 
die Neufassung der Bildungsartikel einiges geändert 
werden. Auch hier hätte der Bund eine Rahmenge-
setzgebungskompetenz und Koordinierungsbefug-
nisse erhalten. 

2.1.1.4 Die Berufsbildung 

Artikel 34 ter Abs. 1 g der Verfassung erteilt dem 
Bund die Gesetzgebungsbefugnis für die Berufsaus-
bildung in Industrie, Gewerbe, Handel, Landwirt-
schaft und Hausdienst. Diese Formulierung der 
Kompetenzbestimmung verschließt dem Bund eine 
Regelung der Berufsausbildung für einige wenige 
Berufszweige, zum Beispiel für die Krankenpfleger. 
Die gegenwärtig geltende Fassung stammt aus dem 
Jahre 1947, jedoch findet sich seit 1908 eine ent-
sprechende Kompetenzbestimmung in der Bundes-
verfassung. Bei der geplanten Verfassungsänderung 
sollte diese Regelung aus dem Bereich der verfas-
sungsmäßigen Kompetenzabgrenzung auf dem Ge-
biete des Wirtschaftsrechts, wo sie bis jetzt ange-
siedelt war, in die Bildungsartikel übernommen 
werden. Die Kompetenz des Bundes für die Berufs-
bildung sollte umfassend gestaltet werden. 

2.1.1.5 Die Weiterbildung 

Auf dem Gebiete der Weiterbildung stehen dem 
Bund nach der geltenden Verfassung Gesetzge-
bungsbefugnisse nur für den Bereich der beruflichen 
Weiterbildung zu. Diese Kompetenz wird aus der 

12 ) Ebenda, S. 383 ff. Vgl. ferner Plotke , Schweizeri-
sches Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwal-
tung 74 (1973), S. 483 f. 

allgemeineren Kompetenz für die Berufsbildung ab-
geleitet. Das Berufsbildungsgesetz des Bundes von 
1963 enthält auch einen Abschnitt über die beruf-
liche Weiterbildung (siehe unten unter 2.2). 

Die geplante Neuregelung hätte dem Bund auch für 
die Weiterbildung („Erwachsenenbildung") eine 
Rahmengesetzgebungskompetenz gegeben. 

2.1.1.6 Die tragenden Gedanken der gescheiterten 
Neuregelung 

Zur Rechtfertigung der Vorlage führte die Regie-
rungsbegründung unter anderem aus 13) : 

„Entsprechend der tatsächlichen Entwicklung und 
ausgehend vom gewandelten Verständnis der fö-
derativen Staatsordnung wird das Bildungswesen 
als gemeinsame Aufgabe von Bund und Kantonen 
festgelegt. Bund und Kantone haben in enger Zu-
sammenarbeit diese zentrale Verpflichtung zu er-
füllen. Dieses Vorgehen bietet gleichzeitig die 
einzigartige Gelegenheit, mit der immer wieder 
geforderten, sachgerechteren Neuverteilung der 
Staatsaufgaben wenigstens in einem Teilbereich 
Ernst zu machen. Wenn auch die Hauptverant-
wortung für das Bildungswesen weiterhin bei den 
Kantonen bleiben wird, so hat künftig doch der 
Bund vermehrte Aufgaben zu übernehmen. Es 
geht vor allem darum, anstelle vielfach überla-
gerter und zersplitterter Zuständigkeitsregelun-
gen in sich geschlossene Verantwortungsbereiche 
nach Maßgabe der Leistungskraft und der Ein-
wirkungsmöglichkeiten der verschiedenen Trä-
ger des Bildungswesens zu definieren. Auf diese 
Weise dürfte allein durch den Verzicht auf „Gieß-
kannensubventionen" mit dem gleichen finanziel-
len Aufwand ein Mehr an Leistung erzielt wer-
den. Ein gemeinschaftliches Vorgehen soll ferner 
ein isoliertes Nebeneinander von Bundesregelun-
gen und kantonalen Ordnungen ausschließen. 

Der Bund wird als zuständig erklärt, Grundsätze 
aufzustellen für Gestaltung und Ausbau des 
Mittelschulwesens, des höheren Bildungswesens 
und der Erwachsenenbildung sowie für die Ge-
währung von Ausbildungsbeihilfen. Daß eine sol-
che Grundsatzgesetzgebung nötig ist, beweisen 
eindeutig die Erfahrungen mit der heutigen Ma-
turitäts-Anerkennungsverordnung, mit dem Hoch-
schulförderungsgesetz und mit dem Bundesgesetz 
über Beiträge an kantonale Stipendien 14). Das 
neue Gebiet der Erwachsenenbildung wird durch 
Rahmenbestimmungen des Bundes gefördert und 
gefestigt werden können. Die jetzige Zuständig-
keitsordnung für die Berufsbildung wird nicht 
verändert. Weiterhin im alleinigen Kompetenz-
bereich der Kantone bleibt die Ausbildung im 
vorschulpflichtigen Alter und während der obli-
gatorischen Schulzeit." 

Weiter heißt es  15): 

„Große Anstrengungen sind notwendig, wenn 
das schweizerische Bildungswesen hinreichend 

13)BBl. 1972 I, S. 377. 
14) dazu Näheres unten 
15) BBl. 1972 I, S. 416 ff. 
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rasch auf die Höhe der Zeit gehoben und so aus-
gebaut werden soll, daß jeder Bildungswillige 
eine seiner Eignung entsprechende Ausbildung 
erhält und daß der gesellschaftliche Bedarf nach 
Ausgebildeten befriedigt wird. 

Diese Aufgaben lassen sich nur in gemeinsamem 
Bemühen von Bund, Kantonen und Gemeinden be-
wältigen. Schon unsere gegenwärtigen Verfas-
sungsbestimmungen über das Bildungswesen se-
hen ein gewisses Zusammenwirken von Bund und 
Kantonen vor, wenn auch in sehr unterschied-
licher, ja punktueller Weise. In der geltenden 
Verfassung sind dem Bund nur auf der Primar-
schul- und auf der Hochschulstufe sowie im Sti-
pendienwesen gewisse (beschränkte) Kompeten-
zen zugewiesen. An einem ganz anderen Ort der 
Verfassung, nämlich in den Wirtschaftsartikeln, 
wird dem Bund überdies eine umfassende Nor-
mierungskompetenz für die berufliche Ausbildung 
eingeräumt. Allerdings entspricht die gegenwär-
tige Rechtslage insgesamt, wie die vorangehende 
Ubersicht (Ziff. 2 dieser Botschaft) gezeigt hat, 
dieser Verfassungsordnung nur bedingt. Zum 
Teil hat der Bund seine verfassungsmäßigen Be-
fugnisse gar nicht ausgeschöpft; so auf der Pri-
marstufe, wo er bisher die ihm übertragene Kon-
trolle fast nie ausgeübt, und im Stipendienwesen, 
wo er außerhalb seiner Beitragsleistungen noch 
keine ergänzenden Maßnahmen getroffen hat. 
Zum Teil hat es sich aber auch als notwendig er-
wiesen, verfassungsmäßige Kompetenzbestim-
mungen extensiv anzuwenden; dies trifft vor al-
lem für das Mittelschulwesen zu. — Im Ergebnis 
enthält sich heute der Bund beinahe jeder Ein-
flußnahme auf die Primarschulausbildung, und 
auch das Hochschulwesen ist — abgesehen von 
den Technischen Hochschulen — seiner gestalten-
den Entwicklung weithin entzogen; dagegen be-
einflußt er das Mittelschulwesen in beträchtli-
chem Maße, und das berufliche Bildungswesen 
regelt er in vollem Umfange. Auf sämtlichen Bil-
dungsstufen fällt den Kantonen ein wesentlicher, 
ja vielfach ein überwiegender Teil der Verant-
wortung zu; auf der Vorschulstufe ist diese Ver-
antwortung sogar umfassend. — Mit dieser einen 
Ausnahme greifen also eidgenössische kantonale 
Kompetenzen in allen Bildungsbereichen, wenn 
auch auf sehr unterschiedliche Weise, ineinander 
über; ene ausdrückliche Verpflichtung zum Zu-
sammenwirken fehlt freilich in der Verfassung. 

Aufgrund einer so inkohärenten Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Kantonen werden sich 
die eingangs genannten Postulate nicht erfüllen 
lassen. Gewiß wäre es eine Illusion, zu glauben, 
alle Probleme unseres Bildungswesens seien ge-
löst, wenn nur der Bund eine umfassende Ver-
antwortung erhielte. Eine solche Radikallösung 
könnte nicht nur dazu führen, daß unser Bil-
dungssystem an den verschiedenartigen Bedürf-
nissen der einzelnen Landesteile vorbei entwik-
kelt würde, was notwendig eine kulturelle Nivel-
lierung zur Folge hätte; es wäre auch zu befürch-
ten, daß die Vielfalt kantonaler und kommunaler 
Ideen, Initiativen, Experimente, welche unser Bil-
dungswesen immer wieder neu befruchten, schon 

nach kurzer Zeit verlorenginge. Auf der anderen 
Seite wird aber durch die gegenwärtige Kompe-
tenzverteilung die Möglichkeit verschlossen, un-
ser Bildungswesen zu einem horizontal und ver-
tikal geschlossenen System zu entwickeln; und es 
ist dem Bund — mit Ausnahme der Technischen 
Hochschulen — auch verwehrt, den Ausbau des 
Bildungswesens dort unmittelbar zu verwirkli-
chen, wo die Kantone an der Grenze ihrer Lei-
stungsfähigkeit angelangt sind. 

Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirekto-
ren hat diese Schwäche der gegenwärtigen Bil-
dungsverfassung schon seit längerer Zeit erkannt. 
Sie beschloß darum, durch Vereinbarungen auf 
regionaler und auf nationaler Ebene wenigstens 
dem Ziel vermehrter Harmonisierung unseres 
Bildungswesens näherzukommen und gleichzeitig 
in der ganzen Schweiz eine gewisse Mindest

-

Grundausbildung zu gewährleisten. So kam vor 
allem das interkantonale Konkordat über die 
Schulkoordination vom 29. Oktober 1970 zustande. 
18 Stände sind ihm bis heute beigetreten, und es 
ist vorauszusehen, daß sich auch die übrigen Kan-
tone in absehbarer Zeit anschließen werden. Die 
Anordnungen des Konkordats sind vor allem für 
die Stufe des obligatorischen Unterrichts bedeut-
sam. Bemühungen um eine Ausdehnung der ge-
samtschweizerischen Koordinations-Vereinbarun-
gen sind zwar im Gang; aber ihr Schwerpunkt 
wird aller Voraussicht nach auch inskünftig im 
Bereich der obligatorischen Ausbildung liegen. Die 
Kantone stimmen nämlich weitgehend darin über-
ein, daß für die daran anschließenden Bildungs-
stufen der Bund eine größere Verantwortung für 
Harmonisierung und Ausbau übernehmen muß. 

Es ist in der Tat unverkennbar, daß zunächst Be-
treuung und Ausbau der Hochschulen immer mehr 
zur nationalen Aufgabe werden. Einige wenige 
Kantone haben bis heute den größten Teil der 
Lasten getragen; aber die Hochschulen kommen 
allen zugute. Die ganze Schweiz muß sich daher 
an dieser Aufgabe beteiligen, und zwar inskünftig 
in noch höherem Maß als heute. Gleichzeitig wird 
der Bund auf einen hinreichenden qualitativen und 
quantitativen Ausbau, auf eine optimale Ver-
wendung der Mittel, und damit auch auf eine Re-
formierung und Rationalisierung der Hochschul-
tätigkeit hinzuwirken haben. Das Mittelschul-
wesen ist aufs engste mit dem Hochschulwesen 
verbunden; dieser Verzahnung ist ja der große 
tatsächliche Einfluß zu verdanken, den der Bund 
schon heute auf die Gestaltung des Mittelschul-
wesens ausübt. Mehr als bisher zeigt sich sodann 
auch für die übrigen Zweige der höheren Ausbil-
dung — Primar- und Sekundarlehrerausbildung, 
höhere technische Ausbildung, höhere Ausbildung 
in den kaufmännischen, administrativen, sozialen 
Berufen sowie in den medizinischen Hilfsberufen 
u. a. — das Bedürfnis nach interkantonaler An-
gleichung der Typen und Strukturen, und enger 
als bisher werden diese Bildungsgänge auf die Be-
reiche des Mittelschul- und des Hochschulwesens 
abzustimmen sein. Das Postulat, daß jeder Bil-
dungswillige eine seiner Eignung entsprechende 
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Ausbildung erhalten soll, ist an die Schaffung ver-
mehrter Durchlässigkeit zwischen den verschiede-
nen Bildungszügen gebunden. Die Erwachsenen-
bildung wird sich ihrerseits von der ihr voran

-

gehenden Ausbildung auf der Mittelschul- und  auf  

höheren Bildungsstufen funktionell immer weni-
ger abtrennen lassen. Schließlich ist das Stipen-
dienwesen grundsätzlich auf die dem Primarunter-
richt folgende Ausbildung ausgerichtet.  

Die wechselseitige Verkettung dieser Bereiche  
wird sich im weiteren Ausbau unseres Bildungs-
wesens nur dann hinreichend berücksichtigen und  
auch noch verstärken lassen, wenn der Bund für  
das ganze Gebiet gewisse grundlegende Kompe-
tenzen eingeräumt erhält.  

Eine solche Erweiterung der eidgenössischen Ver-
antwortung wird die Bemühungen der Kantone  
um eine Intensivierung ihrer Zusammenarbeit vor  
allem auf der Stufe des obligatorischen Unterrichts  
sinnvoll und notwendig ergänzen. Dabei wird sich  
der Bund vor allem auf den Erlaß von Grund-
sätzen für Ausbau und Gestaltung zu beschränken  
haben. Den Kantonen wird es obliegen, diese  
Grundsätze zu konkretisieren und dabei ihren  
spezifischen Bedürfnissen Genüge zu tun; sie  
werden sich aber auch an der Vorbereitung der  
eidgenössischen Erlasse beteiligen und damit wie-
derum den Gedanken der ,Gemeinschaftsaufgabe'  
verwirklichen. Bloß im Bereich des beruflichen  
Bildungswesens erscheint es angezeigt, die bis-
herige umfassende Regelungsbefugnis des Bundes  
zu belassen; und auf der Stufe des höheren Bil-
dungswesens, vor allem auf der Hochschulstufe,  
wird der Bund noch mehr als bisher die Möglich-
keit haben müssen, dringende Bedürfnisse nach  
Schaffung neuer Unterrichts- und Forschungskapa-
zitäten unmittelbar zu befriedigen; schließlich soll-
te der Bund auch im Stipendienwesen vermehrte  
Möglichkeiten erhalten, Lücken und Unzukömm-
lichkeiten in kantonalen Stipendiensystemen aus-
zugleichen.  

Man hätte sich freilich fragen können, ob es nicht  
richtig gewesen wäre, dem Bund für den gesamten  
Bildungsbereich eine Grundsatzgesetzgebungs-
Kompetenz zuzuweisen; von verschiedenen Sei-
ten wurde auch verlangt, mit der Begründung, es  
befänden sich heute sämtliche Bildungsstufen in  
einer Übergangsphase und es habe darum wenig  
Sinn, in einer neuen Bildungsverfassung den heu-
tigen Aufbau unseres Bildungswesens zu ,zemen-
tieren'; es bestehe die Gefahr, daß die Forderung  
nach vertikaler Kohärenz durch eine sektorielle  
Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und Kan-
tonen vereitelt werde. Dieser Einwand ist ver-
ständlich, aber er übersieht ein wesentliches Kenn-
zeichen unseres Bildungswesens: Wie keine an-
dere Bildungsstufe ist der Elementarschulbereich  
Gegenstand lebhaftester Anteilnahme der gesam-
ten Bevölkerung. Unsere Primarschulen sind, wor-
auf wir bereits hingewiesen haben, wahrhafte  
,Volksschulen'. In dieser seiner demokratischen  
Verwurzelung erträgt das Primarschulwesen weni-
ger als irgendeine andere Bildungsstufe Eingriffe  
von ,oben', auch wenn sie noch so grundsätzlicher  

Natur sind. Wir glauben daher, daß die Kompe-
tenzverteilung, welche wir ihnen vorschlagen, eine  
sinnvolle Abgrenzung zwischen konkordatsmäßi-
ger Kooperation und eidgenössischer Normierung  

Hinblick auf die erforderliche  Harmonisierung im Hinblick auf die erforderliche Harmonisierung  
und Weiterentwicklung unseres Bildungswesens  
ermöglicht."  

Über die durch die Neuordnung herbeizuführende  
Gestaltung des Bildungswesens in der Ausführungs-
gesetzgebung gibt folgendes Zitat Aufschluß 16) :  

„Die Verfassungsartikel sind so redigiert, daß sie  
dem Gesetzgeber einen weiten Spielraum lassen;  
sie wurden nicht im Hinblick auf die Lösung be-
stimmter, vordringlicher Aufgaben konzipiert. Die  
Artikel sollen auf weite Sicht den systematischen  
Aufbau unseres Bildungswesens sowie der For-
schungsförderung ermöglichen.  

Im Interesse der Schüler muß im Bildungswesen  
eine genügende Konstanz herrschen; häufiger  
Wechsel der Strukturen oder der Methoden sowie  
übereilte Gesetzesänderungen würden die solide  
Ausbildung der jungen Generation beeinträchti-
gen. Die Ausführungsgesetzgebung muß daher  
gründlich und systematisch vorbereitet werden. In  
Verbindung mit den Kantonen werden wir nach  
Annahme der Verfassungsartikel eine Prioritäts-
ordnung aufstellen. Da in Zukunft das Bildungs-
wesen in der Verantwortung von Bund und Kan-
tonen liegen wird, dürfte sich die Einsetzung eines  
gemeinsamen Bildungsrates aufdrängen. Er hätte  
auch bei der Beratung der Ausführungsgesetze  
eine maßgebende Rolle zu spielen. Daß mit den  
Organisationen der Wirtschaft, mit kulturellen  
und padägogischen Vereinigungen sowie mit wei-
teren fachkundigen und interessierten Kreisen  
ebenfalls Fühlung genommen wird, ist selbstver-
ständlich.  

Die künftige Gesetzgebung wird von den Erfah-
rungen ausgehen müssen. Recht bald werden da-
her neue Regelungen aufgestellt werden können,  
um Ordnungen abzulösen, die sich als ungenügend  
erwiesen haben, die aber wegen bisher fehlender  
verfassungsrechtlicher Kompetenzen des Bundes  
nicht geändert werden konnten."  

Das folgende Zitat erscheint von Bedeutung, um die  
Grenzen der angestrebten Koordination aufzuzei-
gen 17) :  

„Die heutige Ordnung des Maturitätswesens hat,  
so verwirrlich sie auch gelegentlich den Außen-
stehenden erscheinen mag, doch dazu geführt, eine  
gewisse Einheitlichkeit in der Qualität der Mit-
telschulbildung zu gewährleisten, ohne diese zu  
uniformieren. Den Mittelschulen ist durchaus die  
Möglichkeit geboten, ihr ,génie propre', das für  
den Erfolg gymnasialer Bildung eben auch von  
großem Wert ist, zu entwickeln. Dadurch und  
durch die Führung anderer als der unter eidgenös-
sischer Aufsicht stehenden Schultypen tragen die  
Kantone zu einer dynamischen Entwicklung des  

16)a. a. O., S. 436  
17) a. a. O., S. 385  
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Mittelschulwesens bei. Reformen können sich der-
art auf kleinem Raume bewähren, bevor sie all-
gemein verbindlich erklärt werden, wozu die Be-
reitschaft vielleicht fehlen würde, wenn nicht auf 
konkrete Erfahrungen verwiesen werden könnte. 
Bei einer Revision der Zuständigkeiten im Mittel-
schulwesen, die sachlich sicher gerechtfertigt ist, 
muß diesem Umstand Rechnung getragen werden." 

Die vorgeschlagenen Neuerungen entsprachen in 
etwa dem Bild einer Mehrheitsmeinung, das sich 
aus den Antworten auf den Fragebogen der Arbeits-
gruppe für die Totalrevision der Bundesverfassung 
ergibt. Nur wenige Kantone sprachen sich dafür aus, 
die Bundeskompetenzen auf dem Gebiet des Bil-
dungswesen nicht zu ändern 18). Andere Stellung-
nahmen möchten dem Bund wenigstens eine Gesetz-
gebungskompetenz für spezifische Bereiche und Fra-
gen geben (z. B. Dauer der obligatorischen Schul-
zeit) 19). Es überwiegen jedoch die Stimmen, die sich 
für eine Koordinations- und Vereinheitlichungsbe-
fugnis des Bundes in verschiedenen Formen aus-
sprechen 20). Einige Kantone treten für eine Rahmen-
gesetzgebungsbefugnis des Bundes ein 21), andere 
nahmen Stellung für erweiterte Bundeskompeten-
zen 22). Eine sehr allgemeine Erweiterung der Ge-
setzgebungskompetenzen des Bundes schlägt der 
Kanton Aargau 23) vor. Die Gründe, die die Befür-
worter stärkerer Bundeskompetenzen vorschlagen, 
werden anschaulich zusammengefaßt in einer Stel-
lungnahme der Sozialdemokratischen Partei 24) : 

„Auch im gesamten Bildungswesen drängt sich 
eine erweiterte Bundeskompetenz auf. Ausbildung 
und Bildung dürften in den kommenden Jahrzehn-
ten zu entscheidenden Fragen der Lebensbewäl-
tigung sowohl für den einzelnen als auch für die 
staatliche Gemeinschaft werden. Sie werden ohne 
eine vom Bund konzipierte und geförderte Bil-
dungspolitik nicht mehr zu lösen sein. Im Hoch-
schulwesen und in der Forschung hat sich diese 
Erkenntnis bereits angebahnt. Auch auf dem Ge- 

18 ) Zürich, Antworten, a. a. O. (Anm. 5), Bd. I, S. 78; 
Schwyz, ebenda, Bd. I, S. 256; Nidwalden, ebenda, 
Bd. I, S. 278; Freiburg, ebenda, Bd. I, S. 454 

19) St. Gallen, ebenda, Bd. I, S. 742; Waadt, ebenda, Bd. I, 
S. 909; Genf, ebenda, Bd. I, S. 785; Partei der Arbeit, 
ebenda, Bd. II, S. 320 

20) Bern, ebenda, Bd. I, S. 112 f.; Zug, ebenda, Bd. I, 
S. 353; Basel-Landschaft, ebenda, Bd. I, S. 586; Luzern, 
ebenda, Bd. I S. 154; Glarus, ebenda, Bd. I, S. 299; 
Solothurn, ebenda, Bd. I, S. 490; Basel-Stadt, ebenda, 
Bd. I, S. 559; Thurgau, ebenda, Bd. I, S. 827; Liberal-
Demokratische Union, ebenda, Bd. II, S. 250; Evange-
lische Volkspartei, ebenda, Bd. II, S. 302; Universität 
Bern, ebenda, Bd. III, S. 188; Universität Freiburg, 
ebenda, Bd. III, S. 232; Universität Zürich, ebenda, 
Bd. III, S. 78 ff. 

21) Bern, Zug und Basel-Landschaft, siehe vorige Anm. 
22) Sozialdemokratische Partei, ebenda, Bd. II, 7. 195; 

Landesring der Unabhängigen, ebenda, Bd. II, S. 239; 
Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbände, 
ebenda, Bd. IV, S. 100. Die Konservativ-christlichsozia-
le Volkspartei betont die Notwendigkeit einer einheit-
lichen Konzeption im Bildungswesen, ebenda, Bd. II, 
S. 124 ff. 

23) ebenda, Bd. I, S. 797 
24) ebenda, Bd. II, S. 195 

biet des Primar-, Sekundar- und Mittelschulunter-
richts drängt sich im Hinblick auf die ständig zu-
nehmende Wanderbewegung innerhalb der Lan-
desgrenzen eine Vereinheitlichung von Schul-
organisation und Unterrichtsprogrammen auf, wo-
bei ebenfalls Maßnahmen zur Modernisierung und 
Hebung der Qualität des Unterrichts erforderlich 
sind. Im Interesse der Ausschöpfung aller Be-
gabtenreserven, die unerläßlich wird, sollte die 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts von Bundes 
wegen auf alle Schultypen ausgedehnt werden 
(vgl. Artikel 27 Abs. 2 BV betr. Primarunterricht). 
Es müßte zur vollen Verwirklichung des Rechts 
auf Bildung auch von Bundes wegen dafür gesorgt 
werden, daß die erforderlichen Schulungsmöglich-
keiten für alle zur Verfügung stehen. Ferner er-
heischt die dringend notwendige Förderung der 
Erwachsenenbildung die Mitwirkung des Bundes. 
Schließlich halten wir dafür, daß die Kompetenz 
des Bundes zur Förderung des kulturellen Schaf-
fens ausdrücklich in die BV aufzunehmen wäre." 

In den parlamentarischen Beratungen 25) der neuen 
Bildungsartikel haben sich grundsätzlich Wider-
stände nicht ergeben 26). Die Kommission des Stän-
derats hat in den Absatz über die Förderungskom-
petenzen des Bundes (Artikel 27 bis Abs. 5) den be-
reits in früheren Vorentwürfen enthaltenen Passus 
eingefügt, daß der Bund eine finanzielle Förderung 
von Koordinationsmaßnahmen der Kantone abhän-
gig machen könnte 27). 

Ein Antrag, diesen Zusatz wieder zu streichen, drang 
im Plenum des Ständerats nicht durch. Ferner wurde 
wie erwähnt im Ständerat auch die Koordinations-
befugnis des Bundes erweitert 28).  

Diese Zusätze stellten gegenüber dem Entwurf des 
Bundesrats eine Erweiterung oder jedenfalls Ver-
deutlichung der Bundeskompetenzen dar. Auf der 
anderen Seite drang ein Antrag, dem Bund auch die 
Grundsatzkompetenz für die Ausbildung vor und 
während der obligatorischen Schulzeit zu geben, 
nicht durch 29), auch nicht in der Kommission des 
Nationalrats 30) 

25) Amtliches Bulletin der Bundesversammlung, Ständerat, 
1972 I, S. 111 ff., vgl. auch NZZ vom 10. März 1972, 
S. 25 

26) Ein Kommentar fragt sich allerdings, ob dieses „Ent-
gegenkommen" hartnäckiger Föderalisten besserer 
Einsicht oder taktischen Überlegungen im Hinblick 
auf weitergehende Forderungen zur Verstärkung der 
Bundeskompetenz (siehe unten 2. August) entspricht, 
NZZ vom 15. März 1972, S. 29. 

27) vgl. NZZ vom 12. Februar 1972, S. 25. Text: Amtliches 
Bulletin der Bundesversammlung, Ständerat, 1972 I, 
S. 133 

28) Amtliches Bulletin der Bundesversammlung, Stände-
rat, 1972 I, S. 133, 139 

29) ebenda, S. 133, 135 (Rückzug des Antrags). Eine ent-
sprechende Erweiterung der Bundeskompetenzen war 
in der Diskussion zu den veröffentlichten Vorentwür-
fen verschiedentlich gefordert worden, vgl. NZZ vom 
13. Dezember 1971, S. 21; 26. Januar 1972, S. 33 f.; 
30. Januar 1972, S. 33 f. 

30) NZZ vom 21. Mai 1972, S. 33 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551  

Zusammenfassend kann man sagen, daß die  Neu-
fassung der Bildungsartikel unter bundesstaatlichen 
Gesichtspunkten einen Kompromiß darstellte. Sie 
hätte einerseits eine deutliche Zunahme der Bundes-
kompetenzen gebracht, ließ aber andererseits immer 
noch der kantonalen Initiative, insbesondere der 
horizontalen Koordination im Primarbereich und 
Sekundarbereich I, einen Raum 31 ). Viel hätte von 
der Ausführungsgesetzgebung abgehangen. Die 
neuen Bestimmungen hätten einen Rahmen abge-
steckt, in dem durchaus für verschiedene Konzepte 
der Aufgabenverteilung im Bildungswesen Platz ge-
wesen wäre 32). 

2.1.1.7 Besondere Aspekte des Bildungswesens 

Eine Bundeskompetenz für die Sonderschulen kör-
perlich und geistig behinderter Kinder ergibt sich 
aus Artikel 34 bis der Bundesverfassung, der dem 
Bund die Gesetzgebung für die Kranken- und Unfall-
versicherung zuerteilt. Auf dieser Grundlage ist eine 
Bundesregelung der Sonderschulung entstanden 33). 
Eine Sonderregelung besteht auch für den Turn- und 
Sportunterricht. Eine Kompetenz des Bundes zur 
Regelung des Turn- und Sportunterrichts an Schulen 
wurde zunächst aus den militärischen Bestimmungen 
der Bundesverfassung (Artikel 20, Gesetzgebung 
über das Heerwesen) hergeleitet. Er findet jedoch 
seit 1970 eine ausdrückliche Grundlage in Artikel 27 
quinquies der Bundesverfassung, welcher lautet: 

„(1) Der Bund ist befugt, Vorschriften über Tur-
nen und Sport der Jugend zu erlassen. Er kann 
durch Gesetz den Turn- und Sportunterricht an 
Schulen obligatorisch erklären. Der Vollzug der 
Bundesvorschriften in den Schulen ist Sache der 
Kantone. 

(2) Der Bund fördert Turnen und Sport der Er-
wachsenen. 

(3) Der Bund unterhält eine Turn- und Sport-
schule. 

(4) Die Kantone und die zuständigen Organisa-
tionen sind vor dem Erlaß der Ausführungsgesetze 
anzuhören." 

Schließlich spielen auf dem Gebiet des Bildungs-
wesens auch stillschweigende Bundeskompetenzen 
eine Rolle. Es ist in der schweizerischen Lehre und 
Praxis anerkannt, daß der Bund neben den ihm 
ausdrücklich in der Verfassung zugewiesenen Kom-
petenzen auch diejenigen besitzt, die notwendig 
sind, um die durch eine ausdrückliche Zuständig-
keitsbestimmung verfolgten Zwecke zu erreichen. 
So formuliert der bekannte Staatsrechtler Aubert: 
„Toutes les compétences qui sont nécessaires à 
l'exercice dune compétence fédérale appartiennent 
à la Confédération" 34). Daraus hat man eine Bundes-
kompetenz für Schulstatistik abgeleitet. Eine solche 
hat der Bundesrat, soweit ersichtlich unwiderspro- 

31) vgl. den Kommentar NZZ vom 15. März 1972, S. 29 
32) für das Hochschulwesen vgl. NZZ vom 26. März 1972, 

S. 34 
33) Botschaft des Bundesrats vom 19. Januar 1972, BBl. 

1972 I, S. 400 ff. 
34) Traité de droit constitutionnel suisse, Bd. 1, S. 241 

chen daraus abgeleitet, daß sie zum sinnvollen 
Gebrauch der dargestellten Bundeskompetenzen zur 
Regelung des Bildungswesens und der noch darzu-
stellenden Zuständigkeit zur finanziellen Förderung 
notwendig sei 35). 

2.1.2 Verwaltungsbefugnisse bezüglich des Bil-
dungswesens 

Abgesehen von den Verwaltungsbefugnissen des 
Bundes als Träger gewisser Bildungseinrichtungen 
(dazu sogleich) sind die Verwaltungsbefugnisse des 
Bundes im Bildungswesen in zwei Kategorien zu 
ordnen: nämlich 1. Verwaltungsbefugnisse zur Aus-
führung der Verfassung und 2. Verwaltungsbefug-
nisse zur Ausführung der auf Grund der verfas-
sungsmäßigen Kompetenzabgrenzung erlassenen 
Bundesgesetze. Nach Artikel 27 ergibt sich eine Ver-
waltungsbefugnis der ersten genannten Art speziell 
für das Bildungswesen nicht unmittelbar aus dem 
Verfassungstext. Eine Aufsichtsbefugnis des Bundes, 
ausgeübt durch den Bundesrat, ergibt sich jedoch 
auch aus Artikel 102 Ziff. 2 der Bundesverfassung, 
der lautet: 
„Der Bundesrat hat innert den Schranken der ge-
genwärtigen Verfassung vorzüglich folgende Be-
fugnisse und Obliegenheiten: 

2. Er hat für Beobachtung der Verfassung, der 
Gesetze und Beschlüsse des Bundes, sowie der 
Vorschriften eidgenössischer Konkordate zu wa-
chen; er trifft zur Handhabung derselben von sich 
aus oder auf eingegangene Beschwerde, soweit die 
Beurteilung solcher Rekurse nicht nach Artikel 113 
dem Bundesgericht übertragen ist, die erforder-
lichen Verfügungen." 

Für den Schulartikel der Bundesverfassung gibt es 
eine Reihe solcher Rekursentscheidungen des Bun-
desrates 36). Die Zuständigkeit des Bundesrates für 
diese Entscheide ergibt sich aus Artikel 73 Abs. 1 
lit. a Ziff. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz. Gegen 
Entscheidungen des Bundesrates ist die Beschwerde 
an die Bundesversammlung möglich. Ob der Bundes-
rat jedoch auf eigene Initiative Kontrollen des Pri-
marschulwesens unternehmen darf, zum Beispiel 
durch periodische Inspektionen, ist in der schweize-
rischen Lehre umstritten. In der Praxis scheint es 
nicht vorgekommen zu sein. 

Was die Ausführung der Bundesgesetze angeht, so 
trifft die schweizerische Bundesverfassung keine 
generelle Regelung. Es steht dem Bund daher vor- 

35) Botschaft des Bundesrats vom 22. November 1972, BBl. 
1972 II, S. 1471. Vgl. auch Amtliches Bulletin der Bun-
desversammlung, Ständerat, Frühjahrssession 1973, 
S. 179. 

36) Burckhardt, a.a.O. (Anm. 9), S. 204; Mösch, 
a. a. O. (Anm. 10), S. 188 ff., 203 ff.; F a v r e, Droit 
constitutionnel suisse (1966), S. 282 f.; vgl. auch 
Maerki, Das Prinzip des obligatorischen unentgeltli-
chen und genügenden Primarunterrichts gemäß Arti-
kel 27 der schweizerischen Bundesverfassung (Diss. 
Zürich 1947), S. 101 f.; Oberholzer, Die Gesetz-
gebung über das Volksschulwesen im Kanton St. Gal-
len (Diss. Freiburg 1964), S. 19. Zum neuen Artikel 27 
bis Abs. 5 vgl. BBl. 1972 I, K. 431. 
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behaltlich von Sonderregelungen in der Verfassung 
frei, Bundesgesetze selbst auszuführen oder den 
Vollzug ganz oder teilweise den Kantonen zu über-
tragen. Von letzterer Möglichkeit hat der Bund bei-
spielsweise im Berufsbildungsgesetz von 1963 Ge-
brauch gemacht. Für den Turn- und Sportunterricht 
bestimmt hingegen Artikel 27 quinquies ausdrück-
lich, daß der Vollzug bezüglich des Turn- und Sport-
unterrichts in den Schulen Sache der Kantone ist. 

Die geplante Neuregelung des Bildungsartikels hätte 
dem Bund wegen der erhöhten Gesetzgebungskom-
petenz auch eine erhöhte Verwaltungskompetenz 
gewährt. 

2.1.3 Die Trägerschaft für Bildungseinrichtungen 

Die geltende Verfassung sieht wie die gescheiterte 
Neuregelung eine Trägerschaft des Bundes für Bil-
dungseinrichtungen nur im tertiären Bereich vor. 
Artikel 27 gibt dem Bund das Recht, neben der 
bestehenden polytechnischen Schule (ETH Zürich) 
„eine Universität und andere höhere Unterrichts-
anstalten" zu errichten. Zur Errichtung einer eid-
genössischen Universität ist es jedoch nicht ge-
kommen und wird es sicherlich in absehbarer Zeit 
auch nicht kommen. Dagegen hat der Bund diese 
Bestimmung als Grundlage für die Übernahme der 
„Polytechnischen Schule" der Universität Lausanne 
betrachtet, was auch nicht angefochten wurde, ob-
wohl es bei einer wörtlichen Auslegung des Arti-
kels 27 Abs. 1 nicht eindeutig ist. Die Ecole Poly-
technique de l'Université de Lausanne wurde im 
Jahre 1968 vom Kanton Waadt auf den Bund über-
tragen 37). Die vorgeschlagene Neufassung in Arti-
kel 27 bis Abs. 4 lit. c formulierte die diesbezügliche 
Befugnis des Bundes allgemeiner als bisher. Der 
Bund wäre danach befugt gewesen, „höhere Unter-
richtsanstalten zu errichten und ganz oder teilweise 
zu übernehmen". In diesem Zusammenhang ist eine 
weitere Übernahme von naturwissenschaftlichen 
Universitäten durch den Bund in der Diskussion 38), 
ferner die Mitträgerschaft des Bundes für die medi-
zinischen und naturwissenschaftlichen Fakultäten 
der kantonalen Universitäten 39).  

Neben den beiden genannten Technischen Hoch-
schulen ist der Bund Träger der schweizerischen 
Luftverkehrsschule, wozu sich die Kompetenz aus 
Artikel 27 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 37 ter 
(Regelung des Luftverkehrs) ergibt, und der eid-
genössischen Turn- und Sportschule, die ihre ver-
fassungsrechtliche Grundlage in Artikel 27 quinquies 
nunmehr zweifelsfrei findet. Sie war vor Schaffung 
dieses Verfassungsartikels auf Artikel 20 (Gesetz-
gebung über das Heereswesen) und 27 Abs. 1 ge-
stützt worden. 

37) vgl. hierzu die Botschaft des Bundesrates vom 4. März 
1968, BBl. 1968 I, S. 699 ff. Ein wesentliches Argument 
für die Übernahme war die Tatsache, daß die EPUL 
für den Kanton Waadt eine außergewöhnliche finan-
zielle Belastung darstellte, a. a. O., S. 705. 

38) vgl. NZZ vom 16. April 1972, S. 33 f., und vom 19. Mai 
1972, S. 28 
39) Schweizerischer Wissenschaftsrat, Zweiter Bericht 
über den Ausbau der schweizerischen Hochschulen, 
S. 121 ff. 

Verfassungsrechtlich wäre wohl auch denkbar, daß 
der Bund die Trägerschaft von Einrichtungen der 
Berufsbildung übernimmt. Dazu ist es bislang jedoch 
nicht gekommen. 

Im übrigen kommen Kantone, Gemeinden und Pri-
vate als Träger von Bildungseinrichtungen in Frage. 
Nähere Bestimmungen hierüber finden sich in der 
einschlägigen Gesetzgebung des Bundes und der 
Kantone. 

2.1.4 Die Finanzierung des Bildungswesens 

Die bundesstaatliche Finanzverfassung der Schweiz, 
in deren Zusammenhang die Finanzierung des Bil-
dungwesens gesehen werden muß, ist äußerst kom-
pliziert und hat eine sehr wechselvolle Geschich-
te 40). Teilweise sind die Steuerquellen unter Bund 
und Kantonen aufgeteilt, teilweise konkurrieren 
Bund und Kantone in der Besteuerung derselben 
Quelle, teilweise erhalten die Kantone bestimmte 
prozentuale Anteile aus Bundeseinnahmen. Für die 
kantonalen Finanzen bedeutsamer als die letztge-
nannten Einnahmen sind jedoch zweckgebundene 
Bundessubventionen. Machten die Einnahmen der 
Kantone aus Steuerverbünden u. ä. 1967 300 Millio-
nen Franken aus, betrugen die zweckgebundenen 
Bundeszuweisungen im gleichen Zeitraum 1,6 Mrd. 

Zur Gewährung solcher zweckgebundener Finanz-
zuweisungen bedarf der Bund jeweils einer Ermäch-
tigung in der Verfassung, sei es in der Form einer 
besonderen Förderungskompetenz (hierfür gibt es 
eine Reihe von Beispielen in der Verfassung), sei 
es in der Form der Gesetzgebungsbefugnis für die 
betreffende Materie. Eine allgemeine „spending 
power" des Bundes wird nicht anerkannt 41). Aller-
dings wird neben dem ausdrücklichen Verfassungs-
text eine gewohnheitsrechtliche Ermächtigung des 
Bundes zu Subventionen für kulturelle und wohl-
tätige Zwecke angenommen 42). Die Förderungs-
kompetenzen des Bundes für die einzelnen Bereiche 
des Bildungswesens sind sogleich noch näher dar-
zustellen. 

Eine wesentliche verfassungsrechtliche Problematik 
der finanziellen Förderung besteht in der Frage, in-
wieweit durch Bedingungen der finanziellen Förde-
rung von Bundes wegen ein Einfluß auf die Rege-
lung der betreffenden Materie genommen werden 
kann. Es ist in der schweizerischen Lehre und Praxis 
weitgehend anerkannt, daß der Bund die Gewährung 
von Subventionen mit gewissen Bedingungen ver-
knüpfen und auch die Einhaltung der Bedingungen 
kontrollieren darf 43). Die Bedingungen dürfen je-
doch nicht zu einer eigentlichen Regelung durch den 
Bund ausarten, soweit ihm die Gesetzgebungsbefug-
nis fehlt, und die Mittel der Kontrolle müssen not-
wendig und angemessen sein. 

40) vgl. die Darstellung bei A u b e r t, a. a. O. (Anm. 10), 
S. 283 ff. 

41) Aubert, a.a.O., S. 291f.; Schindler, Die Bun-
dessubventionen als Rechtsproblem, S. 151 ff. 

42) Aubert, a. a. O. (Anm. 10) 
43) Burckhardt, a.a.O. (Anm. 9), S. 207; Lore-
tan, a.a.O. (Anm. 7), S. 27 ff.; Schindler, 
a. a. O. (Anm. 41), S. 247 ff. 
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2.1.4.1 Der Primarbereich und Sekundarbereich I 
( „Primarschulen") 

Eine Kompetenz zur finanziellen Förderung des Pri-
marbereichs und Sekundarbereichs I bietet seit 1902 
Artikel 27 bis Abs. 1. Hierzu hat der Bund bereits 
1903 ein Ausführungsgesetz erlassen. Von der Mög-
lichkeit der Subventionsbedingungen hat der Bund 
im Bereich des Primarschulwesens nur in sehr be-
schränktem Maße Gebrauch gemacht. Nach der gel-
tenden Regelung des Gesetzes vom 19. 6. 1953 sind 
die Kantone lediglich verpflichtet, mindestens 10 % 
des Grundbeitrages für die Schulung und Erziehung 
körperlich oder geistig behinderter Kinder zu ver-
wenden, worüber das eidgenössische Departement 
des Inneren Rechenschaft verlangen kann. Im übri-
gen betont das Gesetz das freie Ermessen der Kan-
tone bei der Verwendung der Beiträge. 

2.1.4.2 Der Sekundarbereich II („Mitteschulen") 

Eine Förderungskompetenz des Bundes für den 
Sekundarbereich II kennt die Verfassung nicht. 

2.1.4.3 Der Tertiärbereich 

Eine Kompetenz des Bundes zur Förderung von Bil-
dungseinrichtungen des tertiären Bereichs kennt die 
schweizerische Bundesverfassung seit 1874. Davon 
ist jedoch erstmals, von einzelnen hier nicht inter-
essierenden Ausnahmen abgesehen, im Jahre 1966 
Gebrauch gemacht worden. Nunmehr besteht eine 
breit angelegte Bundesförderung für Bildungseinrich-
tungen des tertiären Bereichs auf Grund des Hoch-
schulförderungsgesetzes von 1968. Darauf ist im 
einzelnen noch einzugehen. 

2.1.4.4 Die Berufsbildung 

Aus der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im 
Bereich der Berufsbildung folgt auch eine Förde-
rungskompetenz, soweit diese Aufgaben verwal-
tungsmäßig nicht vom Bund selbst durchgeführt wer-
den. Die gesetzliche Regelung enthält auch ausführ-
liche Bestimmungen über Bundesbeiträge. 

2.1.4.5 Die Weiterbildung 

Eine Kompetenz des Bundes zur Förderung der Wei-
terbildung außerhalb der Förderung der Berufsbil-
dung kennt die geltende Verfassung nicht. Eine 
solche Förderung erfolgt jedoch in der Praxis über 
einen Umweg. Durch Bundesgesetz vom 17. Dezem-
ber 1965 ist die Stiftung „pro helvetia" als Stiftung 
des öffentlichen Rechts auf eine neue gesetzliche 
Grundlage gestellt worden. Ihr Zweck ist „die 
schweizerische Kulturwahrung und Kulturförderung 
sowie die Pflege der kulturellen Beziehungen mit 
dem Ausland". Die verfassungsmäßige Grundlage 
dieser Stiftung erscheint nicht völlig klar. Sie wird 
weitgehend vom Bund finanziert. Obwohl sich dies 
aus dem Stiftungszweck nicht völlig eindeutig er-
gibt, fördert die Stiftung in weitem Umfange die 
nichtberufliche Weiterbildung 44). Die Bundesförde- 

44) Im Jahre 1972 und 1973 leistete der Bund an „Pro 
Helvetia" einen Beitrag von je 5,5 Millionen Franken. 
Die Stiftung wandte im Jahre 1972 467 000, im Jahre 
1973 450 000 Franken für Erwachsenenbildung auf. 

rung für Pro Helvetia fällt wohl unter die gewohn-
heitsrechtliche Förderungskompetenz für kulturelle 
Zwecke. Eine darüber hinausgehende Bundesförde-
rung für die Erwachsenenbildung wäre sicher ver-
fassungsrechtlich bedenklich 45). 

2.1.4.6 Die gescheiterte Neufassung der Bildungs-
artikel 

In der vorgelegten Neufassung des Artikels 27 bis 
Abs. 5 hätte eine allgemeine Kompetenz des Bundes, 
an die Aufwendungen der Kantone für das Bildungs-
wesen Beiträge leisten, geschaffen werden sollen. 
Die bisherige unterschiedliche Regelung der einzel-
nen Bildungsbereiche sollte damit fallengelassen 
werden. 

Dazu wurde in der Regierungsbegründung ausge-
führt 46) : 

„Nach geltendem Verfassungsrecht kann der Bund 
Beiträge ausrichten an die Primarschulen, die Be-
rufsschulen, die Hochschulen sowie an Stipendien-
aufwendungen. Diese historisch gewachsene Aus-
wahl muß heute unter dem Gesichtspunkt einer 
sachgerechten Aufgabenverteilung grundsätzlich 
überprüft werden können. Deshalb wird eine all-
gemeine Förderungskompetenz des Bundes vorge-
schlagen, die den Weg für eine funktionelle Ab-
grenzung der Trägerschaft für die verschiedenen 
Bereiche des Bildungswesens freimachen soll." 

Weiter heißt es 47 ) : 

„Auch das Bundesgesetz betreffend die Unter-
stützung der öffentlichen Primarschulen von 1953 
wird bei Gelegenheit überprüft werden müssen. 
Von einer wirksamen Hilfe für die Kantone kann 
bei den geltenden Ansätzen kaum die Rede sein, 
ausgenommen allerdings die Sonderregelungen für 
das italienische und für das romanische Sprach-
gebiet. Da in Zukunft der Bund eine allgemeine 
Förderungskompetenz zustehen wird, muß die 
ganze Subventionsordnung im Bildungswesen neu 
überdacht werden. Die Bundesbeiträge sollen dort 
eingesetzt werden, wo das Bedürfnis am stärksten 
ist und wo sich die größten Wirkungen erzielen 
lassen. Daß im ganzen gesehen auf längere Sicht 
die Bundesbeiträge anwachsen werden, erscheint 
als unausweichlich. In welchem Ausmaß die Stei-
gerung erfolgen soll, wird der Gesetzgeber zu 
bestimmen haben, wobei der Finanzlage von Bund 
und Kantonen Rechnung zu tragen sein wird." 

2.1.4.7 Die Regelung des Stipendienwesens 

Ein wichtiges Element der Finanzierung des Bil -
dungswesens ist die Gewährung von Stipendien. 
Hierzu bestimmt Artikel 27 quater in der geltenden 

Vgl. Bericht des Bundesrates an die Bundesversamm-
lung über seine Geschäftsführung im Jahre 1972, S. 48, 
und 1973, S. 51 f. 

45) vgl. das Gutachten des eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartements vom 12. November 1958, Verwal-
tungsentscheide der Bundesbehörden 1958 (Heft 28), 
S. 35 ff. 

46) BBl. 1972 I, S. 378 
47) ebenda, S. 438 
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Fassung, die in der Volksabstimmung vom 8. De-
zember 1963 48)  angenommen wurde: 

„(1) Der Bund kann den Kantonen Beiträge ge-
währen an ihre Aufwendungen für Stipendien und 
andere Ausbildungsbeihilfen. 

(2) Er kann ferner, in Ergänzung kantonaler Rege-
lungen, selber Maßnahmen ergreifen oder unter-
stützen, die eine Förderung der Ausbildung durch 
Stipendien und andere Ausbildungsbeihilfen be-
zwecken. 

(3) Die kantonale Schulhoheit ist in allen Fällen zu 
wahren. 

(4) Die Ausführungsbestimmungen sind in der 
Form von Bundesgesetzen oder allgemein verbind-
lichen Bundesbeschlüssen zu erlassen. Die Kantone 
sind vorgängig anzuhören." 

Dieser Artikel geht davon aus, daß der Bund an die 
Kantone für ihre Stipendienleistungen Beiträge ge-
währt, d. h. in der Regel nicht unmittelbar Stipen-
dien an die Auszubildenden gibt. Dieses System ist 
in dem Stipendiengesetz des Bundes vom 19. März 
1965 ausgeführt. Jedoch gibt es auch einzelne Fälle 
der Gewährung von Stipendien durch den Bund un-
mittelbar. Die vorgeschlagene Neuregelung sah in 
Artikel 27 bis Abs. 5 sowohl Beiträge des Bundes 
für die Ausbildungsbeihilfen durch die Kantone als 
auch die Gewährung von Ausbildungsbeihilfen 
durch den Bund unmittelbar vor. Daneben hätte der 
Bund eine Rahmengesetzgebungsbefugnis für das 
Stipendienwesen erhalten. Dazu wurde in der Regie-
rungsbegründung ausgeführt 49) : 

„Da die Kantone, entsprechend der im Stipendien

-

Verfassungsartikel 27 quarter ausdrücklich veran-
kerten Schulhoheit, frei sind in der Gestaltung der 
Stipendienbedingungen und in der Bemessung der 
Beiträge, weist das Stipendienwesen in unserem 
Lande noch recht unterschiedliche Regelungen auf. 
Während in einigen Kantonen die Stipendien, in 
Anrechnung der eigenen Mittel des Bewerbers, Le-
bens- und Ausbildungskosten decken, genügen 
sie in andern nicht immer, um materielle Hinder-
nisse, die einer Ausbildung entgegenstehen, zu 
beseitigen. Die von Kanton zu Kanton zum Teil 
noch stark unterschiedliche Behandlung von in 
vergleichbaren materiellen Verhältnissen stehen-
den Personen erschwert die Verwirklichung der 
durch die Bildungspolitik angestrebten Chancen-
gleichheit. In weiteren genügen die in manchen 
Kantonen Mitte der sechziger Jahre festgelegten 
Stipendienbeträge angesichts der Teuerung heute 
nicht mehr. Eine Anpassung ist insbesondere dort 
schwierig, wo die Beträge gesetzlich fixiert sind." 

Weiter hieß es 50) : 

„Das Bundesgesetz über die Gewährung von Bei-
trägen an die Aufwendungen der Kantone für 
Stipendien hat zwar zu einer erfreulichen Entwick-
lung geführt; sowohl die Zahl der Stipendiaten als 

48) vgl. dazu die Botschaft des Bundesrates vom 29. No-
vember 1962, BBl. 1962 II, S. 1316 

49) ebenda, S. 404 
50) ebenda, S. 438 

auch die Höhe der im Einzelfall gewährten Bei-
träge haben wesentlich zugenommen. Weniger be-
friedigend ist aber die Tatsache, daß erhebliche 
Unterschiede zwischen den kantonalen Regelun-
gen geblieben sind, die nicht mit der Verschieden-
artigkeit der Verhältnisse begründet werden kön-
nen. Auch ergeben sich bei Wohnsitzwechsel etwa 
Fälle, in denen kein Kanton seine Zuständigkeit 
für die Finanzierung einer Ausbildung anerkennt, 
so daß ein Kandidat, der einer Hilfe bedarf, leer 
ausgeht. Eine Grundsatzgesetzgebung des Bundes 
über Stipendien und Ausbildungsbeihilfen könnte 
die notwendigen Verbesserungen bringen und da-
mit auch einen weiteren Schritt in der Richtung 
der Chancengleichheit verwirklichen." 

Eine radikale Umgestaltung des schweizerischen 
Stipendienwesens hätte das sog. Lausanner Modell 
dargestellt, eine am 10. Mai 1972 eingereichte Volks-
initiative zur Änderung der Bundesverfassung, die 
jedem mündigen Schweizer Bürger, der sich an einer 
Lehranstalt aus- oder weiterbildet, einen Anspruch 
auf volle Deckung angemessener Ausbildungs- und 
Lebenskosten durch den Bund geben wollte 51). Die 
schweizerische Bundesversammlung hat (gemäß dem 
Antrag des Bundesrates) mit deutlicher Mehrheit 
beschlossen, dem Volk diesese Initiative mit dem 
Antrag auf Verwerfung vorzulegen 59. Die Initiative 
ist inzwischen von den Initianten zurückgezogen 
worden, so daß eine Volksabstimmung nicht statt-
finden wird. 

2.1.5 Das Zusammenwirken von Bund und Glied-
staaten 

Die geltende Fassung der Bildungsartikel kennt 
keine ausdrückliche Bestimmung über das Zusam-
menwirken von Bund und Gliedstaaten. Ein solches 
Zusammenwirken ist jedoch bei der Ausführung von 
Bundesgesetzen möglich und üblich. Einzelheiten 
dieses Zusammenwirkens im Rahmen der Gesetzge-
bung über die Hochschulförderung werden unten zu 
behandeln sein. Die vorgeschlagene Neuregelung 
der Bildungsartikel erklärte das Bildungswesen zu 
einer gemeinsamen Aufgabe von Bund und Kanto-
nen. Dazu führte die Regierungsbegründung aus 53 ) : 

„Bisher gilt als Grundsatz der schweizerischen Bil-
dungspolitik, daß die Kantone in Schulfragen sou-
verän sind. Nunmehr soll das Prinzip der gemein-
samen Verantwortung von Bund und Kantonen 
ausdrücklich in der Verfassung verankert wer-
den ... (Es) ist festzuhalten, daß dadurch weitge-
hend ein gewordener Zustand sanktioniert wird: 
Die integrale Schulhoheit der Kantone bestand nie 
seit der Gündung des Bundesstaates, und die sub-
sidiären Kompetenzen des Bundes erreichten einen 
immer größeren Umfang. Die Bedeutung des in 
Artikel 27 bis Absatz 1 formulierten Grundsatzes 
liegt vor allem darin, Bund und Kantone bewußt 
werden zu lassen, daß sie auf dem Gebiete des 
Bildungswesens eng zusammenzuarbeiten haben. 

51) Botschaft des Bundesrates vom 2. Mai 1973, BBl. 
1973 I, S. 1319 ff. 

52) NZZ vom 15. Dezember 1973, S. 27 
53) Botschaft des Bundesrats vom 19. Januar 1972, BB1. 
1972 I, S. 425 
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Die Ausscheidung der Kompetenzen gemäß Arti-
kel 27 bis Absatz 2 ff. und Artikel 27 bis Absatz 6 
wird durch die Aufstellung des Grundsatzes nicht 
berührt. Was Absatz 1 sagen will, ist, daß auch im 
Rahmen ihrer abgegrenzten Kompetenzen Bund 
und Kantone nicht aneinander vorbeiwirken, son-
dern in gegenseitiger Fühlungnahme miteinander 
handeln sollen. Aufgrund dieses Absatzes kön-
nen Bund und Kantone gemeinsame Organe der 
Bildungspolitik schaffen. Wir erwähnen den von 
verschiedener Seite angeregten Bildungsrat. 
Solche Organe hätten allerdings nur konsultativen 
Charakter, da die Entscheide nach wie vor von 
den zuständigen politischen Behörden in Gemein-
den, Kantonen und Bund gefällt werden müssen. 
Die Hauptverantwortung für das Bildungswesen 
soll auch künftig bei den Kantonen liegen. Es 
entspricht aber unserem föderativen Staatsgedan-
ken, die Gemeinsamkeit der Aufgaben — die auch 
auf anderen Gebieten besteht (z. B. Heimatschutz, 
Nationalstraßenbau, Raumplanung) — gerade im 
Bildungswesen ausdrücklich festzuhalten." 

In den Entwürfen zur Totalrevision der Bundesver-
fassung ist ein Zusammenwirken zwischen Bund und 
Kantonen gleichfalls vorgesehen, einschließlich der 
Errichtung gemeinsamer Organe und Anstalten. 
Auch das geltende Recht schließt allerdings ein Zu-
sammenwirken von Bund und Kantonen auf dem 
Gebiet des Bildungswesens nicht aus. Die Ver-
schränkung der Kompetenzen, wie sie sich aus der 
vorstehenden Darstellung ergibt, hat vielmehr die 
sachliche Notwendigkeit eines solchen Zusammen-
wirkens deutlich werden lassen. Im Hochschul-
bereich ist diese Verschränkung eine doppelte. 
Hier besteht einmal die Förderungskompetenz des 
Bundes neben der Regelungskompetenz der Kantone 
für ihre Hochschulen, also komplementäre Kompe-
tenzen. Hier ist der wichtigste Mechanismus des Zu-
sammenwirkens die Hochschulkonferenz 54). Es be-
stehen aber auch parallele Regelungskompetenzen 
insofern, als sowohl Bund als auch Kantone Träger 
von Hochschulen sind. Auch hier besteht ein Be-
dürfnis nach sinnvoller Abstimmung, die auch an-
gemessener Rechtsreformen bedarf. Insbesondere 
hier bieten sich vertragliche Regelungen als ange -

messene Lösung an. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit solcher Verträge ent-
hält die Bundesverfassung allerdings keine ausdrück-
liche Bestimmung. Sie erwähnt nur Verträge zwi-
schen den Kantonen, die der Zustimmung des Bundes 
bedürfen (Artikel 7 Abs. 2 BV). Man wird jedoch an-
nehmen müssen, daß solche Verträge von der Bun-
desverfassung stillschweigend zugelassen sind, so-
weit sie nicht eine der Bundesverfassung widerspre-
chende Kompetenzverschiebung zum Gegenstand ha-
ben. Bei dieser Rechtslage muß z. B. die durch Ver-
trag erfolgte Übernahme der ETH Lausanne durch 
den Bund 55) als zulässig angesehen werde, da beide 
Vertragspartner zur Regelung von Hochschulfragen 
zuständig sind. Auch eine vertragliche Abstimmung 
der Ausübung der Regelungskompetenzen zwischen 

54) dazu unten 2.5 
55) Näheres unten 2.4 

Bund und Kantonen in bezug auf ihre jeweiligen 
Hochschulen muß danach wohl als zulässig ange-
sehen werden. Die Praxis geht in der Tat in diese 
Richtung, wenngleich dieser Problembereich ver-
fassungsrechtlich letztlich nicht völlig geklärt ist. 

2.2 Die Gesetzgebung des Bundes auf dem Gebiete 
des Bildungswesens 

2.2.1 Gesetze zur Regelung des Bildungswesens 
oder einzelner Bereiche desselben 58) 

2.2.1.1 Primarbereich 

Ein Bundesgesetz zur Regelung des Primarbereichs 
besteht nicht 5 7). 

2.2.1.2. Sekundarbereich 

a) Verordnung über die Anerkennung von Matu-
ritätsausweisen vom 22. Mai 1968 

Diese bereits erwähnte Verordnung regelt formell 
die Voraussetzungen, die eine Abschlußprüfung er-
füllen muß, damit sie als genügender Nachweis der 
Hochschulreife für ein Medizinstudium und zum Stu-
dium an den Eidgenössischen Technischen Hoch-
schulen gelten kann. Sachlich hat sie eine weitge-
hende Regelung des Lehrplans der Sekundarstufe zur 
Folge. Eine entsprechende bundesgesetzliche Rege-
lung besteht seit 1877; seit 1867 gab es zur Verein-
heitlichung der Maturitätserfordernisse einen Ver-
trag („Konkordat") zwischen den Kantonen 58). 

b) Reglement für die eidgenössischen Maturitätsprü-
fungen vom 20. Januar 1925 

Das Reglement schafft die Möglichkeit für jemanden, 
der keinen anerkannten Maturitätsausweis im Sinne 
der vorgenannten Verordnung besitzt, einen solchen 
durch eine besondere eidgenössische Maturitätsprü-
fung zu erwerben. 

2.2.1.3 Tertiärbereich 59) 

a) Bundesgesetz betreffend die Errichtung einer eid-
genössischen polytechnischen Schule vom 7. Fe-
bruar 1854 

56) Die schweizerische Bundesgesetzgebung ist in einer 
„Systematischen Sammlung des Bundesrechts" in Lose-
blattform zugänglich, aus der sich jeweils die geltende 
Fassung ergibt. Deshalb wird im folgenden auf die 
Angabe der Fundstelle im Gesetzblatt (Amtliche 
Sammlung) verzichtet. 

57) vgl. oben 2.1.1 
58) vgl. K1 o ß , Formen der Schulverwaltung in der 
Schweiz, S. 82 
59) Vgl. aus der Bundesgesetzgebung ferner: Bundesge-
setz betreffend Erweiterung der Forstschule des eid-
genössischen Polytechnikums zu einer land- und forst-
wirtschaftlichen Schule vom 23. Dezember 1869; Bun-
desgesetz über die Zuständigkeit zur Festsetzung der 
Leistungen des Bundes an ehemalige Professoren der 
eidgenössischen Technischen Hochschule und an ihre 
Hinterbliebenen vom 11. 12. 1964. — Neben den vor-
genannten gesetzlichen Bestimmungen gibt es für die 
eidgenössischen Technischen Hochschulen eine Reihe 
von Bundesbeschlüssen (Normen, die nach der deut-
schen Terminologie gleichfalls in die Kategorie der 
Gesetze fallen). 
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b) Bundesbeschluß über die eidgenössische Tech-
nischen Hochschulen (Übergangsregelung) vom 
24. Juni 1970 

Die Neuregelung wurde notwendig durch die bereits 
erwähnte Übernahme der polytechnischen Schule der 
Universität Lausanne durch den Bund. Damit ent-
standen zwei eidgenössische Technische Hochschu-
len, für die gleiche Regelungen geschaffen werden 
mußten. Die Übergangsregelung ist allerdings recht 
summarisch. Eine eingehende Neuregelung steht 
noch aus. In der Zwischenzeit wird das Reglement 
für die ETH Zürich, das aus dem Jahr 1924 stammt, 
aber laufend ergänzt wurde 60), auch auf die ETH 
Lausanne angewandt. 

2.2.1.4 Berufsbildung 

a) Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 20. Sep-
tember 1963 

Das Gesetz regelt die Berufsberatung sowie die Aus-
bildung und Weiterbildung in den Berufen der Indu-
strie, des Handwerks, des Handels, des Bank-, Ver-
sicherungs-, Transport- und Gastgewerbes und ande-
rer Dienstleistungsgewerbe und der Hauswirtschaft. 
Es kann auch auf einzelne Berufszweige der Gärtne-
rei für anwendbar erklärt werden (Art. 1). Es enthält 
allgemeine Vorschriften über die Berufslehre und 
das Lehrverhältnis und regelt den beruflichen Unter-
richt bis zu den Abschlußprüfungen. Es enthält eine 
Bestimmung, nach der der Bund die berufliche Wei-
terbildung fördert (Art. 44). Es sieht ferner die För-
derung höherer technischer Lehranstalten und eine 
gewisse Regelung des Lehrplans dieser Anstalten 
durch den Bund vor. Das Gesetz ermöglicht ferner 
Beiträge des Bundes an die Ausgaben für Einrichtun-
gen und Veranstaltungen der Berufsberatung und 
der Berufsbildung, für Bauten, die ausschließlich der 
Berufsbildung oder als Lehrlingsheime dienen, sowie 
für die Förderung der hauswirtschaftlichen Ausbil-
dung in den Volks- und Fortbildungsschulen. 

b) Verordnung zum Bundesgesetz über die Berufs-
bildung vom 30. März 1965 

Die Verordnung ergänzt das vorgenannte Gesetz. 
Zur Frage der Notwendigkeit der gesetzlichen Re-
gelung seien folgende Zitate aus der Regierungs-
begründung angeführt 61): 

„Der Bund fördert die Ausbildung in den gewerb-
lichen, industriellen und kaufmännischen Berufen 
schon seit 1884 durch Beiträge. Mangels einer ver-
fassungsrechtlichen Kompetenz mußte ß 2) er aber 
vorderhand davon absehen, Vorschriften über die 
Regelung der beruflichen Ausbildung, insbeson-
dere für die Berufslehre und die Lehrabschlußprü-
fung, aufzustellen. An seiner Stelle begannen die 
Kantone von 1890 an Lehrlingsgesetze zu erlas-
sen, die sich auf die Regelung der Berufslehre be- 

60) Geltende Fassung gemäß Bundesratsbeschluß vom 
19. Mai 1971. 

61 ) BB1. 1962 II, S. 885 ff. 
62) Zur Geschichte und Verfassungsmäßigkeit dieser Sub-

ventionen, insbesondere den Einsatz der Subventionen 
zum Erreichen einer Regelung durch den Bund (für die 
zunächst die Kompetenz fehlte), vgl. ausführlich Lo

-

ret an,  a. a. O. (Anm. 7), S. 97 ff. 

schränkten und vornehmlich dem Schutz des Lehr-
lings dienten; gegen 1920 verfügten fast alle Kan-
tone über ein derartiges Gesetz. Da die Kantone 
aber je länger je weniger selbständige und ge-
schlossene Wirtschaftsgebiete darstellten und die 
Wanderung der Berufstätigen im Zusammenhang 
mit der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
zunahm, drängte sich eine gesamtschweizerische 
Ordnung des beruflichen Bildungswesens auf. Ent-
sprechende Bestrebungen wurden insbesondere 
vom Schweizerischen Gewerbeverband kräftig un-
terstützt. Die Aufnahme eines Art. 34 ter in die 
Bundesverfassung im Jahre 1908 verlieh dem 
Bund die Befugnis, auf dem Gebiet des Gewerbe-
wesens einheitliche Bestimmungen aufzustellen. 
Unter den Postulaten, zu deren Verwirklichung 
diese Verfassungsrevision vorgenommen wurde, 
stand die Förderung der beruflichen Ausbildung 
im Vordergrund. Der erste Weltkrieg und die 
nachfolgenden ungünstigen wirtschaftlichen Ver-
hältnisse verzögerten freilich die bundesrecht-
liche Regelung der Berufsbildung, so daß das Bun-
desgesetz über die berufliche Ausbildung erst am 
26. Juni 1930 erlassen und auf den 1. Januar 1933 
in Kraft gesetzt werden konnte. 

Dieses Gesetz, das die Ausbildung in den Berufen 
des Handwerks, der Industrie, des Verkehrs, des 
Handels und verwandter Wirtschaftszweige regelt, 
erwies sich bald als eine vortreffliche Grundlage 
für die Förderung des beruflichen Bildungswesens 
in der Schweiz. Es ordnete in gut abgewogener 
Weise die Kompetenzen des Bundes, der Kantone 
und der Berufsverbände, räumte letzteren zudem 
ein für die damalige Zeit sehr weitgehendes Mit-
spracherecht ein und wahrte angemessen die pri-
vate Initiative und die Verantwortung der Be-
triebsinhaber als der eigentlichen Träger der be-
ruflichen Ausbildung und Erziehung. 

(...) 

Der bundesrätliche Entwurf zum geltenden Gesetz, 
der sich auf einen vom Eidgenössischen Arbeits-
amt im Herbst 1923 ausgearbeiteten Vorentwurf 
stützte, wurde im Lauf der parlamentarischen Be

-

ratungen nur wenig geändert. Somit ist das Be-
rufsbildungsgesetz in seinem materiellen Gehalt 
heute beinahe 40 Jahre alt. Es hat sich in seinen 
Grundlagen durchaus bewährt und ist auch für die 
künftige Regelung der beruflichen Ausbildung in 
mancher Hinsicht maßgebend. Da es aber weitge-
hend auf der traditionellen gewerblichen und 
kaufmännischen Berufslehre fußt, bietet es ange-
sichts der stark veränderten wirtschaftlichen Ver-
hältnisse und der ständig voranschreitenden tech-
nischen Entwicklung nicht mehr in allen Teilen 
eine ausreichende Handhabe, um die wesentlich 
vielseitiger gewordenen Probleme der beruflichen 
Ausbildung in befriedigender Weise zu lösen. Vor 
allem sind es die nachstehend aufgeführten Wand-
lungen unserer Wirtschaft, welche auch die Berufs-
bildung beeinflussen." 

Die genannten Wandlungen werden gesehen in Än-
derungen der Berufsstruktur, wachsendem Bedarf an 
qualifizierten Arbeitskräften und zunehmendem Be-
rufswechsel. 
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2.2.1.5 Weiterbildung 

Eine allgemeine bundesgesetzliche Regelung der 
Weiterbildung fehlt mangels entsprechender Bundes-
kompetenz. Es besteht nur eine Regelung der be-
ruflichen Weiterbildung im Berufsbildungsgesetz. 
Vom Bund geregelt wird ferner die dienstliche Wei-
terbildung der Bundesbeamten 6 3). 

2.2.1.6 Sonstiges 

a) Bundesgesetz über schulstatistische Erhebungen 
vom 27. Juni 1973 

Das Gesetz sieht die regelmäßige Erhebung einer 
Schulstatistik in Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Kantonen vor. Dem Gesetz gingen langjährige 
Versuche voraus 84), zu einer umfassenden schweize-
rischen Schulstatistik durch eine freiwillige Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Kantonen zu gelan-
gen. Dies erwies sich jedoch nicht als möglich. Im 
Schuljahr 1971/72 führten nur 14 der 25 Kantone 
entsprechende Erhebungen durch, so daß kein voll-
ständiges Bild entstand. Deswegen mußte durch Bun-
desgesetz die Möglichkeit geschaffen werden, daß 
der Bund solche Erhebungen anordnen und die Kan-
tone zur Mitwirkung verpflichten konnte. 

b) Gesetz über die Förderung von Turnen und Sport 
vom 17. März 1972 

c) Bundesbeschluß betreffend die Erstellung einer 
Schulwandkarte der Schweiz vom 31. März 1894 

2.2.2 Gesetze zur Finanzierung des Bildungswesens 
Von den gesamten Aufwendungen der öffentlichen 
Hand für Unterricht und Forschung von ca. 4,6 Mil-
liarden Schweizerfranken trug der Bund 1971 ca. 
760 Millionen, also etwa 16,5 %, während, grob ge-
rechnet, Kantone und Gemeinden sich den Rest der 
Aufwendungen hälftig teilten 85). Die Aufwendungen 
des Bundes beruhen im wesentlichen auf folgender 
Gesetzgebung: 

2.2.2.1 Primarbereich und Sekundarbereich I („Pri-
marschulen") 

Bundesgesetz betreffend die Unterstützung der öf-
fentlichen Primarschule vom 19. Juni 1953 

Das Gesetz regelt in Nachfolge von Gesetzen aus 
den Jahren 1903 und 1930 die finanzielle Förderung 
der öffentlichen Primarschulen durch den Bund 6 6). 

63) Vgl. dazu den Bundesratsbeschluß vom 13. Dezember 
1965 über die dienstliche Ausbildung in der allgemei-
nen Bundesverwaltung und die Verfügung des Eid-
genössischen Finanz- und Zolldepartements über die 
dienstliche Ausbildung in der allgemeinen Bundesver-
waltung. 

64)Vgl. die Botschaft des schweizerischen Bundesrats 
vom 22. November 1972, BB1. 1972 II, S. 1461 ff. Siehe 
ferner Amtliches Bulletin der Bundesverwaltung, 
Ständerat, Frühjahrssession 1973, S. 179 ff. 

65) Öffentliche Finanzen der Schweiz 1974, Informations-
blatt des Eidgenössischen Finanz- und Zolldeparte-
ments. 

66) Eine Ubersicht über weitere Förderungsmaßnahmen in 
gewissen Teilbereichen des Primarschulwesens findet 
sich bei Loret an,  a. a. O. (Anm. 7), S. 83 ff.  

2.2.2.2 Sekundarbereich II („Mittelschulen") 

Es besteht kein allgemeines Gesetz über die Förde-
rung des Sekundarbereichs, da eine entsprechende 
Bundeskompetenz noch fehlt 6 7). 

2.2.2.3 Tertiärbereich 

a) Bundesgesetz über die Hochschulförderung vom 
28. Juni 1968 in der Fassung der Änderung vom 
17. Dezember 1971 

Auf Einzelheiten dieses Gesetzes ist unten noch 
näher einzugehen. 

b) Vollzugsverordnung zum vorgenannten Gesetz 
vom 16. Dezember 1968 

Die Kompetenz des Bundes zur finanziellen Unter-
stützung der Hochschulen ist seit 1874 Bestandteil 
der Bundesverfassung. Es hat in der Folgezeit nicht 
an Vorstößen mit dem Ziel gefehlt, daß der Bund 
von dieser Kompetenz Gebrauch machen solle. Sie 
sind aber bis zum Jahre 1947 alle gescheitert. Erst 
im Jahre 1960 wurde ein entsprechendes Postulat 
im Nationalrat angenommen und eine Expertenkom-
mission zur Frage der Hochschulförderung einge-
setzt. Über die Ergebnisse ihrer Arbeit heißt es in 
der Regierungsbegründung zum Hochschulförde-
rungsgesetz 68): 

„Die Kommission vertritt mit großem Nachdruck 
die Auffasung, daß der Zeitpunkt für eine grund-
sätzliche Änderung in der Finanzierung der kanto-
nalen Hochschulen gekommen sei, und daß diese 
Änderung allein in der Leistung von dauernden 
und sehr bedeutenden Bundesbeiträgen bestehen 
könne. Der Nachholbedarf, vor allem aber die 
neuen Bedürfnisse des Unterrichts und der For-
schung sowie die erwartende starke Zunahme der 
Zahl der Studierenden stellen die Kantone in be-
zug auf den Ausbau ihrer Hochschulen vor finan-
zielle Aufwendungen in einer Größenordnung, die 
eine Bundeshilfe als unerläßlich erscheinen läßt." 

Die Kommission war der Auffassung, daß die Kan-
tone (auch die finanzstarken) finanziell außerstande 
sein würden, die notwendigen Lasten des Hochschul-
wesens zu tragen. Außerdem sei den Hochschul-
kantonen nicht zuzumuten, diese Lasten für die ge-
samte Schweiz zu übernehmen. Die Bundesversamm-
lung machte sich diese Argumente zu eigen und ver-
abschiedete zunächst im Jahr 1966 eine Übergangs-
regelung für die Jahre 1966-1968, sodann am 28. 

67) In einigen wenigen Sonderfällen gibt es Bundessub-
ventionen auch auf dem Gebiet des Mittelschulwesens. 
Die Verfassungsmäßigkeit dieser Regelungen ist nicht 
unbestritten, vgl. L o r et an,  a. a. O., S. 135 f. 

68) BBl. 1967 II, S. 1396. Die Vorgeschichte und die tragen-
den Gründe der Bundesförderung sind ausführlich dar-
gestellt in den Botschaften des Bundesrats für die 
Übergangsregelung (BB1. 1965 III, S. 369 ff.) und zum 
HFG (BB1. 1967 II, S. 1381 ff.). Vgl. auch Lerch , Der 
Bund und die kantonalen Hochschulen, passim, sowie 
Deppeler , Staat und Universität, S. 121 ff. 
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Juni 1968 das heute geltende Hochschulförderungs-
gesetz 69). 

Für die Förderungsperiode ab 1975 ist im Eidgenös-
sischen Departement des Innern der Vorentwurf 
einer Neuregelung erarbeitet und den Kantonen, 
interessierten Verbänden und Parteien zur „Ver-
nehmlassung" zugestellt worden 70). Allerdings ha-
ben sich dabei Schwierigkeiten ergeben, so daß zu-
nächst die geltende Regelung für 1975 und 1976 ein-
fach verlängert wurde 71 ). Auf eine wichtige Neue-
rung des Entwurfs wird dennoch an geeigneter Stelle 
hingewiesen. 

2.2.2.4 Stipendienwesen 

a) Bundesgesetz über die Gewährung von Beiträ-
gen an die Aufwendungen der Kantone für Sti-
pendien vom 19. März 1965 

Das Gesetz enthält eine Definition der Stipendien 
und eine Umschreibung derjenigen kantonalen Sti-
pendienaufwendungen, für die Beiträge gewährt 
werden. Die Gewährung von Beiträgen wird an ge-
wisse Bedingungen geknüpft und die Bemessung 
nach der Finanzkraft der Kantone gestaffelt 72). 

b) Vollziehungsverordnung zu vorgenanntem Bun-
desgesetz vom 9. Juli 1965 

2.2.2.5. Berufsbildung 

Das Berufsbildungsgesetz sieht auch Bundessubven-
tionen (Bundesbeiträge) an Träger von Einrichtungen 
der Berufsbildung vor. Daneben gibt es auf dem Ge-
biete des beruflichen Unterrichtswesens in einigen 
speziellen Bereichen Sondergesetze über Bundes-
subventionen 73). 

2.2.3 Die Finanzierung des Bildungswesens nur über 
den Haushaltsausschuß 

Neben der Gewährung von Subventionen auf der 
Grundlage der Verfassung unmittelbar oder bundes

-

gesetzlicher Normen (sei es in der Form von Bundes- 

69) Im Stadium der Vorbereitungen zu diesem Gebiet ist 
auch erwogen worden, die Finanzierung der Hoch-
schulen (auch) über ein Konkordat zwischen den Kan-
tonen zu regeln, vgl. dazu L o r et an,  Jahrbuch der 
Neuen Helvetischen Gesellschaft 36 (1965), S. 161, 
und I m b o den,  Die Neugestaltung der schweize-
rischen Universitäten, S. 22 f. Ein Konkordat kann je-
doch nur die Fragen lösen, die sich bei der Hochschul-
finanzierung für den horizontalen Finanzausgleich stel-
len, während es sich hier auch sehr stark um ein Pro-
blem des vertikalen Finanzausgleichs handelt, vgl. 
Loretan, a. a. O. 

70) NZZ vom 14. Juli 1973, S. 25. Die Texte wurden dem 
Verfasser vom Eidgenössischen Departement des In-
nern zur Verfügung gestellt. Berichte über Stellung-
nahmen: NZZ vom 29. September 1973, S. 31; 2. Ok-
tober 1973, S. 13; 8. Oktober 1973, S. 25; 17. Oktober 
1973, S. 28. 

71 ) Bundesbeschluß vom 28. Juni 1974, BBl. 1974 II, S. 159, 
vgl. Botschaft des Bundesrats vom 21. Dezember 1973, 
BB1. 1974 I, insbes. S. 142 ff.; vgl. ferner NZZ vom 
17. Oktober 1973, S. 28; 4. November 1973, S. 33. 

72) Vgl. zu diesem Gesetz die Botschaft des Bundesrats 
vom 29. Mai 1964, BB1. 1964 I, S. 1109. 
73) Vgl. die Ubersicht bei L o r e t a n, a. a. O. (Anm. 7), 
S. 123 ff. 

gesetzen, allgemein verbindlichen Bundesbeschlüs-
sen, dringlichen Bundesbeschlüssen oder nicht allge-
mein verbindlichen Bundesbeschlüssen) gibt es in 
der Schweiz auch Subventionen, die nur auf dem 
Bundesbeschluß über den Haushaltsvoranschlag be-
ruhen. Von der Gesamtsumme der Subventionen, 
etwa 1,6 Milliarden Schweizer Franken, entfielen im 
Jahre 1967 auf Subventionen, die ihre Rechtsgrund-
lage nur in dem Voranschlag hatten, 5,1 Millionen 
Franken. Davon entfielen 1,9 Millionen auf Aufwen-
dungen für Kultur, Wissenschaft und Kunst 74). In 
diesem Zusammenhang sind folgende Positionen zu 
erwähnen: Stipendien an Studenten der eidgenössi-
schen Technischen Hochschule (335 000 Franken), 
Zentralstelle für das Hochschulwesen 75)  (25 500 Fran-
ken), Verband schweizerischer Studentenschaften 
(3 500 Franken), Schulen des Bundespersonals in 
Andermatt (26 000 Franken), Archiv für das schwei-
zerische Unterrichtswesen (2 000 Franken) 76). 

Bei der Schule des Bundespersonals in Andermatt 
handelt es sich um eine vom Bund subventionierte 
Privatschule für die Bedürfnisse der protestantischen 
Kinder des zahlreichen in Andermatt (Uri) tätigen 
Bundespersonals, die an dem stark auf die katho-
lische Konfession ausgerichteten Unterricht an den 
öffentlichen Schulen im Kanton Uri nicht teilnehmen 
wollen. 

2.3 Wichtiges aus der Gesetzgebung der Glied-
staaten 

Da wie dargelegt die Regelung des Bildungswesens 
weitgehend eine Angelegenheit der Kantone war 
und bleibt, ist die Gesetzgebung der Kantone auf 
diesem Gebiet von besonderer Bedeutung. Dabei 
sind zunächst die Bestimmungen der einzelnen Kan-
tonsverfassungen über das Bildungswesen zu er-
wähnen 77). 

Daneben gibt es eine Fülle von kantonaler Recht-
setzung über Fragen des Bildungswesens 78). Ein 
vollständiger Überblick kann hier nicht angestrebt 
werden. Einige Kantone haben Gesetze, die das ge-
samte Unterrichtswesen regeln, z. B. das Gesetz über 
das gesamte Unterrichtswesen des Kantons Zürich 
vom 23. Dezember 1859 79), die Legge della scuola 
vom 29. Mai 1958 im Tessin  80), das Schulgesetz des 
Kantons Basel-Stadt vom 4. April 1929 51 ). Diese Ge- 

74) Bundessubventionen und Anteile der Kantone an Bun-
deseinnahmen, Statistische Quellenwerke der Schweiz, 
Heft 433 (1968), S. 29. 

75) Dazu siehe auch unten 2.5.8 
76) Ebenda, S. 70 

77) In diesem Bereich übt der Bund insoweit eine gewisse 
Kontrolle aus, als die Kantonsverfassungen der Bun-
desversammlung zur Genehmigung vorzulegen sind 
(Art. 6 der Bundesverfassung). 

78) Zum Aufbau des Erziehungswesens in Kantonen und 
Gemeinden vgl. K1oß , a. a. O. (Anm. 58), S. 31 ff. 
Line Ubersicht über wichtige Elemente der kantonalen 
Schulverhältnisse (z. B. Schuleintrittsalter, Schulgeld 
und Lehrmittelfreiheit, Sprachunterricht) findet sich 
bei Teuteberg/Niederer, Die Schweizer 
Schulen. 

79) Zürcher Gesetzessammlung IV, S. 3 
80) Raccolta delle leggi 4, 140 
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setze regeln das Bildungswesen auf alien Stufen, 
soweit im Kanton vorhanden. in diesen Gesetzen 
fehlt meist die Erwachsenenbildung. Andere Gesetze 
regeln das Unterrichtswesen in den verschiedenen 
Stufen, zum Teil in Ergänzung der vorgenannten 
Gesetze, so die Verordnung über das Schulwesen im 
Kanton Appenzell-Ausserrhoden vom 21. März 1935 
(Primar- und Sekundarbereich sowie Berufsbil-
dung) 82), Verordnung betreffend Statuten der Ap-
penzell-Ausserrhodischen Kantonschule in Trogen 
vom 19. März 1928 (Sekundarbereich) 83 ) , Gesetz be-
treffend die allgemeine Gewerbeschule Basel vom 
9. April 1908 (Berufsbildung) 84 ), Universitätsgesetz 
des Kantons Basel-Stadt vom 14. Januar 1937 85),  
Schulgesetz für den Kanton Basel-Landschaft vom 
13. Juni 1946 (Primar- und Sekundarbereich sowie 
Berufsbildung) 86), Gesetz betreffend Errichtung und 
Führung kantonaler Maturitätsschulen, Gymnasien 
mit Seminarabteilung sowie betreffend Schulabtei-
lung für den Besuch von Maturitäts- und Mittelschu-
len anderer Kantone vom 24. August 1961 (Sekun-
darbereich) 87), Erziehungsgesetz des Kantons St. 
Gallen vorn 7. April 1952 (Primar- und Sekundarbe-
reich) 88), Gesetz des Kantons St. Gallen über das 
Fortbildungsschulwesen vom 26. Februar 1945 (Be-
rufsbildung) 89), Gesetz des Kantons St. Gallen über 
die Handelshochschule vom 1. Januar 1955 (Tertiär-
bereich) 90), Schulgesetz für den Kanton Schaffhau-
sen vom 5. Oktober 1925 (Primar- und Sekundarbe-
reich) 91 ), Verordnung über die Organisation des 
Volksschulwesens für den Kanton Schwyz vom 
26. Oktober 1877, zuletzt geändert am 1. Juli 1970 
(Primar- und Sekundarbereich) 92), Gesetz des Kan-
tons Zürich betreffend die Volksschule vorn 11. Juni 
1899 (Primar- und Sekundarbereich) 93), Gesetz des 
Kantons Zürich betreffend das Technikum vorn 15. 
Oktober 1896 (Sekundarbereich) 94). Ferner gibt es 
Regelungen des Stipendienwesens und Ausführungs-
regelungen zu den bereits erwähnten Bundesgeset-
zen. Universitäten 95 ) gibt es in den Kantonen Genf, 
Waadt, Neuenburg, Freiburg, Bern, Zürich, Basel-
Stadt und St. Gallen. Die Kantone Aargau 96) und Lu-
zern haben Universitätsgründungen in Aussicht ge-
nommen, wobei die Luzerner Hochschule von den 

81) Gesamtausgabe der Basler Gesetzessammlung bis 1959, 
Bd. 1, S. 429. 

82) BGS 2, S. 167  
83) BGS 2, S. 243  
84) Gesamtausgabe der Basler Gesetzessammlung bis 1959,  

Bd. 1, S. 727  
85) Ebenda, S. 753  
86) Kanton Basel-Landschaft, Systematische Gesetzes-

sammlung Bd. 4, S. 640  
87) Ebenda, S. 641  
88) BGS 1, S. 365  
89) Ebenda, S. 462  
90) Ebenda, S. 511  
91 ) Schaffhauser Rechtsbuch II, S. 53  
92) Schwyzer GS 6, S. 615  
93) Zürcher GS 4, S. 65  
94) Ebenda, S. 250  
95) Zu neueren Tendenzen der Universitäts-Gesetzgebung 

vgl. Deppe 1 e r , Zeitschrift für Politik 20 (1973), 
S. 68 ff. 

96) Vgl. dazu NZZ vom 21. Februar 1975, S. 34 und vom  
26. April 1975, S. 32.  

übrigen zentralschweizerisch en Kantonen mitgetra

-

gen werden soll 97).  

2.4 Vertragliche Abmachungen zwischen Bund und 
Gliedstaaten 

Im Gegensatz zu der umfangreichen Vertragspraxis 
zwischen den Kantonen sind Verträge zwischen den 
Kantonen oder einzelnen von ihnen einerseits und 
dem Bund andererseits in der Schweiz sehr selten 98). 

Auf dem Gebiete des Bildungswesens gibt es aber 
immerhin einige Beispiele, von denen die meisten 
mit der Tatsache in Zusammenhang stehen, daß der 
Bund auch Träger von Hochschulen ist. 

a) Vertrag zwischen der Regierung des Kantons 
Zürich und dem schweizerischen Schulrat betref-
fend die Erbauung einer neuen Sternwarte vom 
25. Mai 1871 99) ; 

b) Aussonderungsvertrag zwischen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft einerseits und dem Kan-
ton  Zürich und der Stadt Zürich andererseits be-
treffend das Polytechnikum vom 28. Dezember 
1905 100) ;  

c) Übereinkunft zwischen dem schweizerischen Bun-
desrat und dem zürcherischen Regierungsrat be-
treffend die Ausscheidung der gemeinsamen pa-
läontologischen Sammlungsobjekte vom 1./31. 
März 1909 101) ; 

d) Vereinbarung zwischen der Schweizerischen Eid-
geniossenschaft und dem Kanton Waadt be-
treffend Übernahme der Polytechnischen Schule 
der Universität Lausanne durch die Eidgenos-
senschaft vorn 12./14. März 1968 1 02). 

Die drei letztgenannten Verträge haben hauptsäch-
lich die vermögensrechtliche Auseinandersetzung 
und Regelung der Unterhaltspflichten für gewisse 
Anlagen und Hochschuleinrichtungen zum Gegen-
stand, sehen aber auch gegenseitige Benutzungsrech-
te und gewisse gemeinsame Einrichtungen oder ge-
meinsam zu benutzende Einrichtungen vor. 

Als Träger der Eidgenössischen Technischen Hoch-
schule Lausanne ist der Bund auch an der intensiven 
Koordination und Zusammenarbeit bezüglich der 
Hochschulen der Welsch-Schweiz 10") beteiligt, so seit 
neuestem an zwei wichtigeren Verträgen, nämlich 
der Convention relative à la Communauté d'études 
pour l'aménagement du territoire vom 9. Juli 1973 
und an der Convention-cadre des centres universi-
taires d'enseignement et de recherches d'intérêt 
commun des cantons romands vom 7. Mai 1973, die 
eine Arbeitsteilung zwischen den Hochschulen der 

97) Siehe Schweizerischer Wissenschaftsrat, Das Projekt 
einer Hochschule Luzern, in: Wissenschaftspolitik 3 
(1974) Heft  1, S. 38 ff. und unter 2.6., vgl. auch NZZ 
vorn 17. März 1975, S. 15. 

98) II  a f e 1 i n, Der kooperative Föderalismus in der 
Schweiz, Referate und Mitteilungen des Schweizeri-
schen Juristenvereins, S. 711 ff. 

99) BS 4, 121  
100) BS 4, 111 
101) BS 4, 119  
102 )  BBl. 1968 I, S. 723 
103) Unten 2.6 
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welschen Schweiz in bezug auf Spezialfächer vor-
sieht, für die es nur wenige Studierende gibt. Der 
Bund ist ferner Partner von Abkommen über die 
Koordination bestimmter Fachstudiengänge in der 
Welsch-Schweiz. Der Bedarf dafür, daß auch die ETH 
Lausanne in eine solche Arbeitsteilung und Koordi-
nierung einbezogen wird, ist offensichtlich 104) 

Auch im übrigen besteht eine Fülle von Vereinba-
rungen zwischen den ETH's und den kantonalen Uni-
versitäten bzw. den für sie zuständigen kantonalen 
Behörden über gegenseitige Zusammenarbeit. In Zü-
rich bestehen z. B. einige gemeinsame Institute der 
Universität Zürich und der ETH sowie eine Reihe 
von Doppelprofessuren, ferner eine gemeinsame 
psychologische Beratungsstelle. Der Hochschulsport 
wird in Zürich und in Lausanne weitgehend als ge-
meinschaftliche Aufgabe betrieben. Auch Baufragen 
erfordern in der Praxis vielfach eine Zusammenar-
beit zwischen den ETH's und den kantonalen Hoch-
schulen bzw. den auf kantonaler Seite zuständigen 
Behörden. 

2.5 Organe der Kooperation zwischen Bund und 
Gliedstaaten 

Es gibt in der Schweiz eine Reihe von Kooperations-
organen zwischen Bund und Kantonen im Bereiche 
des Bildungswesens. Die bedeutsamsten sind zwei-
felsohne die Hochschulkonferenz und der Wissen-
schaftsrat. 

2.5.1 Die Hochschulkonferenz 

Zur Bewältigung der notwendigen Koordinations-
aufgaben nach der zunächst vorläufigen Regelung der 
Hochschulförderung des Bundes im Jahre 1966 schu-
fen Bund und Kantone ein Koordinationsorgan. Dar-
aus entstand die schweizerische Hochschulkonferenz, 
die nunmehr ihre rechtliche Grundlage in Artikel 19 
des Hochschulförderungsgesetzes (HFG) findet. 

Die Befugnisse des Bundes zum Erlaß gesetzlicher 
Bestimmungen über ein Koordinationsgremium ist 
nach der geltenden Verfassungslage nicht völlig un-
zweifelhaft. Es ist fraglich, ob es sich bei den Vor-
schriften über die Hochschulkonferenz im Hochschul-
förderungsgesetz um eine zulässige Subventions-
bedingung oder eine unzulässige Sachregelung han-
gelt. In der Literatur wird ersteres angenommen 105) 
Die gescheiterte Verfassungsänderung hätte hier 
Klarheit gebracht. 

Nach Artikel 19 Abs. 2 HFG besteht die Konferenz 
aus je zwei Vertretern jedes Hochschulkantons, des 
schweizerischen Schulrates (der für die eidgenös-
sischen Technischen Hochschulen zuständigen Behör-
de) und des Verbandes der schweizerischen Studen-
tenschaften, zwei von der Erziehungsdirektorenkon-
ferenz (dazu unten) gewählten Vertreter aus Nicht- 

104) Zur verfassungsrechtlichen Grundlage dieser Ver-
träge siehe oben 2.1.5. Als gesetzliche Grundlage 
dieser Verträge kann man Art. 5 des Bundesbe-
schlusses über die Eidgenössischen Technischen 
Hochschulen (Übergangsregelung) heranziehen, wo-
nach die ETH's zur Zusammenarbeit mit den kanto-
nalen Hochschulen verpflichtet sind. 

105) Lerch , a. a. O. (Anm. 68). S. 167 

hochschulkantonen, einem Vertreter des Forschungs-
rates des schweizerischen Nationalfonds sowie sechs 
vom Bundesrat bezeichneten Delegierten des Bun-
des. Ferner zieht die Konferenz zu ihren Beratun-
gen je zwei Vertreter derjenigen Kantone bei, die 
sich mit der Gründung neuer Hochschulen befassen. 
Hauptaufgabe der Konferenz ist die Verwirklichung 
der Zusammenarbeit unter den schweizerischen 
Hochschulen. Nach Artikel 19 Abs. 3 hat sie insbe-
sondere folgende Aufgaben 106) : 

a) Ausarbeitung von Regeln über die Arbeitsteilung 
zwischen den Hochschulen und über gemeinsame 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der Richt-
linien und Empfehlungen des Wissenschafts-
rates; 

b) Pflege des Kontaktes mit der Studentenschaft; 

c) Erlaß von Richtlinien über die Zulassungsbedin-
gungen, die Lehrpläne und die Prüfungsordnung 
der verschiedenen Studienrichtungen sowie über 
die gegenseitige Anerkennung von Prüfungen 
und Studienabschlüssen; 

d) Aufsicht über gemeinsame Einrichtungen der 
Hochschulen; 

e) Prüfung von Gesuchen um Gewährung von Bei-
trägen an Sachinvestitionen gemäß Abschnitt 4 
des Gesetzes sowie Antragstellung an den Wis-
senschaftsrat; 

f) Ausarbeitung von Empfehlungen zur Festsetzung 
der Höchstansätze für Besoldungen, die Berech-
rungsgrundlage für Bundesbeiträge zu den Be-
triebskosten der Universitäten sind; 

g) Weiterleitung von Berichten der Beitragsempfän-
ger mit eigener Stellungnahme an den Wissen-
schaftsrat; 

h) Berichterstattung an den Wissenschaftsrat über 
den Finanzbedarf der Hochschulen und der bei-
tragsberechtigten Institutionen für die nächste 
Beitragsperiode; 

i) Prüfung der Frage der Neugründung von Hoch-
schulen sowie von anderen beitragsberechtigten 
Institutionen; 

k) Stellungnahme zu allgemeinen Problemen, die 
ihr vom eidgenössischen Departement des Innern, 
vom Wissenschaftsrat, vom Forschungsrat des 
schweizerischen Nationalfonds oder von den 
Hochschulkantonen unterbreitet werden. 

Da die Hochschulkonferenz durch das HFG, das 
die Förderung der kantonalen Hochschulen zum Ge-
genstand hat, gegründet wurde, bezieht sich die 
Koordinierungskompetenz der Konferenz auf die 
kantonalen, nicht auf die Bundeshochschulen. Jedoch 
ist durch die Vertretung des schweizerischen Schul-
rates in der Konferenz ein gegenseitiger Informa-
tionsfluß zwischen kantonalen und Bundeshochschu-
len gesichert. Faktisch dürfen die Empfehlungen der 
Hochschulkonferenz auch für die Bundeshochschulen 

106 ) Zur Tätigkeit der schweizerischen Hochschulkonfe-
renz vgl. auch den Bericht des Bundesrates an die 
Bundesversammlung über seine Geschäftsführung im 
Jahre 1972, S. 85. 
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nicht ohne Bedeutung sein. Es gibt auch Bestrebun-
gen, de lege ferenda die Koordination zwischen 
Bundes- und kantonalen Hochschulen stärker insti-
tutionell zu sichern. 

Das Gesetz ermächtigt die Konferenz zum Erlaß 
eines Reglements für ihre Tätigkeit. In ihm wird 
das Verfahren näher ausgestaltet. Es finden sich hier 
einige wichtige Regelungen, über die das Gesetz 
schweigt. Die Konferenz bildet Ausschüsse, insbe-
sondere einen Arbeitsausschuß, dem weitgehend 
Aufgaben delegiert sind. In dringenden Fällen ste-
hen ihm alle Befugnisse des Plenums zu (Artikel 10 
des Reglements). Dem aus der Mitte der Konferenz 
von dieser gewählten Präsidenten stehen „in dring-
lichen Angelegenheiten" alle Befugnisse des Ar-
beitsausschusses zu (Artikel 11 des Reglements). Die 
Konferenz verfügt über ein eigenes Sekretariat (Ar-
tikel 13 des Reglements), für dessen Personal die 
Vorschriften über die Bundesverwaltung gelten. 

Das Reglement regelt auch die im Gesetz offengelas-
sene Frage der für Entscheidungen erforderlichen 
Mehrheiten (einfache Mehrheit der stimmberechtig-
ten Mitglieder, Artikel 7 des Reglements). Die der 
Bundesverwaltung angehörenden Mitglieder haben 
nur beratende Stimme (Artikel 2 des Reglements). 
Über die Verbindlichkeit der Entscheidungen ist im 
Gesetz nichts Ausdrückliches gesagt. Mangels einer 
solchen ausdrücklichen Bestimmung muß man ihre 
Entscheidungen (auch das „Ausarbeiten von Regeln" 
oder „Erlassen von Richtlinien") wohl als rechtlich 
unverbindlich ansehen. Hinzu kommt, daß die bun-
desgesetzliche Schaffung eines Gremiums, das die 
Kantone verpflichtende Entscheidungen erlassen 
könnte, wohl über das hinausginge, was als zuläs-
sige Subventionsbedingung noch verfassungsmäßig 
wäre. Eine allgemeine Ermächtigung der Hochschul-
konferenz zu verbindlichen Entscheidungen wäre 
eine verfassungswidrige Inanspruchnahme einer Re-
gelungsbefugnis für das kantonale Hochschulwesen 
durch den Bund 107). Allerdings kann wohl der Bun-
desgesetzgeber einzelnen Entscheidungen der Hoch-
schulkonferenz dadurch indirekt verbindliche Gel-
tung verschaffen, daß er ihre Beachtung zur Subven-
tionsbedingung macht. Der Vorentwurf der Neurege-
lung des Hochschulförderungsgesetzes 108) für die 
Zeit nach 1974 macht von dieser Möglichkeit stärker 
Gebrauch als die bislang geltende Fassung. 

2.5.2 Der Wissenschaftsrat 

Durch Bundesratsbeschluß vom 23. März 1965 wurde 
der Wissenschaftsrat als beratendes Organ des Bun-
des für alle Fragen der nationalen und internatio-
nalen Wissenschaftspolitik 109  Rechtsgrundlage für 
dieses Organ ist nunmehr Artikel 18 HFG. 

Der Bundesrat bestimmt die Zahl der Mitglieder des 
Wissenschaftsrates und regelt das Nähere über des-
sen Zusammensetzung, wobei auf eine angemessene 
Vertretung der verschiedenen Landesteile sowie der 
Grundlagen- und angewandten Forschung zu achten 
ist. Für drei Mitglieder steht der schweizerischen 

107) So richtig L e r c h , a. a. O. (Anm. 68), S. 167 
108) Siehe oben 
109) Lerch , a. a. O. (Anm. 68), S. 133 

Hochschulkonferenz ein Vorschiagsrecht zu (Arti-
kel 18 Abs. 2 HFG). Nach Artikel 37 der Vollzie-
hungsverordnung zum Hochschulförderungsgesetz 
vom 16. Dezember 1968 besteht der Wissenschaftsrat 
aus 15 bis 20 Mitgliedern, deren Amtszeit jeweils 
vier Jahre beträgt. Davon wählt der Bundesrat 12 
bis 17 Mitglieder auf Antrag des eidgenössischen 
Departements des Innern, drei ernennt er auf Vor-
schlag der Hochschulkonferenz. 

Aufgaben des Wissenschaftsrates sind: 

a) Aufstellung von Richtlinien über den Ausbau und 
die Zusammenarbeit der schweizerischen Hoch-
schulen unter Wahrung der Schulhoheit der Kan-
tone und der Autonomie der Hochschulen; 

b) Stellungnahme zu allen Anträgen, Empfehlungen 
und Berichten, welche die Hochschulkonferenz 
dem Wissenschaftsrat zu Händen des eidgenössi-
schen Departements des Innern unterbreitet; 

c) Ausarbeitung von Empfehlungen für die Hoch-
schulförderung sowie für die wirksame Erfüllung 
der den Hochschulen in Lehre und Forschung zu-
kommenden Aufgaben; 

d) Beratung der Hochschulen bei der Reform ihrer 
Struktur und Arbeitsweise. 

Der Wissenschaftsrat kann zu sämtlichen Fragen der 
Wissenschaftspolitik von sich aus der Hochschul-
konferenz und dem Departement des Innern Anre-
gungen unterbreiten (Artikel 39 der Vollziehungs-
verordnung). 

Der Wissenschaftsrat übt beratende Tätigkeit aus, 
seine Entscheidungen sind also nicht verbindlich. 

Das Verfahren des Wissenschaftsrats wird wie bei 
der Hochschulkonferenz in einem Reglement be-
stimmt, das sich dieser selber gibt. 

Die Organisation ist ähnlich wie bei der Hochschul-
konferenz gestaltet, mit einem Ausschuß und Son-
derkommissionen, einem Präsidenten (der allerdings 
nicht vom Rat gewählt, sondern vom Bundesrat be-
zeichnet wird, Artikel 37 der Vollziehungsverord-
nung zum Hochschulförderungsgesetz) und einem 
Sekretariat, dessen Mitarbeiter Beamte oder Ange-
stellte des Bundes sind (Artikel 6, 7, 8, 10 des Regle-
ments). Bei Plenarsitzungen werden Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder ge-
faßt. 

2.5.3 Wissenschaftsrat und Hochschulkonferenz im 
Zusammenwirken 

Sowohl Wissenschaftrat als auch Hochschulkonferenz 
sind als Bundesorgane anzusehen 110)  Die Kompe-
tenzabgrenzung zwischen beiden Organen ist nicht 
ganz eindeutig. Man wird sagen können, daß der 
Wissenschaftsrat seine Stellungnahmen mehr im 
Lichte der Wissenschaftspolitik abgibt, während die 
Hochschulkonferenz als rein hochschulpolitisches Or-
gan näher an der Verwirklichung der Maßnahmen 
steht 111) 

110)Lerch , a. a. O. (Anm. 68), S. 181. Der Wissen-
schaftsrat wird bereits im Gesetzestext als „beraten-
des Organ des Bundesrates" bezeichnet. 

111)Vgl. Botschaft des Bundesrates vom 19. Mai 1971, 
BBl. 1971 I, S. 1550 f. 
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2.5.4 Die Gremien nach dem Konkordat betreffend 
das landwirtschaftliche Technikum vom 30. 
Juni 1964 

In dem Konkordat betreffend das landwirtschaftliche 
Technikum verpflichten sich die Kantone, ein land-
wirtschaftliches Technikum zu gründen und auf un-
bestimmte Zeit zu unterhalten. Artikel 9 des Kon-
kordats setzt einen Konkordatsrat ein, der wichtige 
Befugnisse bezüglich der Tätigkeit des Technikums 
hat. Wiewohl nicht Vertragspartei, entsendet der 
Bund zwei Vertreter in den Rat. Gemäß Artikel 10 
entsendet der Bund ferner einen Vertreter in die 
Verwaltung und gemäß Artikel 11 in die Geschäfts-
prüfungskommission des Technikums. Das Techni-
kum wird vom Bund finanziell auf Grund eines Bun-
desbeschlusses vom 13. März 1964 gefördert 112) 

2.5.5 Die Schweizerische Dokumentationsstelle für 
Schul- und Bildungsfragen 

Die Tätigkeit der Dokumentationsstelle (früher: Zen-
trale Informationsstelle für Fragen des Schul- und 
Erziehungswesens) 1 13) beruht auf einem von der 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
(KKED, dazu unten) und dem Bundesrat genehmig-
ten „Statut" vom 20. Januar 1971. Als Träger wer-
den der Bund und die KKED bezeichnet. 

Aufgaben der Dokumentationsstelle sind das Sam-
mein und Verarbeiten von Informationen und Un-
terlagen über das schweizerische Schulwesen, Ertei-
len von Auskünften hierüber, Koordinierung von 
Auskünften, die in den Zuständigkeitsbereich ver-
schiedener Institutionen fallen. 

Die oberste Leitung der Dokumentationsstelle ob-
liegt einer „Aufsichtskommission", die aus je drei 
Vertretern des Bundes und der KKED besteht. Ent-
scheidungen werden mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen (wozu mindestens jeweils 
eine Stimme des Bundes und der KKED gehören 
muß) gefällt. Die Dokumentationsstelle verfügt über 
eigenes Personal mit einem von der Aufsichtskom-
mission gewählten Direktor an der Spitze. Die Do-
kumentationsstelle ist wohl als gemeinsames Organ 
des Bundes und der Kantone anzusehen. 

2.5.6 Die Kommission gemäß des Bundesbeschluß 
über die Ausrichtung von Stipendien an aus-
ländische Studierende in der Schweiz vom 
21. März 1961 

Der genannte Bundesbeschluß sah eine unmittelbare 
Gewährung von Stipendien durch den Bund an aus-
ländische Studierende vor. Zur Prüfung der Stipen-
diengesuche wurde dem eidgenössischen Departe-
ment des Innern, das letztlich über die Stipendien-
gewährung entscheidet, eine Kommission beigege-
ben, die aus drei Vertretern des Bundes sowie je 
einem Vertreter der Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren, der schweizerischen Hochschu-
len und des Verbandes der schweizerischen Studen-
tenschaften zusammengesetzt ist 114) 

112) Zur Ausführung vgl. NZZ vom 6. April 1972, S. 28 
113)Vgl. dazu Kloß , a. a. O. (Anm. 58), S. 83 
114 ) Vgl. dazu L o r et an,  a. a. O. (Anm. 7), S. 170 

2.5.7 Die Kommission gemäß Art. 4 des Bundesge

-

setzes über schulstatistische Erhebungen 

Nach der genannten Bestimmung setzt der Bundesrat 
eine „eidgenössische Kommission" ein, welche die 
Einzelheiten der schulstatistischen Erhebungen „zu 
beantragen hat". Diese Kommission soll gemäß der 
Regierungsbegründung zu diesem Gesetz 115) aus 
Vertretern des Bundes und der Kantone zusammen-
gesetzt sein. Sie hat wesentliche Aufgaben der Ko-
ordination zwischen Bund und Kantonen auf dem 
Gebiet der Schulstatistik. 

2.5.8 Die schweizerische Hochschulrektorenkonferenz 

In diesem Zusammenhang ist auch die schweize-
rische Hochschulrektorenkonferenz zu erwähnen, der 
die Rektoren der von Bund und Kantonen getrage-
nen Universitäten angehören, ferner die gesamt-
schweizerischen Gremien der Fakultäten. Als Sekre-
tariat der Rektorenkonferenz sowie der oben ge-
nannten Stipendienkommission für ausländische Stu-
dierende dient die Schweizerische Zentralstelle für 
Hochschulwesen in Zürich. 

2.5.9 Die Conférence universitaire romande 

Eine wesentliche Rolle in der regionalen Koopera-
tion der Universitäten und Universitätskantone in 
der welschen Schweiz spielt die Conférence univer-
sitaire romande, an der der Bund durch Vertreter 
des schweizerischen Schulrats und der ETH Lausanne 
beteiligt ist. Die Konferenz, die sich seit 1966 aus 
der Konferenz der Erziehungsdirektoren (= Kultus-
minister) der welschen Hochschulkantone entwickelt 
hat, umfaßt heute außerdem die Erziehungsdirekto-
ren aller französisch sprechenden Kantone (ein-
schließlich Berns) sowie des Tessins und die Rekto-
ren aller Universitäten der genannten Kantone. Sie 
verfügt über ein eigenes Sekretariat. Die Konferenz 
bildet den verfahrensmäßigen Rahmen der intensiv 
betriebenen Hochschulkoordination der welschen 
Schweiz. 

2.5.10 Gremien der Zusammenarbeit des Bundes mit 
den welschen Kantonen im Rahmen der Hoch-
schulkoordination 

Bei der eingeleiteten Zusammenarbeit des Bundes 
mit den welschen Kantonen im Rahmen der Hoch-
schulkoordination 116)  ist auch die Bildung besonde-
rer Kooperationsgremien vorgesehen. In dem Rah-
menabkommen über Centres universitaires d'enseign-
ement et de recherche commun, die arbeitsteilig be-
stimmte Ausbildungs- und Forschungsaufgaben über-
nehmen, die dann an anderen welschen Universitä-
ten nicht wahrgenommen werden, wird bestimmt, 
daß der Direktor eines solchen Zentrums durch einen 
Rat unterstützt wird, der aus den Vertretern der in-
teressierten Hochschulen und der Kantone, die keine 
Universitäten besitzen, zusammengesetzt ist. Der 
Conférence universitaire romande kommen gewisse 
Aufsichtsfunktionen zu. Letzteres trifft auch für die 
Communauté d'études pour l'aménagement du terri-
toire zu. Diese Gemeinschaft, die Ausbildungs- und 

115) BBl. 1972 II, S. 1473 
116) Siehe Text zu Anm. 103 
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Forschungsaufgaben auf dem Gebiet der Raumord-
nung wahrnimmt, besitzt als Leitungsorgan einen 
Rat, der sich aus Personen zusammensetzt, die wie 
folgt bestimmt werden: 

— je eine von den Vertragsparteien, 

— drei durch die Eidgenössische Technische Hoch-
schule, Lausanne 

— je eine durch die betroffenen Universitäten, 

— sechs durch die Conférence universitaire ro-
mande. 

Die Gemeinschaft besitzt ein Sekretariat, dessen Per-
sonal administrativ der ETU Lausanne angegliedert 
ist. Der Generalsekretär wird auf Vorschlag des 
Rates von der Conférence universitaire romande 
bestimmt. 

2.5.11 Probleme des „Gremienpluralismus" 

Diese Vielzahl von Koordinations- und Informations-
gremien und -organen wirft die Frage nach ihrer 
Koordination und Kompetenzabgrenzung auf. Dazu 
heißt es in der Botschaft des Bundesrats vom 19. 5. 
1971 117) : 

„Nicht selten wird kritisch auf die Vielfalt der 
wissenschafts- und hochschulpolitischen Behörden 
und Gremien unseres Landes hingewiesen. Diese 
Sachlage ist nicht etwa dem HFG zur Last zu 
legen, sondern geschichtlich gewachsen und spie-
gelt den Reichtum unseres wissenschaftlichen 
Lebens. Was die Hochschulförderung angeht, hat 
sich das Nebeneinander von zwei gleichrangigen 
konsultativ tätigen Organen als sinnvoll erwiesen, 
namentlich deshalb, weil Hochschulkonferenz und 
Wissenschaftsrat gestützt auf ihre unterschiedliche 
Zusammensetzung und Aufgabenstellung abwei-
chende Betrachtungsweisen zur Geltung bringen. 
Da die Kantone die wissenschaftliche Verantwor-
tung für ihre Hochschulen tragen, ist ein Organ 
unentbehrlich, in dem sich ihre Vertreter zur Aus-
sprache über die Fragen der Hochschulkoordina-
tion und -zusammenarbeit vereinigen. Zwischen 
den beiden Konsultativorganen hat sich eine Auf-
gabenteilung in der Richtung eingestellt, daß der 
Wissenschaftsrat seine hochschulpolitischen Emp-
fehlungen und Grundsätze im Lichte der Erforder-
nisse der Wissenschaftspolitik formuliert, während 
die Hochschulkonferenz als rein hochschulpoliti-
sches Organ die Verwirklichung inter-universitä-
rer Absprachen und Regelungen als Hauptaufgabe 
wahrnimmt. Trotz der vom HFG fest umschriebe-
nen Kompetenzen scheint es angezeigt, die Ar-
beitsteilung zwischen den Konsultativorganen un-
ter sich einerseits und den Bundesstellen anderer-
seits neu zu überdenken. 

Die geschilderte Behördenstruktur weist jedoch in-
sofern eine Lücke auf, als heute noch eine taug-
liche ,operationelle Basis' fehlt, welche mit wis-
senschaftlichen Methoden und interdisziplinär die 
Grundlagen unserer künftigen Hochschulpolitik 
bereitstellt. Nach unserem Dafürhalten dürfen die-
se Funktionen auf keinen Fall zur Schaffung eines 
völlig neuen weiteren Organs führen; vielmehr 

117) BBl. 1971 I, S. 1552 f. 

sollte hier an die bereits vorhandenen Einrichtun-
ge  angeknüpft werden." gen 

Gerade der Dualismus von Hochschulkonferenz und 
Wissenschaftsrat wird häufig kritisiert. Er führe zu 
Doppelspurigkeit des Verfahrens und zu nicht uner-
heblichen Verzögerungen, wenn Anträge zwischen 
beiden Gremien hin- und hergeschoben werden  118).  

Der Vorentwurf der Neuregelung der Hochschulför-
derung 119)  vereinfacht deshalb das Verfahren und 
sucht das Verhältnis zwischen beiden Gremien zu 
klären. 

2.6 Vertragliche Abmachungen zwischen den Glied-
staaten ohne Beteiligung des Bundes 

Es gibt in der Schweiz auf dem Gebiete des Bildungs-
wesens eine ganze Reihe von vertraglichen Rege-
lungen zwischen den Kantonen. Hier sind einmal 
zu erwähnen bilaterale Gegenrechtserklärungen für 
die Behandlung kantonsfremder Ausbildungsemp-
fänger 120). Eine Reihe von Verträgen befaßt sich mit 
Schulfragen in bestimmten Grenzgebieten zwischen 
den Kantonen 19. Die welschen Kantone und Bern 

118) Vgl. NZZ vom 31. März 1973, S. 29. Der Wissen-
schaftsrat selbst spricht allerdings in seinem zweiten 
Bericht über den Ausbau der scweizerischen Hoch-
schulen von einer „erfreulichen Zusammenar-
beit" zwischen Hochschulkonferenz und Wissen-
schaftsrat. 

119) Siehe oben. 
120)Appenzell A. Rh.: Gegenrechtserklärung mit dem 

Kanton St. Gallen betreffend Stipendiengewährung, 
Regierungsratsbeschluß vom 1. Juni 1920, BGS 2, 
S. 265; idem, Regierungsratsbeschluß vom 9. Juni 
1923, ebenda, S. 266; Gegenseitigkeitserklärung zwi-
schen den Regierungen der Kantone Appenzell A. Rh. 
und Luzern betreffend die Ausrichtung von Stipen-
dien, Regierungsratsbeschluß vom 23. April 1929, 
ebenda, S. 267; Erklärung des Regierungsrates des 
Kontons Appenzell A. Rh. an das Erziehungsdeparte-
ment des Kantons Graubünden betreffend die gegen-
seitige Unterstützung an die Kosten der Berufslehre, 
Regierungsratsbeschluß vom 15. Februar 1924, eben-
da, S. 295. 

121)Vereinbarung zwischen dem Regierungsrat des Kan-
tons St. Gallen und dem Regierungsrat des Kantons 
Zürich über die Ordnung der Schulverhältnisse der 
Höfe Burgstock und Ruhhalden, 17. Januar / 19. Fe-
bruar 1929, Zürcher GS 4, S. 180; Vertrag zwischen 
dem Regierungsrat des Kantons Thurgau und dem 
Regierungsrat des Kantons Zürich betreffend die 
Neuordnung der Verhältnisse der Grenzschulen Wi-
len und Steig, 6. Januar / 24. April 1920, Zürcher 
GS 4, S. 182; Vertrag zwischen dem Regierungsrat 
des Kantons Thurgau und dem Regierungsrat des 
Kantons Zürich über die Ordnung der Schulverhält-
nisse der Höfe Reggtal, Meiersboden und Horn, 
24. April / 21. Mai 1926, Zürcher GS 4, S. 183; Staats-
vertrag zwischen den Kantonen St. Gallen und Thur-
gau betreffend die Schulgenössigkeit der evangeli-
schen Einwohner von Rotzenwil, Ober- und Unter

-

egg, Gemeinde Muolen, 30. Mai 1865, BGS St. Gal-
len 1, S. 411; Übereinkunft betreffend die Grenz- und 
Steuerverhältnisse der thurgauischen Schulge-
meinde Rickenbach, 14. Dezember 1891, BGS St. Gal-
len 1, S. 413; Vertrag zwischen den Kantonen St. Gal-
len und Thurgau über die Verhältnisse der Grenz-
schulgemeinde Hagenwil, 9. Oktober 1923, BGS St. 
Gallen 1, S. 416; Vertrag zwischen dem Regierungs-
rat des Kantons Thurgau und dem Regierungsrat 
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haben ein Abkommen über den Wohnsitzwechsel 
von Schülern getroffen 122),  Andere Verträge treffen 
Regelungen für den Schulbesuch in fremden Kanto-
nen. Hier sind insbesondere die Verträge des Kan-
tons Basel-Stadt über den Schulbesuch von Schülern 
aus anderen Kantonen zu erwähnen 123) 

des Kantons St. Gallen über die Schulverhältnisse 
von Ober- und Unterschönau, 15. Mai 1953, BGS St. 
Gallen 1, S. 419. Diese Verträge ordnen meist be-
stimmte Gebiete Schulgemeinden jenseits der Kan-
tonsgrenze zu, regeln die lokale Steuererhebung für 
Schulzwecke oder einen sonstigen interkantonalen 
Finanzausgleich, teilweise auch das Stimmrecht in 
Schulangelegenheiten. 

122) Convention du 7 septembre 1907 entre les cantons 
de Berne, Fribourg, Tessin, Vaud Valais, Neuchâtel 
et Genève, concernant le changement de domicile des 
élèves, et son annexe du 14 juin 1929, soweit ersicht-
lich nicht veröffentlicht, Titel zitiert nach Repertoire 
des lois vaudoises, S. 68. Ähnliche Fragen dürften 
folgende Verträge des Kantons Waadt regeln: Con-
vention du 25 mars / 14 avril 1942 avec le canton de 
Zurich concernant l'échange d'élèves und Convention 
du 25 avril / 2 mai 1944 avec le canton d'Argovie 
concernant la fréquentation scolaire, beide soweit er-
sichtlich nicht veröffentlicht, Titel zitiert nach Réper-
toire des lois vaudoises, S. 69. 

123) Vereinbarung über die Aufnahme von Schülern und 
Schülerinnen aus dem Kanton Basel-Landschaft in die 
baselstädtischen Schulen und von Schülern und 
Schülerinnen aus dem Kanton Basel-Stadt in die ba-
sellandschaftlichen Schulen 5. / 20. Juni 1967, Syste-
matische Gesetzessammlung Basel-Landschaft 4, 643; 
Vereinbarung über die Aufnahme von Schülern und 
Schülerinnen aus dem Kanton Solothurn in die basel-
städtischen Schulen, 20. / 13. Oktober 1959, G. A. Ba-
sel-Stadt 1, S. 607 (gekündigt am 30. Juni 1971, vgl. 
dazu und zur weiteren Entwicklung NZZ vom 
11. April 1973) ; Vereinbarung über die Aufnahme 
von Schülern und Schülerinnen aus dem Kanton 
Bern in die baselstädtischen Schulen, 22. / 28. Okto-
ber 1959, G. A. Basel-Stadt 1, S. 608; Vereinbarung 
über die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
aus dem Kanton Aargau (Bezirke Rheinfelden und 
Laufenburg) 	in die baselstädtischen Schulen, 
7. April / 20. Juli 1951, G. A. Basel-Stadt 1, S. 609. 
Abkommen betreffend Primarlehrerausbildung, 
4. Mai / 5. April 1957, G. A. Basel-Stadt 1, 724 (Aus-
bildung von Primarlehrern aus Basel-Landschaft in 
Basel-Stadt). Die gesetzliche Regelung des Mittel-
schulwesens in Basel-Landschaft sieht ausdrücklich 
den Abschluß von Schulabkommen mit anderen Kan-
tonen, insbesondere Basel-Stadt vor, Gesetz vom 
24. August 1961, § 22, Systematische Gesetzessamm-
lung 4, 641. Aus anderen Kantonen: Vertrag zwischen 
den Kantonen Thurgau und Appenzell A. Rh. be-
treffend Aufnahme von Appenzell-außerrhodischen 
Lehramtsschülern in das Seminar Kreuzlingen und 
Patentierung derselben, 4. August / 30. November 
1916, BGS Appenzell A. Rh. 2, S. 201; Vereinbarung 
zwischen der Erziehungsdirektion des Kantons Zü-
rich und dem Erziehungsdepartement des Kantons 
Thurgau über den Sekundarschulbesuch von Schülern 
thurgauischer Grenzgemeinden in den Sekundar-
schulen angrenzender zürcherischer Gemeinden, 
Zürcher GS 4, S. 185. Zu einem Schulabkom-
men zwischen Aargau und Schwyz vgl. NZZ 
vom 17. Mai 1973, S. 28 über Bestrebungen, in der 
Nordwestschweiz, solche Verträge durch ein multila-
terales Abkommen abzulösen, NZZ vom 10. Dezem-
ber 1971, S. 34, und 7. März 1973, S. 37. Zu dem Kon- 

Verträge können ferner gemeinsame Bildungsein-
richtungen verschiedener Kantone errichten. Von 
dieser Möglichkeit haben die Kantone in den letzten 
Jahren vielfach Gebrauch gemacht, so beispielsweise 
in dem Konkordat über das landwirtschaftliche Tech-
nikum vom 30. Juni 1964 124). Zweck dieses Konkor-
dats ist die Errichtung einer landwirtschaftlich-tech-
nischen Lehranstalt mit Sitz im Kanton Bern, wobei 
sich die Kantone die Kosten teilen und gemeinsam 
an der Verwaltung des Technikums mitwirken 125). 
Dem Konkordat gehören alle Kantone mit Ausnahme 
Appenzell A. Rh. an 126).  Ähnlich ist das Interkanto-
nale Technikum in Rapperwil (St. Gallen) konzi-
piert 127). Weniger weit gehen die Mitwirkungsbe-
fugnisse der Nichtsitzkantone bezüglich des Zentral-
schweizerischen Technikums in Luzern. Hier handelt 
es sich um eine Einrichtung des Kantons Luzern, für 
die einige andere zentralschweizerische Kantone auf 
Grund des Konkordats vom 1. Dezember 1972 128) 

finanzielle Beiträge leisten. Der Kanton Luzern ver-
pflichtet sich dafür, Schüler aus diesen Kantonen 129) 
in dem Technikum aufzunehmen. Ähnlich soll die 
Regelung für die geplante Innerschweizer Hochschule 
in Luzern sein 130) Auch für die bislang von Kanton 
Basel-Stadt getragene Universität Basel ist eine 
gemeinsame Trägerschaft durch beide Basel im Ge-
spräch 131) 132) 

kordat über den Besuch Luzerner Kantonsschulen 
und Seminarien durch Schüler aus Ob- und Nider-
alden vgl. NZZ vom 28. Juni 1973, S. 39. In einzelnen 
Fällen haben die Kantone auch Abkommen unmittel-
bar mit außerkantonalen Bildungseinrichtungen ge-
schlossen, vgl. Übereinkunft zwischen dem Kanton 
Zug und dem Evangelischen Lehrerseminar Zürich 
betreffend Ausbildung von Lehramtskandidaten aus 
dem Kanton Zug und die Ausrichtung von Studien-
beiträgen vom 4. Mai 1970, AS Zug 19 (1970), S. 783. 

124) AS 1964, S. 835 
125) Vgl. auch Abkommen zwischen den Kantonen Basel-
Stadt und Basel-Landschaft zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Technikums beider Basel in Muttenz, 
23. Oktober 1962, Systematische Gesetzessammlung 
Basel-Landschaft 4, 667. Erwähnt sei ferner die Er-
richtung einer „Stiftung Interkantonale Försterschule 
Maienfeld", deren Zweck die Errichtung und der Be-
trieb einer Fachschule für Förster ist. Angeschlossen 
sind die Kantone Uri, Schwyz, beide Unterwalden, 
Glarus, Zug, Schaffhausen, beide Appenzell, St. Gal-
len, Graubünden, Thurgau, Tessin, ferner das Für-
stentum Liechtenstein. 

126) GS des Kantons St. Gallen Bd. 8, S. 565 (Stand 1. Juli 
1973) und AS 1973, S. 235. 

127) Interkantonale Vereinbarung vom 20. Mai 1970, GS 
St. Gallen, Neue Reihe Bd. 7, S. 100. Vgl. dazu auch 
NZZ vom 18. September 1973, S. 25. Beteiligt sind die 
Kantone Zürich, St. Gallen, Glarus und Schwyz. 

128) Amtliche Sammlung der Gesetze und Verordnungen 
des Kantons Zug 20 (1973), S. 305. 

129)Vertragskantone sind neben dem Sitzkanton Luzern: 
Uri, Schwyz, Unterwalden ob und nid der Wald, Zug, 
Wallis. 

130) Vgl. NZZ vom 28. Mai 1973, S. 26. Rechtliche Grund-
lage hierfür ist das Zentralschweizer Hochschulkon-
kordat vom 16. Januar 1974 zwischen den Kantonen 
Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Zug. 

131) Vgl. NZZ vom 8. Juni 1973, S. 38 
132) Erwähnt sei ferner das Abkommen über die Finanzie-
rung der Schule für soziale und pädagogische Stu-
dien in Lausanne (Beitritt des Tessin durch Decreto- 
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Ein wesentliches Gebiet für die vertragliche Rege-
lung zwischen den Kantonen ist auch die Arbeitstei-
lung  und die Vereinheitlichung auf dem Gebiet des 
Bildungswesens. Bezüglich der Arbeitsteilung gibt es 
vor allem Abkommen in der welschen Schweiz, ins-
besondere ein Rahmenabkommen vom 3. Dezember 
1960 133). Erwähnt sei fener die Vereinbarung über 
die Interkantonale Zentralstelle für Lehrmittelkoor-
dination 134) 

Die wichtigste interkantonale Vereinbarung dürfte 
jedoch das sogenannte Schulkonkordat sein, das 
nach langjährigen Verhandlungen und Bemühungen 
im Juni 1971 zustande kam. Die wichtigsten Bestim-
mungen dieses Konkordats seien hier im Wortlaut 
wiedergegeben: 

„Artikel 1 

Die Konkordatskantone bilden eine interkanto-
nale öffentlich-rechtliche Einrichtung zur Förde-
rung des Schulwesens und zur Harmonisierung 
des entsprechenden kantonalen Rechts. 

Artikel 2 

Die Konkordatskantone verpflichten sich, ihre 
Schulgesetzgebung in den folgenden Punkten an-
zugleichen: 

a) Das Schuleintrittsalter wird auf das vollendete 
6. Altersjahr festgelegt. Stichtag ist der 30. 
Juni. Abweichungen im kantonalen Recht bis 
zu 4 Monaten vor und nach diesem Datum sind 
zulässig. 

b) Die Schulpflicht für Knaben und Mädchen dau-
ert bei mindestens 38 Schulwochen mindestens 
9 Jahre. 

c) die ordentliche Ausbildungszeit vom Eintritt in 
die Schulpflicht bis zur Maturitätsprüfung dau-
ert mindestens 12, höchstens 13 Jahre. 

d) Das Schuljahr beginnt zwischen Mitte August 
und Mitte Oktober. 

Artikel 3 

Die Konkordatskantone arbeiten zu Händen aller 
Kantone Empfehlungen aus, insbesondere für 
folgende Bereiche: 

a) Rahmenlehrpläne; 

b) gemeinsame Lehrmittel; 

legge vom 4. März 1974) ; ferner die Verwaltungsver-
einbarung der Kantone Bern und Solothurn über die 
Errichtung und den Betrieb einer interkantonalen 
Regionalstelle für Schulpsychologie und Erziehungs-
beratung, Gesetze, Dekrete und Verordnungen des 
Kantons Bern 1973, S. 295. 

133) Vgl. Botschaft des Bundesrates vom 19. Mai 1971, 
351. 1971 I, S. 1551. Für die deutsche Schweiz vgl. das 
Schulabkommen zwischen den Kantonen Bern, Lu-
zern, Freiburg, Solothurn, Basel-Stadt- Basel-Land-
schaft, Aargau, NZZ vom 1. Juni 1974, S. 27. 

134) Beteiligt sind die Kantone Zürich, Bern, Luzern, So-
lothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau, Grau-
bünden. Text: Gesetze und Verordnungen des Kan-
tons Solothurn Bd. 85 (1970-72), S. 1039. 

c) Sicherstellung des freien Übertritts zwischen 
gleichwertigen Schulen; 

d) Übertritt in die aufgegliederten Oberstufen; 

e) Anerkennung von Examensabschlüssen und 
Diplomen, die in gleichwertigen Ausbildungs-
gängen erworben wurden; 

f) einheitliche Bezeichnung der gleichen Schul-
stufen und gleichen Schultypen; 

g) gleichwertige Lehrausbildung. 

Die Konferenz schweizerischer Lehrerorganisatio-
nen ist bei der Ausarbeitung dieser Empfehlungen 
anzuhören. 

Artikel 4 

Die Konkordatskantone arbeiten im Bereich der 
Bildungsplanung und -forschung sowie der Schul-
statistik unter sich und mit dem Bund zusammen. 
Zu diesem Zweck werden: 

a) für diese Zusammenarbeit notwendige Institu-
tionen gefördert und unterstützt; 

b) Richtlinien für jährliche oder periodische 
schweizerische Schulstatistiken ausgearbeitet." 

Näheres zu diesem Konkordat wird unter unter 3.3.1 
ausgeführt. 

2.7 Organe der Kooperation zwischen den Glied-
staaten 

Wie in vielen anderen Bundesstaaten gibt es auch 
in der Schweiz eine Reihe von „Ministerkonferen-
zen". Für das Bildungswesen ist dies die „Konfe-
renz der kantonalen Erziehungsdirektoren", die seit 
1898 besteht. Sie hat sich mit verschiedenen Berei-
chen des Bildungswesens und der Koordination be-
faßt, faßt jedoch keine verbindlichen Beschlüsse 135). 
Sie besitzt ein eigenes ständiges Sekretariat. Das er-
wähnte Schulkonkordat ist im Rahmen dieser Konfe-
renz ausgearbeitet worden. 

Neben der gesamtschweizerischen Konferenz der Er-
ziehungsdirektoren gibt es regionale Konferenzen, 
insbesondere die Konferenz der Erziehungsdirekto-
ren der welschen Schweiz 136) und seit 1964 die nord

-

westschweizerische Erziehungsdirektorenkonferenz, 
die sich nunmehr auch ein ständiges Sekretariat ge-
schaffen hat 137), ferner die innerschweizerische 138) 
und die ostschweizerische 139) Erziehungsdirektoren-
konferenz. 

Ferner gibt es entsprechende Konferenzen von be-
stimmten für das Bildungswesen zuständigen Beam-
ten unterhalb der Ebene der Departementsvorsteher 
sowie der Gymnasialdirektoren 140). Erwähnt sei hier 

135) Kloß, a. a. O. (Anm. 58), S. 84 f.; Schultze 
(ed.), a. a. O. (Anm. 1), Bd. 1, S. 740 f. 

136)Kloß , a. a. O., S. 85 
137) NZZ vom 31. Januar 1972, S. 21, und vom 4. Mai 1972, 

S. 26. Dazu gehören die Kantone Solothurn, Luzern, 
Aargau und beide Basel. 

138) NZZ vom 1. Oktober 1971, S. 30 
139) NZZ vom 15. Februar 1971, S. 17 
140) Kloß, a. a. O. (Anm. 58), S. 85, 87, Schultze 

(ed.), a. a. O. (Anm. 1), S. 741 
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die Interkantonale Stipendienbearbeiter-Kommis-
sion, die — freilich unverbindliche — Richtlinien für 
die kantonale Stipendienpraxis beschließt 141).  Für 
den Bereich der Bildungsforschung ist hier ferner 
die von der KKED gegründete „Koordinationsstelle 
für Bildungsforschung" in Aargau zu nennen 142 ).  

Interkantonale Gremien sind auch die Leitungsor-
gane der oben erwähnten gemeinsamen Bildungs-
einrichtungen der Kantone 143) 

Erwähnung finden sollten in diesem Zusammenhang 
auch die (privatrechtlich organisierten) Verbände der 
Berufserzieher, die eine gewisse Bedeutung für die 
Koordination im Bildungswesen besitzen 144).  

141) Vgl. dazu die Entscheidung des schweizerischen 
Bundesgerichts vom 20. Dezember 1972, Schweize-
risches Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwal-
tung 74 (1973), S. 374 ff. 

142)Vgl. BBl. 1972 I, S. 414 

143)Vgl. Anm. 124-134 mit dem dazugehörigen Text 

2.8 Das Verhältnis von Bund-Gliedstaaten- und 
Zwischen-Gliedstaaten-Kooperation 

Welche Aufgaben der Koordination und Koopera-
tion in Gremien vorgenommen werden, in denen der 
Bund beteiligt ist und welche in rein interkantona-
len Gremien, ist im einzelnen für die Schweiz schwer 
zu bestimmen. Das bereits angeschnittene Problem 
des Gremienpluralismus stellt sich natürlich ver-
stärkt unter Berücksichtigung der Gremien des Bun-
des, der bund-kantonalen, interkantonalen und pri-
vaten Organisationen. Die zwei folgenden Übersich-
ten sollen die wichtigsten wissenschaftspolitischen 
Gremien der Schweiz mit ihren Aufgaben und in 
ihrem Zusammenwirken noch einmal zusammenfas-
send darstellen 145) 

144) Kloß, a. a. O. (Anm. 58), S. 87; Schultze (ed.), 
a. a. O. (Anm. 1), Bd. 1 Teil A, S. 792 f., 807 (mit einer 
Übersicht über die einzelnen Lehrerverbände) 

145) 1. Schweizerische Hochschulkonferenz, Jahresbericht 
1973, S. 78; 2. Schweizerischer Wissenschaftsrat, 
Zweiter Bericht über den Ausbau der schweize-
rischen Hochschulen, S. 17. 
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2. 	Organ Funktion Tätigkeitsweise Tätigkeitsbereich   

Wissenschaftsrat oberstes Konsultativ- beratend (Formulierung gesamter Bereich der 
organ des Bundesrates von Grundsatz- und / in Wissenschaftspolitik 

beschränktem Umfang / (Hochschul-, Forschungs

- 

von Einzelempfehlungen) förderungs-, Teile der 
Bildungspolitik) 

Hochschulkonferenz Koordinationsorgan beratend und reglemen

- 

 Hochschulpolitik 
der Hochschulträger tierend (Verwirklichung 

der Zusammenarbeit 
unter den schweize

- 

rischen Hochschulen) 

Erziehungsdirek

- 

 Vereinigung der beratend gesamter Bereich der 
torenkonferenz Erziehungsdirektoren Bildungspolitik 

aller schweizerischen 
Kantone 

Hochschulrektoren

- 

 Vereinigung der beratend (Formulierung Hochschulpolitik (insbe

- 

konferenz Rektoren von Empfehlungen zu sondere Studienreform) 
(oder permanenter Ver

- 

 Fragen der Hochschul

- 

treter) sämtlicher schwei

- 

 organisation und der 
zerischer Hochschulen Studiengestaltung) 

Stiftungsrat und Organe der (privat- entscheidend (hauptsäch

- 

 Forschungsförderung, 
Nationaler rechtlichen) Stiftung lieh Zusprache von Nachwuchsförderung 
Forschungsrat des „Schweizerischer Beiträgen verschiedener 
Nationalfonds Nationalfonds Art) 

zur Förderung der 
wissenschaftlichen 
Forschung" 

Abteilung für Exekutivinstanz des vobereitend und Forschungsförderung, 
Wissenschaft und Bundesrates ausführend Hochschulwesen, allge

- 

Forschung meines Bildungswesen 

Diese Vielfalt der bildungspolitischen Gremien ist 
historisch gewachsen, doch sind Verbesserungen, 
Vereinfachungen in dieser Organisationsstruktur 
der Bildungspolitik sicherlich möglich und er-
wünscht 146).  

Zu dem Maß, in welchem die Koordination durch den 
Bund oder durch die Kantone und Hochschulen erfol-
gen sollte, sind folgende Ausführungen des Bundes-
rates in seiner Botschaft vom 19. Mai 1971 von Inter-
esse 147) : 

„Ein wichtiges Ziel der Hochschulförderung stellt 
die Verbesserung der Hochschulkoordination und 
-zusammenarbeit dar. Unter dieser Gesamt- und 
Daueraufgabe sind im wesentlichen die Bestre-
bungen der Hochschulen und der andern wissen-
schaftlichen Lehr- und Forschungsinstitutionen so-
wie ihrer Träger zu verstehen, die darauf abzielen, 

146) Vgl. die Übersicht in Schweizerischer Wissenschafts

-

rat, Zweiter Bericht über den Ausbau der schweize-
rischen Hochschulen, S. 15 ff. 

147) BBl. 1971 II, S. 1551 f. 

Planung, Ausbau und Betrieb durch Übereinkünfte 
aufeinander abzustimmen, Sonderaufgaben ge-
meinsam zu lösen und Strukturen und Methoden 
gegenseitig anzupassen. Daß das zentrale Anlie-
gen der Koordination von den Hochschulen und 
ihren Trägern aufmerksam verfolgt wird, zeigt 
sich an verschiedenen interkantonalen und inter-
universitären Maßnahmen der jüngsten Zeit. Wir 
verweisen insbesondere auf die intensive Hoch-
schulzusammenarbeit unter den Kantonen der wel-
schen Schweiz. Sie findet ihren Ausdruck in meh-
reren vertraglichen Regelungen, u. a. im Rahmen-
vertrag vom 3. Dezember 1969, auf Grund dessen 
keine welschschweizerische Universität mehr im 
Alleingang Ausbildung auf der Stufe des „3ème 
cycle" vermittelt. Wie die Hochschulkonferenz in 
ihrem Jahresbericht 1969 feststellt, haben die ent-
sprechenden Anstrengungen in der deutschen 
Schweiz noch eher sporadischen Charakter. Was 
die Neugründungsvorhaben der Kantone Aargau, 
Luzern und Solothurn betrifft, erwähnen wir die 
von Hochschulkonferenz und Wissenschaftsrat vor 
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kurzem eigens eingesetzte gemeinsame Arbeits-
gruppe (Vorsitz: Regierungsrat A. Schneider, Ba-
sel-Stadt); sie hat die Pläne für die neuen Hoch-
schulen unter sämtlichen Gesichtspunkten, nament-
lich unter demjenigen ihrer Eingliederung in das 
System der bestehenden Universitäten abzuklä-
ren. Daneben verdienen die zur Zeit laufenden 
gesamtschweizerischen Bemühungen um die An-
gleichung der Studiengänge bzw. der Prüfungen 
sowie um ihre Gleichwertigkeit Beachtung. An die-
sen Arbeiten sind neben der Hochschulkonferenz 
u. a. die Schweizerische Hochschulrektorenkonfe-
renz, die Medizinische Interfakultätskommission 
sowie weitere gesamtschweizerische Gremien der 
Fakultäten beteiligt. 

Mit Sicherheit läßt sich voraussehen, daß der Weg 
der ausschließlich freiwilligen horizontalen Koor-
dinierung auf die Dauer allein nicht genügen wird. 
Gemäß Artikel 1 Abatz 1 HFG ist der Bund zwar 
gehalten, die Zusammenarbeit der schweizerischen 
Hochschulen mit allen ihm zur Verfügung stehen-
den Mitteln zu unterstützen. Angesichts der kanto-
nalen Autonomie auf dem Gebiete des Unter-
richtswesens, der das HFG Rechnung trägt, sind 
die entsprechenden Befugnisse des Bundes aller-
dings recht beschränkt. Deshalb vermag er nur in 
besonderen Fällen auf die Fortentwicklung der 
Hochschulzusammenarbeit im Sinne einer vertika-
len Koordination Einfluß zu nehmen. 

Würdigt man die bisherigen Ergebnisse, so drängt 
sich die Feststellung auf, daß es der schweizeri-
schen Hochschulpolitik trotz eines nicht ganz zu-
reichenden Koordinationsinstrumentariums gelun-
gen ist, einen vertretbaren Ausgleich zwischen 
der kantonalen Hochschulhoheit und den natio-
nalen Interessen zu finden 148). Die Tatsache, daß 
die schweizerischen Hochschulen aus ihrer vor-
herigen Vereinzelung heraus immer mehr zu einer 
echten Gemeinschaft zusammenwachsen, ist der 
Übereinstimmung aller interessierten Kreise in 
bezug auf das Integrationsziel der ,Hochschule 
Schweiz' zu verdanken". 

Sicherlich ist in der Schweiz die Kooperation und 
Koordination zwischen den Gliedstaaten als eine Al-
ternative zu einem verstärkten Einfluß des Bundes 
gesehen worden. Das wurde besonders deutlich an-
läßlich der Behandlung eines Volksbegehrens, das 
eine Änderung der Bundesverfassung dahin gehend 
erstrebte, daß in der Verfassung wesentliche Ele-
mente der Regelung des Schulwesens unmittelbar 
oder durch Erweiterung der Befugnisse des Bundes 
geregelt werden sollten. Die Initiative war in der 
Form einer allgemeinen Anregung gefaßt und hatte 
folgenden Wortlaut: 

„Im Bestreben, allen Schweizer Bürgern — unter 
besonderer Rücksichtnahme auf die verschiede-
nen Sprachgebiete — eine den Erfordernissen ent-
sprechende Ausbildung zu ermöglichen, werden 
die Bundesbehörden eingeladen, die Artikel 27 
und 27 bis BV in dem Sinne neu zu fassen: 

148) Kritischer zu den bisherigen Ergebnissen der Koordi-
nation Deppeler NZZ vom 16. April 1972, 
S. 33 f. 

a) daß für die ganze Schweiz das Schuleintritts

-

alter, der Schuljahresbeginn und die Dauer der 
obligatorischen Schulpflicht einheitlich festge-
legt werden; 

b) daß der Bund die Forschung im Bildungswesen 
fördert und die Koordinationsbestrebungen der 
Kantone auf dem Gebiete des Schulwesens 
unterstützt; 

c) daß der Bund, um Schulübertritte ohne Schwie-
rigkeiten zu ermöglichen, in Zusammenarbeit 
mit den Kantonen, alles unternimmt, um die 
Lehr- und Studienpläne aller Schulstufen bis 
zur Maturität, den Übertritt von einer Stufe 
zur anderen, die Lehrmittel und die Ausbil-
dung der Lehrer gegenseitig anzugleichen". 

Der diesbezüglich vom Bundesrat an die Bundesver-
sammlung gegebene Bericht empfahl den eidgenös-
sischen Räten, die Initiative dem Volk mit dem An-
trag auf Ablehnung vorzulegen 149). Argument hier-
für war einmal, daß die erstrebten Regelungen in 
einer umfassenderen Neuregelung der Bildungsarti-
kel aufgehen müßten. Ein weiteres Argument war, 
daß die Ziele der Initiative weitgehend mit dem 
Schulkonkordat erreicht schienen und deshalb eine 
weitere Beschränkung der kantonalen Schulhoheit 
durch die Verfassung als unerwünscht angesehen 
wurde. Dazu heißt es in der Botschaft des Bundes-
rats  150 ): 

„Die Aufrechterhaltung der föderalistischen Struk-
tur unseres Staates gebietet, daß die Kantone in 
Fragen, die wichtige regionale und lokale Aspekte 
aufweisen, selbst verantwortlich handeln können. 
Dazu zählen ganz besonders die Probleme des 
Bildungswesens; deshalb kommt der Schulhoheit 
der Kantone eine große staatspolitische Bedeu-
tung zu. Der Bund hat somit auf eigene Interven-
tionen zu verzichten, solange und soweit die Kan-
tone selber in der Lage sind, die sich stellenden 
Aufgaben befriedigend zu lösen. Nach geltendem 
Recht liegt die Verantwortung für die Schulkoor-
dination bei den Kantonen. Mit dem zustande ge-
kommenen Konkordat steht ihnen nun ein Instru-
ment zur Verfügung, das es gestattet, die Anlie-
gen der Initiative unter Wahrung der kantonalen 
Schulhoheit weitgehend zu verwirklichen." 

In diesen Ausführungen kommt ein in der Schwei-
zer Lehre zum Föderalismus immer wieder erwähn-
ter Grundsatz zum Tragen, nämlich das föderalisti-
sche Subsidiaritätsprinzip 151 ).  

Auf der anderen Seite muß in diesem Zusammen-
hang erwähnt werden, daß die Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren bei der Frage der Be-
kämpfung des Numerus clausus dem Eingreifen des 
Bundes durch finanzielle Anreize 152)  den Vorzug 
vor einer rein interkantonalen Regelung durch Kon- 

149) Botschaft des Bundesrates vom 27. September 1971, 
BBl. 1971 II, S. 1001 ff. 

150) Ebenda, S. 1013 
151)Vgl. dazu D e p p e l e r , a. a. O. (Anm. 68) S. 243 ff.; 

Loret an  a. a. O. (Anm. 7), S. 4 
152) Zur entsprechenden Revision des Hochschulförde-

rungsgesetzes siehe unten 3.3.2.6. 
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kordat gegeben hat. Die Lösung des Problems durch 
ein eidgenössisches Gesetz sei dein „schwierigen 
Verhandlungsweg" zu einem Konkordat vorzuzie-
hen 153) 

2.9 Wirkungen der auswärtigen Gewalt auf die 
bundesstaatliche Kompetenzverteilung 

Nach Art. 8 der Bundesverfassung steht dem Bund 
allein das Recht zu, Staatsverträge, namentlich Zoll-
und Handelsverträge, mit dem Auslande einzuge-
hen. Eine völkerrechtliche Vertragsschließungsbe-
fugnis wird den Kantonen in Artikel 9 nur als Aus-
nahme gewährt. Diese Bestimmungen werden über-
wiegend so ausgelegt, daß der Bund auch für den 
Abschluß von Verträgen auf Gebieten zuständig ist, 
für die den Kantonen die Gesetzgebungsbefugnis zu-
steht. Mit der völkerrechtlichen Verbindlichkeit 
wird der Vertrag auch innerstaatlich verbindlich, 
ohne daß eine Mitwirkung der kantonalen Rechts-
setzungsinstanzen erforderlich ist. Auf diese Weise 
ist eine Überspielung der bundesstaatlichen Kom-
petenzordnung durch den Abschluß völkerrechtli-
cher Verträge möglich. Solche Fälle sind allerdings 
in der Verfassungspraxis der Schweiz kaum zu fin-
den. Politisch wird auf die Belange der Kantone im 
internationalen Verkehr durch die Schweizer Eid-
genossenschaft Rücksicht genommen 154). Infolge-
dessen hat sich die Eidgenossenschaft des Abschlus-
ses von Abkommen im kulturellen Bereich weitge-
hend enthalten. Sie hat bislang keine allgemeinen 
Kulturabkommen, sondern nur Vereinbarungen 
über beschränkte Sachbereiche kultureller Art ge-
schlossen. Ein institutionalisiertes Verfahren zur 
Konsultation der Kantone vor Abschluß, von Verträ-
gen, die ihren Zuständigkeitsbereich betreffen, be-
steht nicht, jedoch immt der Bund offenbar bei wich-
tigeren Abkommen dieser Art vor Abschluß mit den 
Kantonen Fühlung. 

3 	Die Regelung einzelner Sachfragen 

3.1 Die Vorbereitung der Entscheidungen 
(Bildungsplanung) 

3.1.1 Vorschriften und Abkommen über Bildungs-
planung 

Die schweizerische Verfassung erwähnt die Bil-
dungsplanung nicht ausdrücklich. Vielmehr wird die 
Planung als ein Annex der sachlichen Regelungs-
befugnis angesehen. Allerdings gibt es im Rahmen 
der Bestrebungen um die Totalrevision der Bundes-
verfassung Erwägungen über die Aufnahme beson-
derer Regelungen für die Planung, auch für die Bil-
dungsplanung 155).  Jedoch hat sich die überwiegen-
de Mehrzahl der Stimmen gegen besondere Vor-
schriften über die Planung in der Verfassung ausge- 

153) NZZ vom 19. März 1971, S. 38 
154)Vgl. zu diesem Thema Burckhardt , a. a. O. 

(Anm. 9), S. 90 f., und Aubert, a. a. O. (Anm. 10), 
Bd. 1, S. 256 ff., insbes. S. 258 f. 

155)Vgl. Ziff. 4.2. des Fragebogens, Antworten, a. a. O. 
(Anm. 5), Bd. I, S. 22 

sprochen 156) ; im wesentlichen mit der Begründung, 
Planung gehöre zu den selbstverständlichen Aufga-
ben der Instanzen, die Entscheidungen zu treffen 
hätten. Nur wenige Stimmen sprachen sich für be-
sondere Vorschriften über die Planung 157), auch be-
sondere Planungsorgane aus 158). Einige Stimmen 
forderten eine Kompetenz des Bundes zum Ausbau 
der für die Planung notwendigen Statistik 159) 

In dem Konkordat über Schulkoordination 160)  befaßt 
sich eine Bestimmung (Art. 4) mit Bildungsplanung 
und -forschung. Sie sieht eine Zusammenarbeit der 
Kantone untereinander und mit dem Bund vor. Über 
die Durchführung der Bestimmung ist dem Verfas-
ser noch nichts bekannt. 

Ausdrückliche Vorschriften des Bundes über die 
Planungen bestehen, soweit ersichtlich, nur für den 
tertiären Bereich. Die ursprüngliche Fassung des 
Bundesgesetzes über die Hochschulförderung vom 
28. Juni 1968 erwähnte die Planung allerdings nur 
in den Schlußbestimmungen, und zwar in Artikel 23, 
der Vorschriften über die von den Hochschulkan-
tonen zu erlassenden Einführungsbestimmungen 
zum Hochschulförderungsgesetz 161)  enthält. Es heißt 
in Artikel 23 Abs. 2: 

„Die Einführungserlasse müssen Vorschriften ent-
halten über: 

a. Planung und Vorbereitung des weiteren Aus-
baus der Hochschule, auch mit Bezug auf die 
Struktur- und Studienreform, insbesondere 
über die dafür zuständigen Organe, das zu be-
folgende Verfahren und allenfalls über eine 
besondere Zweckbestimmung der Grundbei-
träge; 

Sachlich zum Bereich der Planung gehört auch Ar-
tikel 15 HFG, der sich mit der Feststellung des 
Finanzbedarfs für zukünftige Beitragsperioden be-
schäftigt. Dazu muß angemerkt werden, daß die auf 
Grund des Hochschulförderungsgesetzes zu leisten-
den Bundesbeiträge in ihrer Gesamtsumme stets für 
mehrere Jahre vom Bundesparlament durch sog. all-
gemein verbindlichen Bundesbeschluß festgelegt 
werden (Artikel 14 Abs. 1 HFG). 

156) Zürich, Antworten, a. a. O., Bd. I, S. 91; Bern, ebenda, 
Bd. I, S. 130; Nidwalden, ebenda, Bd. I, S. 281; Glarus, 
ebenda, Bd. I, S. 309; Appenzell-I. Rh., ebenda, Bd. I, 
S. 660; St. Gallen, ebenda, Bd. I, S. 763; Thurgau, 
ebenda, Bd. I, S. 836; Wallis, ebenda, Bd. I, S. 935; 
Neuenburg, ebenda, Bd. I, S. 948; Vorwort des Schwei-
zerischen Handels- und Industrievereins, ebenda, 
Bd. IV, S. 74; Schweizerische Gemeinnützige Gesell-
schaft, ebenda, Bd. IV, S. 170 

157) Zug, ebenda, Bd. I, S. 389 f.; Konservativ-christlich-
soziale Partei, ebenda, Bd. II, S. 118f.; Partei der Ar-
beit, ebenda, Bd. II, S. 328 

158) Zug, a. a. O.; Solothurn, ebenda, Bd. I, S. 524; Evan-
gelische Volkspartei, ebenda, Bd. II, S. 291 

159) Sozialdemokratische Partei, ebenda, Bd. II, S. 198; 
Universität Neuenburg, ebenda, Bd. III, S. 608 

160) Siehe oben 2.6 
161) Das vom Eidgenössischen Departement des Innern 

ausgearbeitete Muster eines kantonalen Einführungs-
erlasses zum HFG enthält eine Reihe von Verfahrens-
vorschriften über die Planung. 
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Artikel 15 lautet: 

„(1) Die Hochschulkantone und die beitragsbe-
rechtigten Institutionen haben der schweizeri-
schen Hochschulkonferenz (Artikel 19) spätestens 
eineinhalb Jahre vor Ablauf der Beitragsperiode 
in einer Übersicht ihren Finanzbedarf für die 
nächste Beitragsperiode bekanntzugeben. 

(2) Die Hochschulkonferenz prüft die Übersichten 
unter dem Gesichtspunkt einer sinnvollen Zusam-
menarbeit der Hochschulen und der beitragsbe-
rechtigten Institutionen und teilt dem schweize-
rischen Wissenschaftsrat zu Händen des Eidge-
nössischen Departements des Innern den voraus-
sichtlichen finanziellen Gesamtbedarf der Hoch-
schulkantone und der beitragsberechtigten Insti-
tutionen für die nächste Beitragsperiode mit." 

In der Vollziehungsverordnung des Bundesrates 
wird dann diesbezüglich der Begriff des Plans ein-
geführt. Es heißt dort: 

„Artikel 33 

(1) Die Hochschulkantone und beitragsberechtig-
ten Institutionen errechnen ihren Finanzbedarf im 
Sinne von Artikel 15 des Gesetzes aufgrund eines 
Richtplans , der für die Dauer der jeweiligen 
Beitragsperiode aufgestellt wird und jährlich neu 
zu überprüfen ist 162).  

(2) Der Richtplan gewährt eine Übersicht über die 
Betriebsausgaben, die Investitionen und den 
Mehrbedarf an Lehr- und Forschungspersonal, mit 
denen während der nächsten Beitragsperiode vor-
aussichtlich zu rechnen ist. 

(3) Nach Anhörung der Hochschulkonferenz und 
des Wissenschaftsrates erläßt das Eidgenössische 
Departement des Innern die erforderlichen Wei-
sungen. 

Artikel 34 

(1) Der Finanzbedarf für die nächste Beitrags-
periode ist der Hochschulkonferenz in der Weise 
mitzuteilen, daß neben den Gesamtzahlen die vor-
aussichtlichen Aufwendungen für den Betrieb, 
aufgeteilt nach Jahren, und diejenigen für die ein-
zelnen Sachinvestitionen ersichtlich sind. 

(2) Die Hochschulkonferenz erstattet dem Wissen-
schaftsrat über den voraussichtlichen finanziellen 
Gesamtbedarf so rechtzeitig Bericht, daß es die-
sem möglich ist, die entsprechenden Angaben mit 
seiner Stellungnahme bis spätestens am 1. Dezem-
ber des zweitletzten Jahres der Beitragsperiode 
dem Eidgenössischen Departement des Innern zu 
unterbreiten." 

Wenn in Artikel 33 der Vollziehungsverordnung 
von Weisungen des Eidgenössischen Departements 
des Innern die Rede ist, so beziehen sich diese wohl 
auf Form und Gestaltung des Richtplans. Diese et-
was sporadische und indirekte Regelung der Hoch-
schulplanung im Hochschulförderungsgesetz wurde 
als ungenügend empfunden. Deshalb wurde durch 
Bundesgesetz vom 17. Dezember 1971 ein neuer Ab- 

162) Hervorhebung vom Verfasser. 

schnitt VI bis in das Hochschulförderungsgesetz ein-
gefügt. Er trägt die Überschrift: „Koordination und 
Beratung auf dem Gebiete der Hochschulplanung" 
und besteht aus einem einzigen Artikel 19 bis, 
welcher lautet: 

„(1) Der Bund sichert in Zusammenarbeit mit den 
Hochschulkantonen und den beitragsberechtig-
ten Institutionen die Koordination unter den ver-
schiedenen Hochschulplanungen des Landes, ein-
schließlich derjenigen der bundeseigenen Hoch-
schulen, und sorgt für eine angemessene Beratung 
der Hochschulträger auf dem Gebiet der Hoch-
schulplanung und des Hochschulbaus. 

(2) Der Bund fördert insbesondere alle Maßnah-
men, die dazu beitragen, daß jeder Schweizer oder 
niedergelassene Ausländer, der die Voraussetzun-
gen für eine Immatrikulation erfüllt, das Studium 
seiner Wahl ohne Behinderung durch rechtliche 
oder tatsächliche Zulassungsbeschränkungen an 
einer schweizerischen Hochschule beginnen und 
abschließen kann." 

Diese Änderung wird in einer Botschaft des Bundes-
rates vom 19. Mai 1971 ausführlich begründet. Es 
heißt dort 163) : 

„Die jüngsten Entwicklungen im Hochschulbe-
reich machen deutlich, daß zwischen dem quanti-
tativen Wachstum und den Strukturen und Metho-
den Wechselwirkungen bestehen. Es ist unerläß-
lich, diese Zusammenhänge näher zu kennen, sol-
len hochschulpolitische Fehlentscheidungen ver-
mieden werden. Dazu bedarf die Hochschulpoli-
tik neuer Mittel und Maßstäbe: Insbesondere be-
nötigt sie ein Instrumentarium, das ihr wissen-
schaftlich gesicherte, interdisziplinär erarbeitete 
Grundlagen, u. a. objektive Prognosen, zur Ver-
fügung stellt. Die Vorausschau, eine möglichst 
weite und umfassende Betrachtungsweise sowie 
eine laufende Anpassung an neue Daten und Er-
kenntnisse sind Voraussetzungen jeder Planung. 

So wie die Hochschulpolitik einen Teil der allge-
meinen Bildungspolitik darstellt, hat sich die 
Hochschulplanung ihrerseits in den größeren Rah-
men der Bildungsplanung einzuordnen. Die ober-
ste Aufgabe der Hochschulplanung liegt in der 
Anwendung der Postulate der maßgeblichen all-
gemeinen Bildungskonzeption auf die Hochschul-
verhältnisse. Mit der Umschreibung der univer-
sitären Bildungsziele steht die weitere quantita-
tive Entwicklung der Hochschulen in enger Ver-
bindung. So bestimmen die in den einzelnen Stu-
dienrichtungen zu erwartenden Studentenzahlen 
sowie das zu wählende Unterrichts- und For-
schungsangebot die Planung im Bereich der Struk-
turen, des Bauwesens und des Lehr- und For-
schungspersonals. Dabei hat die Bauplanung im 
besonderen auf die Gesichtspunkte der Raumord-
nung und der regionalen Entwicklung Rücksicht 
zu nehmen. Der Finanzplanung obliegt es schließ-
lich, die Höhe und die zeitliche Verteilung der für 
die Erfüllung der Planziele erforderlichen Hoch-
schulausgaben zu bestimmen. Angesichts der vie-
len von ihr berührten Sachgebiete stellt die Hoch- 

163) BB1. 1971 I, S. 1560 f. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551  

schulplanung eine außerordentlich komplexe Auf-
gabe dar, die nur bei enger Zusammenarbeit unter  
den verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen  
und den zuständigen Behörden und Organen be

-

wältigt werden kann. In unserem Bundesstaat  ist  
es unbedingt notwendig, daß sich die einzelnen  
Hochschulen, die Kantone als Hochschulträger,  
die gesamtschweizerischen Konsultativorgane so-
wie der Bund als Subventionsgeber entsprechend  
den Mitteln, über die sie verfügen, in die Auf-
gabe teilen. Hierin liegt ein wichtiges Tätigkeits-
feld der Hochschulkoordination und des koope-
rativen Föderalismus, das in Zukunft alle Auf-
merksamkeit verdient. Ein erfolgreiches Zusam-
menwirken hängt von der Vergleichbarkeit der  
Grundlagen und Ziele der einzelnen Hochschul-
planungen ab, was eine Gemeinsamkeit der An-
sichten aller beteiligten Kreise und Instanzen in  
bezug auf die Leitvorstellungen voraussetzt. Mit  
Genugtuung stellen wir fest, daß dieser Prozeß  
der gegenseitigen Abstimmung in Gang gekom-
men ist. Der Bund muß in Anerkennung der gro-
ßen Bedeutung der Hochschulplanung seinerseits  
den ihm zukommenden Beitrag auf diesem Ge-
biet leisten. Aus diesem Grunde schlagen wir  
ihnen vor, dem Bund die Möglichkeit zu verschaf-
fen, unter den verschiedenen Hochschulplanungen  
des Landes zu koordinieren und den Kantonen die  
unerläßliche Hilfe und Beratung zukommen zu  
lassen."  

Ferner wird ausgeführt 164) :  

„Artikel 19 bis unseres Entwurfs umschreibt den  
Beitrag, den der Bund hinfort auf dem Gebiet der  
Hochschulplanung erbringen soll, und grenzt den  
Bereich ab, in dem er dafür Verantwortungen  
übernimmt. Absatz 1 der Vorschrift unterscheidet  
zwei Formen seines Handelns: Koordination und  
Beratung. Die vorgeschlagene Regelung geht da-
von aus, daß die Zuständigkeit für die Bestim-
mung der Ziele und Methoden der Hochschulpla-
nung grundsätzlich nach wie vor bei den Hoch-
schulträgern liegt.  

Was die Koordination betrifft, ist es wie bisher  
die Hochschulkonferenz, der aufgrund von Arti-
kel 19 Absatz 3 im wesentlichen die Aufgabe der  
gegenseitigen Abstimmung der einzelnen Hoch-
schulplanungen übertragen ist; sie wird sich dabei  
auf die gemäß Artikel 18 Absatz 3 Buchstabe a  
und c des HFG vom Wissenschaftsrat aufzustel-
lenden Richtlinien und Empfehlungen stützen  
können. Der Bund hat nach der neuen Bestim-
mung die Aufgabe, die Koordination zu sichern,  
wobei er sich bemühen wird, in Zusammenarbeit  
mit den Hochschulkantonen und den beitrags-
berechtigten Institutionen in nationalem Inter-
esse liegende Lösungen zu entwickeln.  

Im Rahmen der Beratung auf dem Gebiet der  
Hochschulplanung und des Hochschulbaus stellt  
der Bund den Beitragsempfängern, die seine Hilfe  
benötigen, die Dienste seiner Verwaltung und sei-
ner Hochschulen zur Verfügung. Seine beratende  

164) Ebenda, S. 1565 f.  

Tätigkeit kann verschiedene Formen annehmen,  
wie zum Beispiel den Aufbau von Dokumentatio-
nen, die Abgabe von Informationen, die Aufarbei-
tung von grundsätzlichen Empfehlungen, die Un-
terstützung im Einzelfall, die Vermittlung von  
wissenschaftlichen Grundlagen, die Erteilung von  
Forschungs- und Expertenaufträgen, die stellver-
tretende Übernahme von Planungsaufgaben so-
wie auf Wunsch die Mitwirkung in Planungs- und  
Koordinationsgremien.  

Um die beschriebenen beratenden Funktionen im  
Dienste des schweizerischen Hochschulwesens  
wirksam ausüben zu können, wird der Bund eine  
im Einvernehmen mit den Konsultativorganen auf-
zubauende organisatorische Basis zu schaffen  
haben, deren Struktur und Arbeitsweise noch ge-
funden werden müssen. Dabei steht fest, daß jede  
Mitwirkung bei der Hochschulplanung den bishe-
rigen politischen Erfahrungen Rechnung tragen  
muß. Dieses Erfordernis legt es nahe, eine mög-
lichst einfache Lösung in enger Verbindung mit  
den heute vorhandenen Instanzen zu verwirk-
lichen und gegebenenfalls deren Apparat nach  
den Bedürfnissen zu ergänzen.  

Ein Hauptziel jeder Hochschulplanung liegt in der  
Sicherung eines Angebots an Studienplätzen, das  
der zu erwartenden Nachfrage entspricht. Durch  
Artikel 19 bis Absatz 2 soll der Bund ermächtigt  
werden, sämtliche Maßnahmen zu fördern, die ge-
eignet sind, Zulassungsbeschränkungen zu verhin-
dern und abzubauen. Zu diesen Maßnahmen gehö-
ren beispielsweise die Verbesserung der Hoch-
schulstatistik, die Analyse der heutigen und der  
zukünftigen Aufnahmekapazitäten unserer Univer-
sitäten, Untersuchungen über den Akademikerbe-
darf unserer Volkswirtschaft sowie Prognosen  
über die Entwicklung der Studentenzahlen . . ."  

Stärker als bisher sollte der Entwurf der Neufas-
sung des Hochschulförderungsgesetzes für die Zeit  
nach 1974 165) die Planung betonen und regeln.  

Gefördert soll danach nur noch werden, was in den  
vom Hochschulrat (bisher: Hochschulkonferenz) ge-
nehmigten Rahmenplänen vorgesehen ist. Diese  
würden auf der Hochschulplanung der Kantone be-
ruhen, welche aber ihrerseits die vom Bundesrat  
festgelegte „langfristige Konzeption der Hochschul-
entwicklung" zu beachten hätte. Zu diesem Entwurf  
führt der Bundesrat in seiner Botschaft vom 21. De-
zember 1973 aus 166):  

„Planung ist Entscheidungshilfe. Bei der Ausar-
beitung des Modells der Hochschulplanung für  
den Vorentwurf war dieser Funktion des Planens,  
der verfassungsrechtlichen Lage auf dem Gebiet  
des Hochschulwesens sowie dem Grundsatz des  
kooperativen Föderalismus Rechnung zu tragen.  
Deshalb drängte sich als einzig mögliche Lösung  
eine gemeinsame Hochschulplanung der Kantone  
und des Bundes auf, die sich auf einen Konsens  
der Partner innerhalb der vorgesehenen nationa-
len hochschulpolitischen Organe stützen muß.  

165)Siehe oben  
166)BB1. 1974 I, S. 148 f.  
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Der Prozeß der gemeinsamen Hochschulplanung 
hätte zur Aufgabe, diese Gegebenheiten so mit-
einander in Beziehung zu bringen, daß sich dar-
aus die im hochschulpolitischen Interesse des 
Landes liegenden Optionen ableiten und zwei 
mittelfristige Rahmenpläne, einer für die Betriebs-
ausgaben, der andere für die Investitionen, auf-
stellen ließen. Die Rahmenpläne hätten demzu-
folge das Ergebnis einer als Daueraufgabe zu ver-
stehenden Konfrontation der einzelnen Hochschul-
planungen mit den nationalen Ausbaubedürfnissen 
und den verfügbaren Mitteln dargestellt. Sie soll-
ten einerseits der Finanzplanung der Kantone und 
des Bundes sowie der Aufstellung ihrer Voran-
schläge, andererseits der Vorausberechnung der 
einzelnen Bundesbeiträge dienen. Auf Grund der 
Verfassungslage konnte ihnen freilich insofern 
keine Rechtsverbindlichkeit zukommen, als es 
nach wie vor die zuständigen kantonalen und 
eidgenössischen Behörden gewesen wären, die 
durch ihre Kredit- und Budgetbeschlüsse über die 
entsprechenden Sachfragen entschieden hätten; 
allerdings war den Rahmenplänen eine gewisse 
indirekte Verbindlichkeit zugedacht, indem grund-
sätzlich nur die in ihnen enthaltenen Vorhaben 
und Ausgaben subventionierbar waren." 

3.1.2 Die Planungsbeteiligten 

Aus den vorstehend zitierten Bestimmungen und Er-
läuterungen zur gegenwärtigen Rechtslage läßt sich 
zunächst der Grundsatz herleiten, daß die Hoch-
schulplanung eine Sache der jeweiligen Hochschul-
träger (siehe oben) ist. Die Mitwirkung des Bundes 
an den Planungen anderer Hochschulträger erstreckt 
sich hierbei auf drei Bereiche: die Koordination der 
Planung, die Beratung bezüglich der Planung und 
die Finanzplanung. Was die Koordinationsbefugnis 
des Bundes angeht, ergibt sich diese zunächst aus 
der neuen Fassung des Art. 19 bis des Hochschulför-
derungsgesetzes. Die Mitwirkung des Bundes an der 
Koordination ergab sich aber bereits vorher dar-
aus, daß die Abstimmung planungsrelevanter Ent-
scheidungen jedenfalls teilweise in dem Rahmen der 
Hochschulkonferenz erfolgen konnte, an der der 
Bund beteiligt ist. Die Beratungsaufgabe des Bun-
des ergibt sich aus der neuen Fassung des Hoch-
schulförderungsgesetzes. Sie wird in der Regie-
rungsbegründung recht weit ausgelegt, sie soll bis 
zur stellvertretenden Übernahme von Planungen füh-
ren können. Was schließlich die Finanzplanung an-
geht, so ist Ausgangspunkt zwar die Planung der 
Hochschulträger. Jedoch wird diese durch die Hoch-
schulkonferenz überprüft, an der der Bund, die 
Hochschulkantone und andere Institutionen betei-
ligt sind (siehe oben), und schließlich die Gesamt-
summe der Förderungsbeiträge vom Bund (Bundes-
parlament) festgelegt. Das gibt dem Bund zwar kein 
formelles Mitspracherecht in der für eine bestimmte 
Hochschule schließlich im einzelnen relevanten Aus-
gabenplanung, gibt ihm jedoch ein nicht zu über-
sehendes Gewicht bei dem Zustandekommen der 
Vorentscheidungen. 

Ebenso haben die einzelnen Kantone kein eigent

-

liches Mitbestimmungsrecht bezüglich der Planungs

-

entscheidungen anderer Kantone, jedoch erfolgt 

die Entscheidung über die Veranschlagung des För-
derungsbedarfs durch den Bund in einem multilate-
ralen Verfahren, so daß hier jedenfalls politisch ein 
Element der Multilateralität vorhanden ist. 

Es sei aber nochmals hervorgehoben, daß die Ent-
scheidungen der Hochschulkonferenz über den Fi-
nanzbedarf weder für den Bund noch für die betei-
ligten Kantone formell verbindlich sind. 

Eine Mitwirkung des Bundes an Planungen im Pri-
mar- und Sekundarbereich und im Bereich der Wei-
terbildung läßt sich noch nicht feststellen. Durch die 
Übernahme wichtiger Funktionen auf dem Gebiet 
der Schulstatistik 167) dürfte dem Bund hier aber in 
Zukunft eine verstärkte Rolle zufallen. 

Im Bereich der Berufsbildung ist die Planung als 
Folge der Regelungskompetenz Sache des Bundes. 
Über eine Beteiligung der Kantone in diesem Be-
reich ist dem Verfasser Näheres nicht bekannt. An-
satzpunkt für eine solche Beteiligung könnte Arti-
kel 50 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes sein, wo-
nach die Kantone — ebenso wie die Berufsverbände 
und die Fachverbände der Berufsbildung — vor Er-
laß von Ausführungsbestimmungen, Ausbildungs-
reglementen, Lehrplänen und Anordnungen von all-
gemeiner Tragweite durch die zuständigen Bundes-
behörden zu hören sind. 

3.1.3 Die Sammlung von Planungsunterlagen 

Die schweizerische Bundesverfassung enthält keine 
ausdrückliche Bestimmung, die dem Bund eine all-
gemeine Kompetenz für Statistik zuerteilen würde. 
Dennoch geht das Bundesgesetz betreffend die amt-
lichen statistischen Aufnahmen in der Schweiz vom 
23. Juli 1870 von einer recht allgemeinen Bundes-
kompetenz aus. Es heißt in Artikel 1 dieses Geset-
zes: 

„(1) Amtliche statistische Aufnahmen und Zäh-
lungen, welche sich auf die ganze Schweiz er-
strecken und in gewissen Perioden wiederkehren 
sollen, können nur durch den Beschluß der Bun-
desversammlung angeordnet werden. 

(2) Sofern dagegen eine aufzunehmende stati-
stische Erhebung nur eine einmalige ist, oder eine 
solche, zu welcher das Material nicht neu gesam-
melt werden muß, steht die Anordnung derselben 
in der Befugnis des Bundesrats." 

Artikel 2 lautet dann: 

„In dem einen wie in dem anderen Falle sind die 
Kantonsbehörden verpflichtet, der vollziehenden 
Bundesbehörde innert der festgesetzten Termine 
die verlangten formulargemäßen Angaben verifi-
ziert zugehen zu lassen". 

Für die Frage der Planungsunterlagen im Bildungs-
wesen ist vor allem das neue Bundesgesetz über 
Schulstatistik zu erwähnen 16 8): 

„Artikel 1 

Es werden in der Schweiz regelmäßig schulstati-
stische Erhebungen durchgeführt. 

167) Siehe oben 
168) Siehe oben 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1551  

Artikel 2) 
 

(1) Der Bundesrat bestimmt, welche Kategorien  
des schweizerischen Schulwesens ... statistisch  
erfaßt werden sollen; ferner bestimmt er Art und  
Periodizität der einzelnen Erhebungen.  

(2) Die Befragten sowie die Organe des Schul-
wesens sind verpflichtet, bei den in Absatz 1 auf-
geführten Erhebungen mitzuwirken und wahr-
heitsgetreue Angaben zu liefern."  

Auch für den Hochschulbereich gibt es eine Reihe  
Bestimmungen über Datenerhebung. Hier ist zu-
nächst zu erwähnen Artikel 20 des Hochschulförde-
rungsgesetzes, der die Informationspflichten der Bei-
tragsempfänger umschreibt. Die Bestimmung lautet:  

„(1) Die Beitragsempfänger berichten durch Ver-
mittlung der Hochschulkonferenz dem Bunde jähr-
lich über ihre Tätigkeit, über die Verwendung der  
Beiträge und über ihre Entwicklungspläne, inbe-
griffen die Struktur- und Studienreformpläne und  
deren Verwirklichung.  

(2) Die Hochschulkantone, der schweizerische  
Schulrat und die beitragsberechtigten Institutio-
nen geben der Hochschulkonferenz von allen Aus-
bauplänen Kenntnis.  

(3) Die Hochschulkantone und die beitragsbe-
rechtigten Institutionen haben dem Bund direkt  
oder durch Vermittlung der Hochschulkonferenz  
alle Angaben zu liefern, die er für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes oder für statistische Zwecke  
benötigt.  

(4) Vorbehalten bleiben die besonderen Informa-
tionspflichten der Hochschulkantone und der bei-
tragsberechtigten Institutionen im Zusammenhang  
mit der Feststellung des Finanzbedarfs (Arti-
kel 15)."  

Weitere diesbezügliche Pflichten werden den Kan-
tonen in Artikel 23 Abs. 2 auferlegt, der den Inhalt  
der sogenannten Einführungserlasse regelt. Diese  
Erlasse müssen Vorschriften enthalten über:  

„c. die durch dieses Gesetz verlangte Bericht-
erstattung an die Bundesbehörden und die der  
Hochschulkonferenz laufend mitzuteilenden  
Vorhaben und Anordnungen;  

d. die Durchführung der vom Bunde verlangten  
statistischen Erhebungen und die mit deren  
Vollzug betrauten Instanzen."  

Weitere Vorschriften enthält die Vollziehungsver-
ordnung. Artikel 46 der Verordnung regelt Fragen  
der Hochschulstatistik:  

„Das Eidgenössische Departement des Innern er-
läßt Weisungen über Inhalt, Form und Erhebun-
gen der statistischen Angaben, welche die Bei-
tragsempfänger dem Bund für die Durchführung  
einer gesamtschweizerischen Hochschulstatistik  
mitzuteilen haben."  

Ein besonderer Fall ist die Ermittlung der Studen-
tenzahlen, die für die Berechnung der auf die lauf en-
den Kosten zu gewährenden Beiträge des Bundes  
wesentlich sind. Dazu heißt es in Artikel 11 der  
Vollziehungsverordnung:  

„Das Eidgenössische Departement des Innern er

-

läßt Weisungen über das Vorgehen bei der Er

-

mittlung der gemäß den Artikeln 8 und 9 maß-
geblichen Studentenzahlen." 

In dem vom Eidgenössischen Departement des In-
nern ausgearbeiteten Muster eines kantonalen Ein-
führungserlasses zum Hochschulförderungsgesetz 
sind über die dem Bund zu liefernden Unterlagen 
folgende Bestimmungen enthalten: 

„Artikel 5 

Jährliche Berichterstattung 

1 Die jährliche Berichterstattung im Sinne von 
Artikel 20, Absatz 1, des Bundesgesetzes obliegt 
dem (Regierungsrat, Erziehungsdepartement). 

2 Die Berichte geben Auskunft über 

a) die Revision der Hochschulgesetze, insbe-
sondere über darin geregelte Veränderungen 
in der Organisation der Hochschule, der Fa-
kultäten (Abteilungen) und der Institute (ev.: 
in der Organisation der besonderen beitrags-
berechtigten Institution) ; 

b) mittel- und langfristige Richtpläne; 

c) Änderungen von Zulassungsbestimmungen 
und Prüfungsreglementen; 

d) neue Studienpläne sowie ihre Änderung; 

e) wesentliche Maßnahmen in der Forschungs-
tätigkeit der Hochschulinstitute (ev.: der be-
sonderen beitragsberechtigten Institution) ; 

f) die Zusammenarbeit mit anderen Hochschu-
len auf den Gebieten der Ausbildung und 
der Forschung; 

g) die Hochschulausgaben, insbesondere die 
Verwendung der Grundbeiträge; 

h) den Stand der Arbeiten an den beitragsbe-
rechtigten Sachinvestitionen. 

Artikel 6 

Laufende Mitteilungen 

1 Das Erziehungsdepartement gibt der Hochschul-
konferenz Kenntnis von Entwürfen für 

a) die Revision der kantonalen Hochschul-
gesetzgebung; 

b) die Aufstellung und Änderung von mittel- 
und langfristigen Richtplänen; 

c) die Änderung von Zulassungsbestimmungen 
und Prüfungsreglementen; 

d) die Neuschaffung und Änderung von Stu-
dienplänen. 

2 Das Erziehungsdepartement orientiert im übri-
gen die Hochschulkonferenz laufend über Vor-
haben wie 

a) die beabsichtigte Errichtung, Zweckände

-

rung oder Erweiterung von Instituten; 
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b) die geplante Neuerrichtung von Professuren, 
die den Charakter fester Lehrstellen haben; 

c) den geplanten Ausbau der Nach-Diplom- und 
Nach-Doktorats-Ausbildung. 

3 Die Orientierungspflicht entfällt, soweit solche 
Vorhaben bereits aus den Richtplänen ersicht-
lich sind. 

4 Im Hinblick auf eine Revision der Studienpläne 
oder der Prüfungsreglemente nehmen die Fa-
kultäten (Abteilungen) vorgängig der Orientie-
rung gemäß Absatz 1 direkten Kontakt mit den 
entsprechenden Fakultäten (Abteilungen) der 
anderen schweizerischen Hochschulen auf; (ev.: 
sie berichten darüber der Behörde, welche Stu-
dienpläne und Prüfungsreglemente zu genehmi-
gen hat). 

III. Statistische Erhebungen 

Artikel 7 

1 Für die Durchführung der vom Eidgenössischen 
Departement des Innern zu regelnden statisti-
schen Erhebungen sind verantwortlich: 

a) für die Studenten-, Studienanfänger- und 
Dozentenstatistik: das (Rektorat, Präsidium 
der Hochschule, Präsidium des Universitäts-
rates usw.) ; 

b) für die Examensstatistik und für alle ande-
ren Erhebungen: das Erziehungsdepartement 
in Verbindung mit dem (Rektorat, Präsidium 
der Hochschule usw.). 

2 Durch Beschluß des Regierungsrates können an-
dere als die in Absatz 1 genannten Behörden 
oder Amtsstellen zur Sammlung und Auswer-
tung des statistischen Materials beigezogen 
werden." 

Eine Vorschrift über bestimmte statistische Mittei-
lungen findet sich auch in Artikel 57 des Berufsbil-
dungsgesetzes. 

3.1.4 Der Weg zum Verbindlichwerden der Pla-
nungsentscheidungen 

Es wurde bereits betont, daß die eigentlichen Pla-
nungsentscheidungen weitgehend Sache der Träger 
der einzelnen Bildungseinrichtungen sind. Auch im 
Hochschulbereich führt die kooperative und multi-
laterale Vorbereitung der Entscheidungen nicht zu 
verbindlichen Beschlüssen der einzelnen Gremien. 
Die letzte Entscheidung bleibt dem Träger der Bil-
dungseinrichtungen beziehungsweise dem Bunde be-
züglich der zu gewährenden finanziellen Mittel vor-
behalten. Die in der Vorbereitungsphase gefaßten 
Beschlüsse wirken also nur durch ihre Überzeu-
gungskraft, es besteht kein formeller rechtlicher 
Weg, sie verbindlich zu machen. 

3.1.5 Die Kontrolle der Durchführung verbindlich 
gewordener Planungsentscheidungen 

Nach den unter 3.1.4 gemachten Ausführungen ent-
fällt das Problem. 

3.2 Die Regelung des Bildungswesens 

3.2.1 Bundesbehörden auf dem Gebiete des Bil-
dungswesens 

Die Wahrnehmung der geschilderten Verwaltungs-
aufgaben des Bundes auf dem Gebiete des Bildungs-
wesens obliegt im wesentlichen, soweit nicht der 
Bundesrat zuständig ist, dem Eidgenössischen De-
partement des Innern. Der Wissenschaftsrat wird 
zum Beispiel als beratendes Organ des Bundesrates 
bezeichnet (Artikel 18 des Hochschulförderungsge-
setzes). Der Bundesrat steht auch als „oberste lei-
tende und vollziehende Behörde" den eidgenössi-
schen Technischen Hochschulen vor (Art. 18 des Bun-
desgesetzes betreffend die Errichtung einer eidge-
nössischen polytechnischen Schule vom 7. Februar 
1854 und Artikel 17 des Bundesbeschlusses über die 
eidgenössischen Technischen Hochschulen — Über-
gangsregelung vom 24. Juni 1970). 

Zur Überwachung und Koordinierung der Techni-
schen Hochschulen besteht eine Kollegialbehörde, 
der Schulrat. Die unmittelbare Leitung und Verwal-
tung der ETH's obliegt ihren Präsidenten, die gleich-
zeitig Vizepräsidenten des Schulrates sind. 

Die verwaltungsmäßige Ausführung des Berufsbil-
dungsgesetzes ressortiert beim Eidgenössischen 
Volkswirtschaftsdepartement. Diesem Departement 
untersteht das Bundesamt für Industrie, Gewerbe 
und Arbeit, das gleichfalls im Rahmen des Berufs-
bildungsgesetzes Zuständigkeiten besitzt. 

3.2.2 Spezielle Bildungseinrichtungen einzelner Ver-
waltungszweige 

Mit Ausnahme der sogleich zu behandelnden militä-
rischen Ausbildungseinrichtung gibt es in der allge-
meinen Bundesverwaltung, soweit ersichtlich, keine 
besonderen Bildungseinrichtungen. Solche sind je-
denfalls in dem Bundesratsbeschluß über die dienst-
liche Ausbildung in der allgemeinen Bundesverwal-
tung vom 13. Dezember 1965 nicht vorgesehen oder 
erwähnt. Erwähnt ist nur der Besuch von Schulen 
und Kursen. 

Hinsichtlich des Militärwesens ist die Abteilung für 
Militärwissenschaften an der Eidgenössischen Tech-
nischen Hochschule zu erwähnen. Rechtsgrundlage 
ist eine Verordnung vom 8. November 1960, die 
ihrerseits auf die „Militärorganisation der schwei-
zerischen Eidgenossenschaft", ein Gesetz vom 12. 
April 1907, gestützt ist. Diese militärische Bildungs-
einrichtung wird zwar als Abteilung der ETH be-
zeichnet, ist jedoch organisatorisch in vielfältiger 
Weise aus der ETH ausgegliedert. So wird der Di-
rektor der Abteilung auf Antrag des Chefs des Eid-
genössischen Militärdepartements nach Anhören des 
schweizerischen Schulrates vom Bundesrat gewählt. 
Die Kosten der Abteilung trägt die eidgenössische 
Militärverwaltung. Die Ausbildungsteilnehmer ste-
hen unter militärischer Disziplin. Teilnahme an den 
Unterrichtsveranstaltungen ist grundsätzlich den 
hierzu abkommandierten Militärs vorbehalten, aus-
nahmsweise auch anderen schweizerischen und aus-
ländischen Offizieren. Zweck der Abteilung ist die 
Ausbildung der Instruktionsoffiziere der schweize-
rischen Armee. 
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3.2.3 Die Koordinierung auf dem Gebiete des Bil-
dungswesens 

Für die Koordinierung von Regelungen im Bundes-
staat gibt es drei Wege: 1. eine Regelung durch den 
Bund, 2 eine kooperative Abstimmung zwischen  
Bund und Gliedstaaten und schließlich 3. eine koope-
rative Abstimmung der Gliedstaaten. Alle diese  
drei Wege sind in der Schweizer Regelung des Bil-
dungswesens anzutreffen. Die Bildungsartikel der  
Bundesverfassung bringen es allerdings mit sich, daß  
das Hauptgewicht auf der dritten Art der Koordinie-
rung liegt. Ansätze zur zweiten Art der Koordinie-
rung, der Kooperation zwischen Bund und Kantonen,  
bieten die Förderungskompetenzen des Bundes im  
Primarbereich und im Hochschulbereich sowie die  
Tatsache, daß der Bund Träger von Hochschul-
einrichtungen ist. Praktisch geworden ist die  
Kooperation zwischen Bund und Kantonen auf  
dem Gebiete der Koordinierung des Bildungswesens  
allerdings nur für den Hochschulbereich. Abge-
sehen vom Berufsbildungswesen ist die Koordi-
nation durch Bundesregelung nach der gegenwär-
tigen Verfassung praktisch nicht gegeben. Daran  
hätte die Annahme der neuen Fassung der Bildungs-
artikel einiges geändert. Der Bund hätte die Korn-
petenz erhalten, die Dauer des obligatorischen Schul-
unterrichts zu bestimmen, sowie diejenige, Rahmen-
vorschriften für das Mittelschulwesen, das höhere  
Bildungswesen und die Erwachsenenbildung zu er-
lassen. Er wäre ferner ausdrücklich befugt gewesen,  
die Koordinierungsbestrebungen der Kantone zu  
fördern und Vorschriften über die Koordination zu  
erlassen. Was die Förderungskompetenzen des Bun-
des angeht, so kann zwar auch nach geltender  
Rechtslage die Berücksichtigung gewisser Koordina-
tionsbelange zur Bedingung für Bundessubventionen  
gemacht werden. Jedoch ist die Verweigerung von  
Bundessubventionen aus eben diesem Grund eine  
Entscheidung von politischer Brisanz, die den zu-
ständigen Stellen des Bundes nicht leicht fällt. Darum  
sind auch die Koordinierungsbefugnisse des Bundes,  
die sich aus seiner Förderungskompetenz ergeben, in  
ihrer politischen Wirksamkeit nicht überzubewer-
ten 169).  Immerhin hat der Bund im Rahmen der  
Hochschulförderungsgesetzgebung durch die Hoch-
schulkonferenz einen Rahmen geschaffen, in dem  
eine gewisse Koordination erfolgen kann und auch  
erfolgt. Sie befaßt sich z. B. mit grundsätzlichen Kon-
zeptionen des Hochschulbaus, der Harmonisierung  
der Studiengebühren u. a. mehr 170)  

3.2.3.1 Die Vereinheitlichung des Schulwesens  

Der Schwerpunkt der Koordinierung des Schulwe-
sens liegt auf der einverständlichen Regelung durch  
die Kantone ohne Beteiligung des Bundes in dem  
Schulkonkordat, das gegenwärtig für 15 Kantone  
und 5 Halbkantone gilt 171).  Das Konkordat enthält  

169) Schweizerischer Wissenschaftsrat, Zweiter Bericht 
über den Ausbau der schweizerischen Hochschulen, 
S. 111  

170)Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über seine Geschäftsführung im Jahre 1972, S. 85 

171) Stand Sommer 1974, vgl. NZZ vom 18. Januar 1973, 
S. 35; siehe auch oben 2.6. Laut Auskunft der Stiftung 
für eidgenössische Zusammenarbeit waren im Som- 

sowohl sachliche Vereinheitlichung als auch ein  
Verfahren für weitereVereinheitlichungen. Zunächst  
wird in Artikel 2 des Konkordats das Schuleintritts

-

alter, die Dauer der Schulpflicht, die Dauer der Aus

-

bildungszeit bis zur Maturität und der Beginn des  
Schuljahres festgelegt. Das Konkordat zeitigt aller-
dings in den kantonalen Rechten keine unmittelba-
ren Wirkungen, die Kantone sind lediglich verpflich-
tet, ihre Gesetzgebung gemäß dem Konkordat einzu-
richten. Artikel 3 des Konkordats schafft dann ein  
Verfahren zur Vereinheitlichung in folgenden Berei-
chen: Lehrplan, Lehrmittel, Übertritt zwischen gleich-
wertigen Schulen und in die Oberstufen, Anerken-
nung von Abschlüssen, einheitliche Bezeichnung glei-
cher Schulstufen und Schultypen, Lehrerbildung. Die  
diesbezüglich erarbeiteten Lösungen werden aller-
dings keine verbindliche Kraft haben, es steht den  
Kantoncn jedenfalls rechtlich offen, ob sie diese Lö-
sungen übernehmen wollen oder nicht.  

Wenn das Konkordat je den gewünschten Koordi-
nationserfolg erreichen sollte, so wird der Weg dort-
hin jedenfalls dornenreich sein. Als politischer Stein  
des Anstoßes stellte sich alsbald die Frage des Schul-
jahrsbeginns heraus, den das Konkordat auf den  
Spätsommer festlegt. Nachdem das Zürcher Staats-
volk am 6. Juni 1971 das Konkordat gutgeheißen  
hatte, drang im Sommer 1972 eine Volksinitiative  
durch, die den Schuljahrsbeginn wieder auf das  
Frühjahr verlegte. In Bern scheiterte aus eben die-
sen Gründen in der Volksabstimmung eine Ände-
rung des Schulgesetzes, die den Beitritt zum Konkor-
dat ermöglicht hätte 172). Da die zwei größten Kan-
tone sich damit dem Spätsommerbeginn versagt hat-
ten, war die Koordinationswirkung für den Schul-
jahresbeginn überhaupt in Frage gestellt. Aargau  
hielt das Beitrittsverfahren an 173), einige Kantone  
unterbrachen trotz ihres Beitritts zum Konkordat die  
Umstellung des Schuljahresbeginns oder machten sie  
rückgängig 171). Schaffhausen versuchte dem Konkor-
dat mit einem Vorbehalt bezüglich des Schuljahres-
beginns beizutreten 175). Der gleiche Vorgang wie in  
Zürich wiederholte sich in Schwyz 176). Eine Lösung  
dieser Frage wurde noch nicht gefunden. Die KKED  
räumt den Kantonen in dieser Frage zunächst einmal  
längere Übergangsfristen ein, um den Kantonen,  
die den Übergang auf den Spätsommerbeginn nicht  
vollziehen wollen oder können, ein Verbleiben im  
Konkordat zu ermöglichen 177). In Bern wurde eine  
Sonderregelung für den französisch-sprachigen Jura  
geschaffen, wodurch der Schuljahresbeginn dort an  

mer 1974 nicht beigetreten die Kantone Aargau, 
Basel-Stadt, Bern, Thurgau, Tessin. Eine gute Über-
sicht über die inhaltlichen Probleme der Schulkoor-
dination gibt Frey,  Der Lehrplan der Real-, Se-
kundar- und Bezirksschulen, Eine vergleichende Ana-
lyse der kantonalen Lehrpläne in der Schweiz. 

172) NZZ vom 6. Juni 1972, S. 1 und 9 
173) NZZ vom 27. Dezember 1972, S. 15 
174) St. Gallen: NZZ vom 13. August 1972, S. 30, und vom  

17. Juli 1972, S. 15; Basel-Stadt: NZZ vom 11. Sep-
tember 1972, S. 21; Solothurn: NZZ vom 16. Septem-
ber 1972, S. 29 f.  

175) NZZ vom 6. Dezember 1972, S. 30  
176) NZZ vom 23. März 1973, S. 39  
177) NZZ vom 25. August 1973, S. 27 
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den in der welschen Schweiz bestehenden Herbst-
beginn angeglichen wird 178). 

In anderen Fragenbereichen wird die Wirksamkeit 
des Konkordats allerdings positiv beurteilt 179). Mehr 
Erfolge haben allerdings bislang Vereinheitlichungs-
bemühungen auf regionaler Ebene 180) gehabt, vor 
allem in der welschen Schweiz 181). So gibt es für 
letztere nunmehr einen einheitlichen Studienplan 
für den Primarunterricht (nach 10jähriger Vorbe-
reitungsarbeit), und ein solcher für den Sekundar-
bereich wurde in Angriff genommen 182).  Erarbeitet 
wurde dieses Programm von Vertretern der kan-
tonalen Bildungsverwaltungen und des Westschwei-
zer Lehrervereins in einer Commission interdéparte-
mentale romande de coordination de l'enseignement 
(CIRCE). 

Auf dem Gebiet der Vereinheitlichung der Lehrmit-
tel haben die Fachlehrervereinigungen 19 sowie die 
von verschiedenen Kantonen getragene Interkanto-
nale Lehrmittelkonferenz 184)  Bedeutsames geleistet. 
Einige deutsch-schweizerische Kantone haben eine 
Interkantonale Zentralstelle für die Lehrmittelkoor-
dination gegründet 185). Zweck dieser Stelle ist, „in 
gegenseitiger Zusammenarbeit der Mitglieder neu-
zeitliche Lehrmittel zu fördern, interkantonal zu ko-
ordinieren, zeitgerecht und preisgünstig zu beschaf-
fen oder herauszugeben" 186). 

Regionale und bilaterale Koordination gibt es auch 
auf dem Gebiet der Lehrerbildung und -fortbil-
dung 187) . 

Durch die gescheiterte Neufassung der Bildungs-
artikel wären die Koordinationsbefugnisse des Bun-
des, wie bereits mehrfach erwähnt, auch für die Fra-
gen der Vereinheitlichung verstärkt worden. Im vor-
liegenden Zusammenhang von Interesse sind des-
halb Ausführungen des Bundesrats in seiner Bot-
schaft über die Reform der Bildungsartikel, aus de-
nen die Notwendigkeiten der Vereinheitlichung, aller-
dings auch deren Grenzen deutlich werden 1 88): 

„Zu Kritik hat die Tatsache Anlaß gegeben, daß 
eine fast unübersehbare Vielfalt von Lehrmitteln 
in unseren Schulen besteht. Damit sind erhebliche 
Nachteile verbunden: Erfahrene Lehrkräfte wer-
den dem aktiven Schuldienst entzogen, weil sie 
mit der Herstellung neuer Lehrmittel beauftragt 

178) NZZ vom 6. Dezember 1972, S. 30; 26. April 1973, 
S. 26 

179) NZZ vom 18. Januar 1973, S. 35 
180) Vgl. z. B. zur Koordination der Rechenlehrmittel in 

der Nordwestschweiz NZZ vom 24. Januar 1973, S. 35. 
Hier hat eine von den Kantonen eingesetzte Exper-
tenkommission die Koordination erheblich vorange-
trieben. 

181)Vgl. dazu M o n n i e r, Archiv für das schweize-
rische Unterrichtswesen 49 (1963), S. 43 ff. 

182) NZZ vom 22. Dezember 1972, S. 37 
183) Schultze (ed.), a. a. O. (Anm. 1), Bd. 1 Teil A, 
S. 792 f. 

184) NZZ vom 29. Mai 1972, S. 27 
185) Vgl. Anm. 134 
186)Art. 3 des Statuts der Zentralstelle 
187) Vgl. NZZ vom 18. Januar 1973, S. 33; 26. Januar 1973, 

S. 34 
188) BB1. 1972 I, S. 381 f. 

sind. Beschränkte Auflagezahlen erhöhen den 
Stückpreis und zwingen dadurch zu einer nicht 
mehr allen Ansprüchen genügenden Ausstattung. 
Um dies zu vermeiden, muß die Auflage vergrö-
ßert und entsprechend länger im Gebrauch behal-
ten werden, was zur Folge hat, daß längere Zeit 
unter Umständen rasch veraltende Schulbücher 
Verwendung finden. 

Dabei läßt sich nicht übersehen, daß unser dezen-
tralisiertes System die Herstellung einer Reihe 
hervorragender Lehrmittel ermöglicht hat und er-
laubt, auf begrenztem Raum Experimente durch-
zuführen, die bei einer zentralistischen Lenkung 
unterbleiben müßten. Deshalb, und auch mit Rück-
sicht auf die Vielgestaltigkeit des Landes, er-
scheint es nicht wünschbar, auch nur für die ein-
zelnen Sprachregionen einheitliche Lehrmittel für 
alle Fächer herzustellen. Zu begrüßen ist aber im 
Rahmen des Möglichen eine interkantonale Zu-
sammenarbeit bei der Auftragserteilung für Lehr-
mittel, wie sie sich im Schoße der Erziehungsdirek-
torenkonferenz angebahnt hat. Schließlich ist zu 
erwähnen, daß das private Verlagsgewerbe seinen 
Beitrag an die Vereinheitlichung der Lehrmittel 
leistet, wenn es solche herstellt, die den Anforde-
rungen mehrerer Kantone genügen." 

3.2.3.2 Die Koordinierung von Bestrebungen 
zur Studienreform 

Die Botschaft des Bundesrates über die Neufassung 
der Bildungsartikel geht davon aus, daß die Stu-
dienreform (nicht die Strukturreform) „naturgemäß 
Sache der Hochschulen selber" sei, die sich auf der 
Ebene der Fakultäten gesamtschweizerisch verstän-
digen müßten. Die Trägergemeinwesen würden 
ihnen dazu die organisatorische und finanzielle Un-
terstützung leihen 189).  Nichtsdestoweniger finden 
sich im Hochschulförderungsgesetz Ansätze zu einer 
Regelung von Fragen der Hochschul- und insbeson-
dere der Studienreform auf einer höheren Ebene als 
derjenigen der Fakultäten. Noch im Sinne der Unter-
stützung der Bemühungen der Universitäten wird 
die Aufgabe des Wissenschaftsrates in Artikel 18 
Abs. 3 Buchst. d umschrieben: „Beratung der Hoch-
schulen bei der Reform ihrer Struktur und Arbeits-
weise." Der Wissenschaftsrat hat sich auch mehr-
fach mit Fragen der Studienreform befaßt 190).  Wei-
ter als die Kompetenzen des Wissenschaftsrats 
scheinen diejenigen der Hochschulkonferenz auf dem 
Gebiet der Studienreform zu gehen. Artikel 19 Abs. 3 
Buchst. c ermächtigt die Hochschulkonferenz zum 
Erlaß von „Richtlinien" unter anderem über die 
Lehrpläne und Prüfungsordnungen der verschiede-
nen Studienrichtungen und über die gegenseitige 
Anerkennung von Prüfungen und Studienabschlüs-
sen. Von einer solchen Kompetenz hat bereits das 
Koordinationsorgan der Hochschulkantone, der Vor-
gänger der Hochschulkonferenz, Gebrauch gemacht, 
ohne daß sie ihm seinerzeit im Jahre 1966 ausdrück-
lich zugestanden hätte. Das Organ erteilte den Fa- 

189) BB1. 1972 I, S. 396 
190) L e r c h , a. a. O. (Anm. 68), S. 202 ff. Eingehend da-

zu: Schweizerischer Wissenschaftsrat, Zweiter Be-
richt über den Ausbau schweizerischer Hochschulen, 
S. 77 ff. 
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kultäten der deutschsprachigen Universitäten den 
„verbindlichen Auftrag", Lehrpläne und Examina 
für einzelne Disziplinen weitgehend aufeinander 
abzustimmen. Es wurde angedroht, daß das Koordi-
nationsorgan „die nötigen Beschlüsse fassen" würde, 
falls eine Einigung auf Fakultätsstufe scheitern 
sollte. Diese Drohung hat offenbar einen gewissen 
Erfolg gehabt, die Methode ist als kompetenzwidrig 
kritisiert worden 191 ). Nach der gegenwärtigen gesetz-
lichen Regelung erscheint ein solches Verfahren 
zwar vielleicht vom Gesetzestext gedeckt, ob die 
Verfassungskompetenz des Bundes zur Förderung 
von Einrichtungen des höheren Bildungswesens je-
doch die Schaffung einer solchen Richtlinienbefugnis 
deckt, muß bezweifelt werden  192).  

Einen gewissen Zwang von Bundes wegen zum Vor-
antreiben der Studienreform begründet auch der 
bereits mehrfach zitierte Artikel 23 HFG, der den 
Inhalt der kantonalen Einführungserlasse zu diesem 
Gesetz vorschreibt. Nach Absatz 2 Buchst. a dieser 
Bestimmung müssen die Erlasse unter anderem Vor-
schriften enthalten über Planung und Vorbereitung 
des weiteren Ausbaus der Hochschulen, auch mit 
Bezug auf die Struktur- und Studienreform, insbe-
sondere aber die dafür zuständigen Organe und das 
zu befolgende Verfahren. Im Primar- und Sekundar-
bereich ist das Schulkonkordat Ansatzpunkt für Re-
formbemühungen 193).  

Was die bisher ergriffenen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Studienreform angeht, so haben Hoch-
schulkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz im 
Jahre 1971 eine gemeinsame Kommission für Stu-
dienreform eingerichtet 194), die bereits einiges an 
grundlegender Arbeit geleistet, andererseits aber 
mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat  195 ).  

3.2.4 Die Abgrenzung einzelner Regelungsbereiche 

Da die schweizerische Bundesverfassung die Gesetz-
gebungs- und Verwaltungsbefugnisse in den einzel-
nen Bereichen des Bildungswesens verschieden aus-
gestaltet, stellt sich naturgemäß die Frage der Ab-
grenzung dieser Regelungsbereiche. Die Verfassung 
räumt dem Bund eine Förderungskompetenz für den 
Primarunterricht ein. Was unter Primarunterricht 
zu verstehen ist, wird nirgends definiert. Man kann 
lediglich aus dem Bundesgesetz betreffend die Un-
terstützung der öffentlichen Primarschule vom 
19. Juni 1953 rückschließen, daß damit der Bereich 
angesprochen ist, der in der deutschen Terminolo-
gie 196)  als Primarbereich und Sekundarbereich I be-
zeichnet wird. Für die Berechnung der Bundesbei-
träge wird nämlich die Anzahl der sieben- bis fünf-
zehnjährigen Kinder in den einzelnen Kantonen zu- 

191) Lerch , a. a. O., S. 208 
192) Siehe oben 2.5. Zur Tätigkeit der Hochschulkonferenz 

auf dem Gebiet der Studienreform vgl. auch den Be-
richt des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über seine Geschäftsführung im Jahre 1972, S. 85. 

193)Vgl. E g g e r , NZZ vom 3. Juni 1971 
194)Vgl. den Bericht in Wissenschaftspolitik 3 (1974) 

Heft 1, S. 89 ff. 
195) Schweizerische Hochschulkonferenz, Jahresbericht 

1973, S. 25 ff. 
196) Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommission für 

Bildungsplanung, Bd. 1, S. 15 f. 

grunde gelegt. Auch in der Praxis scheint der Be-
griff Primarschule nicht hinreichend geklärt zu 
sein 197) 

Der Sekundarbereich TT wird in der ge ltenden  Ver
-fassung nicht besonders angesprochen. In der ge-

planten Neufassung des Artikels 27 bis war jedoch 
die Rede von einer Rahmenkompetenz des Bundes 
bezüglich des „Mittelschulwesens". Dazu heißt es 
in der Regierungsbegründung der Vorlage: 

„Mittelschulen im Sinne dieser Bestimmung sind 
alle zwischen Elementar- und Hochschule liegen-
den Schulen. Neben denjenigen, die auf die Matu-
rität vorbereiten, und den Lehrerbildungsanstal-
ten entstanden in den letzten Jahren Berufsmittel-
schulen (die der Bundesgesetzgebung über die Be-
rufsbildung unterstehen) ; zur Diskussion stehen 
heute auch nicht bis zur Maturität führende Schu-
len für mittlere Kader." 

Daß mit der Regelung des Mittelschulwesens nur 
der Sekundarbereich II, nicht jedoch der Sekundar-
bereich I angesprochen ist, ergibt sich im Umkehr-
schluß aus Artikel 27 bis Abs. 2, der die Ausbildung 
während der obligatorischen Schulzeit der Zustän-
digkeit der Kantone vorbehält. 

Der Bund hat nach der geltenden Verfassung die 
Befugnis, eine Universität und andere höhere Un-
terrichtsanstalten zu errichten oder solche zu unter-
stützen. Problematisch ist, was unter „anderen hö-
heren Unterrichtsanstalten" zu verstehen ist. Nach 
der Kommentierung von Burckhardt 191 kommt es 
hierbei nicht auf den Lehrgegenstand, sondern auf 
die wissenschaftliche Stufe des Unterrichts an. Es 
könnten die Höheren Handels-, Gewerbe-, Kunstge-
werbe- oder Kunstschulen sein, auch Lehrersemi-
narien. Ein Fall der „anderen höheren Unterrichts-
anstalt" ist auch das Institut universitaire de hau-
tes études internationales in Genf. 

Die geplante Neufassung der Bildungsartikel ge-
brauchte wiederum den Terminus „höhere Unter-
richtsanstalten" sowie den des „höheren Bildungs-
wesens". Dazu heißt es in der Regierungsbegrün-
dung 199) : 

„Auch hier wurde im Bestreben, keine künftige 
Entwicklung zu verbauen, der umfassende Begriff 
„höheres Bildungswesen" gewählt. Darunter fal-
len die Technischen Hochschulen des Bundes und 
die Universitäten, sowohl mit ihrer Grundaus-
bildung wie auch mit den immer wichtiger wer-
denden Nachdiplomstudien. Die heutige Bildungs-
politik muß aber im Zusammenhang mit der Ge-
staltung und dem Ausbau der Hochschulen auch 
die Bedürfnisse und Möglichkeiten der höheren 
Fachschulen (höhere technische Lehranstalten, 

197)Vgl. die ausführliche Darstellung bei Ma erki, 
a. a. O. (Anm. 36), S. 47 ff. Die Tatsache, daß auch 
der Entwurf der neuen Bildungsartikel in der Termi-
nologie (wobei durch die notwendige Dreisprachig-
keit weitere Schwierigkeiten entstehen!) keine Klar-
heit schaffte, wurde gelegentlich kritisiert, vgl. NZZ 
vom 29. September 1971, S. 51. 

198)Burckhardt, a.a.O. (Anm.9), S. 199 
199) BB1. 1972 I, S. 429 
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höhere kaufmännische und Verwaltungsschulen) 
berücksichtigen." 

Die Definition der Hochschule spielt naturgemäß 
auch im Rahmen des Hochschulförderungsgesetzes 
eine Rolle, da beitragsberechtigt diejenigen Kantone 
sind, die Träger einer Hochschule sind (Artikel 2 
Abs. 1). Die gegenwärtig bestehenden Hochschulen 
im Sinne dieses Gesetzes werden im einzelnen im 
Gesetz aufgezählt. Es sind dies die Universitäten 
Basel, Bern, Freiburg, Genf, Lausanne, Neuenburg 
und Zürich sowie die Hochschule St. Gallen für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Ferner kön-
nen durch einfachen Bundesbeschluß, d. h. durch 
Beschluß des Bundesparlaments, Träger neuer 
Hochschulen mit Zustimmung oder auf Antrag der 
zuständigen Kantone als beitragsberechtigt aner-
kannt werden. Ferner wird ausdrücklich das bereits 
erwähnte Institut universitaire de hautes études in-
ternationales in Genf als beitragsberechtigt aner-
kannt. Es wird dem Bundesrat die Ermächtigung er-
teilt, weitere Institutionen als beitragsberechtigt an-
zuerkennen, die neben der Forschung eine der fol-
genden Aufgaben erfüllen: 

a) Vermittlung einer speziellen wissenschaftlichen 
Ausbildung auf der Hochschulstufe; 

b) Weiterausbildung von Hochschulabsolventen; 

c) Aufbau und Führung von Dokumentationsdien-
sten, die der Gesamtheit oder einer Mehrzahl 
schweizerischer Hochschulen dienen (Artikel 3 
des Gesetzes) 200) 

In der Botschaft des Bundesrates zur Revision der 
Bildungsartikel findet sich auch eine Definition der 
Berufsbildung 201):  

„Unter der Berufsausbildung im Sinne dieses Ab-
satzes sollen sowohl die Grundausbildung (Lehre) 
wie die Fortbildung (Vertiefung erworbener 
Kenntnisse) und Weiterbildung (anschließende 
Ausbildung mit dem Ziel eines Aufstiegs in eine 
höhere Berufskategorie) verstanden werden." 

3.3 Die finanzielle Förderung des Bildungswesens 
durch den Bund 

3.3.1 Die Bereiche der Bundesförderung 

Nach der geltenden Fassung der Bildungsartikel 
ergibt sich eine Förderungskompetenz des Bundes 
für den Primarbereich, den Sekundarbereich I, den 
Tertiärbereich und, als Folge der umfassenden Ge-
setzgebungskompetenz, den Bereich der Berufsbil-
dung. Diese Kompetenzen hat der Bund nunmehr 
auch ausgeschöpft. Die Neufassung sollte eine För-
derungskompetenz für das gesamte Bildungswesen 
bringen. 

Daneben bestehen Bundeskompetenzen zur Gewäh-
rung von Beiträgen für die Stipendienleistungen der 
Kantone, die gleichfalls ausgeschöpft sind. In der 
Neuregelung sollte ausdrücklich eine Kompetenz 
des Bundes zur unmittelbaren Gewährung von Sti-
pendien anerkannt werden. 

200) Vgl. hierzu Artikel 1-3 der Vollziehungsverordnung 
201) BB1. 1972 I, S. 427 

3.3.2 	Die finanzielle Förderung von Bildungs- 
einrichtungen 

3.3.2.1 Förderung durch Globalzuweisungen oder 
zweckgebundene Zuweisungen 

Die finanziellen Zuwendungen des Bundes an die 
Kantone auf dem Gebiete des Bildungswesens sind 
alle in dem Sinne zweckgebunden, daß sie für be-
stimmte Bereiche des Bildungswesens eingesetzt 
werden müssen. Daneben gibt es in der schweize-
rischen Finanzverfassung eine Reihe von Global-
zuweisungen des Bundes an die Kantone in der 
Form der Beteiligung an Bundeseinnahmen. Diese 
Globalzuweisungen bleiben im vorliegenden Zu-
sammenhang unberücksichtigt. Hier kommt es auf 
die mehr oder weniger starke Zweckbindung von 
Bundesbeiträgen auf dem Gebiete des Bildungswe-
sens an. Im Bereich der Förderung des "Primar-
schulwesens" ist die Zweckbestimmung der Bundes-
beiträge sehr allgemein gehalten. Sie werden ge-
währt für die Aufwendungen der Kantone für die 
öffentliche Primarschule (Artikel 1 des Bundesge-
setzes betreffend die Unterstützung der öffentlichen 
Primarschule vom 19. Juni 1953). Davon haben die 
Kantone mindestens 10 % für die Schulung und 
Erziehung körperlich oder geistig behinderter Kin-
der zu verwenden, im übrigen steht die Verwen-
dung im Ermessen der Kantone (Artikel 6 des Ge-
setzes). 

Wesentlich differenzierter ist die Zweckbestimmung 
der Förderung im Hochschulwesen. Während die 
Beiträge zum Betriebsaufwand der Hochschulen nur 
eben dieser allgemeinen Zweckbestimmung unter-
liegen, sind die Bundesbeiträge für Investitionen an 
bestimmte zu genehmigende Projekte gebunden. 
Differenzierte Vorschriften über die Zweckbestim-
mung von Bundesbeiträgen enthält auch das Berufs-
bildungsgesetz. 

3.3.2.2 Geförderte Einrichtungen 

Im Bereich der Förderung des Primarunterrichts 
werden gefördert die öffentlichen Primarschulen 
ohne nähere Bestimmung. Im Rahmen der Förde-
rung des tertiären Bereichs werden gefördert die 
Hochschulen, wobei eine Zweiteilung der Beiträge 
in Zuwendungen an die Betriebsausgaben und an 
Sachinvestitionen vorgesehen ist. Davon ist im ein-
zelnen sogleich noch die Rede. Die Förderung kann 
auch in einer Beteiligung des Bundes an gemeinsa-
men Einrichtungen der schweizerischen Hochschu-
len bestehen (Artikel 1 HFG). 

Im Bereich der Berufsbildung gewährt der Bund Bei-
träge an die Ausgaben für „Einrichtungen und Ver-
anstaltungen der Berufsberatung und der Berufs-
bildung, für Bauten, die ausschließlich der Berufs-
bildung oder als Lehrlingsheime dienen, sowie für 
die Förderung der hauswirtschaftlichen Ausbildung 
in den Volks- und Fortbildungsschulen" (Artikel 17 
des Berufsbildungsgesetzes). 

3.3.2.3 Subventionen für Investitionen 

Die Subventionen für Investitionen spielen eine be

-

deutsame Rolle in der Hochschulförderung. Sie wer

-

den im Hochschulförderungsgesetz (Artikel 10 ff.) 
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als Beiträge an Sachinvestitionen bezeichnet. Als  
Sachinvestitionen gelten die Aufwendungen für Er-
werb, Errichtung, Miete und Umbau von Gebäuden, 
entsprechende Aufwendungen für Klinikgebäude, 
soweit sie den B edürfni s sen von Forschung und Bedürfnissen von Forschung  
Lehre und nicht denen der Krankenbetreuung die-
nen, und schließlich die Aufwendungen für die An-
schaffung von Apparaten, Mobiliar und für die Neu-
einrichtung und außerordentliche Erweiterung von  
Bibliotheken. Die Beiträge werden in Prozentsätzen  
bemessen. Diese Regelung soll bei der Neufassung  
des Hochschulförderungsgesetzes 202) im wesentli-
chen erhalten bleiben 203). 

Auf dem Gebiete der Berufsbildung wird nicht 
zwischen Aufwand für Investitionen und anderen 
Kosten streng unterschieden. Jedenfalls sind auch 
Investitionen förderungsfähig. 

3.3.2.4 Subventionen für laufende Kosten  

Die Subventionen für laufende Kosten sind neben 
den Subventionen für Investitionen die zweite Kom-
ponente der Hochschulförderung, die sogenannten 
Grundbeiträge 204). Die Beiträge sind orientiert an 
dem sogenannten anrechenbaren Aufwand, der be-
messen wird nach den anfallenden Personalkosten 
und gewissen pauschal berechneten Kosten der 
Ausbildung an Hochschulkliniken und ebenso pau-
schal berechneten Sachkosten. Eine der Varianten 
des Vorentwurfs der Neuregelung berechnet die 
Förderungssummen nicht mehr nach dem tatsäch-
lichen Aufwand, sondern nach einem gesamt-
schweizerisch ermittelten Betriebsaufwand pro Stu-
dien- und Forschungsplatz 205).  

Auch im Bereich der Berufsbildung besteht die  
Möglichkeit der Subventionierung laufender Kosten.  

3.3.2.5 Das Antragserfordernis und die Annahme-
verpflichtung  

Für die Gewährung der Förderung für den Primar-
unterricht ist ein besonderer Antrag der Kantone  
nicht erforderlich.  

Bei der Förderung der Hochschulen ist zwischen  
den Grundbeiträgen und den Beiträgen an Sach-
investitionen zu unterscheiden. Artikel 10 HFG be-
stimmt, daß Beiträge an Sachinvestitionen auf Ge-
such hin geleistet werden. Im Bereich der Grund- 

202) Siehe oben  
203) Botschaft des Bundesrats vom 21. Dezember 1973,  

BBl. 1974 I, S. 149: „Die bisherige Regelung der In-
vestitionsbeiträge hat sich im großen und ganzen be-
währt, so daß nur wenige Änderungen von geringe-
rer Tragweite vorgesehen werden mußten. Dazu ge-
hörten namentlich eine klare Abgrenzung gegenüber  
den Betriebsausgaben, das Abstellen der Beitragsbe-
rechnung auf gesamtschweizerische Normen und  
Richtwerte (Kuben, Flächen und Kosten) sowie der  
Ersatz des heutigen Gesuchsprüfungsverfahrens durch  
die gemeinsame Hochschulplanung".  

204 )  Vgl. für die Argumente gegen eine Beschränkung  
der Förderung auf Investitionen die Botschaft des  
Bundesrats zum Hochschulförderungsgesetz, BBl.  
1967 II, S. 1413; siehe auch BB1. 1965 III, S. 384.  

205)  Vgl. dazu die Botschaft des Bundesrats vom 21. De

-

zember 1973, BB1. 1974 I, S. 149. 

Beiträge, d. h. der Beiträge für die  l aufen den  Ko
-sten, haben die Kantone hingegen einen Anspruch 

auf die Gewährung der Förderung gemäß ihren tat-
sächlichen anrechenbaren Aufwendungen, ohne daß 
hierzu ein besonderes Gesuch  erforderlich wäre. Es 
bestehen lediglich gewisse Mitwirkungsobliegen-
heiten, da die Höhe des Beitrages nicht ohne eine  
Abrechnung über die tatsächlich geleisteten Auf-
wendungen bemessen werden kann. Deshalb heißt  
es in Artikel 13 der Vollziehungsverordnung:  

„Hochschulkantone und beitragsberechtigte Insti-
tutionen, die auf die Auszahlung von Grundbei-
trägen Anspruch erheben, haben jährlich über  
ihren anrechenbaren Aufwand mit dem Eidgenös-
sischen Department des Innern abzurechnen. Sie  
reichen die erforderlichen Unterlagen für das Bei-
tragsjahr jeweils spätestens bis zum 30. Juni des  
folgenden Jahres ein".  

Werden die Unterlagen nicht geliefert, so kann das  
Department unter Vorbehalt der Rückforderung von  
den bisherigen Aufwendungen ausgehen.  

Das Gesetz spricht nur von Beitragsberechtigung.  
Eine Verpflichtung zur Annahme der Beiträge er-
gibt sich aus dem Gesetz nicht ausdrücklich und kann  
wohl auch kaum als impliziert angesehen werden.  
Eine Kritik an der Notwendigkeit eines Antrags der  
Kantone findet sich in der Botschaft des Bundesrats  
zur Revision der Bildungsartikel 206):  

„Das Bundesgesetz über die Förderung der kanto-
nalen Hochschulen hat den Charakter eines Sub-
ventionsgesetzes, weil der geltende Artikel 27 BV  
nur die Unterstützung der Universitäten ermög-
licht. Diese Regelung erleichtert zweifellos den  
Ausbau der kantonalen Hochschulen; auch kann  
durch Subventionsbedingungen die Koordination  
verstärkt werden. Als Mangel wird empfunden,  
daß die für die schweizerische Hochschulpolitik  
verantwortlichen Organe kaum wirksame Initia-
tiven ergreifen können. Sie müssen die Vorschläge  
der Hochschulkantone abwarten und anschließend  
die Bewilligung von Bundesbeiträgen befürworten  
oder negativ beurteilen. Dieses reaktive Handeln  
erscheint als ungenügend, weil Lücken in unseren  
Lehr- und Forschungseinrichtungen vom gesamt-
schweizerischen Standpunkt aus besser erkannt  
werden können als durch die Kantone. Heute  
stößt man auf Schwierigkeiten, wenn neue Lehr-
und Forschungszweige eingeführt werden sollten,  
die wichtig sind, um unserem Lande eine günstige  
Position im wissenschaftlichen Wettbewerb zu er-
halten und um unseren Nachwuchs in modernen  
Disziplinen gut auszubilden. Diese schwerwiegen-
den Mängel können aufgrund des vorgeschlagenen  
Verfassungsartikels behoben werden, da der Bund  
die Befugnis erhalten soll, eine Grundsatzgesetz-
gebung für das höhere Bildungswesen aufzustel-
len. Der Bund könnte die wesentlichen Grundsätze  
festlegen, die für eine auf die künftigen Bedürf-
nisse des Landes ausgerichtete Hochschulpolitik  
unerläßlich sind. Er hätte nicht nur die Koordina-
tion unter den Hochschulen sicherzustellen, son-
dern auch deren Ausbau, soweit er im allgemeinen  

206)  BB1. 1972 I, S. 436 f. 
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Interesse erforderlich ist. Mit der Ordnungsbefug-
nis wird eine erhöhte Bundeshilfe parallel gehen 
müssen. In diesem Rahmen würden die Kantone 
die Verantwortung für ihre Hochschulen behalten, 
somit beispielsweise auch Bestimmungen über Or-
ganisation und Unterrichtsgestaltung erlassen kön-
nen." 

Der Entwurf der Neufassung des Hochschulförde-
rungsgesetzes will diesen Bedenken auch unter der 
geltenden Verfassungslage Rechnung tragen, indem 
er die Gewährung von Bundessubventionen stärker 
als bisher in eine vorherige gemeinsame Planung 
des Bundes und der Kantone einbindet 207) und da-
mit die Beschränkung auf reaktives Handeln weit-
gehend aufhebt. 

Für den Bereich der Berufsbildung geht die Verord-
nung zum Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 
30. März 1965 (Artikel 49 ff.) davon aus, daß die Bei-
träge auf Antrag geleistet werden. Es handelt sich 
dabei allerdings um Anträge der jeweils zu fördern-
den Einrichtungen und Individuen. 

3.3.2.6 Zuständigkeit und Verfahren bei der Ent-
scheidung über die Gewährung der Förde-
rung und Entscheidungsmaßstäbe 

Für die Unterstützung der öffentlichen Primarschule 
sind die Maßstäbe für die zu gewährenden Bundes-
beiträge in dem einschlägigen Gesetz weitgehend 
vorgegeben. Gezahlt werden ein Grundbetrag von 
jährlich 4 Franken pro Kind im Alter von 7 bis 
15 Jahren sowie besondere Zuschläge für die Kan-
tone Tessin und Graubünden im Hinblick auf ihre 
speziellen sprachlichen Verhältnisse. Die Zahlen er-
geben sich dann aus den Ergebnissen der jeweiligen 
eidgenössischen Volkszählungen. Sie sind in einer 
Verordnung des schweizerischen Bundesrats festge-
legt. Die Auszahlung hat dann jeweils in der ersten 
Hälfte des auf das Beitragsjahr folgenden Jahres zu 
erfolgen (Artikel 4 der Vollziehungsverordnung zum 
Bundesgesetz betreffend die Unterstützung der 
öffentlichen Primarschule vom 22. November 1963). 
Wesentlich komplizierter liegen die Verhältnisse 
bei der Hochschulförderung. Hier ist wiederum zwi-
schen Grundbeiträgen und Investitionsbeiträgen zu 
unterscheiden. Die Bundesversammlung legt den Ge-
samtbetrag der Förderungen für eine Beitragspe-
riode von mehreren Jahren fest (Artikel 14 HFG). 
In die Ermittlung des erforderlichen Gesamtbetrages 
sind allerdings die Hochschulkantone und beitrags-
berechtigten Institutionen über die Hochschulkon-
ferenz eingeschaltet (Artikel 15 HFG). Der Bundes-
rat teilt dann diese Gesamtsumme in Jahresanteile 
für die Grundbeiträge und einen Gesamtanteil für 
Investitionsbeiträge auf. Der jährlich zur Verfügung 
stehende Gesamtbetrag für die Grundbeiträge wird 
dann unter die Hochschulkantone und beitragsbe-
rechtigten Institutionen im Verhältnis und nach 
Maßgabe ihres anrechenbaren Aufwandes verteilt. 
Dies ergibt sich aus Artikel 4, Artikel 14 und 16 
des Gesetzes und Artikel 14 der Vollziehungsver-
ordnung. 

207) Siehe oben 

Die Bewilligung von Investitionsbeiträgen erfolgt in 
einem näher ausgestalteten Verfahren, das sich in 
ein grundsätzlich freiwilliges Vorverfahren und ein 
Hauptverfahren gliedert. Das Vorverfahren wird 
vom Träger der Bildungsinvestition bei der Hoch-
schulkonferenz eingeleitet und dient der Vorabklä-
rung, Verbesserung und Bereinigung der Investi-
tionsvorhaben im Hinblick auf das Hauptverfahren. 
Nach Abschluß des Vorverfahrens wird das ausge-
arbeitete Projekt der Hochschulkonferenz einge-
reicht. Diese leitet es zusammen mit ihrem Antrag 
an den Wissenschaftsrat, dieser mit seiner Stellung-
nahme an das Eidgenössische Departement des In-
nern weiter. Zuständig für die Bewilligung ist dann 
der Bundesrat, bei Bewilligungen, die bestimmte 
Höchstbeträge nicht überschreiten, das Eidgenössi-
sche Departement des Innern. Multilateral ausge-
staltet ist also nur die Antragstellung durch die Ein-
schaltung der Hochschulkonferenz, nicht jedoch die 
Entscheidung über die Förderung. Grundsätzlich 
besteht jedoch ein Anspruch des Trägers auf die 
Gewährung eines Beitrags in Höhe eines bestimm-
ten Prozentsatzes seiner Aufwendungen. Der Beitrag 
ist jedoch zu verweigern, „wenn eine Sachinvestition 
als unzweckmäßig erscheint, insbesondere wenn sie 
den Erfordernissen einer sinnvollen Zusammen-
arbeit der schweizerischen Hochschulen wider-
spricht oder sich im Hinblick auf ihren Zweck als 
übersetzt erweist". Stellt sich heraus, daß der zur 
Verfügung stehende Gesamtbetrag nicht zur Bezah-
lung aller Anträge ausreicht, so können die Anträge 
nach Dringlichkeit berücksichtigt werden. 

Die Gesetzesänderung vom 17. Dezember 1971 hat 
eine Modifikation der Regelung für die Grundbei-
träge dahin gebracht, daß ein Fünftel des zur Ver-
fügung stehenden Gesamtbetrags nunmehr im Ver-
hältnis der Zahl der im Vorjahre immatrikulierten 
Studierenden einer Hochschule mit Wohnsitz außer-
halb ihres Trägerkantons verteilt wird. Dies ermög-
licht eine Begünstigung derjenigen Hochschulen, 
die in stärkerem Maße von Studenten aus anderen 
Kantonen frequentiert sind. Ferner wird aus dem 
Gesamtbetrag der Grundbeiträge eine Sonderquote 
ausgeschieden, die dazu bestimmt ist, an Universi-
täten verteilt zu werden, die sich gemäß Richtlinien 
der Hochschulkonferenz über den Verzicht auf Zu-
lassungsbeschränkungen verhalten. Hier wird also 
ein finanzieller Anreiz zur Befolgung der an sich 
unverbindlichen Entscheidungen der Hochschulkon-
ferenz geschaffen. Die geplante Neufassung würde 
die Auszahlung der Förderung generell vom Nach-
weis der Einhaltung der Richtlinien über Zulas-
sungsbedingungen abhängig machen. Auch auf dem 
Gebiet der Beiträge für Sachinvestitionen gibt es 
besondere Förderungsmöglichkeiten für Kapazitäts-
ausweitungen. 

Auf dem Gebiet der Berufsbildung ist für die Ent-
scheidung über die Gewährung von Beiträgen 
grundsätzlich das Bundesamt für Industrie, Gewerbe 
und Arbeit zuständig. 

3.3.2.7 Die Form der Gewährung der Förderung 

In allen erörterten Fällen erfolgt die Gewährung der 
Förderung, soweit ersichtlich, stets durch eine Ent

-

scheidung der jeweils zuständigen Behörde. Ledig- 
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lieh für die Primarschulförderung erscheint eine 
neue formelle Entscheidung angesichts der zahlen-
mäßigen Festlegung in der Verordnung des Bundes-
rates, die generellen Charakter hat, nicht mehr not

-wendig. 

 

3.3.2.8 Auflagen und Bedingungen der Förderung 

3.3.2.8.1 Eigenleistung des Förderungsempfängers 

Keine Bestimmungen über Eigenleistungen enthält 
das Bundesgesetz zur Förderung des Primarunter-
richts. 

Ausführliche Bestimmungen über die Eigenleistun-
gen sind hingegen in dem Hochschulförderungsge-
setz enthalten. In diesem Bereich ergibt sich die 
Notwendigkeit von Eigenleistungen daraus, daß bei 
den Grundbeiträgen die Förderung nach dem tat-
sächlich geleisteten Aufwand bemessen wird und 
bei den Sachinvestitionen dadurch, daß die Beiträge 
in Prozentsätzen der Aufwendungen bemessen wer-
den. Einen Anreiz, die Eigenleistungen nicht sinken 
zu lassen, begründet Artikel 9 Abs. 2 des  Hoch-
schulförderungsgesetzes: 

„Sinken die eigenen Leistungen eines Hochschul-
kantons an den Betriebsaufwand in einem Bei-
tragsjahr unter den Durchschnitt seiner realen 
Leistungen während der zwei vorangegangenen 
Jahre, so sind die Grundbeiträge in der Höhe der 
Minderleistungen zu kürzen." 

Auch die gemäß dem Berufsbildungsgesetz zu ge-
währenden Beiträge sind in Prozenten der entste-
henden Kosten ausgedrückt. Soweit der Zuschuß an 
eine Einrichtung gegeben wird, deren Träger nicht 
der Kanton ist, wird auch ein angemessener Beitrag 
des Kantons als Voraussetzung des Bundesbeitrags 
gefordert (Artikel 47 Abs. 3 des Gesetzes). 

3.3.2.8.2 Kontrolle der zweckgerechten Verwendung 
der Förderung 

Ohne jede Kontrolle erfolgen seit 1953 die Primar-
schulsubventionen 208) 

Für die Kontrolle der zweckgerechten Verwendung 
der Hochschulförderung ist wesentlich die in Ar-
tikel 20 HFG geschaffene Berichtspflicht, die sich 
unter anderem auf die Verwendung der Beiträge 
bezieht. Hinzu kommt, daß vorbehaltlich der Mög-
lichkeit von Vorschüssen die Auszahlung erst nach 
Rechnungslegung über die anrechenbaren Aufwen-
dungen bei den Grundbeiträgen (Artikel 13 der 
Vollziehungsverordnung) bzw. bei Vorlage der 
Schlußabrechnung für Sachinvestitionen (Artikel 29 
der Verordnung) erfolgt. Eine darüber hinausgehen-
de Rechnungs- oder Verwaltungskontrolle des Bun-
des gibt es, soweit ersichtlich, in diesem Rahmen 
nicht. Nach Artikel 16 des Bundesgesetzes über die 
eidgenössische Finanzkontrolle vom 28. Juni 1967 209) 
führt die eidgenössische Finanzkontrolle im Rahmen 
ihrer Befugnisse bei den Kantonen, die vom Bund 
finanzielle Zuwendungen erhalten, Prüfungen über 

208) Loretan , a. a. O. (Anm. 7), S. 80. Durch die 1953 
erfolgte Novellierung des Primarschulgesetzes wur-
den vorher bestehende Kontrollen abgeschafft. 

209) AS 1967, S. 1505 

die Verwendung der Bundesleistung en  durch, soweit 
e in  Bundesgesetz oder ein Bundesbeschluß diese 
Kontrolle vorsieht. Ein solches Gesetz ist im vorlie-
genden Zusammenhang nicht ersichtlich. In den 
übrigen Fällen, so heißt es in dem Gesetz weiter, 
kann die eidgenössische Finanzkontrolle im Ein-
vernehmen mit der Kantonsregierung die Verwen-
dung von Bundesleistungen überprüfen. Eine Rech-
nungskontrolle bezüglich der Verwendung von Bei-
trägen der Hochschulförderung wäre danach nur 
mit Zustimmung der betroffenen Kantonsregierun-
gen möglich. 

Auch im Bereich der Berufsbildung erfolgen die 
Auszahlungen der Bundesbeiträge vorbehaltlich der 
Möglichkeit von Vorschüssen bei Abrechnung (Ar-
tikel 54 und 55 der Verordnung zum Berufsbildungs-
gesetz). 

3.3.2.8.3 Möglichkeiten der Rückforderung gewähr-
ter Zahlungen 

Bei Nichteinhaltung der Subventionsbedingungen 
ist die Rückforderung zulässig, und zwar auch ohne 
ausdrückliche gesetzliche oder sonstige Bestim-
mung 210).  Im Rahmen der Hochschulförderung ist 
bei den Grundbeiträgen eine Rückzahlung vorge-
sehen, wenn die Abrechnungsunterlagen nicht 
rechtzeitig geliefert werden und die Auszahlung in-
folgedessen auf der Basis des letzten bekannten 
anrechenbaren Aufwandes erfolgen muß (Artikel 13 
der Vollziehungsverordnung). Bei den Sachinvesti-
tionsbeiträgen ist eine Rückerstattung vorgesehen, 
wenn Hochschulbauten oder Einrichtungen, für die 
ein solcher Beitrag gewährt worden ist, ihrem Hoch-
schulzweck entfremdet werden (Artikel 32 Abs. 1 
der Vollziehungsverordnung). Ein bewilligter Bun-
desbeitrag kann ferner gekürzt oder entzogen wer-
den, wenn Auflagen und Bedingungen, die mit der 
Bewilligung verknüpft waren, nicht erfüllt werden. 
Dies gilt insbesondere bei ungenehmigten Projekt-
änderungen, die Mehrkosten zur Folge haben oder 
zu einer wesentlichen Abweichung vom ursprüng-
lichen Zweck der Investition führen (Artikel 32 
Abs. 2, 36 der Vollziehungsverordnung). 

Für den Bereich der Förderung der Berufsbildung 
sieht Artikel 38 der Verordnung zum Berufsbil-
dungsgesetz vor, daß die Zusicherung eines Bundes-
beitrages rückgängig zu machen und ein bereits ge-
währter Beitrag zurückzufordern ist, wenn der Emp-
fänger eines Beitrages trotz Mahnung den Vorschrif-
ten des Bundes nicht nachkommt oder die Leistun-
gen ungenügend sind. Diese Vorschrift ist zwar wohl 
vor allem auf private Empfänger zugeschnitten und 
nicht auf die Kantone als Beitragsempfänger, es ist 
jedoch nicht ersichtlich, warum diese Vorschrift 
nicht auch für die Kantone als mögliche Beitrags-
empfänger gelten sollte. 

3.3.2.9 Die Berücksichtigung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs bei der Förderung 

Elemente des vertikalen Finanzausgleichs spielen 
bei zweckgebundenen Bundeszuweisungen stets in

-

sofern eine Rolle, als sie im Prinzip voraussetzen, 

210)Schindler,  a.a.O. (Anm. 41), S. 260 f. 
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daß die Finanzausstattung der Gliedstaaten zur Er-
füllung der ihnen obliegenden Aufgaben im übri-
gen nicht ausreichend ist. In diesem Sinne sind Bun-
deszuweisungen wie die hier beschriebenen stets ein 
Element des vertikalen bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs. 

In diesem Zusammenhang interessanter ist die Be-
rücksichtigung des horizontalen Finanzausgleichs. 
Dieser erfolgt in der Schweiz bei allen beschriebenen 
Förderungsarten. Die Grundsätze für den horizonta-
len Finanzausgleich in der Schweiz beruhen auf 
einem Bundesgesetz aus dem Jahre 1959 211), daß die 
Kantone auf der Grundlage hier nicht im einzelnen 
darzustellender Bewertungskriterien in drei Grup-
pen einteilt, nämlich die finanzstarken, die finan-
ziell mittelstarken und die finanzschwachen Kan-
tone. Diese Unterscheidung ist der Ausgangspunkt 
für Differenzierungen in den meisten hier berich-
teten Gesetzen. Im Bereich der Förderung des Pri-
marunterrichts wird den Erfordernissen des horizon-
talen Finanzausgleichs dadurch Rechnung getragen, 
daß die in ihrer Mehrzahl finanzschwachen Berg-
kantone einen höheren Förderungsbetrag erhalten. 
Im Bereich der Hochschulförderung ist wiederum 
zwischen Grundbeiträgen und Sachinvestitionsbei-
trägen zu unterscheiden. Bei den Grundbeiträgen 

211) AS 1959, S. 931. Vgl. dazu den Bundesratsbeschluß 
über die Einteilung der Kantone nach der Finanzkraft 
für die Jahre 1972 und 1973, AS 1972, S. 217. 

erfolgt die Berücksichtigung des Finanzausgleichs 
dadurch, daß der dem anrechenbaren Aufwand ent-
sprechende Betrag bei den finanzschwachen und 
bei den Kantonen mittlerer Finanzkraft jeweils um 
einen verschiedenen Bruchteil erhöht wird, diese 
Kantone also einen größeren Anteil an der zu ver-
teilenden Gesamtsumme erhalten, als ihren tatsäch-
lichen Aufwendungen entsprechen würde. Bei den 
Sachinvestitionsbeiträgen sind die Beitragsprozent-
sätze nach der Finanzstärke der Kantone gestaffelt. 
Finanzstarke Kantone erhalten 40 % ihrer Aufwen-
dungen, mittelstarke Kantone 50 % und schwache 
Kantone 60 % .  Für die Neufassung des Hochschul-
förderungsgesetzes wird allerdings eine Streichung 
dieser Staffelung erwogen, da der Finanzausgleich 
auch in anderer Weise in die Beitragsberechnung 
Eingang finden kann. 

Im Rahmen der Förderung nach dem Berufsbildungs-
gesetz ist die Bemessung der Beiträge in ähnlicher 
Weise nach der Finanzstärke der Kantone, in die der 
Beitrag geht, gestaffelt. Auch hier werden für die 
drei Kategorien der Kantone verschiedene Prozent-
sätze angewandt (Artikel 35 und 48 der Verordnung 
zum Berufsbildungsgesetz). 

3.3.3 Die finanzielle Förderung von Auszubildenden 
durch den Bund (Stipendienwesen) 

Es wird auf das oben unter 2.1.4 und 2.2.2 zur Sti-
pendiengesetzgebung Gesagte verwiesen. 

2. Professor Dr. Wolfgang Keim 

„Abschlüsse und Abschlußsysteme im Sekundarbereich I" 

Köln, Oktober 1977 

I. Analyse der bestehenden Sekundarstufen-I-
Abschlußregelungen in den Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland 

1 Die rechtlichen Grundlagen für die Sekundar-
stufen-I-Abschlüsse 

Versucht man, sich einen Überblick über die Rege-
lung der Sekundarstufen-I-Abschlüsse in den Län-
dern der Bundesrepublik Deutschland zu verschaf-
fen, fällt als erstes auf, daß diese — mit Ausnahme 
von Niedersachsen — nirgends zusammengefaßt 
vorliegen, vielmehr in der Regel aus einer Fülle 
von Einzelbestimmungen verschiedenartigster Her-
kunft und unterschiedlicher rechtlicher Qualität erst 
mühsam erschlossen werden müssen. In den meisten 
Bundesländern sind die Regelungen der verschiede-
nen Abschlüsse, Abschlußverfahren, Berechtigun-
gen, Möglichkeiten, Abschlüsse nachzuholen bzw. 
gleichwertige Berechtigungen auf anderem Wege zu 
erlangen, sowie besonderer Auswahlverfahren beim 
Übergang in weiterführende Bildungsgänge der Se

-

kundarstufe II auf zwanzig und mehr Gesetze, Ver-
ordnungen, Erlasse, Bekanntmachungen etc. ver-
streut, wobei vielfach nur die wichtigsten Regelun-
gen aufgeführt sind, weil entweder die Auswertung 
weiterer Aufnahmebestimmungen für spezielle be-
rufliche Schulformen im Bereich der Sekundar-
stufe II bzw. weiterer Anerkennungsmöglichkeiten 
gleichwertiger Bildungsabschlüsse, etwa beim Bun-
desgrenzschutz, der Polizei etc. ins Uferlose führen 
würde oder aber — und dies scheint noch proble-
matischer — weil entsprechende Bestimmungen 
überhaupt ganz fehlen. Nur in Niedersachsen sind 
die Abschlußverfahren, die damit verbundenen Be-
rechtigungen sowie die Möglichkeiten, Sekundar-
stufen-I-Abschlüsse im Rahmen berufsbildender 
Schulen nachzuholen, in besonderen Verordnungen 
zusammengefaßt, die eine rasche und vollständige 
Orientierung ermöglichen. 

Untersucht man die rechtliche Qualität der einzelnen 
Abschlußbestimmungen sowie der damit unmittel-
bar zusammenhängenden Regelungen der Berechti-
gungen, Übergangsmöglichkeiten, der Anerkennung 
gleichwertiger Abschlüsse etc., fällt auf, daß diese 
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nur in Ausnahmefällen Gesetzescharakter, zum über-
wiegenden Teil dagegen die Form von Verwaltungs-
verordnungen, Erlassen bzw. Bekanntmachungen  
haben, also administrativ und zumindest nicht direkt  
parlamentarisch-gesetzlich legitimiert sind. Nur im  
Schulgesetz von Berlin finden sich über die Auf-
zählung der bestehenden Abschlüsse hinaus detail-
lierte Abschluß- und zugleich Übergangsregelungen  
für die Aufnahme in weiterführende Bildungsgänge  
im Bereich der Sekundarstufe II. Werden in einer  
Reihe von Ländern (z. B. in Baden-Württemberg,  
Bayern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland,  
Schleswig-Holstein) die Kultusministerien ausdrück-
lich im Schulgesetz dazu ermächtigt, entsprechende  
Abschlußverordnungen zu erlassen, fehlen in ande-
ren Ländern wie z. B. in Nordrhein-Westfalen auch  
derartige Ermächtigungen oder auch nur ein Verweis  
auf die diesbezüglichen Schulordnungen, wie ihn  
z. B. das hessische Schulverwaltungsgesetz enthält.  

Was die Abschlußverfahren am Ende der Sekundar-
stufe I im einzelnen betrifft (Hauptschule, Real-
schule, Gymnasium), werden diese in der Regel  
durch die entsprechenden kultusministeriellen Ver-
setzungsordnungen geregelt, in Ländern mit ab-
schließendem Prüfungsverfahren auch durch Prü-
fungsordnungen und -verordnungen (Hauptschule:  
Bayern; Realschule: Baden-Württemberg, Bayern,  
Saarland, Schleswig-Holstein), wobei diese in Bay-
ern als Ergänzungsverordnungen zur Allgemeinen  
Schulordnung einen einheitlichen Rahmen haben.  
Dabei wird, wie z. B. in Bremen, nicht immer aus-
drücklich auf die Gültigkeit der Versetzungsordnung  
als Abschlußordnung hingewiesen; in Hamburg feh-
len sogar Versetzungsordnungen für Hauptschule  
und Realschule gänzlich, so daß hier die einzelnen  
Schulen — laut Auskunft der Hamburger Schulbe-
hörde — nach eigenem Ermessen, in gewisser An-
lehnung an die gymnasiale Versetzungsordnung ver-
fahren können und müssen. Schließlich sind in  
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein immer noch  
die Versetzungsordnungen für die Volksschule in  
Kraft, obwohl die Volksschule auch in diesen Län

-

dern längst in die Hauptschule mit neuen Fächern  
und Stundentafeln überführt worden ist, so daß man  
hier auch vom Fehlen einer gültigen Verfahrens-
grundlage sowohl für die Versetzung als auch für  
die Abschlüsse der Schüler sprechen muß. Darin  
spiegelt sich noch heute die relative Bedeutungs-
losigkeit der traditionellen Volkschulabschlüsse in  
bezug auf Berechtigungen zum Besuch weiterführen-
der Schulen etc., die im Zuge des Ausbaus der  
Volksschuloberstufe zur Hauptschule als gleichbe-
rechtigter Schulform der Sekundarstufe I mit der  
Vergabe eines attraktiven Abschlusses, der Berech-
tigungen sowohl zum Besuch weiterführender all-
gemeinbildender als auch berufsbildender Schulen  
im Bereich der Sekundarstufe II ermöglicht, gerade  
abgebaut werden sollte. Solange das frühere Volks-
schulentlassungszeugnis bzw. der heutige Haupt-
schulabschluß von vornherein eine Sackgasse dar-
stellten und teilweise heute noch darstellen, konnte  
es in der Tat weitgehend dem pädagogischen Ermes-
sen der Lehrer einzelner Schulen überlassen bleiben,  
ob und nach welchen Kriterien sie dem Schüler die  
Qualifikation der Berufsreife (so noch heute die Be

-

zeichung des  Hauptschulabschlusses in Rhe inland

-

Pfalz) bestätigten. In  dem Augenbli ck jedoch, in dem 
auch mit dem Hauptschulabschluß zugleich Berufs-
und Lebenschancen vergeben werden, bedarf es zu-
mindest einer administrativen Regelung, nach der 
alle Schulen eines Landes verfahren, möglichst so-
gar einer vom Gesetzgeber parlamentarisch verab-
schiedeten Rahmenordnung, wie sie z. B. Thomas 
Oppermann in seinem Gutachten für den 51. Deut-
schen Juristentag für alle Abschluß- und Übergangs-
regelungen gefordert hat: 

„Es kann keinem ernsthaften Zweifel unterliegen, 
daß schulische Prüfungen mindestens dort, wo sie 
im Sinne von Berechtigungen Voraussetzungen 
für weiteren bildungs- und berufsmäßigen Auf-
stieg schaffen (Aufnahmeprüfung in weiterfüh-
rende Schulen, sog. „mittlere Reife", Abitur, Fach-
hochschulreife und andere Berufsschulabschlüsse), 
von wesentlicher Grundrechtsrelevanz sind. Bei 
Lichte besehen handelt es sich häufig bereits um 
subjektive Berufszulassungsvoraussetzungen ... 
Es ist daher rechtsstaatlich-demokratisch unbe-
dingt erforderlich, daß solche „sozialen Vertei-
lungsmechanismen" in ihren Grundzügen vom 
Gesetzgeber selbst festgelegt und im übrigen 
über gesetzliche Ermächtigung im Verordnungs-
wege ergehen." (Oppermann, 1976, S. C 57 f.) 

In den meisten älteren, aber auch neueren Schul-
gesetzen wird diese Forderung Oppermanns noch 
nicht erfüllt; Voraussetzung dafür wäre zumindest 
die Festsetzung einer einheitlichen Verfahrensgrund-
lage bzw. eines einheitlichen Bezugssystems für alle 
Abschlüsse am Ende der Sekundarstufe I wie in 
Niedersachsen, besser noch ein einheitlicher Ab-
schluß, wie er im Bremer Schulgesetz als Zukunfts-
perspektive zwar genannt, nicht aber — der Opper-
mannschen Forderungen entsprechend — wenigstens 
in Grundzügen festgelegt ist. 

Entsprechendes gilt für die Vergabe von Berechti-
gungen sowie für die verschiedenen Möglichkeiten 
zum Erwerb unterschiedlicher Abschlüsse außerhalb 
der betreffenden Regelschulformen. Nur in Berlin 
sind z. B. die Übergangsmöglichkeiten für Schüler 
von der Hauptschule zur Realschule und von der 
Realschule zur gymnasialen Oberstufe am Ende der 
Sekundarstufe I im Schulgesetz verankert, in Bayern 
sind sie immerhin Bestandteil der jeweiligen Schul-
ordnungen, in Bremen und Niedersachsen haben sie 
den Charakter von Rechtsverordnungen und sind 
als solche in den entsprechenden Gesetz- und Ver-
ordnungsblättern angekündigt; in anderen Länder 
dagegen werden sie lediglich durch Erlaß geregelt 
(z. B. in Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland). In Schleswig-
Holstein fehlt sogar eine eigene Übergangsrege-
lung, statt dessen sind die Übergangsbestimmungen 
für Realschüler (von der Hauptschule zur Realschule 
und zur gymnasialen Oberstufe ist kein Übergang 
vorgesehen, zumindest konnte keine entsprechende 
Regelung aufgefunden werden) in der „Vorläufigen 
Ordnung für die Aufbaugymnasien" enthalten. 

Gleiches gilt in noch stärkerem Maße für die unter-
schiedlichen Berechtigungen zum Besuch weiterfüh-
render Schulen. Lediglich in Niedersachsen sind 
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diese vollständig in einer besonderen Verordnung 
zusammengefaßt; in Berlin, ansatzweise auch in Bre-
men und Rheinland-Pfalz, werden sie — zumindest 
in Grundzügen — im Schulgesetz als Eingangsbedin-
gungen für verschiedene weiterführende berufliche 
Schulformen, in Bayern in den entsprechenden schul

-

formspezifischen Schulordnungen, in anderen Län-
dern in den Schul- und Ausbildungsordnungen für 
die beruflichen Schulen der verschiedensten Fach-
richtungen geregelt, wobei letztere zumeist lediglich 
Erlaßcharakter haben und darüber hinaus in den 
meisten Bundesländern für längst nicht alle Fach-
richtungen existieren. Die Unzulänglichkeit einer 
derartigen Rechtsgrundlage für die Regelung der 
Übergänge von den verschiedenen Schulformen der 
Sekundarstufe I in die weiterführenden beruflichen 
Bildungsgänge der Sekundarstufe II ist um so grö-
ßer, als in vielen Ländern wegen Mangels an Aus-
bildungsplätzen längst nicht mehr alle Bewerber, 
die die jeweils vorgeschriebenen formalen Eingangs-
voraussetzungen erfüllen, aufgenommen werden 
können, womit die in Artikel 12 Grundgesetz ver-
bürgte Wahlfreiheit von Beruf und Ausbildungs-
stätte ganz erheblich tangiert wird. Folglich bedürf-
ten entsprechende Regelungen — wie z. B. auch im 
Kommentar zum Entwurf des neuen Hamburger 
Schulgesetzes ausdrücklich betont wird — unbedingt 
der parlamentarisch-gesetzlichen Legitimierung: „Zu-
lassungsbeschränkungen sind nach der Rechtspre-
chung auch im schulischen Bereich nur auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen möglich" (Kommentar 
zu § 30) . Allerdings wird auch in Hamburg wie in 
den meisten anderen Bundesländern der Numerus 
clausus am Eingang der verschiedenen Berufsfach- 
und Fachschulen bislang lediglich durch Verwal-
tungsvorschriften der Schulbehörde im Rahmen von 
Zulassungsverordnungen für die Berufsfach- und 
Fachschulen der verschiedenen Berufsrichtungen ge-
regelt. Lediglich in Bremen gibt es seit kurzem eine 
generelle gesetzliche „Regelung von Zugangsbe-
schränkungen an bremischen Schulen für nicht mehr 
vollzeitschulpflichtige Schüler" (vom 20. Dezember 
1976, vgl. Dok. Bremen), die zumindest eine einheit-
liche und juristisch abgesicherte, wenn auch keines-
wegs unproblematische Verfahrensgrundlage dar-
stellt. 

Auch die rechtliche Qualität der Ordnungen zum 
Erwerb von Sekundarstufen-I-Abschlüssen außer-
halb der betreffenden Schulformen ist sehr unter-
schiedlich: In einigen Ländern wie Berlin und Bre-
men sind die diesbezüglichen Regelungen als Ver-
waltungsverordnungen in den entsprechenden Ge-
setz- und Verordnungsblättern verkündet, in den 
meisten anderen dagegen haben sie lediglich Erlaß-
charakter und werden nur in den betreffenden Amts- 
und Nachrichtenblättern mitgeteilt. 

Das größte Defizit an Rechtsgrundlagen besteht je-
doch zweifellos in allen Bundesländern in bezug 
auf die gegenseitige Anerkennung von Sekundar-
stufen-I-Abschlüssen. Zwar gibt es fast überall sehr 
detaillierte Bestimmungen über die Anerkennung 
von Abschlüssen der verschiedenen deutschen Schu-
len im Ausland, die entsprechenden KMK-Rahmen-
vereinbarungen folgen, in keinem Bundesland da-
gegen eine gesetzliche oder administrative  Grund

-lage für die Anerkennung gleichwertiger Leistungs-
nachweise aus anderen Bundesländern. Lediglich im 
Zusammenhang mit den Ergänzenden Bestimmungen 
zur Allgemeinen Schulordnung für die Berufsauf-
bauschulen in Bayern wird z. B. einmal ganz am 
Rande auf die Gleichstellung von Bewerbern aus an-
deren Bundesländern bei der Aufnahme in diesen 
Schultyp eingegangen, wenn es heißt: 

„Bewerber, welche die Hauptschule in einem an-
deren Land der Bundesrepublik besucht und mit 
Erfolg abgeschlossen haben, stehen für den Ein-
tritt in die Berufsaufbauschule bayerischen Be-
werbern mit dem qualifizierenden Abschluß der 
Hauptschule nur dann gleich, wenn sie im Ab-
schlußzeugnis der Hauptschule in allen Pflicht-
fächern mit Ausnahme musischer Fächer sowie 
des Faches Leibeserziehung einen Notendurch-
schnitt von 2,50 oder besser erzielt haben und in 
den Fächern Deutsch, Englisch und Rechnen (Ma-
thematik) jeweils mindestens die Note 3 nachwei-
sen können. Anderenfalls stehen sie Bewerbern 
mit einfachem Hauptschulabschluß gleich." (Er-
gänzende Bestimmungen zur Allgemeinen Schul-
ordnung für die Berufsaufbauschulen, 6.2.4). 

Ob die gleichen Bedingungen auch für andere wei-
terführende berufliche und allgemeine Bildungs-
gänge im Bereich der Sekundarstufe II gelten, ist 
unklar. Ebenso unbefriedigend bleibt etwa ein Hin-
weis in einem hessischen Erlaß über Versetzungs-
bestimmungen, wo es heißt: 

„Für den Übergang von Schülern aus anderen 
Bundesländern in weiterführende Schulen gelten 
die gleichen Bestimmungen wie für hessische 
Schulen", 

unbefriedigend deshalb, weil das System der Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse in Hessen anders ist als in 
den meisten anderen Bundesländern, z. B. die Haupt-
schule dort nur einen Abschluß nach 9 Schuljahren 
vergibt, in anderen Bundesländern dagegen zwei 
verschiedenartige nach 9, teilweise sogar noch einen 
oder zwei weitere Abschlüsse nach 10 Schuljahren. 

Selbst in den Kultusministerien der Länder scheint 
wenig Klarheit über das Procedere in derartigen 
Fällen zu bestehen, zumindest läßt darauf die Ant-
wort des Kultusministeriums Baden-Württemberg 
auf eine entsprechende Anfrage des Gutachters 
schließen: 

„Eine Gesamtregelung der Anerkennung der ver-
schiedenen Sekundarstufen-I-Abschlüsse gibt es 
bisher in Baden-Württemberg nicht. Sekundarstu-
fen-I-Abschlüsse, die in anderen Bundesländern 
an Schulen erworben wurden, die dem Hamburger 
Abkommen entsprechen, werden anerkannt. Im 
anderen Fall findet eine Einzelprüfung auf die 
Gleichwertigkeit hin statt." (Brief des Kultus-
ministeriums Baden-Württemberg an den Verf. v. 
20. September 1977). 

Was aber heißt das im Einzelfall? Das Hamburger 
Abkommen ist so allgemein gefaßt, daß sich die 
Sekundarstufen-I-Abschlußsysteme aller Bundeslän-
der, so verschiedenartig sie im einzelnen sind, da-
mit vereinbaren lassen. Was aber passiert konkret 
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mit einem Schiller,  der z. B. in Berlin, Bremen oder 
Nordrhein-Westfalen in der Realschule die Voraus-
setzung zur Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe 
erfüllt hat, dem aber die zweite Fremdsprache fehlt, 
die in Baden-Württemberg eine wesentliche Auf-
nahmevoraussetzung ist, in anderen Ländern da-
gegen in der Oberstufe nachgeholt werden kann? 
Oder aber wird der rheinland-pfälzische Abschluß 
nach Klasse 10, der dort mit dem Realschulabschluß 
gleichgestellt wird, auch in Baden-Württemberg als 
solcher anerkannt und mit den gleichen Berechti-
gungen honoriert? Die Fragen ließen sich beliebig 
fortsetzen. Daß die in Aussicht genommene Einzel-
prüfung für die betroffenen Schüler eine große Be-
nachteiligung bedeutet, braucht kaum eigens betont 
zu werden. 
Angesichts des gegenwärtigen Bildungsnotstandes 
in Form mangelnder Ausbildungseinrichtungen für 
alle Jugendlichen sowie der zunehmenden Bedeu-
tung schulischer Berechtigungen für die Zulassung 
zu fast allen Ausbildungsgängen nicht nur im tertiä-
ren Bereich, sondern auch in der Sekundarstufe II 
scheint deshalb eine bundeseinheitliche Regelung 
dringend vonnöten, damit sowohl die bestehende 
Rechtsunsicherheit bezüglich der gegenseitigen An-
erkennung von Abschlüssen zwischen den Ländern 
als auch die immer größer werdenden Schwierigkei-
ten für Eltern mit Kindern im schulpflichtigen Alter 
beim Wechsel von einem Bundesland in ein anderes 
beseitigt werden. Ob allerdings eine solche bundes-
einheitliche Regelung bei der gegenwärtigen Unter-
schiedlichkeit der Sekundarstufen-I-Abschlüsse in 
den einzelnen Ländern überhaupt möglich ist, 
scheint mehr als zweifelhaft, so daß der erste Schritt 
in dieser Richtung auf dem Weg einer allmählichen 
Vereinheitlichung der Abschlußbestimmungen selbst 
gemacht werden müßte. 

2 Die Regelung der Sekundarstufen-I-Abschlüsse 
in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 

2.1 Arten von Sekundarstufen-I-Abschlüssen 
Fragt man zunächst einmal danach, welche Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse es in den einzelnen Bundes-
ländern überhaupt gibt, stößt man bereits hier auf 
eine Fülle unterschiedlicher Formen. Schon die Zahl 
der möglichen Abschlüsse an den Regelschulformen 
variiert zwischen drei und fünf, eigentlich sogar 
zwischen zwei und sechs, insofern das Versetzungs-
zeugnis des Gymnasiums nach Klasse 11 zum einen 
in der Regel überhaupt noch nicht als Sekundarstu-
fen-I-Abschluß betrachtet, zum anderen aber in Nie-
dersachsen auch der Abschluß der Schule für Lem

-

behinderte ausdrücklich als Abschluß im Sekundar-
bereich I ausgewiesen wird, der in den anderen Län-
dern nur im Zusammenhang mit dem Sonderschul-
wesen mehr oder weniger am Rande Erwähnung 
findet. Rechnet man das Versetzungszeugnis nach 
Klasse 11 zu den Sekundarstufen-I-Abschlüssen und 
klammert den Abschluß der Schule für Lernbehin-
derte hier aus, läßt sich eine erste Gruppe von Län-
dern zusammenfassen, die nach wie vor die traditio-
nellen drei Abschlüsse vergibt, nämlich den Haupt-
schul-, den Realschulabschluß und das Versetzungs

-

zeugnis nach Klasse 11 (Bremen, Hessen, Saarland 
und Schleswig-Holstein). Auf der anderen Seite ver-
gibt Niedersachsen fünf verschiedene Abschlüsse, 
die darüber hinaus nicht schulformbezogen, sondern 
schulformübergreifend sind, nämlich den Haupt-
schulabschluß und den qualifizierten Hauptschulab-
schluß nach 9 Schuljahren und den Sekundarstufen-

I-Abschluß-Hauptschulabschluß, den Sekundarstu-
fen-I-Abschluß-Realschulabschluß sowie den Erwei-
terten Sekundarabschluß I nach 10 Schuljahren, die 
sämtlich an allen Schulformen im Sekundarstufen-I-
Bereich erworben werden können. Schließlich gibt 
es in den restlichen Ländern vier verschiedene Arten 
von Abschlüssen, wobei diese allerdings von Land 
zu Land wiederum sehr unterschiedlich sind. 

Die Unterschiedlichkeit der Sekundarstufen-I-Ab-
schlüsse in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland betrifft vor allem die Hauptschule, was 
schon durch die Tatsache bedingt ist, daß einige 
Länder ein 10. Schuljahr anbieten, andere dagegen 
nicht. Aber selbst Länder mit 9 bzw. 10 Schuljahren 
verfahren in der Abschlußfrage keineswegs einheit-
lich. So beschränken sich einige Länder mit der 
neunjährigen Hauptschule auf die Vergabe des 
Hauptschulabschlusses an deren Ende (Hessen, Saar-
land, Schleswig-Holstein), andere dagegen differen-
zieren diesen Abschluß nach zwei Anspruchniveaus 
(Baden-Württemberg, Bayern); entsprechend verfah-
ren die Länder mit 10 Schuljahren, indem sie ent-
weder nur einen (Berlin, Rheinland-Pfalz) oder aber 
zwei (Nordrhein-Westfalen) bzw. sogar drei (Nie-
dersachsen) Arten von Abschlüssen vergeben, wo-
bei sowohl der einfache wie auch der differenzierte 
Abschluß nach der 9. wie 10. Klasse von Land zu 
Land wiederum sehr unterschiedlich ist, vor allem 
aber — wie noch zu zeigen sein wird — sehr unter-
schiedliche Berechtigungen zur Folge hat. 

2.2 Vergabeverfahren 
Ebenso unterschiedlich wie Art und Anzahl der Ab-
schlüsse sind die Vergabeverfahren selbst für glei-
che oder entsprechende Abschlüsse, wobei zu be-
rücksichtigen ist, daß diese größtenteils aus Soll- 
und Kann-Vorschriften bestehen, also einen mehr 
oder weniger großen Ermessensspielraum eröffnen 
und deshalb in der Regel nur in Umrissen oder wie 
in Berlin überhaupt nicht präzisiert werden können, 
ganz abgesehen davon, daß in Hamburg Abschluß- 
oder Versetzungsbestimmungen für Haupt- und 
Realschule ganz fehlen und in Schleswig-Holstein 
und Rheinland-Pfalz von Rechts wegen ungültige 
Versetzungsordnungen in Kraft sind (vgl. oben). 

Die Unterschiedlichkeit bei der Vergabe des Haupt-
schulabschlusses — sei es in einfacher oder diffe-
renzierter Form — fängt schon damit an, daß die 
Gewichtung der einzelnen Fächer sehr verschieden-
artig ist. In einzelnen Bundesländern ist z. B. die 
Fremdsprache (meistens Englisch) gar nicht verset-
zungswirksam (z. B. in Rheinland-Pfalz und Hessen), 
in anderen wird sie zur Gruppe der zweitrangigen 
Fächer gerechnet (Saarland), in den restlichen Bun-
desländern dagegen ist die Fremdsprache Haupt-
fach und kann damit z. B. in Bremen bei ungünsti-
gen Leistungen ohne entsprechenden Ausgleich zur 
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Nichterreichung des Hauptschulabschlusses führen. 
Ähnlich unterschiedlich ist die Bewertung der übri-
gen Fächer: In Hessen werden z. B. alle Fächer 
gleich bewertet, in anderen Ländern dagegen nach 
traditionellem Muster Haupt- und Nebenfächer 
(Fächergruppe I und II) und dabei gelegentlich noch 
einmal versetzungswirksame und nicht verset-
zungswirksame Nebenfächer unterschieden, wobei 
zu letzteren vor allem die handwerklichen und mu-
sischen Fächern gehören (z. B. in Schleswig-Hol-
stein), was vor allem deshalb verwundert, als so-
wohl die traditionelle Volks- wie auch die heutige 
Hauptschule ihre pädagogische Legitimation ge-
rade aus der Förderung des sogenannten praktisch 
veranlagten Schülertyps ableitete, so daß man mei-
nen sollte, daß diesen Fächern in der Hauptschule 
besonderes Gewicht zukommen müßte. Schließlich 
unterscheiden wiederum andere Länder nicht nach 
Haupt- und Nebenfächern, sondern nach der Stun-
denzahl, mit der einzelne Fächer unterrichtet wer-
den (z. B. Bremen und Niedersachsen). Diese Un-
terscheidung zwischen verschiedenwertigen Fächern 
— gleich welcher Art — erlangt vor allem Relevanz 
bei der Festsetzung der für den Hauptschulabschluß 
noch tolerablen Ausfälle, wobei in der Regel in der 
Fächergruppe I nur eine nicht ausreichende Lei-
stung akzeptiert wird, in der Fächergruppe II da-
gegen zumindest in einigen Bundesländern mehrere; 
sie ist ebenfalls bedeutsam für die in den einzelnen 
Ländern geltenden Ausgleichsbestimmungen für 
nicht ausreichende Leistungen, insofern in Ländern 
ohne Unterscheidung zwischen Haupt- und Neben-
fächern alle Fächer ausgleichsrelevant sind wie 
z. B. in Hessen, wohingegen in den anderen Ländern 
eine nicht ausreichende Leistung gewöhnlich nur 
durch gute oder befriedigende Leistungen in einem 
gleichwertigen Fach bzw. durch mehrere entspre-
chende Leistungsnachweise in nicht gleichwertigen 
Fächern ausgeglichen werden können. 

Vergleicht man das Anforderungsniveau einzelner 
Bundesländer anhand der durch die Abschluß- und 
Versetzungsordnungen tolerierten Ausfälle bzw. der 
dort festgelegten Ausgleichsmöglichkeiten, lassen 
sich auch hier große Unterschiede feststellen. In 
Hessen z. B. müssen nicht ausreichende Leistungen 
— mit Ausnahme der Fremdsprache — generell aus-
geglichen, in Bremen und Schleswig-Holstein kann 
über eine 5 — gleich in welchem Fach — hinweg-
gesehen werden, in Nordrhein-Westfalen ist sowohl 
eine 5 in Deutsch, Englisch oder Mathematik als 
auch zusätzlich in einem anderen Fach, in Baden-
Württemberg sind generell zwei mangelhafte Lei-
stungen, in Rheinland-Pfalz und dem Saarland so-
gar eine mangelhafte Leistung in einem Haupt- und 
zwei mangelhafte Leistungen in Nebenfächern mög-
lich, ohne daß der Hauptschulabschluß — trotz 
fehlenden Ausgleichs — verwehrt wird, wobei al-
lerdings in Rheinland-Pfalz — auch dies wiederum 
eine Ausnahme — das Fach Deutsch bei mangel-
haften Leistungen ausgeglichen werden muß. 
Schließlich bekommt ein Schüler in Bayern das 
— allerdings dem Hauptschulabschluß in anderen 
Ländern hinsichtlich der damit verbundenen Be-
rechtigungen nicht ganz gleichwertige — Entlas-
sungszeugnis mit Erfolgsvermerk selbst dann noch, 

wenn er beispielsweise in Deutsch, Englisch, Ma-
thematik und einem Sachfach mangelhafte Leistun-
gen aufweist, zumindest muß dies aus der Tatsache 
erschlossen werden, daß — laut „Verordnung über 
Ergänzende Bestimmungen zur Allgemeinen Schul-
ordnung für die Volksschulen in Bayern" — das 
Entlassungszeugnis nicht den Erfolgsvermerk erhal-
ten kann, wenn der Schüler „in Deutsch, Mathema-
tik und Englisch sowie in zwei Fächern des Sach-
unterrichts keine bessere Note als ,mangelhaft er-
hält" (Verordnung 33.3.1 und 25.2.2.3). 

Ebenso unterschiedlich wie die Zahl der jeweils 
tolerierten Leistungsausfälle sind die Ausgleichs-
bestimmungen in den einzelnen Bundesländern, und 
zwar sowohl was die Zahl der Ausgleichsmöglich-
keiten (in Hessen z. B. unbegrenzt), die gegenseitige 
Verrechnung von Fächern (s. o.) als auch die für 
einen Ausgleich zu erbringenden Leistungen anbe-
langt. Kann so z. B. in einigen Ländern mit einer 
befriedigenden Leistung ein mangelhaft, mit einer 
guten Leistung ein ungenügend wettgemacht wer-
den (Bremen, Hessen, Niedersachsen), braucht ein 
Schüler etwa in Baden-Württemberg für den Aus-
gleich derselben Ausfälle jeweils eine gute bzw. 
sehr gute Leistung. 

Schon hier stellt sich in aller Deutlichkeit die Fra-
ge, welchen Sinn derartige, in den meisten Verset-
zungs- und Abschlußordnungen mehr oder weniger 
detailliert festgelegte Regelungen bezüglich von Lei-
stungsausfällen und Ausgleichsmöglichkeiten über-
haupt haben, wenn sie — wie unser Überblick ver-
deutlicht — beliebig durch andere zu ersetzen sind. 
Mit welchem pädagogischen oder politischen Recht 
verlangt man beispielsweise von einem Schüler in 
Rheinland-Pfalz für eine mangelhafte Leistung in 
Deutsch einen Ausgleich, wenn ,es' in anderen Bun-
desländern auch ohne Ausgleich ,geht'? Dabei stellt 
sich nicht nur die Frage nach der pädagogischen 
wie politischen Legitimation derartiger Verordnun-
gen und Erlasse — von der Fragwürdigkeit jed-
weder Zensurengebung einmal ganz abgesehen —, 
sondern es wird zugleich das Problem der Chan-
cengleichheit für Schüler unterschiedlicher Bundes-
länder aufgeworfen, insofern unterschiedliche Maß-
stäbe bei der Vergabe von Abschlüssen Erfolg oder 
Nichterfolg wesentlich mitbestimmen, damit aber 
die Schüler in dem einen Bundesland bevorzugen, 
im anderen dagegen benachteiligen. 

Die hier am Beispiel der Hauptschulabschlüsse nach 
neun Schuljahren aufgezeigte Problematik bezüg-
lich der Unterschiedlichkeit der Vergabeverfahren 
läßt sich anhand der Bestimmungen für den quali-
fizierten Realschulabschluß und nicht zuletzt das 
Versetzungszeugnis nach Klasse elf des Gymna-
siums beliebig erhärten (vgl. Synopse). Dabei ste-
chen beim qualifizierten Hauptschulabschluß und 
beim Realschulabschluß noch weitere grundlegen-
de Unterschiede der Vergabeverfahren ins Auge. 
Wird in Baden-Württemberg, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen der qualifizierte Hauptschul-
abschluß aufgrund des Abschlußzeugnisses nach der 
9. Klasse vergeben, muß sich ein Schüler in Bayern, 
um den qualifizierten Hauptschulabschluß zu erwer-
ben, einer eigenen Prüfung unterziehen. Ähnliche 
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Unterschiede des Vergabeverfahrens gelten für den 
Realschulabschluß. Während in sieben Ländern die 
Erfüllung der in den Versetzungsordnungen vorge-
schriebenen Mindestleistungen genügt, werden in 
Baden-Württemberg, Bayern, Schleswig-Holstein 
und dem Saarland eigene Abschlußprüfungen durch-
geführt, aufgrund derer dann erst über den erfolg-
reichen Abschluß entschieden wird. Aber selbst die 
in diesen vier Ländern durchgeführten Prüfungs-
verfahren sind keineswegs einheitlich, vielmehr 
unterscheiden sie sich von der Anzahl und Art 
der vom Schüler zu erbringenden schriftlichen und 
mündlichen Leistungen bis hin zur Art und Weise 
der Aufgabenstellung, Korrektur und selbstver-
ständlich der Beurteilungsmaßstäbe. Nicht ohne Be-
deutung für den unterschiedlichen Schwierigkeits-
grad einer derartigen Prüfung scheint dabei u. a. zu 
sein, daß in Schleswig-Holstein die schriftlichen 
Aufgabenstellungen für die Schüler durch die je-
weilige Schule vorgeschlagen und dann in der Re-
gel von entsprechenden zentralen Fachausschüssen 
genehmigt werden, in Baden-Württemberg, Bayern 
und dem Saarland dagegen von den Kultusministe-
rien für alle Schulen des Landes einheitliche Auf-
gaben gestellt werden, die den vorangegangenen 
Unterricht in keiner Weise berücksichtigen können. 
Unterschiedlich sind auch beim Realschulabschluß 
die den Schülern zugestandenen Leistungsausfälle 
sowie die entsprechenden Ausgleichsbestimmungen, 
wenn auch die Bandbreite hier längst nicht so groß 
ist wie beim Hauptschulabschluß. 

Als letztes Beispiel für die Unterschiedlichkeit der 
Vergabeverfahren bei den Sekundarstufen-I-Ab-
schlüssen in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland sollen die Gesamtschulabschlüsse nach 
neun und zehn Jahren dienen, wobei allerdings zu 
berücksichtigen ist, daß es sich bei den Gesamt-
schulen in der Regel um Schulversuche handelt, 
folglich die Abschlußbestimmungen vielfach noch 
vorläufigen Charakter haben. Bei aller Verschieden-
heit der Verfahrensweisen im einzelnen scheint uns 
am bedeutsamsten die Tatsache, daß sich in Bayern 
und Schleswig-Holstein auch die Schüler von Ge-
samtschulen an den landeseinheitlichen Abschluß-
prüfungen beteiligen müssen, bedeutsam deshalb, 
weil die Gesamtschulen dieser Länder damit an die 
Lernziele der entsprechenden Regelschulen gebun-
den werden. Sehr verschieden ist darüber hinaus 
die Bemessungsgrundlage, auf der die einzelnen Ab-
schlüsse, die zumeist denen des Regelschulwesens 
der betreffenden Länder entsprechen, vergeben wer-
den. So bilden in einer Reihe von Bundesländern 
(Baden-Württemberg, Bayern, Saarland und Schles-
wig-Holstein) unterschiedliche Fachleistungskurs

-

Niveaustufen die Basis für die Abschlußerteilung, 
wobei in der Regel A-, B- und C-Kurse mit gym-
nasialem- realschul- und hauptschulbezogenem Ni-
veau gleichgesetzt und die Noten in den nicht-lei-
stungsdifferenzierten Fächern entsprechend umge-
rechnet werden. Der Sekundarstufen-I-Abschluß, 
den ein Schüler erhält, richtet sich bei einem der-
artigen Verfahren in der Regel nach dem mittleren 
Niveau, dem ein Schüler zugehört, wobei die Be

-

stimmungen im einzelnen von Bundesland zu Bun-
desland sehr verschieden sind. In Berlin dagegen 
werden die Noten aller Fächer zusammengezählt, 
das Mittel der letzten drei Halbjahreszeugnisse ge-
bildet und auf dieser Grundlage das Abschluß-
niveau des Schülers bestimmt, wobei für jeden Ab-
schluß bestimmte untere Grenzwerte festgesetzt 
sind. So muß ein Schüler mindestens einen Schnitt 
von 2,8 erlangen, um das Versetzungszeugnis nach 
Klasse 11 der gymnasialen Oberstufe zu erreichen, 
von 3,5 für den Realschulabschluß und von 4,0 
für den Hauptschulabschluß, wobei für einzelne Lei-
stungsausfälle wiederum besondere Bestimmungen 
gelten. In Nordrhein-Westfalen, aber auch z. B. in 
Bremen ist dagegen der Grad der erfüllten Lern-
ziele ausschlaggebend, wobei in Nordrhein-West-
falen eine Skala mit acht, in Bremen mit sechs Be-
wertungsstufen als Grundlage dient. In den meisten 
Ländern spielen ähnlich wie bei den Abschlüssen im 
Regelschulwesen (auch an Gesamtschulen) ver-
schiedenwertige Fächer und Fächergruppen eine 
wichtige Rolle. 

Ein besonderes Problem bei den Gesamtschulab-
schlüssen stellt sich in bezug auf die Notenerteilung 
für Schüler mit unterschiedlichen Abschlüssen, und 
zwar vor allem unter dem Aspekt der Vergleichbar-
keit der entsprechenden Zeugnisse mit denen des 
Regelschulwesens. Auch hier verfahren die Gesamt-
schulen der Bundesländer sehr unterschiedlich. Wäh-
rend in Berlin und Niedersachsen alle Schüler nach 
dem gleichen Notenschlüssel bewertet werden, Schü-
ler mit einem Hauptschulabschluß damit in der Regel 
ein Zeugnis mit durchschnittlich ausreichenden Lei-
stungen erhalten, werden in einigen Bundesländern 
zumindest die Noten für Schüler mit dem Haupt-
schulabschluß um eine (Nordrhein-Westfalen), zwei 
(Bayern), teilweise sogar drei Noten (Schleswig-
Holstein, Saarland), in Schleswig-Holstein und dem 
Saarland sogar noch für Schüler mit dem Realschul-
abschluß um eine Note heraufgesetzt. Das aber be-
deutet, daß Schüler in Ländern mit einheitlichem 
Notenniveau benachteiligt sind, und zwar nicht nur 
gegenüber Gesamtschülern in anderen Bundeslän-
dern, was in der Regel nicht so gravierend ist, son-
dern vor allem auch gegenüber Schulabgängern aus 
dem Regelschulwesen, deren Zeugnisse sich an der 
Norm ihrer Schulform orientieren. Damit aber wird 
nicht nur Artikel 11 Grundgesetz (Freizügigkeit in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland), sondern 
auch Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz (Gleichheit vor 
dem Gesetz) verletzt, weshalb eine Vereinheitli-
chung der Abschlußvergabe sowohl innerhalb der 
Länder als auch der Länder untereinander dringend 
nötig erscheint. Gerade der Vergleich der Abschlüs-
se des dreigliedrigen Systems mit denen der Ge-
samtschule bezüglich der Notenbemessung in unter-
schiedlichen Systemen macht deutlich, daß die hier 
zutage tretenden Probleme letztlich nur durch eine 
schulformübergreifende Sekundarstufen-I-Abschluß-
regelung zu lösen sind, die — soll die Freizügigkeit 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik nicht be-
einträchtigt werden darüber hinaus möglichst 
bundeseinheitlich sein muß. 
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2.3 Übergänge auf weiterführende Bildungswege 
allgemeinbildender Art im Bereich der Sekun-
darstufe II 

Das Problem der Chancengleichheit für Schüler aus 
unterschiedlichen Bundesländern sowie die Behin-
derung der im Grundgesetz verbürgten Freizügig-
keit innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Unterschiedlichkeit der Sekundarstufen-I-
Abschlußregelungen läßt sich besonders deutlich 
auch an den Übergangsbestimmungen beim Wechsel 
eines Schülers nach Abschluß der Hauptschule bzw. 
der Realschule auf eine weiterführende allgemein-
bildende, wie wir später noch sehen werden, selbst-
verständlich auch berufsbildende Schule verdeutli-
chen. Zunächst einmal haben Schüler in Berlin, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
nach mehrjähriger Unterbrechung auch wieder in 
Hamburg Gelegenheit dazu, durch den Besuch eines 
allgemeinbildenden 10. Schuljahres an der Haupt-
schule nicht nur einen gegenüber dem Hauptschulab-
schluß nach 9 Schuljahren gehobenen Abschluß zu 
erwerben, sondern zugleich wesentlich bessere Vor-
aussetzungen zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe zu erlangen. Dabei sind allerdings schon 
die Zugangsvoraussetzungen zu diesem 10. Schul-
jahr in den vier bzw. fünf Ländern ungleich. Wäh-
rend nämlich in Nordrhein-Westfalen der qualifizier-
te Hauptschulabschluß nach 9 Schuljahren Voraus-
setzung zum Besuch der 10. Klasse ist, Rheinland-
Pfalz die Zulassung sogar von einem Probeunter-
richt mit abschließender Eignungsüberprüfung in den 
Fächern Englisch, Mathematik und Deutsch abhän-
gig macht, ist der Besuch der 10. Klasse in Berlin 
und Niedersachsen an keinerlei Bedingung geknüpft, 
es sei denn der, daß sich die Schüler schon am Ende 
der 8. Klasse für den Besuch des 10. Schuljahres ent-
scheiden müssen, weil 9. und 10. Schuljahr in der 
Regel kombiniert werden und d. h. die 9. Klasse als 
Vorlaufklasse zum 10. Schuljahr nach einem anderen 
Lehrplan verfährt als die 9. Abschlußklasse. 

Ebenso unterschiedlich ist die Wertigkeit des Ab-
schlusses nach der 10. Klasse. Während dieser in 
Rheinland-Pfalz (als qualifizierter Sekundarab-
schluß I) und Nordrhein-Westfalen (als Fachober

-

schulreife) grundsätzlich mit dem Realschulabschluß 
gleichgestellt wird, bedarf es dazu in Berlin eines be-
sonderen Feststellungsverfahrens, das sowohl an ein 
Gutachten der Klassenkonferenz als auch eine ent-
sprechende Bescheinigung des Senators für Schulwe-
sen gebunden ist, wohingegen in Niedersachsen da-
für wiederum die Erreichung bestimmter — befriedi-
gender — Mindestleistungen gefordert wird. Immer-
hin sind in allen Bundesländern mit 10jähriger Haupt-
schule Übergänge in die gymnasiale Oberstufe vor-
gesehen, die allerdings in Berlin und Rheinland

-

Pfalz einen gewissen Ausnahmecharakter besitzen, 
insofern sie wiederum eines Gutachtens durch die 
Klassenkonferenz und der Feststellung des Senators 
für Schulwesen (in Berlin) bzw. nur des Gutachtens 
durch die Klassenkonferenz (in Rheinland-Pfalz) be-
dürfen, während in Niedersachsen mit dem Erwei-
terten Sekundarabschluß I und in Nordrhein-West-
falen der Fachoberschulreife mit Qualifikationszu-
satz eigene Abschlußprofile vorgesehen sind, die 
den Übergang grundsätzlich ermöglichen. Daß auch 

die Leistungsvoraussetzungen, die für den Besuch 
der gymnasialen Oberstufe gefordert werden, in den 
Ländern mit 10. Hauptschuljahr variieren, überrascht 
kaum. 

Ist in den Ländern mit 10. Hauptschulklasse trotz 
aller Unterschiede in jedem Fall ein mehr oder we-
niger direkter Weg zum Realschulabschluß bzw. ei-
nem Zeugnis, das diesem entspricht, sowie zum 
Übergang in die gymnasiale Oberstufe institutionali-
siert, bildet in einigen Ländern ohne 10. Schuljahr 
wie in Schleswig-Holstein und dem Saarland die 
Hauptschule immer noch eine völlige Sackgasse, was 
die Möglichkeiten zum Übergang in die 10. Klasse 
der Realschule oder des Gymnasiums nach dem 
Hauptschulabschluß anbelangt; zumindest können 
für Schleswig-Holstein und das Saarland keine ent-
sprechenden Übergangsregelungen aufgefunden 
werden, während in Hessen die Hauptschule wenig-
stens bis einschließlich Klasse 8 durchlässig nach der 
Realschule und dem Gymnasium hin ist. In Bayern 
gibt es für Schüler mit qualifizierendem Hauptschul-
abschluß und einem insgesamt guten Notendurch-
schnitt immerhin die Möglichkeit, ohne Prüfung in 
die Realschule und dann von dort, wiederum bei 
überdurchschnittlichem Notendurchschnitt von 1,5, 
auf die gymnasiale Oberstufe überzugehen; in Baden-
Württemberg besteht darüber hinaus auch nach der 
9. Klasse Hauptschule Gelegenheit, sich einer Auf-
nahmeprüfung für den Übergang in die 10. Klasse 
des Gymnasiums zu unterziehen, doch sind die An-
forderungen die dabei an die Schüler gestellt wer-
den — z. B. die Voraussetzung entsprechender 
Grundkenntnisse in der zweiten Fremdsprache —, 
zum einen derart hoch und sind die Belastungen, die 
zum anderen den Schülern zugemutet werden — 
zweimaliger Schulwechsel innerhalb eines Jahres 
in Bayern — derart unzumutbar, daß diese Bestim-
mungen in der Praxis kaum relevant sein dürften. 
Ähnliches gilt für die anderen Länder ohne 10. 
Hauptschuljahr, wenn auch z. B. für Bremen in ge-
milderter Form. 

Übergangsmöglichkeiten von der Realschule zur 
gymnasialen Oberstufe nach erfolgreichem Real-
schulabschluß bestehen zwar grundsätzlich in allen 
Ländern; doch sind auch hier die von den Schülern 
zu erbringenden Vorleistungen sehr unterschiedlich, 
und zwar nicht nur bezüglich des verlangten Noten-
durchschnitts, sondern z. B. auch der Beherrschung 
einer zweiten Fremdsprache, wie sie in Baden-Würt-
temberg und dem Saarland beim Übergang auf die 
gymnasiale Oberstufe der Normalform immer noch 
vorausgesetzt wird, während in den anderen Län-
dern die Möglichkeit besteht, die zweite Fremd-
sprache noch in den Klassen 11 bis 13 zu erlernen, 
bzw. in Bayern immerhin ein Jahr Nachholfrist ge-
geben wird, was allerdings für die davon betroffe-
nen Schüler noch belastend genug sein dürfte. 

Selbst beim Übergang von der 10. in die 11. Klasse 
des Gymnasiums gelten in den einzelnen Bundes-
ländern verschiedenartige Bestimmungen. Während 
jedoch fast alle Bundesländer — vorläufig noch (?) 
— zumindest darin übereinstimmen, daß das nor-
male Versetzungszeugnis nach Klasse 11 zureichen-
de Voraussetzung ist, hat ein Schüler in Nieder- 
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Sachsen dafür seit kurzem nicht nur ausreichende 
Leistungen in allen Fächern zu erbringen, sondern 
darüber hinaus noch befriedigende Leistungen in 
mindestens zwei Fächern, wovon eines Deutsch, 
Mathematik, erste, zweite oder dritte Fremdsprache 
sein muß 

Insgesamt wird auch am Beispiel der Übergänge in-
nerhalb des allgemeinbildenden Schulwesens auf 
der Ebene der Sekundarstufen-I-Abschlüsse deut-
lich, wie ungleich die Bildungschancen für Schüler 
in verschiedenen Bundesländern aufgrund unter-
schiedlicher Abschlußsysteme sind, wobei sich ge-
zeigt hat, daß das allgemeinbildende 10. Haupt-
schuljahr eine wichtige Gelenkstelle für einen mög-
lichen Übergang von der Hauptschule in weiterfüh-
rende allgemeine Bildungsgänge der Sekundarstu-
fe II darstellt. Will man — so viel kann man aus 
dem bisher Gesagten folgern — ernst machen mit 
der Durchlässigkeit der Sekundarstufe I in allen 
ihren Formen, also auch der Hauptschule, wird man 
um die generelle Einrichtung eines allgemeinbilden-
den 10. Schuljahres nicht herumkommen; will man 
tatsächlich Chancengleichheit herstellen, wie sie in 
Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz ausdrücklich auch auf 
Abstammung, Heimat und Herkunft aller Deutschen 
bezogen wird, dann muß die Möglichkeit, über ein 
10. Schuljahr sowohl einen mittleren Abschluß er-
reichen als auch in die gymnasiale Oberstufe über-
wechseln zu können, in allen Ländern der Bundes-
republik Deutschland institutionalisiert werden. 

2.4 Berechtigungen zum Besuch weiterführender 
beruflicher Schulen 

Wenn auch die Möglichkeiten zum Besuch allge-
meiner Bildungsgänge in der Sekundarstufe II in 
den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich 
sind, müßten doch wenigstens überall gleiche Zu-
gangschancen zu den weiterführenden beruflichen 
Schulen bestehen. In der Tat sind die Unterschiede 
hier nicht ganz so groß, doch von gleichen Bildungs-
chancen kann auch in diesem Bereich längst nicht 
gesprochen werden. Dies zeigt schon die Tatsache, 
daß bestimmte weiterführende berufliche Schulen 
in einigen Ländern überhaupt nicht angeboten wer-
den, wie die Berufsaufbauschule in Berlin und Nord-
rhein-Westfalen, die Fachoberschule in Schleswig-
Holstein und Baden-Württemberg, wobei allerdings 
in Baden-Württemberg die Berufskollegs als ent-
sprechende Einrichtungen angesehen werden kön-
nen. Große Unterschiede bestehen auch hinsichtlich 
der Berufsfachschule, die in den einzelnen Ländern 
sehr verschieden ausgeprägt ist und unterschied-
liche Funktionen hat. Ist so der Besuch einiger Be-
rufsfachschulen an die Voraussetzung einer Berufs-
ausbildung bzw. eines beruflichen Praktikums nach 
dem Haupt- oder Realschulabschluß geknüpft, können 
andere unmittelbar nach dem Haupt- oder Realschul-
abschluß als 10. oder 11. (Berlin), als 9. und 10. (Hes-
sen) bzw. in Bayern sogar als 8. und 9. Klasse (Wirt-
schaftsschule) besucht werden. Unterschiedlich sind 
auch die Aufnahmevoraussetzungen in verschiede-
nen Bundesländern; während z. B. für eine Reihe 
von Berufsfachschulen, die als 10. Schuljahr geführt 
werden, der einfache Hauptschulabschluß genügt, ist 
in Baden-Württemberg für dieselben Berufsfach
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schulen der qualifizierte Hauptschulabschluß (A-Ab-
schluß) Voraussetzung. Hinzu kommen inzwischen 
in einer Reihe von Bundesländern besondere Nume-
rus-clausus-Bestimmungen im Falle einer Diskre-
panz zwischen Bewerberzahl und freien Plätzen, 
wobei auch diese Numerus-clausus-Bestimmungen 
nicht einheitlich sind, so daß die tatsächlichen Mög-
lichkeiten zum Besuch derartiger Schulen — über 
die geforderten formalen Qualifikationen hinaus —
den regionalen Bewerberzahlen entsprechend mehr 
oder weniger stark von den Zensuren des Haupt-
schulabschlußzeugnisses, teilweise auch von den 
Ergebnissen entsprechender Eingangsprüfungen an 
den betreffenden Berufsfachschulen abhängen. Die 
mit derartigen Numerus-clausus-Bestimmungen zu-
sammenhängenden Probleme sind in den letzten 
Jahren im Zusammenhang mit dem Numerus clau-
sus beim Übergang in den tertiären Bildungsbereich 
ausführlich diskutiert worden; es wäre an der Zeit, 
diese Diskussion auf entsprechende Numerus-clau-
sus-Bestimmungen beim Übergang von der Sekun-
darstufe I in die Sekundarstufe II auszudehnen. 

2.5 Möglichkeiten zum nachträglichen Erwerb von 
Abschlüssen außerhalb des Regelschulwesens 
— Anerkennung der Gleichwertigkeit 

Schließlich soll noch ein Blick auf die verschiedenen 
Möglichkeiten, Sekundarstufen-I-Abschlüsse außer-
halb des Regelschulwesens nachholen zu können 
bzw. die Gleichwertigkeit mit diesen anerkannt zu 
bekommen, geworfen werden. Dabei macht unsere 
Synopse deutlich, wie unterschiedlich auch hier — 
schon rein zahlenmäßig — die Möglichkeiten in den 
Ländern der Bundesrepubilk Deutschland sind. Sie 
bewegen sich beim Hauptschulabschluß zwischen 
drei und sechs, beim Realschulabschluß sogar zwi-
schen vier (Saarland) und acht (Nordrhein-West-
falen). Lediglich die Möglichkeit zum nachträgli-
chen Erwerb des Hauptschul- wie Realschulab-
schlusses über die Fremdenprüfung bzw. zur An-
erkennung eines entsprechenden Abschlußzeugnis-
ses nach der 9. und 10. Klasse der Realschule bzw. 
des Gymnasiums als Haupt- bzw. Realabschluß be-
steht — wie wir noch sehen werden aufgrund ent-
sprechender KMK-Empfehlungen — in allen Bundes-
ländern; darüber hinaus kann der Realschulabschluß 
überall durch Absolvierung der Berufsfachschule 
nachgeholt werden, wobei die Bedingungen aller. 
dings hier schon wieder verschieden sind. In den 
meisten Bundesländern kann der Hauptschulab-
schluß inzwischen — ebenfalls aufgrund einer KMK-
Empfehlung — über das Berufsgrundbildungsjahr 
oder auch durch den erfolgreichen Berufsschulab-
schluß erworben werden; auch hier gelten jedoch 
im einzelnen wiederum unterschiedliche Bestim-
mungen, beispielsweise müssen in Schleswig-Hol-
stein dafür im Zusammenhang mit dem Berufsgrund-
bildungsjahr besondere Förderkurse besucht wer-
den. Dafür kann allerdings dort — wie übrigens 
auch in Berlin — mit dem erfolgreichen Abschluß 
von Berufsschule und gleichzeitigem Abschluß der 
Berufsausbildung der Realschulabschluß erworben 
werden, wenn zusätzlich entsprechende Förderkurse 
mit einer Prüfung erfolgreich abgeschlossen worden 
sind. 
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Die einzelnen Länder räumen auch hier wieder mit 
ihrem mehr oder weniger großen Angebot zum 
nachträglichen Erwerb von Sekundarstufen-I-Ab-
schlüssen des Regelschulwesens unterschiedliche 
Berufs- und Lebenschancen ein. Für einen Schüler 
beispielsweise im Saarland bleibt zum nachträgli-
chen Erwerb des Realschulabschlusses nur der Weg 
über die Fremdenprüfung, die Berufsfach- oder Be-
rufsaufbauschule. In Nordrhein-Westfalen dagegen 
kann derselbe Schüler eine Abendrealschule besu-
chen, wovon es in Nordrhein-Westfalen immerhin 
29 gibt (Angabe nach KMK-Unterlagen) oder aber 
entsprechende Volkshochschul-Kurse mit abschlie-
ßender interner (!) Prüfung, von verschiedenen an-
deren Möglichkeiten im beruflichen Schulwesen ein-
mal ganz abgesehen. Darüber hinaus besteht in Nie-
dersachsen noch Gelegenheit dazu, sich an einer 
weiterführenden berufsbildenden Schule aufgrund 
einer Prüfung den einem Realschulabschluß gleich-
wertigen Bildungsstand bescheinigen zu lassen, 
wenn der Realschulabschluß für den Besuch dieser 
Schule vorausgesetzt wird. 

Aber nicht nur die Angebote zum nachträglichen Er-
werb von Sekundarstufen-I-Abschlüssen des Regel-
schulwesens sind in den einzelnen Bundesländern 
sehr ungleich, sondern auch die Durchführungsbe-
stimmungen für gleichwertige Prüfungen. Wir wie-
sen schon darauf hin, daß die Volkshochschulen in 
Nordrhein-Westfalen Realschulprüfungen nach Ab-
schluß der dafür vorgesehenen Kurse in eigener Re-
gie, wenn auch unter Aufsicht der Schulbehörde 
durchführen, während in anderen Ländern die Volks-
hochschulen zwar entsprechende Kurse anbieten 
können, die Prüfungen selbst dann aber als Frem-
denprüfungen stattfinden müssen. Selbst Einzelab-
stimmungen vergleichbarer Leistungsnachweise wie 
z. B. der Fremdenprüfung an Haupt- und Realschu-
len weichen in entscheidenden Punkten voneinander 
ab. Wir haben dies in unserer Synopse einmal am 
Beispiel der Wiederholungsmöglichkeiten für die 
betreffenden Prüfungen dokumentiert, die zwischen 
einem Mal und zwei Mal mit besonderer Genehmi-
gung und zwei Mal ohne besondere Genehmigung 
schwanken. Auch hier sei wieder die Frage erlaubt, 
welchen pädagogischen Sinn die Beschränkung der 
Wiederholungsmöglichkeit auf ein Mal in verschie-
denen Bundesländern hat, bzw. mit welchem Recht 
man einen Schüler in anderen Bundesländern dazu 
zwingt, eine besondere Genehmigung zur zweiten 
Wiederholungsprüfung einzuholen, wenn man in 
wiederum anderen Ländern auch ohne besondere 
Genehmigung ein drittes Mal zur Prüfung antreten 
kann. 

3 KMK-Beschlüsse und -Rahmenvereinbarungen 
zu den Sekundarstufen-I-Abschlußregelungen 

Um wenigstens ein Mindestmaß an Vereinheitli-
chung zu gewährleisten, haben sich die Länder 
schon 1949 mit der KMK ein Gremium geschaffen, 
das bestimmte koordinierende Funktionen wahrneh-
men sollte. Zum Schluß unserer Bestandsaufnahme 
der geltenden Sekundarstufen-I-Abschlußregelungen 
ist deshalb nach KMK-Beschlüssen bzw. -Rahmen- 

vereinbarungen zu fragen, die der Vereinheitlichung 
von Sekundarstufen-I-Abschlüssen dienen. 

Die wichtigste Vereinbarung der Länder zum allge-
meinbildenden Schulwesen generell und damit auch 
zu den Sekundarstufen-I-Abschlüssen stellt das „Ab-
kommen zwischen den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet 
des Schulwesens" vom 28. Oktober 1964 in der Fas-
sung vom 14. Oktober 1971 (KMK-Beschlüsse 101/1) 
dar, in dem einheitliche Bezeichnungen für „die auf 
der Grundschule aufbauenden Schulen" (§ 4 Abs. 2), 
die 9-Klassigkeit der Hauptschule bzw. die Zulässig-
keit eines 10. Schuljahres (§ 9 Abs. 2), die verschie-
denen Realschul- und Gymnasialformen (§§ 10 
und 11), weiterhin die gegenseitige Anerkennung 
der „in den Ländern ausgestellten Reifezeugnisse 
und sonstigen Abschlußzeugnisse von Schulen, die 
Gegenstand dieses Abkommens sind" — allerdings 
ohne Festlegung irgendwelcher Modalitäten — so-
wie „die Erteilung der Zeugnisse ... nach Richt-
linien der KMK" (§ 17) festgelegt sind. Wichtig für 
die zuletzt genannte Übereinkunft sind der Beschluß 
vom 3. Oktober 1968 über die „Erläuterung der No-
tenstufen bei Schulzeugnissen ... (Nr. 671) und der 
Beschluß vom 4./5. November 1954 in der Fassung 
vom 28./29. September 1961 über die „Bezeichnung 
von Schulzeugnissen" (Nr. 677), in dem eine ein-
heitliche Unterscheidung zwischen Abschluß- und 
Abgangszeugnis vereinbart worden ist. 

Dagegen stellt der Beschluß der KMK vom 8./9. De-
zember 1960 in der Fassung vom 23. März 1966 über 
die „Übergänge von einer Schulart in die andere" 
(Nr. 120) — hier Punkt C — lediglich eine unver-
bindliche Empfehlung dar. Die geforderte Durchläs-
sigkeit des Schulsystems schlägt sich nur in Kann-
Bestimmungen nieder: 

„Die Oberstufe der Volksschule kann Züge vor-
sehen, die wie die Mittelschule einen mittleren 
Abschluß erlauben ... Schüler, die die Eignung 
und den Willen haben, nach einem mittleren Ab-
schluß (Abschluß der Mittelschule, Fachschul-
reife) in die Oberstufe des Gymnasiums überzu-
treten, können Gelegenheit erhalten, freiwillig am 
Unterricht in einer zweiten Fremdsprache teilzu-
nehmen und sich damit auf das weitgesteckte 
Ziel vorzubereiten." (Unterstreichungen W. K.) 

Die Modalitäten, unter denen ein Schüler die Mög-
lichkeit erhält, nach Abschluß der Realschule in 
eine gymnasiale Oberstufe überzutreten, bleiben 
wieder völlig in das Belieben der einzelnen Länder 
gestellt: 

„Die Länder eröffnen die Möglichkeit zum Über-
tritt in die Oberstufe des Gymnasiums entweder 
unmittelbar und mit Hilfe eines Überprüfungsver-
fahrens oder unter Einhaltung eines Übergangs-
jahres, das die Schwierigkeiten überwinden hilft." 

Aus eben diesem Ermessensspielraum und den 
durch ihn bedingten Unterschieden aber, die wir 
an einer Fülle von Beispielen zu verdeutlichen ver-
sucht haben, resultiert für die davon betroffenen 
Schüler ein hohes Maß an Chancenungleichheit. 
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Auch der Beschluß der KMK vom 13. Mai 1954 in 
der Fassung vom 28./29. September 1961 (Nr. 840) 
über eine ,,Umschulung von Schülern innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland" bleibt rein formal. In-
teressant ist, daß Schüler, die von einer deutschen 
Schule im Ausland auf innerdeutsche Schulen über-
gehen, einen wesentlich größeren Vertrauensvor-
schuß genießen (vgl. Beschluß vom 5. Juni 1973, 
Nr. 843) als Schüler, die von einem Bundesland ins 
andere überwechseln. 

Beschlüsse der KMK zu Abschlüssen einzelner Schul-
formen regeln zumeist nur Sonder- und Randpro-
bleme, so z. B. die Zuerkennung des Hauptschul-
abschlusses für Abgänger von der Realschule und 
des Gymnasiums „mit einem Versetzungsvermerk in 
eine Klasse, die über der Stufe liegt, in der noch 
die Pflicht zum Besuch einer Vollzeitschule be-
steht". Dagegen ist die Behandlung von Abgängern 
mit einem entsprechenden Abgangszeugnis ohne 
Versetzungsvermerk wiederum in das Ermessen der 
„zuständigen Unterrichtsverwaltung" gestellt (Be-
schluß der KMK über „Gleichwertigkeit von Ab-
gangszeugnissen der Realschule und Gymnasien 
mit Abschlußzeugnissen der Hauptschule" vom 
20. Dezember 1965, Nr. 123). Ebenfalls nur eine 
Kann-Bestimmung enthält die Rahmenvereinbarung 
über das Berufsgrundbildungsjahr vom 6. Septem-
ber 1973 (Nr. 321) bezüglich der nachträglichen Ver-
leihung des Hauptschulabschlusses für Schüler, die 
das Berufsgrundbildungsjahr erfolgreich absolviert 
bzw. „einen Bildungsstand erreicht haben, der dem 
erfolgreichen Besuch der Hauptschule entspricht". 
Diese Rahmenvereinbarung ist — wie wir sahen — 
inzwischen von den meisten Bundesländern über-
nommen worden. 

Ebenfalls nur marginal sind die Hinweise auf den 
Realschulabschluß. In den Empfehlungen zur Haupt-
schule vom 3. Juli 1969 (Nr. 130.1) wird — entspre-
chend zu der schon erwähnten Empfehlung die 
Übergänge betreffend — nahegelegt, die Haupt-
schule so anzulegen, „daß Hauptschüler ohne Zeit-
verlust auch zu einem Bildungsabschluß kommen 
können, der dem Realschulabschluß gleichwertig 
ist", was — wie wir sahen — in den einzelnen Län-
dern sehr unterschiedlich realisiert ist. Wichtiger 
scheint der Hinweis in den „Bezeichnungen zur 
Gliederung des beruflichen Schulwesens" vom 8. De-
zember 1975 (Nr. 330), daß Berufsaufbauschulen „zu 
einem dem Realschulabschluß gleichwertigen Bil-
dungsstand" führen. Schließlich ist auf die „Richt-
linien für eine Ordnung der Fremdenprüfung zur 
Erlangung des Abschlußzeugnisses einer Mittel-
schule" vom 30. September 1953 (Nr. 152) zu ver-
weisen, die allerdings — wie wir am Beispiel der 
Wiederholungsmöglichkeiten gezeigt haben — 
ebenfalls keine Vereinheitlichung sämtlicher Moda-
litäten zum Ergebnis gehabt hat. 

Während die KMK zum Abschluß des Gymnasiums 
nach der 10. Klasse bzw. zum Übergang von der 
10. in die 11. Klasse keinerlei Empfehlungen verab-
schiedet hat, wird bezüglich der Sonderschule ganz 
allgemein gefordert, daß „der Erwerb qualifizierter 
Abschlüsse" möglich sein müsse (Empfehlungen 
zur Ordnung des Sonderschulwesens vom 16. März 

1972, Nr. 301). ohne daß allerdings bis he ut e  — mit 
Ausnahme von Niedersachsen — überhaupt ver-
sucht worden wäre, die Abschlüsse des Sonder-
schulwesens in die Sekundarstufen-I-Abschlußsy-
steme einzubeziehe n. Was  d ie  Gesamtschulen anbe-
langt, ist durch Beschluß vom 11. Oktober 1972 we-
nigstens die gegenseitige Anerkennung der dort er-
worbenen Abschlüsse in allen Ländern der Bundes-
republik Deutschland gesichert, wobei — wie dar-
gestellt — auch hier aufgrund sehr unterschied-
licher Bestimmungen die Schwierigkeiten größer 
sind, als es auf den ersten Blick scheint. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß lediglich 
die Bezeichnung von Schulformen, die Festsetzung 
von Notenstufen sowie die Unterscheidung zwi-
schen Abschluß- und Abgangszeugnis durch die 
KMK einheitlich geregelt sind, alle darüber hinaus 
gehenden Bestimmungen zu den Sekundarstuten-I-
Abschlüssen jedoch im Ermessen der Länder liegen 
und dementsprechend unterschiedlich sind. Zwar 
gibt es — wie wir sahen — eine Vereinbarung über 
die gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen so-
wohl Integrierter Gesamtschulen als auch von 
Schulen, die dem Hamburger Abkommen entspre-
chen; bei der gegenwärtigen Vielfalt und Unter-
schiedlichkeit der Sekundarstufen-I-Abschlüsse in 
den Ländern der Bundesrepublik Deutschland be-
darf es jedoch im Interesse einer eindeutigen 
Rechtsgrundlage darüber hinaus zumindest einer ge-
nauen Festlegung der Modalitäten von Land zu 
Land oder aber — und dies wäre die weitergehende 
und sicherlich unter dem Aspekt von Chancen-
gleichheit und Freizügigkeit bessere Lösung — einer 
Vereinheitlichung und damit zugleich einer Neu-
gestaltung der Sekundarstufen-I-Abschlüsse selbst. 

II. Zielvorstellungen zur Reform der Sekundar-
stufen-I-Abschlüsse im Zusammenhang mit 
der Reform der Sekundarstufe I 

Die Diskussion über eine Reform der Sekundar-
stufen-I-Abschlüsse reicht bis in die sechziger Jahre 
zurück. Sie hat ihre entscheidenden Impulse durch 
die Empfehlungen der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates „Zur Neugestaltung der 
Abschlüsse im Sekundarschulwesen" aus dem Jahre 
1969 bekommen und ist dann von allen an der Ge-
staltung des Bildungswesens beteiligten Planungs- 
und Beratungsgremien sowie den auf die Schule 
Einfluß nehmenden Interessengruppen aufgegriffen 
worden. 

1 Zielvorstellungen der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates 

Die Bildungskommission des Deutschen Bildungs-
rates begründete 1969 ihre Empfehlungen „zur Neu-
gestaltung der Abschlüsse im Sekundarwesen" so-
wohl mit der seit den sechziger Jahren ansteigenden 
individuellen Nachfrage nach weiterführender Bil-
dung als auch mit dem zunehmenden gesellschaft-
lichen Bedarf an einer größeren Zahl qualifizierter 
Arbeitskräfte, die zur Spezialisierung fähig sind, an 
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höheren formalen Fähigkeiten, die spezifische Mobi-
litätserfordernisse berücksichtigten, wie auch an 
„einer größeren Breite der gemeinsamen Bildungs-
grundlage", die nicht zuletzt entsprechenden demo-
kratischen Forderungen nachkommen sollte (S. 28 ff.). 
Diesen individuellen Bedürfnissen und gesellschaft-
lichen Anforderungen, die als deckungsgleich emp-
funden wurden, konnte das überkommene drei-
gliedrige Schulwesen mit seiner starren Zuordnung 
von Schulformen und entsprechenden Abschlüssen 
zu spezifischen beruflichen und gesellschaftlichen 
Positionen nicht genügen. Darüber hinaus war es 
undurchlässig, zwang die Schüler zu vorzeitiger 
Festlegung auf bestimmte Bildungsgänge und begün-
stigte soziale Selektionsprozesse. Deshalb forderte 
der Deutsche Bildungsrat eine „anspruchsvolle 
10jährige allgemeine Schulbildung" mit abschlie-
ßendem einheitlichem Sekundarabschluß I (Ab-
itur I), der „in der Regel im 16. Lebensjahr", bei 
entsprechendem Lern- und Leistungsvermögen auch 
früher (S. 44) „erworben" und „im Interesse einer 
Erhöhung des Bildungsniveaus" von „möglichst vie-
len Jugendlichen erreicht" werden sollte. Voraus-
setzung dafür war zunächst einmal „eine Erweite-
rung der Vollzeitschulpflicht bis zur Vollendung 
des 16. Lebensjahres" (S. 47). 

Der Deutsche Bildungsrat ging nicht so weit, aus 
der Forderung nach einem einheitlichen Sekundar-
abschluß I die Zusammenfassung der überkomme-
nen Schulformen in einer integrierten Sekundar-
stufe I zu folgern, vielmehr sollte das Abitur I nach 
zehn Schuljahren sowohl 

„— nach Absolvierung des Grundkurses der Un-
ter- und Mittelstufe des Gymnasiums; 

— nach Absolvierung der Realschule; 

— im Anschluß an die Berufsfach- und Berufsauf-
bauschulen; 

— im Anschluß an die Hauptschule, soweit sie 
ein 10. Schuljahr umfaßt, (und) 

— im Anschluß an die gegenwärtige Haupt-
schule, die mit dem 9. Schuljahr abschließt, 
nach dem Besuch zusätzlicher Aufbaukurse" 

abgelegt werden können (S. 46), also nicht nur im 
Rahmen der überkommenen allgemeinbildenden, 
sondern auch — nachträglich — in Verbindung mit 
verschiedenen berufsbildenden Schulen. Vorausset-
zung dafür war allerdings „eine neue Konzeption 
der Lernziele, Lerninhalte und Lernmethoden in 
allen Schularten" (S. 46), vor allem jedoch deren 
Vereinheitlichung bezüglich eines „breiten, in allen 
Schularten verbindlichen Bereichs der Pflichtfächer" 
sowie eines nach einheitlichen Kriterien strukturier-
ten Wahlfachbereichs. Ausdrücklich wird intendiert, 
„Curriculum und Leistungsanforderungen auf die 
neuen Lernziele zu beziehen und damit „Über-
gänge von einer Schulart zur anderen" zu ermög-
lichen (S. 46). Allerdings soll gleichzeitig „die Fächer-
wahl" im Wahlpflichtbereich, der in der 7. Jahr-
gangsstufe mit fünf Stunden einsetzt und in der 
9. und 10. Jahrgangsstufe acht Stunden umfaßt, u. a. 
„im Hinblick ... auf den weiteren Bildungsweg nach 
dem Abitur I" überlegt werden, so daß bei aller Ge-
meinsamkeit gewisse Vorentscheidungen über den 

weiteren Bildungsgang eines Schülers schon in der 
Sekundarstufe I zu treffen sind. Dem entspricht, daß 
das Abitur I zwar als ein einheitlicher, also schul-
formübergreifender mittlerer Abschluß konzipiert 
ist, gleichzeitig aber „verschieden profiliert" sein 
und unterschiedliche Berechtigungen zum Besuch 
weiterführender Bildungsgänge im Bereich der Se-
kundarstufe II vermitteln soll, wobei die Unterschei-
dung zwischen Studien- und berufsqualifizierenden 
Bildungsgängen in der Sekundarstufe II aufrecht-
erhalten wird (vgl. S. 62 ff.). „Profil und Berechti-
gung sind in der Konzeption der Bildungskommis-
sion untrennbar verbunden, der materiale und der 
formal-rechtliche Aspekt des Abschlusses somit 
wechselseitig aufeinander bezogen" (Meyer, 1975, 
S. 136). 

Voraussetzung zur Erreichung des Abitur I sollte 
sein, „daß der Schüler in allen Fächern (Pflicht- und 
Wahlfächer) den schulspezifischen Normalkurs er-
folgreich absolviert" hat, wobei partielle Minderlei-
stungen durch partielle Mehrleistungen ausgeglichen 
werden können. Das jeweilige Profil, von dem die 
Berechtigung zum Besuch bestimmter Bildungsgänge 
in der Sekundarstufe II abhängt, „ist durch die 
Wahlfächer sowie durch das erreichte Niveau in je-
dem Fach bestimmt", so daß „fächer- und leistungs-
spezifische Abschlüsse" erworben werden, die „durch 
zusätzliche Qualifikationen erweitert oder verbes-
sert werden können" (S. 47). 

Das Vergabeverfahren beruht zu einem Teil auf der 
Beobachtung und Messung der Schülerleistungen in 
den beiden letzten Jahren (Gutschriftsystem), zum 
anderen auf einer Abschlußprüfung in einzelnen 
Fächern (S. 47), wobei die Bildungskommission so-
wohl eine Vereinheitlichung und Objektivierung 
der Leistungsmessung als auch einen Abbau der 
Hierarchisierung von leichteren und schwereren 
Fächern anstrebt (S. 44 f.). 

Im „Strukturplan" (1970) werden die Empfehlungen 
der Bildungskommission von 1969 weitgehend über-
nommen, wobei hinsichtlich der Erreichbarkeit des 
Sekundarabschlusses I für alle Schüler betont wird, 
daß dies „selbst bei höchstmöglicher individueller 
Förderung und sie stützender schwerpunkthafter 
Differenzierung des Unterrichtsangebotes" unmög-
lich erscheint, weshalb das Abschlußzeugnis nach 
Ansicht der Bildungskommission neben dem Abitur 
nach wie vor Bedeutung behält. Im gleichen Zusam-
menhang wird ausdrücklich auf die Möglichkeit ver-
wiesen, „durch ergänzende Qualifikationen im Rah-
men der Sekundarstufe II oder der Weiterbildung 
nachträglich das Abitur zu erwerben" (S. 157). Als 
kurzfristige Maßnahmen zur Realisierung der Neu-
ordnung der Sekundarstufe I wie auch der Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse empfiehlt die Bildungskom-
mission die Aufhebung der Schranken, die einen 
Austausch von Lehrern unterschiedlicher Schulfor-
men behindern, die Bildung von gemischten Ar-
beitskreisen mit Lehrervertretern von Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium zum Zweck der Lehr-
planrevision im Sinne der geforderten Angleichung, 
die Erteilung wissenschaftsorientierten Fachunter-
richts in allen Schularten und nicht zuletzt „den Auf-
bau eines Schulverbundsystems auf regionaler 
Grundlage, durch das die Kooperation aller Schulen 
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der Sekundarstufe I angeregt und ermöglicht wird" 
(S. 157). Mittelfristig wird u. a. die materielle An-
gleichung sämtlicher Schulformen über das „gegen-
wärtig für Gymnasien gültige Niveau sowie die Be-
fähigung der Lehrer zur Mitarbeit an einer fort-
währenden Curriculum-Revision" gefordert (S. 158 f.). 

Zum letzten Mal hat die Bildungskommission des 
zweiten Deutschen Bildungsrates in dem ihre Ar-
beit abschließenden „Bericht 75" ausführlich zum 
Sekundarstufen-I-Abschluß Stellung genommen 
(S. 177 bis 205). Nach wie vor wird daran festgehal-
ten, „daß die große Mehrheit aller Jugendlichen 
nach insgesamt 10jähriger Bildungszeit einen Sekun-
darabschluß I erwerben soll" (S. 189) ; allerdings 
plädiert die Bildungskommission im „Bericht 75" 
— wie ansatzweise auch schon im „Strukturplan" 
— dafür, das 10. Schuljahr der Grundschule vorzu-
schalten, also „die Bildungspflicht um ein Jahr frü-
her beginnen zu lassen ..., den Primarbereich mit-
telfristig für eine Übergangszeit in eine zweijährige 
Eingangsstufe und eine dreijährige Grundstufe ..., 
die Sekundarstufe I in eine zweijährige Orientie-
rungsstufe und eine dreijährige Aufbaustufe zu glie-
dern", womit „die Sekundarstufe I um ein Jahr ver-
kürzt" würde. „Der Sekundarstufen-I-Abschluß kann 
danach grundsätzlich von Schülern aller Schulformen 
und der Gesamtschule nach insgesamt zehn Bildungs-
jahren erreicht werden; die Schüler sind dann 
15 Jahre alt, sie stehen im 16. Lebensjahr. Wer den 
Sekundarstufen-I-Abschluß nicht in der dafür vor-
gesehenen Zeit erreicht, sollte ihn im Zusammen-
hang mit der Berufsgrundbildung oder der beruf-
lichen Erstausbildung erwerben können" (S. 190). 
Zwar bietet sich als Alternative ein Modell an, das 
sowohl die Schulpflicht um ein Jahr nach vorne hin 
verlängert als auch am bisherigen 10. Schuljahr fest-
hält, die Schulzeit also auf insgesamt elf Jahre aus-
dehnt, doch wird es von der Bildungskommission 
sowohl mit dem Argument der damit verbundenen 
zu hohen Kosten, der mangelnden schulischen Lern-
motivation auf seiten der Schüler als auch des zu 
späten Berufseintrittes verworfen (S. 194 f.). Ein wei-
teres Motiv, das indirekt bei der Entscheidung gegen 
eine Ausdehnung der allgemeinen Schulpflicht bis 
zum 16. Lebensjahr eine Rolle gespielt haben dürfte, 
ist die Angst vor zu großem Andrang auf die Hoch-
schulen. Deshalb plädiert die Bildungskommission 
auch für die Einrichtung eines Berufsgrundbildungs-
jahres statt einer „Einführung des 10. Schuljahres 
an der Hauptschule oder das Angebot einer zwei-
jährigen Berufsfachschule nach dem 8. Hauptschul-
jahr" (S. 195). Man sieht, die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen haben sich seit den Empfehlungen 
von 1969 entscheidend verändert! 

Auf der anderen Seite argumentiert die Bildungs-
kommission jedoch zugunsten einer Gleichwertig-
keit unterschiedlicher Profile des Sekundarstufen-I-
Abschlusses (S. 204) und lehnt die „Verknüpfung 
bestimmter Abschlüsse mit formalen Berechtigun-
gen für bestimmte Bildungsgänge", wie sie noch die 
Bildungskommission des ersten Deutschen Bildungs-
rates vorgeschlagen hatte, ab, was allerdings „eine 
Regelung des Zugangs zu den verschiedenen Bil-
dungsgängen der Sekundarstufe II durch die Fest

-

legung inhaltlicher Eingangsvoraussetzungen nicht 
ausschließen soll (S. 204). 

Eine wichtige Voraussetzung für die angestrebte 
Gleichwertigkeit unterschiedlicher Abschlußprofile 
wird in der Verbindung von allgemeinem und beruf-
lichem Lernen gesehen, wozu „das Angebot des 
Lernbereichs Arbeitswelt in der gesamten Sekundar-
stufe I und die Entwicklung eines Curriculums, das 
eine Fortsetzung des Lernbereichs in den studien-
qualifizierenden Bildungsgängen der Sekundar-
stufe II möglich macht", beitragen soll (S. 204 f.). 

Schließlich nimmt der „Bericht '75" auch Stellung zu 
den Qualifikationen, die der Sekundarstufen-I-Ab-
schluß „in jedem seiner Profile bestätigen" soll, 
nämlich 

— die Motivation zum Weiterlernen; 

— eine wissenschaftsorientierte Grundbildung sowie 

— die Orientierungen, die den Schüler in die Lage 
versetzen, „einen seinen Fähigkeiten und Nei-
gungen angemessene Wahl für den weiteren Bil-
dungsgang treffen zu können" (S. 204). 

Zum Abschlußverfahren selbst macht der „Bericht 
'75" keine Aussagen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Bil-
dungskommission des Deutschen Bildungsrates für 
einen schulformübergreifenden einheitlichen mittle-
ren Abschluß für möglichst viele Schüler eines Jahr-
gangs plädiert, der allerdings verschiedene Profile 
ausweist und sowohl im Rahmen traditioneller wie 
reformierter Schulformen allgemeinbildender wie 
berufsbildender Art erworben werden soll. Obwohl 
der „Bericht '75" ausführlich die Ergebnisse bisheri-
ger Untersuchungen zur Gesamtschule resümiert 
und dabei zu eindeutig positiven Aussagen kommt, 
kann sich auch die Bildungskommission des zweiten 
Deutschen Bildungsrates nicht dazu durchringen, ein 
klares Votum für die integrierte Sekundarstufe I ab-
zugeben; vielmehr hält auch sie daran fest, daß die 
Realisierung eines einheitlichen Sekundarstufen-I-
Abschlusses im bestehenden Schulwesen möglich 
ist. So eindeutig das Votum für den einheitlichen 
Sekundarstufen-I-Abschluß ist, so verschwommen 
bleiben vor allem in den Empfehlungen der Bil-
dungskommission des zweiten Deutschen Bildungs-
rates die Modalitäten, unter denen er erworben wer-
den kann, bzw. wird der Zusammenhang zwischen 
materialem und rechtlich-formalem Aspekt der Ab-
schlußregelung nicht präzisiert. Damit aber haben 
die Abschlußempfehlungen des Deutschen Bildungs-
rates nur vagen Charakter; trozt der Aufzählung 
kurz- und mittelfristiger Maßnahmen fehlen detail-
lierte Modelle zur Transformation der bestehenden 
Sekundarstufen-I-Abschlüsse in das neue Abschluß-
system sowie konkrete Vorschläge zur entsprechen-
den Umgestaltung der Sekundarstufe I. 

Schließlich, aber nicht zuletzt, reflektieren weder 
die Empfehlungen von 1969 noch die von 1975 die 
Auswirkungen verschiedener Abschluß-Modelle auf 
diedavon betroffenen Schüler bzw. die vorange-
henden Unterrichtsprozesse der Sekundarstufe I. 
Sardei-Biermann u. a. (1977) kritisieren so zu Recht, 
daß der „Bericht 75" — und ähnliches ließe sich z. 
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B. auch für die Empfehlungen von 1969 zeigen —
die Abschlüsse fast ausschließlich aus „der Perspek-
tive einer staatlichen Bildungsverwaltung und -poli-
tik aus" faßt, die damit zusammenhängenden indivi-
duellen Probleme, sozialen Verhältnisse und gesell-
schaftlichen Bedingungen jedoch ausklammert 
(S. 227). Wie wichtig aber derartige Überlegungen 
wären, zeigen die gegenwärtig verstärkt spürbaren 
sozialpsychologischen Auswirkungen schulischen 
Leistungsdrucks, die gerade mit den Problemen der 
Abschlüsse in ganz besonderer Weise zusammen-
hängen. Die Ausklammerung dieser Perspektive gilt 
übrigens auch für die Abschlußempfehlungen der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung, der 
Bundesregierung bzw. des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft. Lediglich die von Gesamt-
schulvertretern geführten Abschlußdiskussionen 
bzw. die entsprechenden Stellungnahmen von sei-
ten der Gemeinnützigen Gesellschaft Gesamtschule 
bilden hier eine Ausnahme. 

2 Zielvorstellungen der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung 

Ging es dem Deutschen Bildungsrat bei seinen ver-
schiedenen Empfehlungen zu den Sekundarstufen-I-
Abschlüssen primär um deren Neugestaltung, streb-
te die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung zunächst einmal deren Vereinheitlichung bzw. 
Abstimmung „innerhalb des Geltungsbereiches des 
Grundgesetzes" an, wobei „die gemeinsame Bil-
dungsplanung von Bund und Ländern . .. nur vom 
Bestehenden ausgehen und ... den Übergang in 
neue Formen schrittweise einleiten" kann (Bildungs-
gesamtplan, 1973, S. 7). Dazu sollten auch die vom 
Deutschen Bildungsrat gemachten Empfehlungen 
mitherangezogen werden. 

Trotz gegensätzlicher Standpunkte der in der Bund-
Länder-Kommission vereinigten Länder zu zentralen 
Punkten der Sekundarstufen-I-Reform, vor allem der 
Orientierungsstufe und der integrierten Gesamt-
schule, einigte sich die Kommission in der Ab-
schlußfrage darauf, möglichst bald einen qualifizie-
renden Sekundarabschluß I zu erproben und „als 
Angebot für alle Schüler ab 1976" einzuführen. Die-
ser sollte nach 10 Schuljahren erworben werden 
können, und zwar 

„— mit Abschluß der 10. Klasse des Gymna-
siums; 

— mit Abschluß der Realschule; 

- mit Abschluß bestimmter Formen des 
10. Schuljahres an Hauptschulen; 

— mit Abschluß bestimmter Formen beruflicher 
Schulen in Verbindung mit beruflichen Aus-
bildungsgängen und Abschlüssen; 

— mit Abschluß einer zweijährigen Berufsfach-
schule nach dem 10. oder 11. Schuljahr, der 
auf einem qualifizierten Abschluß des 8. oder 
9. Schuljahres der Hauptschule aufbaut; 

— mit Abschluß einer 10. Klasse an integrierten 
Gesamtschulen" 
(Bildungsgesamtplan S. 26), 

also 	den Empfehlungen der Bildungskommission 
des ersten Deutschen Bildungsrates entsprechend 
sowohl an herkömmlichen und reformierten allge-
meinbildenden Schulformen der Sekundarstufe I wie 
auch in Verbindung mit bestimmten berufsbilden-
den Schulen, wobei die Möglichkeiten zur Erlan-
gung des Sekundarstufen-I-Abschlusses im Rahmen 
des berufsbildenden Schulwesens im Bildungsge-
samtplan wesentlich weitergefaßt sind als in den 
Empfehlungen von 1969. Ausdrücklich wird der Weg 
zum Erwerb des Sekundarstufen-I-Abschlusses über 
das Berufsgrundbildungsjahr genannt, und zwar „so 
weit und so lange die berufliche Grundbildung nach 
dem 9. Schuljahr einsetzt" (S. 26). 

Wie schon die Bildungskommission des ersten Deut-
schen Bildungsrates will auch die Bund-Länder-Kom-
mission die Erlangung des Sekundarstufen-I-Ab-
schlusses von der „Erfüllung qualifizierter Anforde-
rungen in einem gemeinsamen Grundbereich sowie 
im Wahlbereich" abhängig machen, zugleich schul-
formübergreifende Profile des Sekundarabschlusses 
entwickeln, die auch durch „Inhalte aus der Wirt-
schafts- und Arbeitswelt" bestimmt sein können. Die 
Voraussetzungen zum Besuch unterschiedlicher Bil-
dungsgänge im Bereich der Sekundarstufe II wer-
den nicht genau erläutert; vor allem bleibt offen, 
ob   wie in den Empfehlungen des Deutschen Bil-
dungsrates — sich aus der Art der Profile bestimmte 
Berechtigungen zum Besuch entsprechender wei-
terführender Bildungsgänge ergeben. 

Der im Bildungsgesamtplan formulierten Absicht 
entsprechend, möglichst bald einen qualifizierten 
Sekundarabschluß I zu erproben, hat die Bund-Län-
der-Kommission für Bildungsplanung nach Verab-
schiedung des Bildungsgesamtplans an der Erarbei-
tung von Vorschlägen zum Sekundarabschluß I wei-
tergearbeitet, dabei die im Bildungsgesamtplan offe-
nen Fragen zu konkretisieren versucht und entspre-
chende Maßnahmen zur Beschlußfassung vorgelegt. 
„Nach Vorarbeiten der Arbeitsgruppe ,Sekundarab-
schlüsse' hat der Ausschuß ,Bildungsplanung in sei-
ner 9. Sitzung am 24. Juni 1974 die Vorschläge zum 
Sekundarabschluß I abschließend beraten" und sie 
„anschließend dem Deutschen Bildungsrat mit dem 
Angebot einer nochmaligen Beratung übermittelt" 
(Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung: 
Vorschläge zum Sekundarabschluß I zu TOP 9 
der Sitzung am 21. Oktober 1974 —, K 33/74, Bonn, 
1. Oktober 1974). 

In den Vorschlägen vom 1. Oktober 1974, die im 
Oktober 1975 von der Bund-Länder-Kommission zu-
stimmend zur Kenntnis genommen wurden, aber 
erst mit dem Vorschlag zur Sekundarstufe II ver-
öffentlicht werden sollen, kommt noch einmal die 
Grundintention der Abschlußregelung der Bund-Län-
der-Kommission deutlich zum Ausdruck, nämlich 
die bisherigen Sekundarstufen-I-Abschlüsse weiter-
zuentwickeln, vor allem aber untereinander abzu-
stimmen (nicht unbedingt zu vereinheitlichen!) : 

„Ziel der Einführung eines Sekundarabschlusses I 
ist es, die derzeitigen Abschlüsse des Sekundar-
bereichs I untereinander abzustimmen, überein-
stimmende Anforderungen in einem gemeinsa-
men Grundbereich auszuweisen, wesentliche Un- 
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terscheidungsmerkmale in Profilen schuiformübei-
greifend zum Ausdruck zu bringen und Anrech-
nungsverfahren anzubieten, die den Erwerb zu-
sätzlicher Profile erleichtern. 

Der Sekundarabschluß I ist somit als Weiterent-
wicklung der bisherigen Abschlüsse des Sekun-
darbereichs I zu verstehen. Durch ihn werden die 
Abschlüsse der verschiedenen Bildungsgänge im 
gegliederten Schulwesen und in der Gesamtschule 
zusammengefaßt und aufeinander bezogen. Es 
wird angestrebt, daß der weitaus überwiegende 
Teil eines Altersjahrgangs den Sekundarab-
schluß I erwirbt." (Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung: Vorschläge zum Sekundarab-
schluß I vom 1. Oktober 1974, S. 2) 

Die Bund-Länder-Kommission hält also sowohl an 
einem für alle Schulformen gemeinsamen Grund-
bereich als auch an schulformübergreifenden Profi-
len fest und sieht nach wie vor den Sekundarab-
schluß I für den „weitaus überwiegenden Teil eines 
Altersjahrgangs" sowie die Möglichkeit zum nach-
träglichen Erwerb zusätzlicher Profile vor. 

Im Unterschied zum Bildungsgesamtplan werden in 
den Vorschlägen vom Oktober 1974 sowohl die 
Struktur der Profile als auch die damit zusammen-
hängenden Berechtigungen näher erläutert. Den Vor-
stellungen der Bildungskommission des ersten Deut-
schen Bildungsrates entsprechend sollen sich die 
Profile 

„— nach ihrer Zielrichtung, d. h. nach ihren Lern-
zielen und den angestrebten Bildungsgängen; 

— nach ihrem Umfang, d. h. nach dem jeweili-
gen Anteil bestimmter Lernbereiche; 

— nach ihrem Leistungsanspruch, d. h. nach In-
halt und Anspruchshöhe der für das Profil 
maßgebenden Lernanforderungen" 

unterscheiden (S. 3) und mit diesen Unterschieden 
zugleich verschiedene Berechtigungen verbunden 
werden: 

„Die Berechtigungen für Bildungsgänge im Sekun-
darbereich II werden aufgrund des jeweiligen 
Abschlußprofils gemäß den erfüllten Grund- und 
Zusatzanforderungen ausgesprochen" (. 4). 

Allerdings sollen die Abschlußprofile „den Jugend-
lichen nicht ausschließlich auf bestimmte Bildungs-
gänge im Sekundarbereich II festlegen, da die für 
alle Bildungsgänge gemeinsamen Grundanforderun-
gen des Sekundarabschlusses I jedem den Erwerb 
zusätzlicher Qualifikationen und damit weiterer Pro-
filbildungen ermöglichen" (S. 5). 

Ebenso erläutern die Vorschläge vom Oktober 1974 
das Abschlußverfahren, dem als „ein staatliches Ab-
schlußverfahren" „überregionale Rahmenbedingun-
gen zugrunde gelegt" werden sollen, „um die unein-
geschränkte Anerkennung des Sekundarabschlus-
ses I im gesamten Bundesgebiet zu sichern". Ähnlich 
wie die Bildungskommission des ersten Deutschen 
Bildungsrates sieht auch ,die Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung eine Verbindung von lang-
fristiger Beobachtung und Messung von Lernlei-
stungen „in einem bestimmten Zeitraum vor dem 

Abschluß" und  punktuellen Prüfverfahren vor (S. 5). 
wobei keine genaueren Modalitäten genannt wer-
den. 

Interessant ist, daß die Bund-Länder-Kommission, 
abweichend vom Bildungsgesamtplan, in ihrem Pa-
pier vom Oktober 1974 zum ersten Mal vorschlägt, 
den „Hauptschulabschluß nach 9 Schuljahren in das 
Abschlußsystem einzubeziehen" und „als Abschluß 
im Sekundarbereich I" anzuerkennen (S. 6). Damit 
werden die Empfehlungen der Bildungskommission 
des ersten Deutschen Bildungsrates in einem ganz 
entscheidenden Punkt verwässert, insofern dieser 
als konstituierenden Bestandteil für den qualifizier-
ten Sekundarabschluß I die zehnjährige Grundbil-
dung zur Voraussetzung, die generelle Einführung 
des allgemeinbildenden 10. Schuljahres bzw. ent-
sprechender Bildungsgänge für möglichst alle Schü-
ler zur Konsequenz haben sollte. Indem der Arbeits-
kreis „Sekundarabschlüsse" der Bund-Länder-Kom-
mission hier nun zwischen einem Abschluß im Se-
kundarbereich I nach 9 Schuljahren und einem Se-
kundarabschluß I nach 10 Schuljahren unterschei-
det, orientiert er sich wieder an den bestehenden 
Abschlüssen und überträgt praktisch nur neue Be-
zeichnungen auf alte Strukturen. Von hier aus ist 
es nicht mehr weit zu dem noch zu erläuternden 
KMK-Entwurf einer „Vereinbarung über die Ab-
schlüsse im Bereich der Sekundarstufe I und ihre 
Berechtigungen" (nach der 202. Sitzung des Schul-
ausschusses), in dem lediglich lapidar festgestellt 
wird, daß die herkömmlichen Abschlüsse nach der 
9. und 10. Klasse auch die Bezeichnung „ ,Sekundar-
abschluß I' mit einem erläuternden Zusatz" tragen 
können. 

Als Maßnahmen zur Vorbereitung der neuen Sekun-
darstufen-I-Abschlußregelung sollen nach den Vor-
stellungen der Arbeitsgruppe der Bund-Länder-Kom-
mission die Länder aufgefordert werden, 

— „möglichst bald die landesspezifischen Regelun-
gen" für die in das Abschlußverfahren einzube-
ziehenden „Abschlüsse hinsichtlich ihrer Be-
zeichnungen, Voraussetzungen, Kriterien und 
Berechtigungen zu veröffentlichen" ; 

— „möglichst bald diejenigen Qualifikationen be-
ruflicher Bildung zu erfassen und zu beschreiben, 
die beim Erwerb von Profilen des Sekundarab-
schlusses I bereits berücksichtigt werden kön-
nen oder in Frage kommen" ; 

— „ausgehend von den geltenden Regelungen bis 
1976 Vorschläge für eine Abstimmung der in den 
verschiedenen Bildungsgängen erworbenen Ab-
schlüsse zu erarbeiten und diese Abschlüsse als 
Profile des Sekundarabschlusses I zu beschrei-
ben" ; 

— „bis 1980 — im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 
in Abstimmung mit dem Bund — zu klären, in-
wieweit die Lernangebote der beruflichen Bil-
dung in Teilzeitschulen und in der betrieblichen 
Ausbildung mit den Anforderungen bestimmter 
Profile des Sekundarabschlusses I übereinstim-
men und ggf. angerechnet werden können" ; 

— „bis 1976 den Rahmen für die Grundanforderun-
gen des Sekundarabschlusses I abzustimmen" ; 
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— „bis 1978 — in Abstimmung mit dem Bund — zu 
klären, inwieweit bestimmte Grundanforderun-
gen auch über berufliche Lernangebote erfüllt 
werden können" ; 

— „bis 1978 die Zusatzanforderungen im Rahmen 
des Systems der Profile so zu definieren, daß sie 
jeweils zusammen mit den Grundanforderungen 
ein Profil des Sekundarabschlusses I ausweisen" ; 

— „möglichst bald die vollzeitschulischen Bildungs-
gänge des Sekundarbereichs II, für die Eintritts-
bedingungen festgelegt sind, sowie die Art die-
ser Eintrittsbedingungen aufzulisten" ; 

— „bis 1978 — wiederum gemeinsam mit dem 
Bund — festzulegen, mit welchen Profilen des 
Sekundarabschlusses I Berechtigungen für den 
unmittelbaren Eintritt in bestimmte Bildungs-
gänge des Sekundarbereichs II verbunden wer-
den sollen" ; 

— „bis 1978 die materiellen und zeitlichen Bedin-
gung festzulegen, die für eine nachträgliche 
Qualifizierung in den Bildungsgängen des Se-
kundarbereichs II erfüllt werden müssen" ; 

— „bis 1978 für diejenigen Profile, die für eine Zu-
satzqualifizierung in Frage kommen, die jeweils 
anrechenbaren und die zusätzlichen Anforderun-
gen auszuweisen" ; 

— „bis 1976 die für das Prüfungsverfahren zum Er-
werb des Sekundarabschlusses I erforderlichen 
Vereinbarungen hinsichtlich der Zusammenset-
zung der Prüfungsausschüsse, des Zeitpunktes 
für die förmliche Feststellung des Abschlusses, 
des Umfangs und der Bestandteile der Prüfung 
sowie der Anrechenbarkeit von Teilleistungen 
zu treffen" ; 

— „bis 1976 ein Verfahren für die Umstellung auf 
das System des Sekundarabschlusses I zu ver-
einbaren" ; 

— „bis 1978 die Regelung über den Sekundarab-
schluß I in Kraft zu setzen" ; 

— „bis 1978 die Zeugnisse des Sekundarabschlus-
ses I nach Aufbau, Profil und Berechtigung ein-
heitlich zu gestalten" und schließlich 

— „bis 1978 zu klären, in welcher Weise die Lei-
stungsanforderungen und die erzielten Ergeb-
nisse veröffentlicht werden können". 

Abgesehen davon, daß der in diesem Maßnahmen-
katalog vorgeschlagene Zeitrahmen (bis 1978 und 
1980) schon weit hinter die im Bildungsgesamtplan 
vorgesehene Zeitplanung zurückfällt, nach der näm-
lich schon ab 1976 der Sekundarabschluß I „als 
Angebot für alle Schüler . eingeführt werden" 
sollte, scheint das angestrebte Verfahren, der Reali-
sierung einer neuen Abschlußregelung über eine 
Bestandsaufnahme der bestehenden Regelungen so-
wie deren Transformation in das neue Abschluß

-

system näherzukommen, durchaus sinnvoll, wenn 
auch aufgrund der gravierenden Unterschiede von 
Land zu Land (vgl. I) mit erheblichen Schwierigkei-
ten verbunden. 

In letzter Zeit hat es den Anschein, als ob in der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung Fra-
gen des Hochschulzugangs sowie der Neuordnung 
und Vereinheitlichung berufsqualifizierender Bil-
dungsgänge in der Sekundarstufe II Vorrang vor 
einer Neuordnung der Sekundarstufen-I-Abschlüsse 
erhalten haben, wenngleich ein Zusammenhang zwi-
schen beiden sicherlich nicht geleugnet werden 
kann. Die Einhaltung der 1974 ins Auge gefaßten 
Termine scheint damit allerdings schon heute uto-
pisch zu sein, ja es stellt sich angesichts der bil-
dungspolitischen Entwicklung der letzten Jahre, ins-
besondere der Diskussion über den Sekundarstufen-
I-Abschluß im Rahmen der KMK, die Frage, ob in 
absehbarer Zeit hinsichtlich der Sekundarstufen-I-
Abschlüsse überhaupt noch etwas vereinheitlicht, 
geschweige denn reformiert wird. 

3 Zielvorstellungen der Kultusministerkonferenz 

Voraussetzung für die Verabschiedung einer Emp-
fehlung zur Neuregelung der Sekundarstufen-I-Ab-
schlüsse durch die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung ist eine Dreiviertel-Mehrheit, d. h. 
die Zustimmung des Bundes und mindestens sechs 
Länderregierungen. Wie schwierig es ist, eine der-
artige Mehrheit zustande zu bringen, zeigt die Tat-
sache, daß der Schulausschuß der KMK sich seit 
1971 vergeblich um eine Abschlußregelung bemüht, 
die wenigstens ein Mindestmaß an Vereinheitli-
chung und damit Chancengleichheit und Freizügig-
keit garantiert. Der schon erwähnte Entwurf einer 
„Vereinheitlichung über die Abschlüsse im Bereich 
der Sekundarstufe I und ihre Berechtigungen", der 
den Stand der Abschlußverhandlungen nach der 
202. Sitzung des Schulausschusses wiedergibt, ver-
bleibt immer noch in rein formalen Feststellungen 
bzw. in Kann-Bestimmungen und enthält nicht ein-
mal minimale inhaltliche Vereinheitlichungen: Als 
Abschlüsse werden solche nach der 9. und 10. Klas-
se unterschieden, wobei der nach der 9. Klasse auch 
in Realschulen und Gymnasien vergeben werden 
können soll, allerdings „nach Maßgabe der Bestim-
mungen der Länder". Abschlüsse nach der 10. Klasse 
werden in der Hauptschule (mit 10. Schuljahr), der 
Realschule und dem Gymnasium vergeben und 
schulformspezifisch als „Hauptschulabschluß nach 
der 10. Klasse", Realschulabschluß und als „Berech-
tigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe" be-
zeichnet. Die Etikettierung dieser Abschlüsse als 
„Sekundarabschluß I mit einem erläuternden Zu-
satz" bedeutet nicht mehr als einen Schilderwech-
sel. Dieser Orientierung der KMK-Abschlußrege-
lung an den bestehenden, von Land zu Land ver-
schiedenartigen Abschlüssen entspricht die Verein-
barung in Punkt 2, die Abschlüsse an integrierten 
Gesamtschulen den Abschlüssen des traditionellen 
Systems zuzuordnen, wobei auf gesamtschulspezi-
fische Ziele keine Rücksicht genommen wird. 

So allgemein und unverbindlich wie die Abgren-
zung unterschiedlicher Abschlußarten ist auch die 
Beschreibung der damit verbundenen Berechtigun-
gen: 

„— Der Hauptschulabschluß nach der 9. und nach 
der 10. Klasse berechtigt zum Besuch von Be- 
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rutstachschulen, sofern nicht für bestimmte 
Berufsfachschulen andere Zugangsvorausset-
zungen gefordert werden; 

- Der Realschulabschluß berechtigt zum Besuch 
aller Berufsfachschulen und der Fachober-
schulen, soweit nicht zusätzlich eine berufs-
praktische Qualifikation verlangt wird; 

Die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe schließt die Berechtigung zum Be-
such jeder Schule im Sekundarbereich II ein, 
soweit nicht zusätzlich eine berufspraktische 
Qualifikation verlangt wird" (S. 2). 

Auch für den Erwerb zusätzlicher Berechtigungen 
„gelten jeweils die Bestimmungen des Landes, in 
dem sie in Anspruch genommen werden".  Über den 
nachträglichen Erwerb von Abschlüssen und Be-
rechtigungen wird nur lapidar gesagt, daß diese 
„nachträglich in Schulen des Sekundarbereichs II 
oder auf andere Weise (Nichtschülerprüfungen) er-
worben werden können". 

Mit dieser Vereinbarung — sofern es dabei bleibt — 
ist im Grunde genommen lediglich der Status quo 
zementiert: die Länder verfahren wie bisher nach 
eigenen Gesetzen, Verordnungen und Erlassen, die 
im Grundgesetz verbürgte Chancengleichheit be-
züglich des Erwerbs von Berechtigungen, aber auch 
von Bildungsmöglichkeiten bleibt weiterhin Papier. 
Ebenso wird auch in Zukunft die Freizügigkeit in-
nerhalb des Gültigkeitsbereiches des Grundgesetzes 
behindert, insofern unterschiedliche Abschlußsyste-
me bzw. unterschiedliche Anforderungen beim 
Übergang von verschiedenen Bildungsgängen der 
Sekundarstufe I in solche der Sekundarstufe II den 
Landeswechsel von Eltern mit schulpflichtigen Kin-
dern, aber auch von Jugendlichen, die die Sekun-
darstufe I durchlaufen haben, entscheidend erschwe-
ren. 

4 Zielvorstellungen der Bundesregierung und des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissen-
schaft 

Seitdem Artikel 91 b Grundgesetz der Bundesregie-
rung die Möglichkeit zur Mitwirkung bei der Bil-
dungsplanung eingeräumt hat und der Bund dem-
entsprechend ein Ministerium für Bildung und Wis-
senschaft unterhält, haben auch Bundesregierung 
und Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft zweimal zum Sekundarstufen-I-Abschluß 
grundsätzlich Stellung genommen, nämlich im „Bil-
dungsbericht 70" und in der „Bildungspolitischen 
Zwischenbilanz" vom Februar 1976. 

Der „Bildungsbericht 70", der kurz nach Antritt der 
sozialliberalen Koalition im Juni 1970 vom Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft veröffent-
licht wurde, sollte die „Lage unseres Bildungs-
wesens" beschreiben, „seine Probleme" verdeut-
lichen und „die Ziele" formulieren, „die die Bundes-
regierung hofft, in enger Zusammenarbeit mit den 
Ländern im Rahmen der vor uns liegenden großen 
Bildungsreformen verwirklichen zu können" (S. 5), 
wobei die grundsätzliche Konzeption der Bundes-
regierung weitgehend mit den Empfehlungen der 

Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates 
von 1970 übereinstimmt (S. 72). Ähnlich wie die Bil-
dungskommission stellt auch der „Bildungsbericht" 
bezüglich der mittleren Abschlüsse im bestehenden 
dreigliedri gen Schulwesen kritisch fest, „daß die 
Berechtigungen und Wahlmöglichkeiten, die der 
mittlere Abschluß bietet, weitgehend durch die 
Schulform, an der er erworben wurde, vorgege-
ben und eingeschränkt werden" (S. 70). Dement-
sprechend übernimmt er die Zielvorstellung „eines 
ersten Sekundarabschlusses (Abitur I) nach zehn-
jähriger Schulzeit" „für alle Jugendlichen" (S. 10, 
72), ja votierte — noch über die Empfehlungen des 
ersten Deutschen Bildungsrates hinausgehend — 
zugleich für die schrittweise Erprobung und Ein-
führung der integrierten Gesamtschule sowie die 
Berücksichtigung dieser bildungspolitischen Ent-
wicklung „bei der regionalen Schulbauplanung" 
(S. 10). Die Notwendigkeit eines integrierten Sekun-
darstufen-I-Bildungsganges als Voraussetzung für 
den angestrebten einheitlichen, flexible, gleichbe-
rechtigte Übergänge eröffnenden Sekundarab-
schluß I für alle Schüler wird am Beispiel der Haupt-
schule überzeugend nachgewiesen. „Entweder glei-
chen sich Lerninhalte und Lernziele der Haupt-
schule denen der entsprechenden Klassen in Real-
schule und Gymnasium weitgehend an; damit 
würde der Sinn der organisatorischen Dreigliedrig-
keit vom Bildungsziel her in Frage gestellt. Oder 
die Hauptschule entwickelt ihr eigenes anspruchs-
volles und undurchlässiges Curriculum; dann wird 
der Übergang zwischen den verschiedenen Schul-
formen neuerlich erschwert oder vollends unmög-
lich gemacht" (S. 70). 

Wie schon die Bildungskommission des ersten Deut-
schen Bildungsrates sieht auch die Bundesregierung 
für die Sekundarstufe I „einen verbindlichen Kern-
bereich von Fächern" vor, „der jedoch etwa vom 
7. Schuljahr an im weiteren Verlauf der Sekundar-
stufe zugunsten eines höheren Anteils des Wahl-
bereichs allmählich zurückgeht". Das die Sekundar-
stufe I nach 10 Schuljahren abschließende Abitur I 
ist wiederum nach Profilen differenziert, die „sich 
für den Schüler aus Art und Niveau der Differenzie-
rung" ergeben und zugleich bestimmte Berechtigun-
gen eröffnen. „Die Differenzierung erfolgt" — eben-
falls wie in den Empfehlungen von 1969 — „nach 
Fachgebieten und innerhalb einzelner Fächer nach 
Schwerpunkten, die auf berufliche, allgemein wis-
senschaftsbezogene oder gemischte Bildungsgänge 
der Sekundarstufe II hinführen", den Schüler aller-
dings nicht festlegen sollen. Deshalb betont der „Bil-
dungsbericht 70" ausdrücklich, „daß eine Verlage-
rung des Schwerpunktes des ersten Abschlusses 
auch durch einen Wechsel von allgemeiner zu be-
rufsbildungsbezogener Ausrichtung und umgekehrt 
in allen Formen der Sekundarstufe II möglich" wer-
den soll. Darüber hinaus ist vorgesehen, das mit 
dem Abschluß der Sekundarstufe I erreichte Profil 
„in der folgenden Bildungsstufe oder in der Weiter-
bildung" ergänzen oder verbessern zu können 
(S. 75). 

Nicht zuletzt kritisiert auch die Bundesregierung 
den „stark punktuellen Charakter" der bisherigen 
Abschlußprüfungen und die „unzureichenden Ver- 
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gleichsmöglichkeiten", die „den Aussagewert der 
Beurteilung" relativieren (S. 71). Deshalb schlägt 
sie im Interesse einer Verbesserung der „Chancen-
gleichheit auch bei den Abschlüssen, Übergängen 
und Berechtigungen vor, „die neuen Abschlüsse" „in 
Verbindung mit der Reform der Curricula" „ver-
gleichbar" zu machen (S. 75). 

Als kurzfristige Maßnahme „bis zur Einführung der 
zehnjährigen Vollzeitschulpflicht" soll nach Ansicht 
des „Bildungsberichtes" „das freiwillige 10. Schul-
jahr für Hauptschüler verstärkt angeboten und emp-
fohlen werden, und zwar sowohl in der Form von 
Aufbauklassen, die zum ersten Abschluß führen 
(Abitur I), als auch als Berufsgrundschuljahr für 
diejenigen Schüler, die sich anschließend für einen 
bestimmten beruflichen Bildungsgang entscheiden" 
(S. 72). Schließlich wird langfristig „aufgrund der 
Erfahrungen der nächsten Jahre" eine Überprüfung 
in Aussicht gestellt, „ob die angestrebte Vorver-
legung der Einschulung auf das vollendete 5. Le-
bensjahr für die Frage der Dauer der Pflichtschul-
zeit und des Zeitpunktes des ersten Abschlusses 
Veränderungen angebracht erscheinen läßt" (S. 75). 

Als Ergebnis dieser Überprüfung veröffentlichte das 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft im Fe-
bruar 1976 die „Bildungspolitische Zwischenbilanz", 
die grundsätzlich an dem „Angebot eines qualifizier-
ten Sekundarabschlusses I für alle Schüler — also 
auch für die Hauptschüler" festhält (S. 66), diesen 
jedoch — ähnlich wie der „Bericht 75" — schon 
am Ende des bisherigen 9. Schuljahres vergeben 
will, sobald — ca. ab 1980 — ein allerdings nicht 
verpflichtendes Bildungsjahr für alle 5jährigen rea-
lisiert werden kann (S. 6). Als Gründe für diese 
Vorverlegung des Sekundarstufen-I-Abschlusses um 
ein Jahr werden die „Problematik einer allgemeinen 
Schulzeitverlängerung", die negative „Motivations-
lage bei vielen Jugendlichen", der Ansturm der ge-
burtenstarken Jahrgänge auf das Schulwesen sowie 
die „vorliegenden Planungen der Länder" genannt, 
die „keine reale Möglichkeit" zur „Einrichtung eines 
allgemeinbildenden 10. Schuljahres für alle Schüler" 
erlauben (S. 64). Auf die Fragwürdigkeit dieser Ar-
gumentation ist vor allem von seiten der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft hingewiesen 
worden (Reuter, 1976): 

— Das Bildungsangebot für alle 5jährigen ohne 
gleichzeitige Vorverlegung der allgemeinen 
Schulpflicht um ein Jahr kann ebensowenig „bei 
der Berechnung der Gesamtbildungsdauer mitge-
zählt" werden wie ein zusätzliches viertes Jahr, 
das einige Schüler zum Durchlaufen der gym-
nasialen Oberstufe benötigen (S. 551); 

— „In keinem Fall darf leichtfertig davon ausge-
gangen werden, daß mit einer Motivation zum 
Besuch eines 10. Schuljahres bei Hauptschülern 
generell nicht gerechnet werden darf. Erfahrun-
gen in einzelnen Ländern beweisen das Gegen-
teil" (S. 553). „Eine Neumotivation für die Schule 
insgesamt kann von der Gestaltung von Projek-
ten ausgehen, die ihre Themen Lebenssituatio-
nen entnehmen, von denen jeder Schüler betrof-
fen ist oder von denen er als Arbeitnehmer be-
troffen sein wird" (S. 556); 

— Das Argument der geburtenstarken Jahrgänge 
unterschlägt, „daß die Jugendlichen gerade in-
folge zunehmender Jahrgangsstärken verstärkt 
von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Die Zunahme 
der Jahrgangsstärke wäre also ein Argument für 
die Verlängerung der Bildungszeit" (S. 551); 

— Schließlich wird bezüglich der vorliegenden Pla-
nungen der Länder „verschwiegen, daß die Pla-
nungen zumindest in West-Berlin, Niedersachsen 
(Seit Ablösung der sozialliberalen Koalition 
allerdings nicht mehr! W. K.) und Nordrhein

-

Westfalen bisher von der Einführung eines 
10. Schuljahres ausgingen" (S. 551 f.). 

Auch „für die Dauer der Zeit, bis alle 5jährigen 
eines Altersjahrgangs vom Bildungssystem aufge-
nommen werden können", plädiert die „Bildungs-
politische Zwischenbilanz" „angesichts des erreich-
ten Entwicklungsstandes" für einen Ausbau des 
10. Schuljahres „schwerpunktmäßig in berufsbezo-
gener Form", so daß es „in der Gestaltung des 
10. Bildungsjahres ein Nebeneinander verschiedener 
Bildungsformen geben" wird. „Die Unterrichtung 
der 15- bis 16jährigen erfolgt dann in Realschulen, 
Gymnasien, Gesamtschulen, Berufsfachschulen, im 
Berufsgrundbildungsjahr, teilweise auch im her-
kömmlichen ersten Ausbildungsjahr" (S. 67). 

Dem Verzicht auf ein 10. allgemeinbildendes Schul-
jahr für alle Schüler in der „Bildungspolitischen 
Zwischenbilanz" entspricht zumindest ein Abrücken 
vom eindeutigen Votum für die integrierte Gesamt-
schule als Regelschulform der reformierten Sekun-
darstufe I, was beides seine Ursachen primär in der 
Veränderung des gesamten bildungspolitischen Kli-
mas und dementsprechenden Entwicklungen in den 
meisten Bundesländern haben dürfte. Zwar betont 
das Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft auch in der „Bildungspolitischen Zwischen-
bilanz", daß „die Gesamtschule" die geforderte 
„Durchlässigkeit nach den vorliegenden Erfahrun-
gen in hohem Maße" fördere, doch im Gegensatz 
zum „Bildungsbericht 70", der gerade feststellte, 
daß „die Berechtigungen und Wahlmöglichkeiten, 
die der mittlere Abschluß bietet (im herkömmlichen 
System, W. K.), weitgehend durch ,die Schulform, an 
der er erworben wurde, vorgegeben und einge-
schränkt werde" (S. 70), betont die „Bildungspoli-
tische Zwischenbilanz", daß „schon das dreiglied-
rige Schulwesen ... inhaltlich, personell und organi-
satorisch zu einem kooperativen System weiterent-
wickelt werden" könne, „in dem starre Bindungen 
an vorgeformte Bildungsgänge weitgehend vermie-
den werden". Dabei wird nun dem „Abschluß

-

system" (das an die Stelle des einheitlichen Sekun-
darstufen-I-Abschlusses = Abitur I getreten ist) ge-
radezu eine „Klammer"-Funktion „für die unter-
schiedlich organisierte Mittelstufe" zugewiesen: 
„Schulformübergreifende Profile müssen allen Schü-
lern gleiche Möglichkeiten einräumen, damit an 
Hauptschulen, Berufsfachschulen, in Gymnasien, Ge-
samtschulen und Realschulen ebenso wie im Berufs-
grundbildungsjahr über verschiedene Inhalte gleich-
wertige Leistungen erbracht werden können" (S. 67). 
Als flankierende Maßnahmen zur Sekundarstufen-I-
Reform empfiehlt die „Bildungspolitische Zwischen- 
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bilanz ", Schulorganisation, ... Schulrecht, ... regio-
nale Schulentwicklung sowie die Lehrerausbildung 
„an einer Zusammenfassung der Mittelstufe nach 
dem Stufenprinzip" zu orientieren (S.  66), und er-
hofft sich davon eine „Annäherung und Angleichung 
zwischen den Schulformen" (S. 64). 

Nachdrücklicher als der „Bildungsbericht 70" vo-
tiert die „Bildungspolitische Zwischenbilanz" — 
wiederum im Anschluß an entsprechende Empfeh-
lungen der Bildungskommission des Deutschen Bil-
dungsrates, sicherlich auch unter dem Eindruck des 
wachsenden Andrangs an den Hochschulen — für 
eine stärkere Verzahnung von allgemeiner und be-
ruflicher Bildung in der Sekundarstufe II, vor allem 
für „die Entwicklung neuer sogenannter ,doppelt

-

qualifizierender Bildungsgänge, in denen Studien- 
und Berufsreife nicht nacheinander, sondern parallel 
vermittelt werden, sowie für die verstärkte Einrich-
tung berufsqualifizierender Bildungsgänge, die zur 
Hochschulreife führen (S. 66 f.). 

Schließlich wird als Zeitpunkt für die Neuordnung 
der Sekundarstufen-I-Abschlüsse nun das Jahr 1980 
genannt, in dem nach den Vorstellungen des Bun-
desministeriums für Bildung und Wissenschaft zum 
ersten Mal für alle 5jährigen ein volles Bildungs-
angebot bereitstehen soll. 

5. Zielvorstellungen des Philologenverbandes sowie 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

Neben der Bildungskommission des ersten und zwei-
ten Deutschen Bildungsrates, der Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung, der Kultusminister-
konferenz und dem Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft haben in den letzten Jahren auch 
die verschiedenen gesellschaftlichen Interessengrup-
pen Stellung zu den  Abschlüssen bezogen, wobei für 
unseren Überblick vor allem die Positionen der bei-
den bildungspolitisch einflußreichsten Gruppen, des 
Deutschen Philologenverbandes und der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft, von Bedeu-
tung sind. 

Auch der Philologenverband beklagt in seinem „vom 
bildungspolitischen Ausschuß unter dem Vorsitz von 
Roland Neßler" erarbeiteten Papier „Zur Neuord-
nung der Sekundar-I-Abschlüsse" (o. J., vermutlich 
1976) die „in den letzten Jahren" immer größer ge-
wordene Unübersichtlichkeit, sowohl was die Ab-
schlußverfahren als auch die mit den Abschlüssen 
verbundenen Berechtigungen anbelangt. Als Ursache 
für diese Entwicklung werden „verschiedenartige 
Schulversuche im S-I-Bereich" genannt, durch die 
„zu den drei grundlegenden Abschlüssen weitere 
Abschlußmöglichkeiten hinzugekommen sind, deren 
Vergleichbarkeit fragwürdig ist" (S. 1). Problema-
tisch sind in diesem Zusammenhang vor allem die 
„vielfach zusätzlichen Übergangsschwierigkeiten" 
„beim Eintritt in die Klasse 11 der gymnasialen 
Oberstufe", die auf „eine inhaltlich nicht ausreichend 
begründete und begründbare Zuerkennung von Ab-
schlußberechtigungen zurückzuführen" sind und 
dann „zu leistungsungleichen Lerngruppen" führen. 
Als Beispiel für Schulformen im Bereich der Sekun-
darstufe I, die derartige „ungleiche Zugangsberech

-

tigungen vergeben und damit zugleich „unter dem 
gymnasialen Anspruchsniveau" liegen, werden aus-
drücklich die „integrierten Gesamtschulen" genannt. 
Mit dieser Problematik hängt für den Philologen-
verband „eine nicht vertretbare Benachteiligung der 
Gymnasialschüler" eng zusammen, insofern die an 
nicht-gymnasialen Schulformen angebotenen Zu-
gangsberechtigungen nach seiner Ansicht „in der 
Regel mit geringerem Leistungseinsatz und Risiko 
zu erreichen" sind „als der Zugang über die gymna-
siale Mittelstufe" (S. 2). 

Schon diese Bestandsaufnahme der bestehenden Se-
kundarstufen-I-Abschlußregelungen durch den Phi-
lologenverband verdeutlicht dessen erkenntnislei-
tendes Interesse an einer Neuordnung der Ab-
schlüsse, nämlich 

1. Beibehaltung der gymnasialen Oberstufe und 
damit Festschreibung der Trennung zwischen 
allgemeinbildenden und berufsbildenden Schul-
zweigen im Bereich der Sekundarstufe II und 

2. Beibehaltung der gymnasialen Mittelstufe als 
Unterbau für die gymnasiale Oberstufe und Aus-
richtung der Zugangsbedingungen für den gym-
nasialen Bildungsgang im Bereich der Sekundar-
stufe II an gymnasialen Normen. 

Die vom Deutschen Bildungsrat, der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung sowie der Bundes-
regierung problematisierten Nachteile der bestehen-
den Sekundarstufen-I-Abschlüsse als Folge der ge-
samten Organisation des Sekundarbereichs I wie 
Chancenungleichheit, Undurchlässigkeit des Bil-
dungswesens bzw. Ungleichwertigkeit beruflicher 
und allgemeiner Bildung sind für den Philologen-
verband offensichtlich nicht relevant, zumindest 
geht er in seiner Analyse nicht darauf ein. Dement-
sprechend votiert die Interessenvertretung der 
Gymnasiallehrer auch für ein System differenzierter 
Sekundarabschlüsse I und gegen ein einheitliches 
Abitur I, wie es durch den „Strukturplan" ins Ge-
spräch gekommen war, und fordert im Rahmen einer 
„bundeseinheitlichen Abschlußregelung", die so-
wohl für das gegliederte als auch das integrierte 
Schulsystem anwendbar sein soll, „drei Abschluß

-

stufen, . . ., die in den Grundzügen den gegenwärti-
gen Hauptschulabschluß, den Realschulabschluß und 
den Abschluß der gymnasialen Mittelstufe abdek-
ken". „Den unterschiedlichen S-I-Abschlüssen sind 
(wie bisher, W. K.) drei Berechtigungen zugeordnet: 
- Zugang zur qualifizierten Berufsausbildung; 

— Zugang zur Berufsfachschulausbildung; 

— Zugang zur gymnasialen Oberstufe" (S. 2). 

Wie unverbindlich und in ihrem Bedeutungsinhalt 
beliebig dehnbar inzwischen die einst vom Deut-
schen Bildungsrat, später auch von der Bund-Län-
der-Kommission erhobene Forderung nach einem 
Kernbereich gemeinsamer Grundforderungen für 
alle Schüler im Sekundarbereich I geworden ist, 
zeigt die Tatsache, daß auch der Philologenverband 
von einer „Basis der für alle Schüler gemeinsamen 
Grundanforderungen" spricht, auf der „die Differen-
zierung durch Festlegung abschlußspezifischer Zu-
satzanforderungen zu erfolgen" hat (S. 2). In ande- 
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rem Zusammenhang wird sogar der Begriff „Ab-
schlußprofile" verwandt (S. 3), so daß die einst Se-
kundarstufen-I-Reform signalisierenden Etiketten 
nunmehr zu Schlagworten verkommen sind, mit de-
nen sich jedes und alles abdecken läßt, was für Bil-
dungsreformer bedeutet, daß sie in Zukunft ihre Po-
sitionen genauer und detaillierter beschreiben müs-
sen, wenn sie über unverbindliche, unterschiedliche 
Positionen weniger verdeutlichende als verdecken-
de Zielvorstellungen und Maßnahmenkataloge hin-
auskommen wollen. 

Dem spezifischen Interesse des Philologenverbandes 
am gymnasialen Bildungsweg entsprechend, be-
schäftigen sich die Vorschläge „zur Neuordnung der 
Sekundarstufen-I-Abschlüsse" ausführlicher nur mit 
dem gymnasialen Sekundar-I-Abschluß und dem 
ihm zugeordneten gymnasialen Bildungsgang in der 
Sekundarstufe I. Ausdrücklich wird darauf hinge-
wiesen, daß die gymnasialen Bildungsgänge „auf 
die stärker wissenschaftspropädeutische Arbeits-
weise und die Leistungsnorm der reformierten Ober-
stufe vorbereiten sollen", und zwar 

— organisatorisch durch rechtzeitige Wahl der 
zweiten bzw. dritten Fremdsprache oder z. B. 
durch eine Verstärkung des naturwissenschaft-
lichen Unterrichts, wenn dieser Leistungs-
schwerpunkt gebildet werden soll, 

— im curricularen Bereich z. B. durch höhere 
Lernzielebenen und stärker wissenschaftsorien-
tierte Arbeitsweisen." 

Wie dies mit den „für alle Schüler gemeinsamen 
Grundanforderungen" zu vereinbaren ist, wird nicht 
näher erläutert. 

Der Forderung sowohl des Deutschen Bildungs-
rates als auch der Bundesregierung nach Vergleich-
barkeit der Sekundarstufen-I-Abschlußanforderun-
gen entsprechend, empfiehlt der Philologenverband, 
„für den gymnasialen Sekundarstufen-I-Abschluß 
... Lernziele, Lerninhalte und Lernzielkontrollen zu 
erstellen und zu erproben", und zwar 

„— für die Grundanforderungen in Fächern des Se-
kundar-I-Bereichs, 

— für die gymnasialen Curricula innerhalb dieser 
Fächer und 

— für die profilierenden Wahlpflichtfächer" (S. 3). 

Dabei sollen — etwa den Normenbüchern für das 
herkömmliche Abitur vergleichbar — „die Lernziel-
kontrollen (z. B. Aufgabensammlungen mit Bewer-
tungsschlüsseln) ... für alle Abschlußprofile ver-
einbart und veröffentlicht werden." Auf daraus re-
sultierende Konsequenzen für die Unterrichtsgestal-
tung, vor allem in den Klassen 9 und 10, bzw. auf 
die kritische Auseinandersetzung mit den ,Normen-
büchern von pädagogischer wie juristischer Seite 
wird mit keinem Wort eingegangen, was — wie 
schon kurz im Zusammenhang mit dem ,Bericht 75 
der Bildungskommission des Deutschen Bildungs-
rates angedeutet — die bisher analysierten Empfeh-
lungen und Stellungnahmen zum Sekundarstufen-
I-Abschluß allerdings auch nicht taten. 

Im Gegensatz zur Forderung des Deutschen Bil-
dungsrates, Schulfächer zu enthierarchisieren, will 
der Philologenverband den Zugang zur gymnasialen 
Oberstufe von dem „Erreichen von Mindestnoten 
in bestimmten Fächern" abhängig machen. „Bei 
Notenausgleichsregelungen sollte bis zu einer 
Gleichstellung der Fächer hinsichtlich der Lernziel-
höhe zwischen umfangreich betriebenen Langfä-
chern (Kernfächern) und Nicht-Kernfächern unter-
schieden werden" (S. 4). 

Grundsätzlich wird nach den Vorstellungen des Phi-
lologenverbandes die Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe ohne zusätzliche Prüfung mit 
dem erfolgreichen Abschluß der 10. Jahrgangsstufe 
des Gymnasiums erreicht. In Ausnahmefällen soll 
auch ein Übergang von anderen Schulformen der 
Sekundarstufe I möglich sein, der jedoch zur Vor-
aussetzung hat, daß „die Anforderungen des gym-
nasialen Abschlußprofils in der 10. Gymnasialklas-
sen oder in der Oberstufe des Gymnasiums (bei Ein-
schränkung der freien Kurswahl) " nachgeholt wer-
den. Für Schüler mit qualifizierendem Hauptschul-
abschluß ist ein Umweg zur gymnasialen Oberstufe 
„über spezielle Bildungseinrichtungen, die mit einer 
beruflichen Bildung verzahnt sein können (z. B. Be-
rufsaufbauschule, Berufsfachschule)", mit der zu-
sätzlichen Auflage, die Anforderungen des gym-
nasialen Abschlußprofiles in der Oberstufe nachzu-
holen, vorgesehen, was einen Zeitverlust für diese 
Schüler von mindestens zwei Jahren bedeutet. „Be-
sonders geeigneten Schülern nichtgymnasialer Bil-
dungswege kann — nach den Vorstellungen des 
Philologenverbandes — daneben eine Aufnahme auf 
Probe angeboten werden", wobei „die aufnehmende 
Schule ... aufgrund der Leistungsnachweise und 
eines Gutachtens der abgebenden Schule" darüber 
entscheiden soll, „inwieweit und in welchen Fä-
chern eine Probezeit zu fordern ist" (S. 5). 

Schließlich verlangt der Philologenverband die Er-
reichung gymnasialer Normen auch als Vorausset-
zung für den Zugang zur gymnasialen Oberstufe 
von Versuchsschulen, wie z. B. von der integrierten 
Gesamtschule. Die betreffenden Schüler sollen „in 
den leistungsdifferenzierten Fächern die gymnasia-
len Lernziele und in den Kernfächern deren Lern-
ziele erfüllen", wobei die ganz andersgearteten In-
tentionen z. B. gesamtschulspezifischer Bildungs-
gänge unberücksichtigt bleiben. 

In dem Hinweis am Schluß des Philologenverband-
Papieres, daß „die Durchlässigkeit zwischen gym-
nasialen und nichtgymnasialen Bildungsgängen . . . 
durch die Koordinierung der Lehrpläne, durch die 
Abstimmung und Offenlegung der Lernkontrollen 
sowie ein Angebot von Förderkursen zu verbessern" 
sei, läßt sich nach allem bisher gesagten nicht mehr 
als eine Alibi-Funktion sehen. 

Ist die Stellungnahme des Philologenverbandes zu 
den Sekundarstufen-I-Abschlüssen und damit zur 
künftigen Struktur der Sekundarstufe I eindeutig 
an den Interessen einer Minorität orientiert, der es 
um die Erhaltung des Status quo und damit zugleich 
von Privilegien geht, zielen die entsprechenden Vor-
schläge und Empfehlungen der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (vgl. z. B. Stellungnahme der 
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GEW, in: Gesamtschul-Tnformationen 1/1975, S. 
145 ff.; Schullaufbahn und Abschlüsse — gesamt

-

schulspezifische Abschlußregelungen, in: Gesamt-
schul-Informationen 2/1976, S. 108 ff.) umgekehrt auf 
eine Verbesserung der schulischen Situation und 
damit zugleich von Berufs- und Lebenschancen für 
die breite Masse der Jugendlichen, vor allem von 
Hauptschülern, die bislang sowohl mit einer gegen-
über Realschülern und Gymnasiasten verkürzten 
Schulzeit an allgemeinbildenden Schulen benachtei-
ligt als auch von Berechtigungen zum Besuch weiter-
führender Bildungsgänge in der Sekundarstufe II 
und im Hochschulbereich weitgehend ausgeschlossen 
waren, und zwar sowohl aufgrund der vom Philolo-
genverband verteidigten gymnasialen Strukturen 
der höheren Berechtigungen verleihenden Schul-
formen als auch aufgrund des bestehenden Abschluß

-

systems. Dementsprechend hält die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft konsequent am allge-
meinbildenden 10. Schuljahr für alle Schüler, der 
integrierten Gesamtschule als Regelschule der Zu-
kunft sowie einem ersten qualifizierenden Abschluß 
(Abitur I) nach 10 Schuljahren fest, der „zum Eintritt 
in alle Ausbildungsgänge in der Sekundarstufe II" 
„berechtigt". Dabei sollen Qualifikationen durch 
„Schwerpunktbildung in a 11 e n (Unterstreichung 
W. K.) Lernbereichen/Fächern erworben werden kön-
nen", weshalb die „Rahmenvereinbarung zur Neu-
gestaltung der gymnasialen Oberstufe" der Kultus-
ministerkonferenz kritisiert wird, die die zweite 
Fremdsprache zur Voraussetzung für den Übergang 
in die gymnasiale Oberstufe macht und damit die 
„Wahl anderer Unterrichtsschwerpunkte (in der Se-
kundarstufe I, W. K.) wie z. B. Polytechnik/Arbeits-
lehre, Politik usw." diskriminiert (Stellungnahme, 
S. 145). 

„Die Qualifikation für den Sekundarabschluß I" soll 
nach den Vorstellungen der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft „das Erreichen der Mindestlern-
ziele (Fundamenta) im Pflicht- und Wahlpflichtbe-
reich" zur Voraussetzung haben, wobei diese „von 
möglichst allen Schülern erreichbar" sowie das „Er-
gebnis curricularer Entscheidungen und ihrer Re-
vision" sein müssen. Ausdrücklich wird betont, daß 
bei der „Vergabe der Qualifikationen" „unbescha-
det der Richtlinienkompetenz der Kultusministe-
rien ... eine gewisse Eigenständigkeit der Schulen" 
bzw. „der zuständigen Lehrerkonferenz" gewahrt 
bleiben müssen. An integrierten Gesamtschulen soll 
die Vergabe des Sekundarstufen-I-Abschlusses „auf 
der Grundlage der gesamtschulspezifischen, lern

-

zielorientierten Beobachtungs- und Beurteilungsver-
fahren" erfolgen, die Zeugnisse durch Lernberichte 
ersetzt werden, vor allem jedoch punktuelle Prü-
fungen unzulässig sein (Schullaufbahn und Ab-
schlüsse, S. 109). 

Als „Maßnahmen zur Annäherung an diese Ziele" 
empfiehlt die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft 

— „die bisherige Angleichung der Lehrpläne, der 
Stundentafeln und der Lehrerausbildung aller 
Schularten der Sekundarstufe I ... konsequent 
fortzusetzen" ; 

— „das 10. Pflichtschuljahr für alle ... einzuführen", 
da es „die oben angeführte Angleichung" „er-
möglicht" und „angesichts des Lehrstellenman-
mangels" „geboten" „erscheint"; 

— schulformunabhängige Abschlüsse ... zu entwik-
keln", wobei auf Niedersachsen verwiesen wird, 
obwohl — wie noch zu erläutern sein wird — 
sich das niedersächsische Abschlußsystem kaum 
mit GEW-Vorstellungen vereinbaren läßt; 

— „Lernberichte ... in allen Schularten zu erproben 
(zumindest in den Klassen 1 bis 8)" und nicht zu-
letzt 

— den Hochschulzugang unabhängig vom Erlernen 
einer zweiten Fremdsprache zu machen. 

„Solange die Zielvorstellungen eines gleichwerti-
gen, aber nach Profilen differenzierten Abschlusses 
S I nicht verwirklicht werden kann", soll wenig-
stens „eine Beschränkung auf zwei Abschlüsse" an-
gestrebt werden, was bedeutet, daß „der Haupt-
schulabschluß ... zu einem S-I-Abschluß werden" 
muß, „der dem Realschulabschluß gleichwertig ist", 
„zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe ... be-
rechtigt eine Zusatzqualifikation". Als kurzfristige 
Zielperspektive für die Gesamtschule wird die Schaf-
fung von Bedingungen gefordert, aufgrund derer 
„längerfristig der überwiegende Teil der Schüler .. . 
(über 90 Ob) mindestens den S-I-Abschluß (entspre-
chend Realschulabschluß) erreichen kann" (Schul-
laufbahn und Abschlüsse, S. 109). 

6 Zielvorstellungen von Vertretern integrierter 
Gesamtschulen 

Die mit der Neuordnung des Sekundarstufen-I-Ab-
schlusses zusammenhängenden Probleme sind in 
den letzten Jahren vor allem im Zusammenhang mit 
den in der Bundesrepublik laufenden Gesamtschul-
versuchen heftig diskutiert worden, sollten doch 
mit der Gesamtschule zugleich auch neue Formen 
des Sekundarstufen-I-Abschlusses ausprobiert wer-
den. Deshalb kommt den Stellungnahmen zum Se-
kundarstufen-I-Abschluß der in der Gemeinnützigen 
Gesellschaft Gesamtschule zusammengeschlossenen 
Gesamtschulvertreter besonderes Gewicht zu. 

In den Empfehlungen des Deutschen Bildungsrates 
zur „Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamt-
schulen" aus dem Jahre 1969 finden sich noch keine 
konkreten Hinweise auf die Gestaltung eines ge-
samtschulspezifischen Sekundarstufen-I-Abschlus-
ses, vielmehr wird dort lediglich auf einige Proble-
me der Abschlußregelungen an Gesamtschulen auf-
merksam gemacht, vor allem das Problem einer „Zu-
ordnung der in der Gesamtschule erbrachten Lei-
stungen auf ein Berechtigungswesen, das im Hin-
blick auf das vertikal gegliederte Schulwesen und 
in der inzwischen fragwürdig gewordenen Sicher-
heit eines Kanons von Allgemeinbildung entwickelt 
worden ist". „Einerseits kann auch die Gesamt-
schule nicht auf die bestehenden Berechtigungen 
verzichten, weil sie für alle Schüler lebenswegent-
scheidende Bedeutung haben; andererseits dürfen 
die bis jetzt geltenden Voraussetzungen für den Er-
werb der Berechtigungen nicht schematisch auf die 
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Gesamtschule übertragen werden" (S. 130). Eine 
Lösung dieses Problems sollte mit dem Beschluß der 
KMK vom 11. Oktober 1972 über ,die „gegenseitige 
Anerkennung der an integrierten Gesamtschulen er-
worbenen Zeugnisse" herbeigeführt werden. Für die 
Gesamtschulzeugnisse wird in den Empfehlungen 
von 1969 weiterhin ein „Punktsystem" vorgeschla-
gen, das „die spezifischen Probleme des Kurssystems 
berücksichtigt". Wenn auch die Möglichkeiten zu 
„einer stärkeren Objektivierung der Leistungsbe-
wertung" in der Gesamtschule relativ hoch veran-
schlagt werden, wird doch zugleich darauf hinge-
wiesen, daß „aus pädagogischen Gründen ein ... Er-
messensspielraum gewahrt bleiben muß" (S. 130). 

Die Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule 
(GGG) als Sprecherin der in ihr zusammengeschlos-
senen Gesamtschulvertreter hat sich seit 1973 
nachdem die Abschlußfrage für die Ende der sech-
ziger und Anfang der siebziger Jahre begonnenen 
Gesamtschulversuche besonders aktuell geworden 
war — regelmäßig mit Empfehlungen und Resolutio-
nen zum Sekundarstufen-I-Abschluß an Bildungs-
politiker, bildungspolitische Gremien sowie an eine 
breite Öffentlichkeit gewandt, wobei die Zielvor-
stellungen der Gesamtschulvertreter in etwa mit 
denen der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft übereinstimmen. Richtungweisend wurde der 
Grundsatzbeschluß der Mitgliederversammlung der 
Gemeinnützigen Gesellschaft Gesamtschule am 
1./2. Juni 1973 auf dem Bundeskongreß in Lever-
kusen, der u. a. „einen einheitlichen, nach Profilen 
differenzierten, gleiche Berechtigungen vermitteln-
den Abschluß am Ende der 10. Jahrgangsstufe für 
alle (Abitur I)" forderte, um „das gesellschaftspoli-
tische Ziel" der Gesamtschule realisieren zu kön-
nen, „einer größeren sozialen Gerechtigkeit und 
Gleichheit näherzukommen" (Gesamtschule 1973, 
S. 91). Eine weitere Stellungnahme der Arbeits-
gruppe Bildungspolitik der GGG, die auf dem Ge-
samtschulkongreß Ende Mai 1974 in Kassel vor-
gelegen hat, bezieht sich ausdrücklich auf „die 
grundsätzlichen Forderungen ,der Arbeitsgruppe Ge-
samtschule in der GEW" und übernimmt deren For-
derungen mit einigen Ergänzungen (Gesamtschul-In-
formationen 1/75, S. 148 ff.). 

Eine besonders intensive Diskussion über die Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse hat seit 1973 an den nieder-
sächsischen Gesamtschulen stattgefunden (vgl. 
Meyer, 1975, S. 145 ff.). Daran läßt sich sehr deutlich 
ablesen, wie die Gesamtschule — und zwar nicht 
nur in Niedersachsen — durch restriktive Bestim-
mungen von seiten des Gesetzgebers bzw. der Kul-
tusbürokratie zunehmend dazu gezwungen wurde, 
ihre Zielvorstellungen von einem gesamtschulspezi-
fischen Sekundarstufen-I-Abschluß den betreffenden 
Erlassen bzw. gesetzlichen Vorgaben anzupassen. 
Plädierten niedersächsische Vertreter der Gesamt-
schule, Erziehungswissenschaftler und Vertreter der 
Bildungsverwaltung bei einem ersten Gedankenaus-
tausch über die Abschlußregelung 1973 in Dreiber-
gen für einen einheitlichen Sekundarstufen-I-Ab-
schluß, der dazu berechtigen sollte, „alle Ausbil-
dungsgänge im Sekundarbereich II zu besuchen", 
wobei „für jeden Schüler von der Schule eine münd-
liche Empfehlung für die Fortsetzung seiner  Aus

-bildung im Sekundarbereich II", allerdings ohne 
„bindende Bedeutung" vorgesehen war (Meyer, 
1975, S. 153 ff.), zwang das am 9. Mai 1974 verab-
schiedete neue niedersächsische Schulgesetz schon 
ein Jahr später dieselben Gesamtschulvertreter da-
zu, ihre Konzeption für einen gesamtschulspezifi-
schen Sekundarstufen-I-Abschluß an den Bestim-
mungen des § 7 Schulgesetz zu orientieren, der ver-
langt, „die Abschlüsse der Schulformen des S-I-Be-
reichs . .. nach Zielrichtung, Umfang und Leistungs-
anspruch differenziert zu gestalten" und die Berech-
tigung zum Besuch der Schulen des Sekundarberei-
ches II „nach Maßgabe dieser Abschlüsse" zu er-
teilen. Dementsprechend wurde nun — als Kompro-
miß — vorgeschlagen, „am Ende des 10. Schuljahr-
gangs ... die Schüler den Sekundarabschluß I (Ab-
schluß A) auf der Basis der erfüllten Grundanforde-
rungen oder den Sekundarabschluß I (Abschluß B) 
auf einer Basis erfüllter Grund- und Zusatzanforde-
rungen erwerben" zu lassen, wobei Abschluß A zum 
Besuch nur bestimmter, Abschluß B dagegen zum 
Besuch aller Bildungsgänge im Sekundarstufen-II-
Bereich berechtigen sollte (vgl. Meyer, 1975, S. 164). 

III. Probleme einer Reform der Sekundarstufen-
I-Abschlüsse 

Die Analyse von Empfehlungen zur Reform der Se-
kundarstufen-I-Abschlüsse läßt deutlich zwei ver-
schiedene Arten von Zielvorstellungen erkennen, 
nämlich Vereinheitlichung der von Land zu Land 
unterschiedlichen Regelungen und inhaltliche Neu-
gestaltung der gesamten Abschlußsysteme. Läßt 
sich bezüglich der Forderung nach Vereinheit-
lichung der Abschlußregelungen in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland mehr oder weniger 
Übereinstimmung zwischen den verschiedenen, auf 
die Struktur der Abschlüsse Einfluß nehmenden Gre-
mien und Gruppen feststellen und ist deshalb diese 
Zielsetzung als solche relativ unproblematisch, fan-
gen die Probleme bei dem Wie einer Vereinheit-
lichung an, insofern aufgrund der Unterschiedlich-
keit der Abschlußbestimmungen Vereinheitlichung 
zumindest für einen Teil der Länder immer zugleich 
Neugestaltung bedeuten muß. Schon die Motive für 
eine solche Reform lassen sich kaum auf einen Nen-
ner bringen, sondern sind im Gegenteil sehr hete-
rogen; erst recht umstritten sind die mit der Struk-
tur der Abschlüsse zusammenhängenden Probleme, 
wobei es vor allem um die Frage: einheitlicher oder 
— wie auch immer — differenzierter, schulform-
übergreifender oder schulformbezogener Abschlüsse 
sowie die jeweiligen Kriterien für die Vergabe eines 
oder mehrerer Abschlüsse, die Formen der Lei-
stungsfeststellung, die mit den Abschlüssen verbun-
denen Berechtigungen und nicht zuletzt die sich aus 
einer Reform der Abschlüsse ergebenden Konse-
quenzen für eine Reform der Sekundarstufe I geht. 

1. Motive der Reform 

Die verschiedenen Empfehlungen und Gutachten zur 
Reform der Sekundarstufen-I-Abschlüsse lassen 
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deutlich drei Arten von Motiven erkennen, näm-
lich solche bildungsökonomischer, bildungspoli-
tischer und pädagogischer Herkunft. 

Zu Beginn der Diskussion über eine Neugestaltung 
der Sekundarstufen-I-Abschlüsse standen zweifellos 
bildungsökonomische Überlegungen im Vorder-
grund. So begründete die Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates ihre Empfehlungen von 
1969 vor allem mit dem zunehmenden Bedarf an 
einer größeren Zahl qualifizierter Arbeitskräfte, die 
zur Spezialisierung fähig sind, der Notwendigkeit 
einer Vermittlung höherer formaler Fähigkeiten für 
möglichst viele Jugendliche, weil damit der zuneh-
mende Zwang zur beruflichen Mobilität besser auf-
gefangen und mögliche Umschulungen erleichtert 
werden könnten, vor allem aber mit dem Struktur-
wandel des Beschäftigungssystems, dessen Positio-
nen sich längst nicht mehr den dreigeteilten Ab-
schlüssen des überkommenen Schulwesens in der 
bisherigen starren Form zuordnen ließen. Diese 
Motive lassen sich in mehr oder weniger abge-
schwächter Form auch in entsprechenden Voten 
anderer Bildungs- und Beratungsgremien wieder

-

finden, haben allerdings seit dem Beginn der sieb-
ziger Jahre zunehmend an Legitimationskraft einge-
büßt, insofern an die Stelle eines Mangels inzwi-
schen ein Überschuß an qualifizierten Arbeitskräf-
ten  getreten  ist und gegenwärtig mehr die Drosse-
lung von Zugängen zu weiterführenden Bildungswe-
gen als eine „Ausschöpfung" von „Begabungsreser-
ven" das Problem zu sein scheint. 

Bildungspolitisch ist eine Neuregelung der Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse vor allem mit der Undurch-
lässigkeit und den soziale Selektionsprozesse be-
günstigenden Strukturen der bestehenden Abschluß-
systeme begründet worden. Darüber hinaus ist auf 
die individuelle Nachfrage nach weiterführender 
Bildung verwiesen worden, der aus Gründen der Bil-
ligkeit (Bildung als Bürgerrecht) durch entsprechen-
de Strukturveränderungen des Bildungswesens 
Rechnung zu tragen sei; nicht zuletzt hat auch der 
Gedanke eine Rolle gespielt, durch „eine größere 
Breite der gemeinsamen Bildungsgrundlage" (Deut-
scher Bildungsrat, 1969 a, S. 28) die Voraussetzun-
gen für demokratische Teilhabe aller Bürger am ge-
sellschaftlichen Entscheidungsprozeß zu verbes-
sern. 

Hinter den Stellungnahmen bestimmter Interessen-
gruppen verbergen sich dagegen ganz andere bil-
dungspolitische Überlegungen, hinter der des Phi-
lologenverbandes z. B. der Wunsch, den Status quo 
und damit die Privilegien für Gymnasialschüler zu 
erhalten, während die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft genau umgekehrt Privilegien abbauen 
und die Benachteiligung der breiten Masse der Schü-
lerschaft, die eine Hauptschule besucht, aufheben 
möchte. 
Schließlich müssen hier auch noch einmal die im 
Zusammenhang der Analyse bestehender Sekundar-
stufen-I-Abschlußregelungen genannten Argumente 
für eine Vereinheitlichung genannt werden, nämlich 
Chancengerechtigkeit und Freizügigkeit, die durch 
unterschiedliche Abschlußbestimmungen gefährdet 
werden. 

Interessanterweise finden sich in den analysierten 
Abschlußempfehlungen pädagogische Motive für 
eine Neuregelung der Abschlüsse nur sehr spärlich, 
obwohl sie doch eigentlich auf der Hand liegen: die 
besseren Bildungs- und Förderungsmöglichkeiten 
durch Verlängerung der Schulzeit für alle Schüler, 
die größeren Angebote zur Individualisierung, aber 
auch die Verbesserung des sozialen Lernklimas in 
der Schule. Diese zuletzt genannten pädagogischen 
Argumente setzten allerdings schon ganz bestimmte 
Formen einer Neuregelung der Sekundarstufen-I-
Abschlüsse voraus. 

2 Struktur der Sekundarstufen-I-Abschlüsse 

Die verschiedenartigen Empfehlungen führen zu sehr 
verschiedenen Abschlußmodellen, die — wie wir im 
Zusammenhang mit den Vorschlägen des Philologen-
verbandes zeigen konnten — durch bestimmte, über-
all wiederkehrende Bezeichnungen und Begriffe wie 
den des „Sekundarstufen-I-Abschlusses", der „ge-
meinsamen Grundanforderungen" bzw. der „Ab-
schlußprofile" mehr verdeckt als kenntlich gemacht 
werden. Sie reichen von nach Schulformen differen-
zierten (z. B. Philologenverband) über schulform-
übergreifend differenzierte (Deutscher Bildungsrat, 
Bund-Länder-Kommission, Bundesregierung) bis hin 
zu einem einheitlichen Abschluß (GEW, GGG), wo-
bei wiederum der Zeitpunkt, zu dem der Abschluß 
vergeben werden soll, ebenso umstritten ist wie 
die Zahl der möglichen Abschlußprofile bzw. die 
damit verbundenen Berechtigungen. 

Läßt man einmal die Position der KMK und des Phi-
lologenverbandes außer Betracht, die kaum reforme-
rische Ansätze enthalten, dann lassen sich in den 
Empfehlungen von Deutschem Bildungsrat, Bund-
Länder-Kommission und Bundesregierung eine Rei-
he von Übereinstimmungen feststellen. Ziel ist hier 
wie dort ein schulformübergreifender, wenn auch 
nach Profilen differenzierter Abschluß, wobei „Pro-
fil" sowohl die Dimension „Leistungsschwerpunkt" 
als auch „Leistungshöhe" beinhaltet, vor allem aber 
nicht nur eine formal-juristische Festlegung, sondern 
curriculare Anforderungen beschreibt. Ein profilier-
ter Abschluß im Sinne des Deutschen Bildungsrates, 
der BLK wie auch der Bundesregierung unterschei-
det sich von einem schulformspezifischen Abschluß 
bisheriger Art insbesondere dadurch, daß er den 
Nachweis von für alle Profile einheitlichen Grund-
qualifikationen enthält, nicht mehr ausschließlich be-
rufs- oder studienorientiert, vor allem jedoch nicht 
auf eine Hierarchie unterschiedlich wertiger Fächer 
bezogen ist, so daß alle Wahlfächer grundsätzlich 
gleichwertig sind und damit auch gleichwertige Pro-
file im Hinblick auf weiterführende Bildungsgänge 
im Sekundarstufen-Il-Bereich eröffnen können. Dar-
aus ergeben sich Konsequenzen für eine Neugestal-
tung der Sekundarstufe I, und zwar sowohl bezüg-
lich einer Angleichung der Curricula auf einen ge-
meinsamen Bereich von Grundqualifikationen hin, 
die in allen Schulformen vermittelt werden, als auch 
im Hinblick auf einen generell gleichförmigen Wahl-
bereich mit der Möglichkeit zum Erwerb gleichwer-
tiger Profile, wodurch gleichzeitig ein höheres Maß 
an Durchlässigkeit sowohl in bezug auf das anzu- 
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strebende Leistungsniveau als auch in gewissen 
Grenzen den Leistungsschwerpunkt gewährleistet 
wird, so daß die Entscheidung für einen bestimmten 
Bildungsgang im Sekundarstufen-Il-Bereich nicht 
schon wie bisher nach Abschluß der Grundschule, 
spätestens der Orientierungsstufe, sondern mit dem 
Sekundarstufen-I-Abschluß getroffen werden muß. 
Der Forderung nach Durchlässigkeit des Bildungs-
wesens entspricht auch der ebenfalls allen genann-
ten Planungs- und Beratungsgremien gemeinsame 
Gedanke, jedem Schüler die Möglichkeit einzuräu-
men, Qualifikationen des Sekundarstufen-I-Ab-
schlusses im Rahmen der Sekundarstufe II nachzu-
holen. Unterschiedlich ist allerdings die Reichweite 
der angedeuteten Konsequenzen. Läßt der Deutsche 
Bildungsrat es — trotz aller Erfolgsberichte über 
die laufenden Gesamtschulversuche im „Bericht 75" 
— offen, ob der Sekundarstufen-I-Abschluß auch im 
Rahmen eines kooperativen dreigliedrigen Systems 
realisiert werden kann oder in jedem Fall die inte-
grierte Gesamtschule erfordert, votierte die Bundes-
regierung zwar im „Bildungsbericht 70" für die in-
tegrierte Gesamtschule, erweckte dann aber in der 
„Bildungspolitischen Zwischenbilanz" von 1976 — 
entgegen ihrer Aussage im „Bildungsbericht '70" — 
den  Eindruck, als ob die Realisierung des reformier-
ten Sekundarstufen-I-Abschlusses schon im Rahmen 
kooperativer Systeme möglich sei, während in der 
Bund-Länder-Kommission die Auffassung von christ-
lich-demokratischen und sozialiberalen Ländern 
differiert, was sich im „Bildungsgesamtplan" in ent-
sprechenden Sondervoten der CDU-regierten Länder 
gegen die von der Mehrheit empfohlene integrierte 
Gesamtschule niederschlägt. 

Keine Einigkeit herrscht auch in bezug auf das 
„Wann" der Vergabe des Sekundarstufen-I-Ab-
schlusses. Bestand 1969/70 sowohl in den Empfeh-
lungen der Bildungskommision des Deutschen Bil-
dungsrates als auch in der Bundesregierung die Ten-
denz, eine einheitliche zehnjährige Schulpflicht für 
alle Schüler zu fordern, wobei bezüglich des 10. 
Schuljahres allerdings noch unklar war, ob dieses 
u. U. auch in berufsbezogener Form organisiert wer-
den könnte, hat sich seit den siebziger Jahren mehr 
und mehr ein Modell durchgesetzt, bei dem statt des 
10. ein 1. Schuljahr vorgeschaltet wird, das aller-
dings nicht für alle Schüler zur Pflicht gemacht wer-
den soll, der für alle Schüler angebotene Sekundar-
stufen-I-Abschluß dagegen schon am Ende der 9. 
Klasse vergeben wird (vgl. „Bericht 75" und „Bil-
dungspolitische Zwischenbilanz"). 

An der Frage: Abschluß nach herkömmlichem 9. 
oder 10. Schuljahr läßt sich besonders deutlich der 
Zusammenhang zwischen Reformmotiven und Art 
des Abschlußsystems aufzeigen. Für die Frage der 
Durchlässigkeit spielt das Problem des Abschlußzeit-
punktes sicherlich nur eine untergeordnete, wenn 
auch durchaus eine Rolle; für die sich in der Se-
kundarstufe I ergebenden pädagogischen Möglich-
keiten dagegen ist die Frage neun oder zehn Schul-
jahre von ganz zentraler Bedeutung, insofern ein 
späterer Abschluß die Erhöhung des für alle ver-
bindlichen Bildungsniveaus erlaubt, den Zeitraum 
für Maßnahmen kompensatorischer Art, aber auch 
für soziales Lernen erweitert und damit nicht zu

-

letzt auch die Chancen zur demokratischen Teil-
habe für viele Jugendliche vergrößert. Daß die Re-
alisierung derartiger Möglichkeiten nicht nur von 
organisatorischen Entscheidungen abhängt, sondern 
dafür entsprechende didaktische Maßnahmen er-
forderlich sind, mit denen die schulorganisatorischen 
Rahmenbedingungen gefüllt werden müßten, braucht 
kaum eigens betont zu werden. 

Unter pädagogischem Aspekt, vor allem unter dem 
des sozialen Lernens, bedeutet sicherlich auch die 
Vergabe von Sekundarstufen-I-Abschlüssen auf 
unterschiedlichem Niveau eine Beeinträchtigung von 
Möglichkeiten, insofern damit ein mehr oder weni-
ger stark selektives Element in die vorangehenden 
Lernprozesse hineinkommt. Deshalb scheint der Vor-
schlag von GEW und GGG, zumal unter den gegen-
wärtigen bildungspolitischen Bedingungen, insbe-
sondere unter der des durch sie mitverursachten 
Schulstresses, bedenkenswert, einen zwar profilier-
ten, nicht aber unterschiedliche Niveaustufen aus-
weisenden Abschluß zu vergeben und den Schüler 
statt dessen über eine sinnvolle Fortsetzung seiner 
schulischen Laufbahn in der Sekundarstufe II zu be-
raten. Ebenfalls vor allem unter dem Aspekt des 
sozialen Lernens, aber auch dem der Chancengleich-
heit wäre die Zusammenfassung aller Schüler im 
Sekundarstufen-I-Bereich in einer integrierten Ge-
samtschule wünschenswert, weil nur dort die Se-
paration von Schülern nach Leistung und Herkunft 
überwunden werden kann, allerdings auch nur dann, 
wenn selektive Formen der Leistungsdifferenzierung 
innerhalb der Gesamtschule weitgehend vermieden 
werden (Keim, 1977, S. 105 ff.). 

3 Sekundarstufen-I-Abschlüsse und Berechtigungen 

Die Art und Weise der Profilierung des Sekundarstu-
fen-I-Abschlusses hängt eng zusammen mit der Frage 
der Berechtigungen zum Besuch weiterführender Schu-
len in der Sekundarstufe II, ja es hat sogar den An-
schein, als ob hier der kritische Punkt sämtlicher 
Abschlußdiskussionen liege. Dabei geht es zunächst 
einmal darum, ob der Zugang zu bestimmten weiter-
führenden Bildungsgängen in der Sekundarstufe II 
vom erfolgreichen Besuch bestimmter Schulformen 
in der Sekundarstufe I abhängig gemacht wird, oder 
aber ob grundsätzlich in allen Schulformen im Se-
kundarstufen-I-Bereich die gleichen Zugangsberech-
tigungen erworben werden können. Während die 
Vertreter einer strengen Zuordnung von Schulfor-
men und damit verbundenen Berechtigungen letzt-
endlich von der unterschiedlichen Qualität verschie-
dener Bildungswege in der Sekundarstufe I nicht 
nur ausgehen, sondern daran auch festhalten wol-
len, wie z. B. der Philologenverband, geht es den 
Befürwortern schulformübergreifender Abschlüsse, 
wie dem Bund, dem Deutschen Bildungsrat und der 
Bund-Länder-Kommission darum, die unterschied-
lichen Schulformen durch Vereinheitlichung der 
Stundentafeln, der Lehrerausbildung, durch mate-
rielle Gleichstellung der Schulen etc. einander an-
zunähern und damit gleichwertig zu machen. Ein 
weiteres zentrales, mit der Frage der Berechtigun-
gen zusammenhängendes Problem ist, ob diese wei-
terhin auf der Unterscheidung zwischen allgemeinen 
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und beruflichen Bildungsgängen im Sekundarstufen-
II-Bereich basieren sollen oder nicht. Bundesregie-
rung, Deutscher Bildungsrat und Bund-Länder-Kom-
mission sind sich in ihren Empfehlungen darüber 
einig, daß mit dieser Unterscheidung bestimmte 
Profile abgewertet werden, die Möglichkeiten gleich-
wertiger Profile im Sekundarstufen-I-Abschluß aller-
dings entscheidend von einer reformierten Sekun-
darstufen-Il-Struktur abhängen. Der Deutsche Bil-
dungsrat hat hier ebenso wie die Bund-Länder-Kom-
mission und die Bundesregierung für eine Verzah-
nung allgemeiner und beruflicher Bildungsgänge 
votiert und darüber hinaus aus den Gedanken der 
„Doppelqualifikation" entwickelt, die den Abschluß 
einer beruflichen Erstausbildung (Facharbeiter/Ge-
selle/Gehilfe) und eine Berechtigung zum Hochschul-
besuch (allgemeine Hochschulreife/fachgebundene 
Hochschulreife/Fachhochschulreife) beinhaltet. Damit 
kann die Festlegung eines Schülers schon mit dem 
Sekundarstufen-I-Abschluß auf die Alternative Be-
rufsausbildung oder Studium vermieden werden. 
Neben einer Verzahnung allgemeiner und beruf-
licher Bildungsgänge im Sekundarstufen-Il-Bereich 
wäre kurzfristig der Verzicht auf eine zweite Fremd-
sprache in der gymnasialen Sekundarstufe II ein 
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer Gleichwer-
tigkeit unterschiedlicher Profile. Hat es sich doch ge-
rade im Rahmen der laufenden Gesamtschulversuche 
gezeigt, wie sehr die Voraussetzung einer zweiten 
Fremdsprache in der Sekundarstufe II die Entschei-
dung von Schülern und Eltern für bestimmte Wahl-
angebote in der 7. und 9. Jahrgangsstufe bestimmt 
hat, so daß über diese Wahlen sehr leicht schicht-
spezifische Selektionsprozesse verstärkt werden 
(Keim, 1977, S. 90 ff.). 

Unter den gegenwärtigen — restaurierten — bil-
dungspolitischen Vorzeichen scheint sich das Pro-
blem der mit dem Sekundarstufen-I-Abschluß ver-
bundenen Berechtigungen auf die Frage zuzuspit-
zen, ob die herkömmliche Dreigliederung wenigstens 
auf zwei Abschlüsse reduziert werden kann, wie 
etwa von den niedersächsischen Gesamtschulver-
tretern nach Verabschiedung des niedersächsischen 
Schulgesetzes als Kompromiß vorgeschlagen worden 
ist. Bei einer solchen Lösung könnte zwischen einem 
einfachen und erweiterten Abschluß unterschieden 
werden und damit entweder die eingeschränkte 
Berechtigung zum Besuch nur bestimmter oder aber 
die uneingeschränkte Berechtigung zum Besuch 
sämtlicher Bildungsgänge im Sekundarstufen-Il-Be-
reich vergeben werden. Curricular ließe sich bei 
einer solchen Lösung der einfache Abschluß den für 
alle verbindlichen Grund-, der erweiterte Abschluß 
entsprechenden Zusatzanforderungen zuordnen, wo-
bei allerdings die Gefahr nicht unterschätzt werden 
sollte, daß derartige Unterscheidungen sehr leicht 
auf die Unterrichtsorganisation der den Abschlüs-
sen vorangehenden Jahrgangsstufen — etwa in der 
Form von Streaming- und Setting-Systemen — zu-
rückwirken und sich damit unter pädagogischem 
Aspekt negativ sowohl auf die Möglichkeiten der 
individuellen Förderung als auch des sozialen Ler-
nens auswirken können (vgl. Keim, 1977, S. 71 ff., 
105 ff.). 

4 Abschlußverfahren 

Von den Empfehlungen der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates zur „Neugestaltung der 
Sekundarstufen-I-Abschlüsse" aus dem Jahre 1969 
bis hin zu den Empfehlungen des Philologenverban-
des spielt die Frage einer Reform der Abschlußver-
fahren eine wichtige Rolle, wobei verschiedene 
Aspekte zu unterscheiden sind. 

Im Mittelpunkt dieses Komplexes steht zweifellos 
der Gedanke einer Vereinheitlichung der Art und 
Weise der Leistungsfeststellung, wie er sich als 
zwingende Notwendigkeit aus unserer Analyse der 
bestehenden Abschlußregelungen ergeben hat. Die 
Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates 
wollte in ihren Empfehlungen von 1969 zwar „noch 
keine Empfehlungen zur Neugestaltung des Prü-
fungssystems" aussprechen, immerhin hat sie die 
Richtung, „in der das bestehende Prüfungswesen 
verändert werden soll", angedeutet, nämlich „ört-
liche und regionale Bewertungsunterschiede für Lei-
stungen im gleichen Fach ... durch Festlegung glei-
cher, kontrollierbarer Lernziele und objektivierbarer 
Verfahren der Leistungsmessung" abzubauen (S. 44). 
Diese Intention, die auf sog. Objektivierung sowohl 
der erbrachten Leistungen als auch der Vergabe 
der damit verbundenen Berechtigungen zielt, findet 
sich in den meisten Abschlußempfehlungen mehr 
oder weniger deutlich wieder, am deutlichsten wird 
sie in dem Papier des Philologenverbandes formu-
liert, wo verlangt wird, daß „die Lernzielkontrollen 
(z. B. Aufgabensammlungen mit Bewertungsschlüs-
seln) ... für alle Abschlußprofile vereinbart und 
veröffentlicht werden" (S. 3). Wir wiesen schon 
darauf hin, daß diese Lösung praktisch auf „Nor-
menbücher" für die Sekundarstufe I hinauslaufen 
würde, wobei die sich daraus ergebenden Konse-
quenzen für den vorangehenden Unterricht bisher 
auch nicht annähernd reflektiert worden sind. Des-
halb muß hier nachdrücklich auf verschiedene Unter-
suchungen und Stellungnahmen zu den „Normen-
büchern" in der Sekundarstufe II verwiesen wer-
den (Flitner, 1976; Flitner/Lenzen, 1977; Westphal, 
1976, dort jeweils weitere Literaturhinweise), die 
deutlich machen, daß eine entsprechende Regelung 
für die Sekundarstufen-I-Abschlüsse das Ende je-
der Pädagogik in der Sekundarstufe I bedeuten 
würde. Die einzelne Schule bzw. der einzelne Lehrer 
würden zu reinen Meß- und Kontrollinstanzen wer-
den, Schule damit endgültig zum reinen Selektions-
instrument verkommen. Deshalb ist an dieser Stelle 
nachdrücklich auf die Forderung der GEW zu ver-
weisen, der einzelnen Schule bzw. dem einzelnen 
Lehrer eine gewisse Autonomie bei der Schülerbe-
urteilung einzuräumen, zumal in den letzten Jahren 
nicht nur die „Fragwürdigkeit der Zensurengebung" 
(Ingenkamp), sondern gerade auch sog. objektivier-
ter Verfahren der Leistungsmessung deutlich ge-
worden sind (vgl. z. B. Schlömerkemper, 1971). 

Vereinheitlichung der Abschlußverfahren darf des-
halb aus den genannten pädagogischen Gründen 
nicht mehr heißen als Vereinheitlichung der Rah-
menbedingungen, etwa durch unterrichtsorganisato-
rische und curriculare Vorgaben, aber auch durch 
inhaltliche Beschreibung etwaiger Profile. Derartige 
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Vorgaben dürfen aber weder Schüler noch Lehrer 
auf detaillierte Feinlernziele, bestimmte Unterrichts-
einheiten, einheitliche Tests, möglicherweise sogar 
vorgeschriebene Sozialformen des Unterrichts fest-
legen, wie es beispielsweise der fachleistungsdiffe-
renzierte Unterricht weitgehend tut; vielmehr müßte 
genügend Spielraum für schülergesteuerte Unter-
richtsprozesse, variable Planung, individualisierende 
Lehr- und Lernstrategien bzw. situationsangemesse-
ne Sozialformen des Unterrichts bestehen, selbst 
auf die Gefahr unterschiedlicher Leistungsanforde-
rungen in verschiedenen Klassen und Schulen hin, 
die ohnehin nicht ganz auszuschließen sind. Damit 
müßte allerdings zugleich die Anerkennung der 
Gleichwertigkeit verbunden werden, und zwar nicht 
nur von Schule zu Schule, sondern auch von Land 
zu Land, was in dem Augenblick unproblematisch 
würde, in dem zumindest die Rahmenbedingungen 
wie Arten von Abschlüssen, Profile, Unterrichtsor-
ganisation, Curricula etc. vereinheitlicht würden. 

Bedeutsam für das Abschlußverfahren ist auch die 
Frage: punktuelle Prüfung oder längerfristige Schü-
lerbeobachtung und Leistungsmessung. Die Bil-
dungskommission des Deutschen Bildungsrates 
spricht sich in ihren Empfehlungen von 1969 dafür 
aus, „die bisherigen punktuellen Prüfungen stär-
ker als bisher" durch „Beobachtung längerfristiger 
Lernprozesse und -leistungen" zu ergänzen und 
empfiehlt für den Sekundarstufen-I-Abschluß ebenso 
wie die Bundesregierung „die Bewertung der Lei-
stungen der beiden letzten Jahre nach einem Gut-
schriftensystem", verbunden mit einer „Abschluß-
prüfung in einzelnen Fächern" (Deutscher Bildungs-
rat, 1969 a, S. 47). Demgegenüber haben GEW und 
GGG gegen punktuelle Prüfungen votiert und vor-
geschlagen, die herkömmlichen Zensuren und Zeug-
nisse durch Lernberichte, also quantitative Meßver-
fahren durch qualitative Gutachten zu ersetzen, die 
nicht primär Auslesefunktion haben, sondern den 
Schüler zu fördern, zumindest aber zu beraten ge-
eignet sind. 

Nicht zuletzt ist im Zusammenhang der Abschluß-
verfahren die Problematik unterschiedlich wertiger 
Fächer thematisiert worden, wie sie für die Ab-
schlußregelungen der meisten Bundesländer typisch 
sind. Der Deutsche Bildungsrat hat in Übereinstim-
mung mit der Bundesregierung, weitgehend auch 
der Bund-Länder-Kommission, zur Einebnung dieser 
„Hierarchie von schweren und leichten Fächern" 
vorgeschlagen, „die Lernziele genauer" zu analysie-
ren und nach „vergleichbaren Schwierigkeitsgraden" 
zu bestimmen (Deutscher Bildungsrat, 1969 a, S. 45). 
Vorerst wäre es sicherlich schon ein Fortschritt, 
wenn eine Gleichwertigkeit von Fächern mit ent-
sprechender Stundenzahl hergestellt würde. 

IV. Ansätze, Möglichkeiten und Aussichten 
für eine Reform der Sekundarstufen-I-
Abschlüsse in der Bundesrepublik 

Seit Ende der sechziger und Beginn der siebziger 
Jahre sind nicht nur eine Reihe von Empfehlungen 
und Gutachten zur Reform der Sekundarstufen-I-Ab

-

schlüsse von maßgeblichen Bildungsplanungs- und 
Beratungsgremien in der Bundesrepublik verab-
schiedet worden, vielmehr sind zumindest in eini-
gen Ländern bzw. an einzelnen Versuchsschulen wie 
den Gesamtschulen Ansätze zu deren tatsächlicher 
Neugestaltung gemacht worden. Sie sollen zum 
Schluß daraufhin untersucht werden, inwieweit sie 
den erläuterten Zielvorstellungen des Deutschen 
Bildungsrates, der Bundesregierung, der Bund-Län-
der-Kommission, der GEW und der GGG schon ent-
sprechen. Die Gegenüberstellung von Anspruch und 
Realität wird dann zumindest eine vorläufige Ein-
schätzung der Möglichkeiten und Aussichten für 
eine generelle Reform der Sekundarstufen-I-Ab-
schlüsse erlauben. 

1 Ansätze für eine Reform der Sekundarstufen-I-
Abschlüsse in den Ländern der Bundesrepublik 

Fragt man zunächst nach der Neuordnung der Se-
kundarstufen-I-Abschlüsse in Schulgesetzen bzw. 
darauf bezogenen Verordnungen der jüngsten Zeit, 
kommen hierfür grundsätzlich Baden-Württemberg, 
Berlin, Bremen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
das Saarland in Frage, die alle in den letzten Jahren 
neue Schulgesetze verabschiedet haben. Allerdings 
ist in den meisten dieser Länder, nämlich in Baden-
Württemberg, Berlin, Rheinland-Pfalz und dem Saar-
land alles beim alten geblieben. Zwar taucht der 
Begriff Sekundarstufe I dort in der Regel auf, doch 
nur als stufenbezogener Sammelbegriff für die nach 
wie vor eigenständigen Schularten, die — wie z. B. 
das baden-württembergische Schulgesetz vom 10. 
Februar 1976 formuliert — „als gleich zu achtende 
Glieder des Schulwesens im Rahmen des gemein-
samen Erziehungs- und Bildungsauftrages ihre ei-
genständige Aufgabe" haben. Dementsprechend 
wird in diesen Ländern auch an den überkommenen, 
nach Schulformen differenzierten Abschlußregelun-
gen festgehalten. 

Lediglich Bremen hat im neuen Schulgesetz einen 
einheitlichen Sekundarstufen-I-Abschluß mit unter-
schiedlichen Profilen und unterschiedlichen Berech-
tigungen im Sinne der Vorschläge des Deutschen 
Bildungsrates, der Bund-Länder-Kommission und der 
Bundesregierung vorgesehen, doch gelten auch dort 
laut Schulgesetz vorerst, und d. h. bis zur Verein-
heitlichung der Sekundarstufe I im Sinne der inte-
grierten Gesamtschule, die in Bremen Regelschule 
werden soll, noch die Abschlüsse der traditionellen 
Schulformen, so daß Ausführungsbestimmungen über 
die Neugestaltung des Sekundarstufen-I-Abschlusses 
auch in Bremen noch nicht vorliegen. 

Immerhin hat mit Niedersachsen wenigstens ein 
Land nicht nur eine Neuregelung der Sekundar-
stufen-I-Abschlüsse in Aussicht gestellt, sondern 
diese mittels besonderer Verordnungen bereits in 
Kraft gesetzt. Insofern hier eine Neuregelung der 
Sekundarstufen-I-Abschlüsse vorliegt, muß gefragt 
werden, wie diese sich zu den Zielvorstellungen der 
verschiedenen Bildungsplanungs- und Beratungsgre-
mien bzw. der verschiedenen auf die Struktur der 
Abschlüsse Einfluß nehmenden Interessengruppen 
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verhält. Den Intentionen der analysierten Reform-
Empfehlungen entspricht die neue niedersächsische 
Abschlußregelung zunächst insoweit, als sie schul

-

formübergreifend konzipiert ist; allerdings orien-
tieren sich die Abschlüsse selbst im Unterschied zu 
den Forderungen zumindest des Deutschen Bil-
dungsrates, der Bundesregierung und der Bund-
Länder-Kommission nicht an inhaltlich-crricular aus-
gewiesenen Profilen, sondern an den herkömmli-
chen Schulformen, werden die Abschlüsse auch nicht 
einheitlich nach Abschluß der 10. Jahrgangsstufe, 
wie es der Deutsche Bildungsrat und die Bundes-
regierung zumindest Ende der sechziger und zu Be-
ginn der siebziger Jahre gefordert hatten, bzw. 
einheitlich nach Abschluß der 9. Jahrgangsstufe ver-
geben, wie jüngst vom Deutschen Bildungsrat im 
„Bericht 75" und von der Bundesregierung in der 
„Bildungspolitischen Zwischenbilanz" vorgesehen, 
sondern in Entsprechung zu den „Vorschlägen zum 
Sekundarabschluß I" der Arbeitsgruppe Sekundar-
abschlüsse in der Bund-Länder-Kommission vom 
1. Oktober 1974 nach 9 und 10 Schuljahren, so daß 
die verschiedenen Sekundarstufen-I-Abschlüsse nicht 
nur nach Richtung und Anspruchsniveau, sondern 
auch nach der Länge der Schulzeit differenziert sind. 
Damit hängt zusammen, daß die neue Sekundarstu-
fen-I-Abschlußregelung in Niedersachsen an die 
Stelle der traditionellen drei im herkömmlichen 
Schulwesen nunmehr fünf Abschlüsse mit jeweils 
unterschiedlichen Berechtigungen gesetzt hat, daß 
diese nicht lernzielorientiert sind, sondern auf dem 
trationellen Zensurensystem basieren, keine inhalt-
lichen Schwerpunkte, sondern ein allgemeines Lei-
stungsniveau ausweisen und, daraus folgend, auf 
berufliche und allgemeine Bildungsgänge vorbe-
reiten, wobei — traditionellen Regelungen entspre-
chend — die niederen Abschlüsse zum Eintritt in 
berufliche Bildungsgänge berechtigen und für den 
Besuch der gymnasialen Oberstufe der leistungs-
höchste Abschluß Voraussetzung ist. Zusammen-
fassend läßt sich sagen, daß die neue niedersächsi-
sche Abschlußregelung insofern einen Fortschritt 
bringt, als die traditionellen schulformbezogenen Ab-
schlüsse an allen Schulformen erworben werden 
können, also ein Hauptschulabschluß nach der 9. 
Klasse des Gymnasiums und ein Abschluß, der zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe berechtigt, am 
Ende der 10. Hauptschulklasse, daß aber ansonsten 
die sehr viel weitergehenden, inhaltliche Struktur-
veränderungen der gesamten Sekundarstufe I vor-
aussetzenden Forderungen z. B. des Deutschen Bil-
dungsrates, der Bundesregierung und — mit gewis-
sen Einschränkungen — auch der Bund-Länder-Kom-
mission, von den Empfehlungen der GEW ganz zu 
schweigen, kaum berücksichtigt worden sind, und 
zwar sowohl was die Einheitlichkeit des Abschlusses 
bezüglich der Dauer des Schulbesuchs als auch die 
Profilierung nach Leistungsschwerpunkten und An-
spruchsniveau als auch die Neugestaltung der Ver-
fahren zur Leistungsfeststellung betrifft, so daß hier 
von einer Reform der Sekundarstufen-I-Abschlüsse 
kaum gesprochen werden kann. 

Bleiben die neuen Sekundarstufen-I-Abschlußrege

-

lungen an Gesamtschulen! Auch diese halten durch

-

weg den Ansprüchen an einen reformierten Sekun

-

darstufen-I-Abschluß kaum stand, vor allem deshalb 
nicht, weil die Gesamtschulen unter dem Zwang 
stehen, den herkömmlichen Schulformen vergleich-
bare Berechtigungen zu vergeben. In vielen Ge-
samtschulen wie z. B. in Baden-Württemberg, Bay-
ern, dem Saarland und Schleswig-Holstein hat dies 
dazu geführt, daß unterschiedliche Kursniveaus im 
fachleistungsdifferenzierten Unterrichtsbereich den 
herkömmlichen Schulformen gleichgestellt werden 
und Abschlüsse dann auf dieser Grundlage — wei-
terhin drei-, vier- oder sogar fünfgeteilt — vergeben 
werden. Dem entspricht in etwa die Berliner Rege-
lung, die Art des Abschlusses vom erreichten Noten-
durchschnitt abhängig zu machen. Lediglich in Bre-
men und Nordrhein-Westfalen sind die Abschlüsse 
an der Erreichung von Lernzielen orientiert, aber 
auch hier genügt — wiederum aus dem Zwang zur 
Vergleichbarkeit heraus — die Beschreibung von 
nach Richtung und Leistungshöhe differenzierten 
Profilen nicht, vielmehr wird der Grad der erreich-
ten Lernziele auf Sechser- und Achterskalen über-
tragen, dann auf dieser Basis das Abschlußniveau 
eines Schülers berechnet und mit den Abschlußbe-
zeichnungen des herkömmlichen Schulwesens ver-
sehen. 

2 Möglichkeiten und Aussichten für eine Reform 
der Sekundarstufen-I-Abschlüsse in der Bundes-
republik 

Offensichtlich ist also — von dem spärlichen nieder-
sächsischen Ansatz einmal abgesehen — noch in 
keinem Land der Bundesrepublik die vom Deutschen 
Bildungsrat, der Bundesregierung sowie der Bund-
Länder-Kommission empfohlene Reform der Sekun-
darstufen-I-Abschlüsse realisiert oder doch zumin-
dest begonnen worden. Die Ursachen hierfür dürf-
ten in den CDU-regierten Ländern in entsprechenden 
Landtagsmehrheiten bzw. in den der Sekundarstu-
fen-I-Reform gegenüber sich ablehnend verhaltenden 
Kultusministerien liegen. Dagegen hat es zumin-
dest den Anschein, als ob die SPD-FDP in den von 
ihnen regierten Ländern ihre Stimmenmehrheit nicht 
entschlossen genug für entsprechende Reformmaß-
nahmen eingesetzt haben, wobei allerdings zu be-
rücksichtigen ist, daß in einigen Ländern zumindest 
kleine Schritte in Richtung auf eine Reform des 
gesamten Sekundarstufen-I-Bereichs gemacht wor-
den sind, wie z. B. in Nordrhein-Westfalen die Ver-
einheitlichung der Lehrerausbildung oder in Nieder-
sachsen, Bremen und dem CDU-regierten Saarland 
die Einführung der schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe. Ob diese Ansätze allerdings langfri-
stig zur reformierten Sekundarstufe I mit entspre-
chendem einheitlichen Abschluß im Sinne beispiels-
weise des Deutschen Bildungsrates führen, muß 
unter den gegenwärtigen bildungspolitischen Prä-
missen doch bezweifelt werden. 

Feststehen dürfte in jedem Fall, daß es aufgrund 
des bildungspolitischen Föderalismus in den näch-
sten Jahren zu einer bundeseinheitlichen Reform 
der Sekundarstufen-I-Abschlüsse kaum kommen 
wird; ja selbst eine Vereinheitlichung muß mehr und 
mehr als utopisch erscheinen. Zu dürftig sind die 
Ergebnisse der KMK nach über achtjährigem Ringen 



Drucksache 8/1551 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

im Schulausschuß. So wird es auch in Zukunft bei 
den Chancengleichheit und Freizügigkeit innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland verletzenden unter-
schiedlichen Regelungen bleiben, wenn nicht der 
Bund seine in Artikel 91 b Grundgesetz verankerten 
Möglichkeiten für entsprechende Initiativen nutzt 
und die Länder zu gemeinsamem Vorgehen zwingt, 
wofür es bisher jedoch noch kein Patentrezept gibt, 
da sich Länder wie KMK gegen möglichen Druck 
von seiten des Bundes wehren und auf ihre Auto-
nomie im Bildungsbereich pochen werden, obwohl 
sie bisher nicht einmal minimale Vereinheitlichun-
gen erreichten. Zur Durchsetzung zumindest dieser 
Minimalforderungen und damit auch zu mehr Rechts-
gleichheit sollte der Bund folgende Maßnahmen zu 
realisieren suchen: 

1. Vereinheitlichung der Abschlußsysteme und da-
mit der Anzahl möglicher Abschlüsse; 

2. Vereinheitlichung der Berechtigungen für glei-
che Abschlüsse; 

3. Vereinheitlichung der Eingangsvoraussetzun-
gen für gleiche Schultypen; 

4. Vereinheitlichung der Abschlußverfahren, und 
zwar in Richtung auf eine Ersetzung punktuel-
ler Prüfungen durch langfristige Beobachtung; 

5. Sicherstellung der Durchlässigkeit zwischen den 
Schultypen; 

6. Einführung eines allgemeinbildenden 10. Haupt-
schuljahrs in allen Bundesländern, zumindest 
als Angebot; 

7. Verzicht auf die zweite Fremdsprache als Ein-
gangsvoraussetzung für die gymnasiale Sekun-
darstufe II in allen Ländern, längerfristig für 

die Verleihung der Hochschulreife zugunsten 
möglicher anderer Profile; 

8. Einbeziehung der Lernbehindertenschule in das 
Sekundarstufen-I-Abschlußsystem; 

9. Vereinheitlichung der unterschiedlichen Formen 
des berufsbildenden Schulwesens sowie Schaf-
fung einheitlicher Zugangsvoraussetzungen und 
Vergabe einheitlicher Berechtigungen; 

10. Vereinheitlichung der Angebote und Verfahren 
zum nachträglichen Erwerb von Sekundarstufen-
I-Abschlüssen in allen Ländern. 

Über diese mehr oder weniger organisatorischen 
Ansätze hinaus, die noch im Vorfeld einer tatsäch-
lichen Reform des Sekundarstufen-I-Abschlusses im 
Sinne der genannten Planungs- und Beratungsgre-
mien liegen, wäre es ratsam, den Ergebnissen der 
pädagogischen, psychologischen und soziologischen 
Forschung in bezug auf die Rückwirkung unter-
schiedlicher Abschlußsysteme und -verfahren auf 
Unterrichtsorganisation und Lernprozesse in den 
den Abschlüssen vorangehenden Jahrgangsstufen 
sowie auf die damit zusammenhängenden schuli-
schen Sozialisationsprozesse stärkere Beachtung zu 
schenken und sie etwa in der Form von Gutachten 
referieren zu lassen. Nicht zuletzt werden nämlich 
von der Struktur der Sekundarstufe I wie selbstver-
ständlich auch der Sekundarstufen-I-Abschlüsse das 
Schulklima sowie die Prozesse schulischer Sozialisa-
tion nachhaltig bestimmt. Hier dürften mit die Ur-
sachen von Phänomenen wie Schulstreß und Schul-
angst liegen, die schon heute eine Gefahr nicht nur 
für Bestand und Funktionieren einer demokratischen 
Gesellschaft, sondern auch für Wohlbefinden und 
Gesundheit jedes einzelnen Bürgers darstellen. 
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